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(Gesetzgebungsakte)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EU) 2022/2065 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 19. Oktober 2022

iiber einen Binnenmarkt fiir digitale Dienste und zur Anderung der Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz
iiber digitale Dienste)

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union, insbesondere auf Artikel 114,
auf Vorschlag der Europiischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ('),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (%),

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (),

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Dienste der Informationsgesellschaft und insbesondere Vermittlungsdienste sind mittlerweile ein wichtiger
Bestandteil der Volkswirtschaft der Union und des Alltags ihrer Biirgerinnen und Biirger. Zwanzig Jahre nach der
Annahme des bestehenden, auf derlei Dienste anwendbaren Rechtsrahmens, der in der Richtlinie 2000/31/EG des
Europiischen Parlaments und des Rates (%) festgelegt ist, bieten neue und innovative Geschiftsmodelle und Dienste
wie soziale Netzwerke und Online-Plattformen, die Verbrauchern den Abschluss von Fernabsatzvertrigen mit
Unternehmern ermoglichen, Geschiftskunden und Verbrauchern nun die Moglichkeit, auf neuartige Weise
Informationen weiterzugeben und darauf zuzugreifen und Geschiftsvorgange durchzufithren. Eine Mehrheit der
Biirgerinnen und Biirger der Union nutzt diese Dienste inzwischen tdglich. Der digitale Wandel und die verstirkte
Nutzung dieser Dienste haben jedoch auch neue Risiken und Herausforderungen mit sich gebracht, und zwar fiir
den einzelnen Nutzer des jeweiligen Dienstes, die Unternehmen und fiir die Gesellschaft als Ganzes.

(2)  Die Mitgliedstaaten fithren zunehmend nationale Rechtsvorschriften zu den von dieser Verordnung abgedeckten
Angelegenheiten ein, oder ziehen dies in Erwigung, und schaffen damit insbesondere Sorgfaltspflichten fiir
Anbieter von Vermittlungsdiensten im Hinblick auf die Art und Weise, wie jene gegen rechtswidrige Inhalte, Online-
Desinformation oder andere gesellschaftliche Risiken vorgehen sollten. Unter Beriicksichtigung des von Natur aus
grenziiberschreitenden Charakters des Internets, das im Allgemeinen fiir die Bereitstellung dieser Dienste verwendet
wird, beeintrichtigen diese unterschiedlichen nationalen Rechtsvorschriften den Binnenmarkt, der gemdf Artikel 26
des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) ein Raum ohne Binnengrenzen ist, in dem der
freie Verkehr von Waren und Dienstleistungen sowie die Niederlassungsfreiheit gewahrleistet sind. Die Bedingungen

(') ABIL C 286 vom 16.7.2021, S. 70.

() ABL C 440 vom 29.10.2021, S. 67.

() Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 5. Juli 2022 (noch nicht im Amtsblatt veréffentlicht) und Beschluss des Rates vom
4. Oktober 2022.

() Richtlinie 2000/31/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 iiber bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste
der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschiftsverkehrs, im Binnenmarkt (,Richtlinie iiber den elektronischen
Geschiftsverkehr”) (ABL. L 178 vom 17.7.2000, S. 1).
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fur die Erbringung von Vermittlungsdiensten im gesamten Binnenmarkt sollten harmonisiert werden, um
Unternehmen Zugang zu neuen Mirkten und Chancen zur Nutzung der Vorteile des Binnenmarkts zu verschaffen
und gleichzeitig den Verbrauchern und anderen Nutzern eine grofere Auswahl zu bieten. Fiir die Zwecke dieser
Verordnung werden gewerbliche Nutzer, Verbraucher und andere Nutzer als ,Nutzer” angesehen.

(3)  Damit das Online-Umfeld sicher, berechenbar und vertrauenswiirdig ist und sowohl Biirgerinnen und Biirger der
Union als auch andere Personen die ihnen in der Charta der Grundrechte der Europdischen Union (im Folgenden
,Charta“) garantierten Grundrechte ausiiben kénnen, insbesondere das Recht auf Meinungs- und Informations-
freiheit, auf unternehmerische Freiheit, das Recht auf Nichtdiskriminierung und die Erreichung eines hohen
Verbraucherschutzniveaus, ist unbedingt ein verantwortungsvolles und sorgfiltiges Verhalten der Anbieter von
Vermittlungsdiensten erforderlich.

(4)  Um das Funktionieren des Binnenmarkts sicherzustellen und zu verbessern, sollten daher auf Unionsebene
verbindliche gezielte, einheitliche, wirksame und verhiltnismifige Vorschriften festgelegt werden. Mit dieser
Verordnung werden die Voraussetzungen dafiir geschaffen, dass im Binnenmarkt innovative digitale Dienste
entstehen und expandieren konnen. Die Angleichung der nationalen Regulierungsmafinahmen beziiglich der
Anforderungen an Anbieter von Vermittlungsdiensten auf Unionsebene ist erforderlich, um eine Fragmentierung
des Binnenmarkts zu verhindern und zu beenden, fiir Rechtssicherheit zu sorgen und somit die Unsicherheit fiir
Entwickler zu verringern und die Interoperabilitit zu foérdern. Durch die technologieneutrale Gestaltung der
Anforderungen sollte die Innovation nicht gehemmt, sondern vielmehr geférdert werden.

(5)  Diese Verordnung sollte fiir die Anbieter bestimmter Dienste der Informationsgesellschaft im Sinne der Richtlinie
(EU) 2015/1535 des Europdischen Parlaments und des Rates (°) gelten, also fiir jede in der Regel gegen Entgelt
elektronisch im Fernabsatz und im individuellen Auftrag eines Nutzers erbrachte Dienstleistung. Im Einzelnen sollte
diese Verordnung fiir die Anbieter von Vermittlungsdiensten gelten, insbesondere fiir Anbieter einer ,reinen
Durchleitung®, von ,Caching“-Leistungen und von ,Hostingdienst“-Diensten, da die Nutzung dieser Dienste —
hauptsichlich zu verschiedensten berechtigten und gesellschaftlich vorteilhaften Zwecken - exponentiell
angestiegen ist und sie dadurch auch bei der Vermittlung und Verbreitung rechtswidriger oder anderweitig
schédlicher Informationen und Tatigkeiten eine immer wichtigere Rolle spielen.

(6)  Inder Praxis vermitteln bestimmte Anbieter von Vermittlungsdiensten Dienstleistungen, die auf elektronischem oder
nicht elektronischem Wege erbracht werden koénnen, etwa IT-Dienstleistungen auf Distanz oder Transport-,
Beherbergungs- oder Lieferdienste. Diese Verordnung sollte nur fir Vermittlungsdienste gelten und die
Anforderungen unberiihrt lassen, die im Unionsrecht oder im nationalen Recht fiir tiber Vermittlungsdienste
vermittelte Produkte oder Dienstleistungen festgelegt sind; dies gilt auch, wenn der Vermittlungsdienst fester
Bestandteil einer anderen Dienstleistung ist, bei der es sich nicht um einen Vermittlungsdienst handelt, wie er in der
Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europiischen Union anerkannt wird.

(7)  Um die Wirksamkeit der in dieser Verordnung festgelegten Vorschriften sowie faire Wettbewerbsbedingungen im
Binnenmarkt zu gewihrleisten, sollten diese Vorschriften fiir Anbieter von Vermittlungsdiensten unabhingig von
ihrem Niederlassungsort oder ihrem Sitz gelten, sofern sie Dienste in der Union anbieten, belegt durch eine
wesentliche Verbindung zur Union.

(8)  Eine solche wesentliche Verbindung zur Union sollte dann als gegeben gelten, wenn der Diensteanbieter eine
Niederlassung in der Union hat, oder — in Ermangelung einer solchen Niederlassung — wenn die Zahl von Nutzern
in einem oder mehreren Mitgliedstaaten im Verhiltnis zu dessen oder deren Bevodlkerung erheblich ist, oder auf
Basis der Ausrichtung von Titigkeiten auf einen oder mehrere Mitgliedstaaten. Die Ausrichtung von Tatigkeiten auf
einen oder mehrere Mitgliedstaaten lisst sich anhand aller relevanten Umstinde bestimmen, einschlieflich Faktoren
wie der Verwendung einer in dem betreffenden Mitgliedstaat gebriuchlichen Sprache oder Wihrung oder der
Moglichkeit, Produkte oder Dienstleistungen zu bestellen, oder der Nutzung einer einschligigen Doméne oberster
Stufe. Ferner liee sich die Ausrichtung von Titigkeiten auf einen Mitgliedstaat auch aus der Verfiigbarkeit einer
Anwendung im jeweiligen nationalen App-Store, der Schaltung lokaler Werbung oder von Werbung in einer im

() Richtlinie (EU) 2015/1535 des Européischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 iiber ein Informationsverfahren auf
dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften fiir die Dienste der Informationsgesellschaft (ABlL. L 241 vom
17.9.2015, S. 1).
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betreffenden Mitgliedstaat verwendeten Sprache oder dem Management der Kundenbeziehungen, zum Beispiel
durch die Bereitstellung eines Kundendienstes in einer im betreffenden Mitgliedstaat gebriuchlichen Sprache,
ableiten. Das Vorhandensein einer wesentlichen Verbindung sollte auch dann angenommen werden, wenn ein
Diensteanbieter seine Tatigkeit im Sinne von Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012
des Europiischen Parlaments und des Rates () auf einen oder mehrere Mitgliedstaaten ausrichtet. Die blofle
technische Zuginglichkeit einer Website in der Union reicht dagegen nicht aus, damit allein aus diesem Grund eine
wesentliche Verbindung angenommen wird.

(9)  Mit dieser Verordnung werden die fir Vermittlungsdienste im Binnenmarkt geltenden Vorschriften vollstindig
harmonisiert, um ein sicheres, berechenbares und vertrauenswiirdiges Online-Umfeld sicherzustellen, das der
Verbreitung rechtswidriger Online-Inhalte und den gesellschaftlichen Risiken, die die Verbreitung von
Desinformation oder anderen Inhalten mit sich bringen kann, entgegenwirkt, und in dem die in der Charta
verankerten Grundrechte wirksam geschiitzt und Innovationen geférdert werden. Daher sollten die Mitgliedstaaten
keine zusitzlichen nationalen Anforderungen in Bezug auf die in den Anwendungsbereich dieser Verordnung
fallenden Bereiche erlassen oder beibehalten, es sei denn, dies ist in dieser Verordnung ausdriicklich vorgesehen, da
dies die direkte und einheitliche Anwendung der fiir die Anbieter von Vermittlungsdiensten geltenden vollstindig
harmonisierten Vorschriften im Einklang mit den Zielen dieser Verordnung beeintrichtigen wiirde. Dies sollte die
Moglichkeit unberiihrt lassen, andere nationale Rechtsvorschriften, die fir Anbieter von Vermittlungsdiensten
gelten, im Einklang mit dem Unionsrecht anzuwenden; dies gilt auch fiir die Richtlinie 2000/31/EG, insbesondere
deren Artikel 3, soweit die nationalen Rechtsvorschriften einem anderen berechtigten offentlichen Interesse dienen
als diese Verordnung.

(10) Diese Verordnung sollte andere Rechtsakte der Union unberiihrt lassen, die die Bereitstellung von Diensten der
Informationsgesellschaft im Allgemeinen regeln, andere Aspekte der Bereitstellung von Vermittlungsdiensten im
Binnenmarkt regeln oder die in dieser Verordnung festgelegten harmonisierten Vorschriften festlegen und erginzen,
wie etwa die Richtlinie 2010/13/EU des Europdischen Parlaments und des Rates (), einschlielich ihrer
Bestimmungen in Bezug auf Video-Sharing-Plattformen, die Verordnungen (EU) 2019/1148, (}), (EU)
2019/1150 (), (EU) 2021/784 (*% und (EU) 2021/1232 (*') des Europdischen Parlaments und des Rates und die
Richtlinie 2002/58/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (*}) und in einer Verordnung des Europiischen
Parlaments und des Rates tiber Europdische Herausgabeanordnungen und Sicherungsanordnungen fiir elektronische
Beweismittel in Strafsachen und einer Richtlinie des Europdischen Parlaments und des Rates zur Festlegung
einheitlicher Regeln fiir die Bestellung von Vertretern zu Zwecken der Beweiserhebung in Strafverfahren festgelegten
Bestimmungen des Unionsrechts.

(®) Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2012 iber die gerichtliche
Zustandigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (ABlL. L 351 vom
20.12.2012, . 1).

() Richtlinie 2010/13/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 10. Mirz 2010 zur Koordinierung bestimmter Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten iiber die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste (Richtlinie iiber audiovisuelle
Mediendienste) (ABI. L 95 vom 15.4.2010, S. 1).

() Verordnung (EU) 2019/1148 des Européischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 iiber die Vermarktung und Verwendung
von Ausgangsstoffen fiir Explosivstoffe, zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 und zur Authebung der Verordnung (EU)
Nr. 98/2013 (ABL. L 186 vom 11.7.2019, S. 1).

() Verordnung (EU) 2019/1150 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Forderung von Fairness und
Transparenz fiir gewerbliche Nutzer von Online-Vermittlungsdiensten (ABL L 186 vom 11.7.2019, S. 57).

(") Verordnung (EU) 2021/784 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2021 zur Bekdmpfung der Verbreitung
terroristischer Online-Inhalte (ABL L 172 vom 17.5.2021, S. 79).

(") Verordnung (EU) 2021/1232 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 14. Juli 2021 iiber eine voriibergehende Ausnahme
von bestimmten Vorschriften der Richtlinie 2002/58/EG hinsichtlich der Verwendung von Technologien durch Anbieter
nummernunabhingiger interpersoneller Kommunikationsdienste zur Verarbeitung personenbezogener und anderer Daten zwecks
Bekdmpfung des sexuellen Missbrauchs von Kindern im Internet (ABL L 274 vom 30.7.2021, S. 41).

(*) Richtlinie 2002/58/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 2002 iiber die Verarbeitung personenbezogener
Daten und den Schutz der Privatsphdre in der elektronischen Kommunikation (Datenschutzrichtlinie fur elektronische
Kommunikation) (ABL L 201 vom 31.7.2002, S. 37).
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Ebenso sollte diese Verordnung im Interesse der Klarheit das Unionsrecht iiber den Verbraucherschutz -
insbesondere die Verordnungen (EU) 2017/2394 (**) und (EU) 2019/1020 (*) des Europdischen Parlaments und des
Rates, die Richtlinien 2001/95/EG (**), 2005/29/EG (*%), 2011/83/EU (V) und 2013/11/EU (**) des Europdischen
Parlaments und des Rates und die Richtlinie 93/13/EWG des Rates (') — sowie das Unionsrecht iiber den Schutz
personenbezogener Daten — insbesondere die Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und des
Rates (%) — unberiihrt lassen.

Daher sollte diese Verordnung auch nicht die Unionsvorschriften im Bereich des Internationalen Privatrechts,
insbesondere nicht die Vorschriften iiber die rechtliche Zustindigkeit sowie uber die Anerkennung und
Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, wie die Verordnung (EU) Nr. 1215/2012, und die
Vorschriften tiber das auf vertragliche und aufervertragliche Schuldverhiltnisse anzuwendende Recht beriihren. Der
Schutz von Einzelpersonen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten wird einzig durch die Vorschriften des
Unionsrechts in diesem Bereich geregelt, insbesondere durch die Verordnung (EU) 2016/679 und die
Richtlinie 2002/58/EG. Diese Verordnung sollte auch das Unionsrecht iiber Arbeitsbedingungen und das
Unionsrechts im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in Zivil- und Strafsachen unberiihrt lassen. Soweit mit
diesen Unionsrechtsakten allerdings dieselben Ziele wie mit dieser Verordnung verfolgt werden, sollten die
Vorschriften dieser Verordnung fiir Fragen gelten, die von den genannten anderen Rechtsakten nicht oder nicht
vollstindig behandelt werden, und Fragen, bei denen diese anderen Rechtsakte den Mitgliedstaaten die Moglichkeit
lassen, bestimmte Mafinahmen auf nationaler Ebene zu ergreifen.

(11) Es sollte prizisiert werden, dass diese Verordnung das Unionsrecht iiber das Urheberrecht und verwandte
Schutzrechte — insbesondere die Richtlinien 2001/29/EG (*'), 2004/48/EG (*) und (EU) 2019/790 (¥) des
Europdischen Parlaments und des Rates, in dem bestimmte Vorschriften und Verfahren festgelegt sind, die
unberiihrt bleiben sollten — nicht beriihrt.

(12) Um das Ziel zu erreichen, ein sicheres, berechenbares und vertrauenswiirdiges Online-Umfeld sicherzustellen, sollte
die Definition des Begriffs ,rechtswidrige Inhalte” fir die Zwecke dieser Verordnung im Groflen und Ganzen den
bestehenden Regeln in der Oftline-Umgebung entsprechen. Insbesondere sollte der Begriff ,rechtswidrige Inhalte* so
weit gefasst werden, dass er Informationen im Zusammenhang mit rechtswidrigen Inhalten, Produkten,
Dienstleistungen oder Titigkeiten umfasst. Insbesondere sollte der Begriff so ausgelegt werden, dass er sich auf
Informationen unabhingig von ihrer Form bezieht, die nach geltendem Recht entweder an sich rechtswidrig sind,
etwa rechtswidrige Hassrede, terroristische Inhalte oder rechtswidrige diskriminierende Inhalte, oder nach dem
geltenden Recht rechtswidrig sind, weil sie mit rechtswidrigen Handlungen zusammenhingen. Beispiele hierfiir sind

() Verordnung (EU) 2017/2394 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2017 iiber die Zusammenarbeit
zwischen den fiir die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze zustindigen nationalen Behorden und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 2006/2004, (ABL. L 345 vom 27.12.2017, S. 1).

(*) Verordnung (EU) 2019/1020 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 iiber Marktiiberwachung und die
Konformitdt von Produkten sowie zur Anderung der Richtlinie 2004/42/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 765/2008 und (EU)
Nr. 305/2011 (ABL L 169 vom 25.6.2019, S. 1).

(") Richtlinie 2001/95/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 3. Dezember 2001 iiber die allgemeine Produktsicherheit
(ABL. L 11 vom 15.1.2002, S. 4).

(*) Richtlinie 2005/29/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2005 iiber unlautere Geschiftspraktiken von
Unternehmen gegeniiber Verbrauchern im Binnenmarkt und zur Anderung der Richtlinie 84/450/EWG des Rates, der Richtlinien
97|7[EG, 98/27EG und 2002/65/EG des Europiischen Parlaments und des Rates sowie der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 des
Europiischen Parlaments und des Rates (Richtlinie iber unlautere Geschiftspraktiken) (ABL. L 149 vom 11.6.2005, S. 22).

(") Richtlinie 2011/83/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011 iiber die Rechte der Verbraucher, zur
Abanderung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates und der Richtlinie 1999/44/EG des Europdischen Parlaments und des Rates sowie
zur Aufhebung der Richtlinie 85/577/EWG des Rates und der Richtlinie 97/7/EG des Europdischen Parlaments und des Rates
(ABL L 304 vom 22.11.2011, S. 64).

(**) Richtlinie 2013/11/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2013 iiber die alternative Beilegung verbraucher-
rechtlicher Streitigkeiten und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 2009/22/EG (ABL. L 165 vom
18.6.2013, S. 63).

(*) Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 tiber missbrauchliche Klauseln in Verbrauchervertragen (ABL. L 95 vom
21.4.1993, S. 29).

(*) Verordnung (EU) 2016/679 des Européischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABL. L 119 vom 4.5.2016, S. 1).

(*') Richtlinie 2001/29/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des
Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft (ABL L 167 vom 22.6.2001, S. 10).

(*) Richtlinie 2004[48/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 zur Durchsetzung der Rechte des geistigen
Eigentums (ABL L 157 vom 30.4.2004, S. 45).

(*) Richtlinie (EU) 2019/790 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 iiber das Urheberrecht und die verwandten
Schutzrechte im digitalen Binnenmarkt und zur Anderung der Richtlinien 96/9/EG und 2001/29/EG (ABL. L 130 vom 17.5.2019,
S.92).
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etwa die Weitergabe von Darstellungen sexuellen Missbrauchs von Kindern, die rechtswidrige Weitergabe privater
Bilder ohne Zustimmung, Cyber-Stalking, der Verkauf nicht konformer oder gefilschter Produkte, der Verkauf von
Produkten oder die Erbringung von Dienstleistungen unter Verstoff gegen das Verbraucherschutzrecht, die nicht
genehmigte Verwendung urheberrechtlich geschiitzten Materials, das rechtswidrige Angebot von Beherbergungs-
dienstleistungen oder der rechtswidrige Verkauf von lebenden Tieren. Im Gegensatz dazu sollte ein
Augenzeugenvideo eines potenziellen Verbrechens nicht als rechtswidriger Inhalt betrachtet werden, nur weil es
eine rechtswidrige Handlung zeigt, wenn die Aufnahme oder offentliche Verbreitung eines solchen Videos nach
nationalem Recht oder Unionsrecht nicht rechtswidrig ist. In dieser Hinsicht ist es unerheblich, ob die
Rechtswidrigkeit der Information oder der Handlung sich aus dem Unionsrecht oder aus mit dem Unionsrecht im
Einklang stehendem nationalem Recht ergibt, um welche Art von Rechtsvorschriften es geht und was diese zum
Gegenstand haben.

(13) Aufgrund der besonderen Merkmale der betreffenden Dienste und der daraus folgenden Notwendigkeit, deren
Anbietern bestimmte spezifische Verpflichtungen aufzuerlegen, ist innerhalb der weiter gefassten Kategorie
Hostingdiensteanbieter gemifl der Definition in dieser Verordnung die Unterkategorie Online-Plattformen
abzugrenzen. Online-Plattformen wie soziale Netzwerke oder Online-Plattformen, die Verbrauchern den Abschluss
von Fernabsatzvertrigen mit Unternehmern ermoglichen, sollten als Hostingdiensteanbieter definiert werden, die
nicht nur im Auftrag der Nutzer von diesen bereitgestellten Informationen speichern, sondern diese Informationen
im Auftrag der Nutzer auch offentlich verbreiten. Um tibermidfig weit gefasste Verpflichtungen zu vermeiden,
sollten Hostingdiensteanbieter jedoch nicht als Online-Plattformen betrachtet werden, sofern es sich bei dieser
Titigkeit nur um eine unbedeutende und untrennbar mit einem anderen Dienst verbundene reine Nebenfunktion
oder um eine unbedeutende Funktion des Hauptdienstes handelt, wobei die Nebenfunktion oder Funktion aus
objektiven und technischen Griinden nicht ohne diesen anderen Hauptdienst genutzt werden kann, und sofern die
Integration der Nebenfunktion oder der Funktion in den anderen Dienst nicht dazu dient, die Anwendbarkeit der
Vorschriften dieser Verordnung fiir Online-Plattformen zu umgehen. Ein Kommentarbereich einer Online-Zeitung
etwa konnte eine solche Funktion darstellen, die eindeutig eine Nebenfunktion des Hauptdienstes ist, ndmlich der
Veroffentlichung von Nachrichten unter der redaktionellen Verantwortung des Verlegers. Dagegen sollte die
Speicherung von Kommentaren in einem sozialen Netzwerk als Online-Plattformdienst betrachtet werden, wenn
klar ist, dass es sich um ein nicht unwesentliches Merkmal des angebotenen Dienstes handelt, auch wenn es eine
Nebenleistung zur Veroffentlichung der Beitrdge der Nutzer ist. Fir die Zwecke dieser Verordnung sollten Cloud-
Computing- oder Web-Hostingdienste nicht als Online-Plattform angesehen werden, bei der die offentliche
Verbreitung bestimmter Informationen eine unbedeutende Nebenfunktion oder eine unbedeutende Funktion dieser
Dienste darstellt.

Dariiber hinaus sollten Cloud-Computing- und Web-Hostingdienste, wenn sie als Infrastruktur dienen — etwa als
zugrunde liegender infrastruktureller Speicher- und Rechendienst einer internetbasierten Anwendung, Website oder
Online-Plattform — an sich nicht als Mittel zur 6ffentlichen Verbreitung von Informationen angesehen werden, die im
Auftrag eines Nutzers einer von ihnen betriebenen Anwendung, Website oder Online-Plattform gespeichert oder
verarbeitet werden.

(14) Der Begrift ,offentliche Verbreitung*, wie in dieser Verordnung genutzt, sollte die Bereitstellung von Informationen
fur eine potenziell unbegrenzte Zahl von Personen umfassen, also die Bereitstellung eines leichten Zugangs fur die
Nutzer im Allgemeinen, ohne dass weiteres Titigwerden durch den Nutzer, der die Informationen bereitstellt,
erforderlich wire; dabei spielt es keine Rolle, ob diese Personen tatsichlich auf die betreffenden Informationen
zugreifen. Dementsprechend sollte in Fillen, in denen eine Registrierung oder die Aufnahme in eine Nutzergruppe
erforderlich ist, um Zugang zu Informationen zu erlangen, nur dann von einer offentlichen Verbreitung der
Informationen ausgegangen werden, wenn die Nutzer, die auf die Informationen zugreifen mochten, automatisch
registriert oder aufgenommen werden, ohne eine menschliche Entscheidung oder Auswahl, wem Zugang gewihrt
wird. Interpersonelle Kommunikationsdienste im Sinne der Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europdischen Parlaments
und des Rates (*), etwa E-Mail oder Instant Messaging-Dienste, fallen nicht in den Anwendungsbereich der
Begriffsbestimmung fiir Online-Plattformen, da sie fur die interpersonelle Kommunikation zwischen einer endlichen
Zahl von Personen verwendet werden, die vom Absender der Kommunikation bestimmt wird. Die in dieser
Verordnung festgelegten Verpflichtungen fiir Anbieter von Online-Plattformen konnen jedoch auch fiir Dienste
gelten, die die Bereitstellung von Informationen fiir eine potenziell unbegrenzte Zahl von Nutzern ermdglichen, die
nicht vom Absender der Kommunikation bestimmt wird, beispielsweise iiber offentliche Gruppen oder offene
Kanile. Informationen sollten nur dann als 6ffentlich verbreitet im Sinne dieser Verordnung gelten, wenn diese
Verbreitung direkt im Auftrag des Nutzers, der die Informationen bereitgestellt hat, geschieht.

(*) Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 iiber den europdischen Kodex fiir die
elektronische Kommunikation (ABL L 321 vom 17.12.2018, S. 36).
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(17)

(19)

(21)

Fallen einige von einem Anbieter erbrachte Dienste in den Anwendungsbereich dieser Verordnung und andere nicht,
oder fallen die von einem Anbieter erbrachten Dienste unter verschiedene Abschnitte dieser Verordnung, so sollten
die einschligigen Bestimmungen dieser Verordnung nur fiir diejenigen Dienste gelten, die in deren
Anwendungsbereich fallen.

Die mit dem horizontalen Rahmen fiir bedingte Haftungsausschliisse fiir Anbieter von Vermittlungsdiensten gemaf§
der Richtlinie 2000/31/EG geschaffene Rechtssicherheit hat dazu gefithrt, dass im ganzen Binnenmarkt viele
neuartige Dienste entstehen und expandieren konnten. Dieser Rahmen sollte daher bestehen bleiben. Angesichts der
Abweichungen bei der Umsetzung und Anwendung der einschligigen Vorschriften auf nationaler Ebene und aus
Griinden der Klarheit und Kohidrenz sollte dieser Rahmen jedoch in diese Verordnung aufgenommen werden.
Zudem miissen bestimmte Elemente dieses Rahmens unter Beriicksichtigung der Rechtsprechung des Gerichtshofs
der Europiischen Union prizisiert werden.

Mit den in dieser Verordnung festgelegten Vorschriften iiber die Haftung der Anbieter von Vermittlungsdiensten
sollte nur festgelegt werden, wann der betreffende Anbieter von Vermittlungsdiensten im Zusammenhang mit von
den Nutzern bereitgestellten rechtswidrigen Inhalten nicht haftbar gemacht werden kann. Die Vorschriften sollten
nicht so ausgelegt werden, dass sie eine positive Grundlage dafiir darstellen, festzustellen, wann ein Anbieter haftbar
gemacht werden kann; dies ist nach den geltenden Vorschriften des Unionsrechts oder des nationalen Rechts zu
bestimmen. Zudem sollten die in dieser Verordnung festgelegten Haftungsausschliisse fiir jegliche Art der Haftung
im Zusammenhang mit jeglicher Art von rechtswidrigen Inhalten gelten, unabhingig von dem genauen Gegenstand
oder der Art dieser Rechtsvorschriften.

Die in dieser Verordnung festgelegten Haftungsausschliisse sollten nicht gelten, wenn der Anbieter sich nicht darauf
beschrinkt, die Dienstleistungen auf neutrale Weise und durch die blofe technische und automatische Verarbeitung
der vom Nutzer bereitgestellten Informationen zu erbringen, sondern dahin gehend eine aktive Rolle einnimmit,
dass er Wissen oder Kontrolle iiber diese Informationen erhilt. Diese Ausschliisse sollten dementsprechend nicht fiir
die Haftung im Zusammenhang mit Informationen gelten, die nicht vom Nutzer bereitgestellt werden, sondern vom
Anbieter des Vermittlungsdienstes selbst, auch wenn diese Informationen im Rahmen der redaktionellen
Verantwortung dieses Anbieters entwickelt wurden.

Vor dem Hintergrund der abweichenden Eigenschaften der Tatigkeiten ,reine Durchleitung®, ,Caching” und
,2Hosting“ sowie der unterschiedlichen Position und Fihigkeiten der Anbieter der betreffenden Dienste ist es
erforderlich, die fir diese Titigkeiten geltenden Vorschriften insofern zu unterscheiden, als sie nach dieser
Verordnung anderen Anforderungen und Bedingungen unterliegen, und ihr Geltungsbereich nach der Auslegung
des Gerichtshofs der Europdischen Union variiert.

Arbeitet ein Anbieter von Vermittlungsdiensten bewusst mit einem Nutzer zusammen, um rechtswidrige Tatigkeiten
auszuiiben, sollte nicht davon ausgegangen werden, dass die Dienstleistungen auf neutrale Weise erbracht wurden,
und der Anbieter sollte dementsprechend die in dieser Verordnung vorgesehenen Haftungsausschliisse nicht in
Anspruch nehmen kénnen. Dies sollte beispielsweise dann der Fall sein, wenn der Anbieter seine Dienstleistung
hauptsichlich zu dem Zweck anbietet, rechtswidrige Titigkeiten zu erleichtern, indem er beispielsweise seinen
Zweck — die Erleichterung rechtswidriger Aktivititen — klar zum Ausdruck bringt und seine Dienstleistungen fiir
diesen Zweck geeignet sind. Allein die Tatsache, dass ein Dienst verschliisselte Ubertragungen oder ein anderes
System anbietet, mit dem die Identifizierung des Nutzers unmdoglich wird, sollte fiir sich genommen nicht als
Erleichterung rechtswidriger Tatigkeiten gelten.

Ein Anbieter sollte die Haftungsausschliisse fur die ,reine Durchleitung® und ,Caching“-Leistungen in Anspruch
nehmen konnen, wenn er in keiner Weise mit den tibermittelten oder abgerufenen Informationen in Verbindung
steht. Voraussetzung dafiir ist unter anderem, dass er die von ihm iibermittelten oder bereitgestellten Informationen
nicht verandert. Unter diese Anforderung sollten jedoch keine Eingriffe technischer Art im Verlauf der Ubermittlung
oder Bereitstellung fallen, solange sie die Integritit der tibermittelten oder bereitgestellten Informationen nicht
verdndern.

Um den Haftungsausschluss fir Hostingdienste in Anspruch nehmen zu konnen, sollte der Anbieter ziigig titig
werden und rechtswidrige Tatigkeiten oder rechtswidrige Inhalte entfernen oder den Zugang dazu sperren, sobald
er tatsichliche Kenntnis davon oder ein entsprechendes Bewusstsein erlangt. Die Entfernung oder Sperrung des
Zugangs sollte unter Beachtung der Grundrechte der Nutzer, einschlieflich des Rechts auf freie Meinungsduferung
und des Rechts auf Auskunft, erfolgen. Der Anbieter kann diese tatsichliche Kenntnis oder dieses Bewusstsein des
rechtswidrigen Charakters von Inhalten unter anderem durch Untersuchungen aus eigener Initiative oder durch
Meldungen erlangen, die bei ihm von Personen oder Stellen im Einklang mit dieser Verordnung eingehen, sofern
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solche Meldungen ausreichend prizise und hinreichend begriindet sind, damit ein sorgfaltiger Wirtschaftsteilnehmer
die mutmaflich rechtswidrigen Inhalte angemessen erkennen und bewerten und gegebenenfalls dagegen vorgehen
kann. Eine solche tatsichliche Kenntnis oder ein entsprechendes Bewusstsein kann jedoch nicht allein deshalb als
erlangt angesehen werden, weil sich der Anbieter allgemein der Tatsache bewusst ist, dass sein Dienst auch zur
Speicherung rechtswidriger Inhalte genutzt wird. Dariiber hinaus reicht der Umstand, dass der Anbieter automatisch
die in seinen Dienst hochgeladene Informationen indexiert, dass dieser iiber eine Suchfunktion verfiigt oder
Informationen auf der Grundlage der Profile oder Priferenzen der Nutzer empfiehlt, nicht aus, um daraus den
Schluss zu ziehen, dass dieser Anbieter eine ,spezifische* Kenntnis von rechtswidrigen Tatigkeiten auf dieser
Plattform oder von auf dieser Plattform gespeicherten rechtswidrigen Inhalten hat.

(23) Der Haftungsausschluss sollte nicht zur Anwendung gelangen, wenn der Nutzer der Aufsicht oder Kontrolle des
Anbieters eines Hostingdienstes untersteht. Wenn beispielsweise der Anbieter einer Online-Plattform, die es
Verbrauchern ermoglicht, Fernabsatzvertrige mit Unternehmern abzuschlieen, den Preis der Waren oder
Dienstleistungen festlegt, die der Unternehmer anbietet, konnte davon ausgegangen werden, dass der Unternehmer
unter der Aufsicht oder Kontrolle dieser Online-Plattform handelt.

(24) Um den wirksamen Schutz der Verbraucher bei Geschiftsvorgingen im Internet iiber Vermittlungsdienste zu
gewihrleisten, sollten bestimmte Anbieter von Hostingdiensten, nimlich Online-Plattformen, die Verbrauchern das
Abschlieen von Fernabsatzvertragen mit Unternechmern ermdglichen, den Haftungsausschluss fiir Anbieter von
Hostingdiensten gemif dieser Verordnung nicht in Anspruch nehmen kénnen, sofern diese Online-Plattformen die
einschldgigen Informationen beziiglich der betreffenden Vorginge in einer Weise darstellen, die die Verbraucher zu
der Annahme veranlasst, dass diese Informationen entweder von der Online-Plattform selbst oder von einem ihrer
Aufsicht oder Kontrolle unterstehenden Unternehmer bereitgestellt werden und die Online-Plattformen deshalb
Kenntnis von oder Kontrolle iiber die Informationen haben miissen, selbst wenn dem nicht tatsichlich so ist.
Beispiele fiir ein solches Verhalten konnten sein, dass eine Online-Plattform die Identitdt des Unternehmers nicht
wie von dieser Verordnung gefordert eindeutig anzeigt, dass eine Online-Plattform die Identitdt oder Kontaktdaten
des Unternehmers bis nach Abschluss des Vertrags zwischen dem Unternehmer und dem Verbraucher zuriickhalt
oder dass eine Online-Plattform die Ware oder die Dienstleistung in eigenem Namen anstatt im Namen des
Unternehmers, der diese Ware oder Dienstleistung bereitstellen wird, vermarktet. In dieser Hinsicht sollte objektiv
und auf Grundlage aller relevanten Umstidnde ermittelt werden, ob die Darstellung bei einem durchschnittlichen
Verbraucher den Eindruck erwecken konnte, dass die fraglichen Informationen von der Online-Plattform selbst oder
von einem ihrer Aufsicht oder Kontrolle unterstehenden Unternehmer bereitgestellt wurden.

(25) Die in dieser Verordnung festgelegten Haftungsausschliisse sollten die Moglichkeit von Verfiigungen
unterschiedlicher Art gegen Anbieter von Vermittlungsdiensten unberiihrt lassen, selbst wenn diese die im Rahmen
dieser Ausschliisse festgelegten Bedingungen erfiillen. Solche Verfiigungen konnten insbesondere in im Einklang mit
dem Unionsrecht erlassenen gerichtlichen oder behordlichen Anordnungen bestehen, die die Abstellung oder
Verhinderung einer Zuwiderhandlung verlangen, einschlieflich der Entfernung rechtswidriger Inhalte, die in solchen
Anordnungen spezifiziert werden, oder der Sperrung des Zugangs zu ihnen.

(26) Um Rechtssicherheit zu schaffen und Abschreckung vor Tatigkeiten zu vermeiden, die Anbieter von allen Kategorien
von Vermittlungsdiensten auf freiwilliger Basis zur Erkennung und Feststellung von rechtswidrigen Inhalten sowie
zum Vorgehen dagegen durchfithren konnen, sollte prézisiert werden, dass die blofle Durchfithrung solcher
Tatigkeiten durch Anbieter nicht dazu fithrt, dass die Haftungsausschliisse gemifS dieser Verordnung nicht in
Anspruch genommen werden konnen, sofern diese Titigkeiten nach Treu und Glauben und sorgfiltig durchgefiihrt
werden. Die Bedingung, nach Treu und Glauben und sorgfiltig zu handeln, sollte im Einklang mit dem Ziel und den
Anforderungen dieser Verordnung ein objektives, nicht diskriminierendes und verhéltnisméafiges Vorgehen unter
gebiihrender Beriicksichtigung der Rechte und berechtigten Interessen aller Beteiligten sowie erforderliche
Schutzmafnahmen gegen die ungerechtfertigte Entfernung rechtmifiger Inhalte umfassen. Zu diesem Zweck
sollten die betreffenden Anbieter beispielsweise angemessene Maflnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass bei
der Verwendung automatisierter Werkzeuge zur Durchfithrung solcher Mafinahmen die betreffende Technologie
ausreichend zuverlissig ist, um die Fehlerquote so weit wie moglich zu begrenzen. Zudem sollte prizisiert werden,
dass das blofe Ergreifen von Mafnahmen durch die Anbieter nach Treu und Glauben zur Einhaltung der
Anforderungen des Unionsrechts, einschlieflich derer gemidfl dieser Verordnung im Hinblick auf die Umsetzung
ihrer allgemeinen Geschiftsbedingungen, nicht dazu fithren sollte, dass die in dieser Verordnung festgelegten
Ausschliisse nicht in Anspruch genommen werden kénnen. Jegliche dieser Tatigkeiten und Maflnahmen, die ein
Anbieter moglicherweise durchgefihrt bzw. ergriffen hat, sollten daher nicht beriicksichtigt werden, um zu
ermitteln, ob der Anbieter einen Haftungsausschluss in Anspruch nehmen kann, insbesondere in Bezug darauf, ob
der Anbieter die Dienstleistung auf neutrale Weise erbringt und die einschligige Vorschrift daher fir ihn gelten
kann, ohne dass dies jedoch bedeutet, dass sich der Anbieter zwangsldufig darauf berufen kann. Freiwillige
Mafinahmen sollten nicht dazu genutzt werden, die Verpflichtungen von Anbietern von Vermittlungsdiensten
gemif dieser Verordnung zu umgehen.
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Wihrend es bei den in dieser Verordnung festgelegten Vorschriften tiber die Haftung der Anbieter von Vermittlungs-
diensten vor allem um den Haftungsausschluss fiir Anbieter von Vermittlungsdiensten geht, ist es wichtig, darauf
hinzuweisen, dass trotz der wichtigen Rolle, die solche Anbieter im Allgemeinen einnehmen, das Problem der
rechtswidrigen Inhalte und Titigkeiten im Internet nicht allein durch den Fokus auf deren Haftung und
Verantwortung bewiltigt werden sollte. Wenn moglich sollten Dritte, die von im Internet iibertragenen oder
gespeicherten rechtswidrigen Inhalten betroffen sind, versuchen, Konflikte im Zusammenhang mit solchen Inhalten
beizulegen, ohne die betreffenden Anbieter von Vermittlungsdiensten zu beteiligen. Die Nutzer sollten fiir die von
ihnen bereitgestellten und moglicherweise tiber Vermittlungsdienste offentlich verbreiteten rechtswidrigen Inhalte
haften, sofern die geltenden Vorschriften des Unionsrechts und des nationalen Rechts zur Festlegung solcher
Haftung dies vorsehen. Gegebenenfalls sollten auch andere Akteure, etwa Gruppenmoderatoren im nicht
offentlichen Online-Umfeld, insbesondere in grofen Gruppen, dabei helfen, die Verbreitung rechtswidriger Inhalte
im Internet im Einklang mit dem geltenden Recht zu verhindern. Ist es erforderlich, die Anbieter von Diensten der
Informationsgesellschaft zu beteiligen, einschlieflich der Anbieter von Vermittlungsdiensten, so sollten zudem
samtliche Aufforderungen zu einer solchen Beteiligung oder entsprechende Anordnungen grundsitzlich an den
spezifischen Diensteanbieter gerichtet werden, der iiber die technischen und operativen Fahigkeiten verfiigt, gegen
bestimmte rechtswidrige Inhalte vorzugehen, um jegliche negativen Auswirkungen auf die Verfigbarkeit und
Zuginglichkeit von nicht rechtswidrigen Informationen zu vermeiden und so gering wie moglich zu halten.

Seit dem Jahr 2000 wurden neue Technologien entwickelt, die fur eine bessere Verfiigbarkeit, Wirksamkeit,
Geschwindigkeit, Verlasslichkeit, Kapazitit und Sicherheit von Systemen fiir die Ubermittlung, , Auffindbarkeit* und
Speicherung von Daten im Internet sorgen, wodurch ein immer komplexeres Online-Okosystem entstanden ist. In
dieser Hinsicht sollte daran erinnert werden, dass Anbieter von Diensten zur Bereitstellung und Vereinfachung der
zugrunde liegenden logischen Architektur und des reibungslosen Funktionierens des Internets, einschlieflich
technischer Hilfsfunktionen, ebenfalls die in dieser Verordnung festgelegten Haftungsausschliisse in Anspruch
nehmen konnen, sofern ihre Dienste als ,reine Durchleitung®, ,Caching“-Leistung oder ,Hosting“-Dienst
einzuordnen sind. Zu solchen Diensten gehdren u. a. lokale Funknetze (WLAN), DNS-Dienste, die Dienste von
Namenregistern der Doméne oberster Stufe, Registrierungsstellen und Zertifizierungsstellen, die digitale Zertifikate
ausstellen, virtuelle private Netzwerke, Online-Suchmaschinen, Cloud-Infrastrukturdienste oder Netzwerke zur
Bereitstellung von Inhalten, die Funktionen anderer Anbieter von Vermittlungsdiensten ermoglichen, lokalisieren
oder verbessern. Auch Dienste fiir Kommunikationszwecke und die technischen Mittel fiir ihre Bereitstellung haben
sich stark entwickelt und zur Entstehung von Online-Diensten wie der Internet-Sprachtelefonie (VoIP), Nachrichten-
tibermittlungsdiensten und webgestiitzten E-Mail-Diensten gefithrt, bei denen die Kommunikation iiber einen
Internetzugangsdienst ermoglicht wird. Bei diesen Diensten ist ebenfalls eine Inanspruchnahme der Haftungsaus-
schliisse moglich, sofern sie als ,reine Durchleitung-“, ,Caching-“-Leistungen oder ,Hosting“-Dienste einzuordnen
sind.

Vermittlungsdienste umfassen ein breites Spektrum an wirtschaftlichen Tatigkeiten, die online stattfinden und sich
kontinuierlich weiterentwickeln, um eine rasche, sichere und geschiitzte Ubermittlung von Informationen zu
erméglichen und allen Beteiligten des Online-Okosystems komfortable Losungen zu bieten. Vermittlungsdienste
einer ,reinen Durchleitung” umfassen beispielsweise allgemeine Kategorien von Diensten wie Internet-
Austauschknoten, drahtlose Zugangspunkte, virtuelle private Netze, DNS-Dienste und DNS-Resolver, Dienste von
Namenregistern der Doméne oberster Stufe, Registrierungsstellen, Zertifizierungsstellen, die digitale Zertifikate
ausstellen, Internet-Sprachtelefonie (VoIP) und andere interpersonelle Kommunikationsdienste; wihrend als
allgemeine Beispiele fiir Vermittlungsdienste von ,Caching“-Leistungen das alleinige Betreiben von Netzwerken zur
Bereitstellung von Inhalten, Reverse-Proxys oder Proxys zur Anpassung von Inhalten genannt werden konnen.
Solche Dienste sind von entscheidender Bedeutung fiir die Sicherstellung einer reibungslosen und effizienten
Ubertragung der iiber das Internet bereitgestellten Informationen. Als Beispiele fiir ,Hostingdienste* konnen Cloud-
Computing-Dienste, Web-Hostingdienste, entgeltliche Referenzierungsdienste oder Dienste, die den Online-
Austausch von Informationen und Inhalten ermdglichen — darunter die Speicherung und der Austausch von
Dateien — genannt werden. Vermittlungsdienste konnen isoliert, als Teil einer anderen Art von Vermittlungsdienst
oder gleichzeitig mit anderen Vermittlungsdiensten erbracht werden. ODb es sich bei einem bestimmten Dienst um
eine ,reine Durchleitung®, eine ,Caching“-Leistung oder einen ,Hosting“-Dienst handelt, hingt ausschlielich von
seinen technischen Funktionen ab, die sich moglicherweise im Laufe der Zeit dndern, und sollte von Fall zu Fall
gepriift werden.

Die Anbieter von Vermittlungsdiensten sollten — weder de jure noch de facto — einer allgemeinen Uberwachungspflicht
unterliegen. Dies betrifft nicht die Uberwachungspflichten in einem bestimmten Fall und beriihrt insbesondere nicht
die Anordnungen der nationalen Behorden im Einklang mit den nationalen Rechtsvorschriften, im Einklang mit dem
Unionsrecht, in der Auslegung durch den Gerichtshof der Europiischen Union und im Einklang mit den in dieser
Verordnung festgelegten Bedingungen. Diese Verordnung sollte in keinem Fall so ausgelegt werden, dass sie eine
allgemeine Uberwachungspflicht, eine allgemeine Verpflichtung zur aktiven Nachforschung oder eine allgemeine
Verpflichtung der Anbieter zum Ergreifen proaktiver Mainahmen in Bezug auf rechtswidrige Inhalte auferlegt.
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(31) In Abhangigkeit von dem Rechtssystem der Mitgliedstaaten und dem betreffenden Rechtsgebiet konnen nationale
Justiz- oder Verwaltungsbehérden, einschlieflich der Strafvollzugsbehorden, die Anbieter von Vermittlungsdiensten
anweisen, gegen einzelne oder mehrere bestimmte rechtswidrige Inhalte vorzugehen oder bestimmte Informationen
zur Verfiigung zu stellen. Die nationalen Rechtsvorschriften, nach denen solche Anordnungen erlassen werden,
unterscheiden sich erheblich und die Anordnungen erfolgen zunehmend im grenziiberschreitenden Kontext. Um
sicherzustellen, dass derlei Anordnungen — insbesondere im grenziiberschreitenden Kontext — wirksam und effizient
befolgt werden konnen, damit die betreffenden Behorden ihre Aufgaben erfiillen konnen und die Anbieter keinen
unverhiltnismafigen Belastungen ausgesetzt sind, und dabei Auswirkungen auf die Rechte und berechtigten
Interessen von Dritten zu vermeiden, ist es erforderlich, bestimmte Bedingungen, denen diese Anordnungen
geniigen sollten, und einige zusitzliche Anforderungen im Zusammenhang mit der Bearbeitung dieser
Anordnungen festzulegen. Daher sollten in dieser Verordnung nur bestimmte spezifische Mindestbedingungen
harmonisiert werden, die solche Anordnungen erfiillen sollten, damit die Anbieter von Vermittlungsdiensten
verpflichtet werden, die einschlidgigen Behorden tiber die Ausfithrung dieser Anordnungen zu informieren. Daher
bietet diese Verordnung weder die Rechtsgrundlage fir den Erlass solcher Anordnungen noch regelt sie deren
raumlichen Anwendungsbereich oder grenziiberschreitende Durchsetzung.

(32) Das geltende Unionsrecht oder das nationale Recht, auf dessen Grundlage diese Anordnungen erlassen werden, kann
zusitzliche Bedingungen umfassen und sollte auch die Grundlage fur die Vollstreckung der jeweiligen Anordnungen
bilden. Im Falle der Nichtbefolgung solcher Anordnungen sollte der die Anordnung erlassende Mitgliedstaat diese im
Einklang mit seinem nationalen Recht durchsetzen konnen. Die geltenden nationalen Rechtsvorschriften sollten mit
dem Unionsrecht, einschlieflich der Charta und der Bestimmungen des AEUV iiber die Niederlassungsfreiheit und
den freien Dienstleistungsverkehr in der Union, insbesondere in Bezug auf Online-Gliicksspiele und Online-Wetten,
im Einklang stehen. Ebenso ldsst die Anwendung solcher nationalen Rechtsvorschriften fiir die Vollstreckung der
jeweiligen Anordnungen geltende Rechtsakte der Union oder internationale Ubereinkiinfte unberiihrt, die von der
Union oder den Mitgliedstaaten in Bezug auf die grenziiberschreitende Anerkennung, Ausfithrung und
Vollstreckung dieser Anordnungen, insbesondere in Zivil- und Strafsachen, geschlossen wurden. Andererseits sollte
die Vollstreckung der Verpflichtung, die einschligigen Behorden iiber die Ausfithrung der Anordnungen zu
informieren, im Gegensatz zur Vollstreckung der Anordnungen selbst, den in dieser Verordnung festgelegten
Vorschriften unterliegen.

(33) Der Anbieter von Vermittlungsdiensten sollte die Behorde, die Anordnungen erlassen hat, unverziiglich tiber etwaige
Folgemafinahmen zu solchen Anordnungen innerhalb der im einschldgigen Unionsrecht oder im nationalen Recht
festgelegten Fristen unterrichten.

(34) Die zustdndigen nationalen Behorden sollten solche Anordnungen gegen als rechtswidrig erachtete Inhalte oder
Auskunftsanordnungen auf der Grundlage des Unionsrechts oder nationaler Rechtsvorschriften im Einklang mit
dem Unionsrecht — insbesondere der Charta — erlassen und sie an Anbieter von Vermittlungsdiensten richten
koénnen - auch an Vermittlungsdienste, die in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassen sind. Das Unionsrecht im
Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in Zivil- oder Strafsachen, einschlieBlich der Verordnung (EU)
Nr. 1215/2012 und einer Verordnung iiber Europdische Herausgabeanordnungen und Sicherungsanordnungen fiir
elektronische Beweismittel in Strafsachen, sowie das nationale Straf- oder Zivilprozessrecht bleiben von der
vorliegenden Verordnung jedoch unberithrt. Sehen diese Rechtsvorschriften im Rahmen von Straf- oder
Zivilverfahren Bedingungen vor, die zu den in dieser Verordnung vorgeschenen Bedingungen fiir Anordnungen
zum Vorgehen gegen rechtswidrige Inhalte oder Auskunftsanordnungen hinzukommen oder mit ihnen unvereinbar
sind, so konnten die in dieser Verordnung festgelegten Bedingungen nicht zur Anwendung kommen oder angepasst
werden. Insbesondere konnte die Verpflichtung des Koordinators fiir digitale Dienste aus dem Mitgliedstaat der
Behorde, die die Anordnung erlassen hat, zur Ubermittlung einer Kopie der Anordnung an alle anderen
Koordinatoren fur digitale Dienste, im Zusammenhang mit Strafverfahren nicht zur Anwendung kommen oder
angepasst werden, wenn das geltende nationale Strafprozessrecht dies vorsieht.

Dariiber hinaus sollte die Verpflichtung, dass die Anordnung eine Begriindung enthalten muss, aus der hervorgeht,
warum es sich bei den Informationen um rechtswidrige Inhalte handelt, erforderlichenfalls nach dem geltenden
nationalen Strafprozessrecht zur Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten angepasst
werden. Schlieflich kann die Verpflichtung des Anbieters von Vermittlungsdiensten zur Unterrichtung des Nutzers
im Einklang mit den geltenden Vorschriften des Unionsrechts oder nationalen Rechts verzogert werden,
insbesondere im Kontext von straf-, zivil- oder verwaltungsrechtlichen Verfahren. Auflerdem sollten die
Anordnungen im Einklang mit der Verordnung (EU) 2016/679 und dem in dieser Verordnung festgelegten Verbot
allgemeiner Verpflichtungen zur Uberwachung von Informationen oder zur aktiven Ermittlung von Tatsachen oder
Umstinden, die auf rechtswidrige Tatigkeiten hindeuten, erlassen werden. Die in dieser Verordnung festgelegten
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Bedingungen und Anforderungen, die fiir Anordnungen zum Vorgehen gegen rechtswidrige Inhalte gelten, lassen
andere Rechtsakte der Union unberithrt, die dhnliche Mechanismen fiir das Vorgehen gegen bestimmte Arten
rechtswidriger Inhalte vorsehen, etwa die Verordnung (EU) 2021/784, die Verordnung (EU) 2019/1020 oder die
Verordnung (EU) 2017/2394, mit der spezifische Befugnisse zur Anordnung der Bereitstellung von Informationen
an die Verbraucherschutzbehorden der Mitgliedstaaten iibertragen werden, wihrend die Bedingungen und
Anforderungen, die fiir Anordnungen zur Bereitstellung von Informationen gelten, andere Rechtsakte der Union
unberiihrt lassen, die dhnliche einschligige Vorschriften fiir bestimmte Sektoren vorsehen. Diese Bedingungen und
Anforderungen sollten unbeschadet der Vorschriften des anwendbaren nationalen Rechts zur Speicherung und
Aufbewahrung im Einklang mit dem Unionsrecht und Ersuchen von Strafverfolgungsbehdrden um vertrauliche
Behandlung im Zusammenhang mit der Nichtoffenlegung von Informationen gelten. Diese Bedingungen und
Anforderungen sollten die Moglichkeit der Mitgliedstaaten unberiihrt lassen, von einem Anbieter von Vermittlungs-
diensten zu verlangen, eine Zuwiderhandlung im Einklang mit dem Unionsrecht, einschlieflich dieser Verordnung,
und insbesondere mit dem Verbot allgemeiner Uberwachungspflichten zu verhindern.

(35) Die in dieser Verordnung festgelegten Bedingungen und Anforderungen sollten spétestens bei der Ubermittlung der
Anordnung an den betreffenden Anbieter erfillt sein. Die Anordnung kann deshalb in einer der Amtssprachen der
Behorde des betroffenen Mitgliedstaats, die die Anordnung erldsst, erlassen werden. Unterscheidet sich diese Sprache
von der Sprache, die der Anbieter von Vermittlungsdiensten angegeben hat, oder von einer anderen Amtssprache der
Mitgliedstaaten, die zwischen der Behorde, die die Anordnung erldsst, und dem Anbieter von Vermittlungsdiensten
vereinbart wurde, sollte bei der Ubermittlung der Anordnung zumindest eine Ubersetzung der in dieser Verordnung
festgelegten Angaben der Anordnung beigefiigt werden. Hat ein Anbieter von Vermittlungsdiensten mit den
Behorden eines Mitgliedstaats vereinbart, eine bestimmte Sprache zu verwenden, sollte ihm empfohlen werden, von
Behorden in anderen Mitgliedstaaten ausgestellte Anordnungen in derselben Sprache anzunehmen. Die
Anordnungen sollten Angaben enthalten, die es dem Adressaten ermoglichen, die Behorde, die die Anordnung
erldsst, zu identifizieren — gegebenenfalls einschlieflich der Kontaktdaten einer Kontaktstelle innerhalb dieser
Behorde — und die Echtheit der Anordnung zu iiberpriifen.

(36) Der raumliche Geltungsbereich solcher Anordnungen zum Vorgehen gegen rechtswidrige Inhalte sollte auf der
Grundlage des geltenden Unions- oder nationalen Rechts, das den Erlass der Anordnung ermdglicht, eindeutig
festgelegt werden und nicht iiber das zur Erreichung ihrer Ziele unbedingt erforderliche Maf8 hinausgehen. In dieser
Hinsicht sollte die nationale Justiz- oder Verwaltungsbehorde, bei der es sich um eine Strafverfolgungsbehorde
handeln kann, die die Anordnung erldsst, die Ziele der Anordnung im Einklang mit ihrer Rechtsgrundlage gegen die
Rechte und berechtigten Interessen aller Dritten abwigen, die von der Anordnung betroffen sein konnten,
insbesondere ihre Grundrechte nach der Charta. Insbesondere in einem grenziiberschreitenden Kontext sollten die
Auswirkungen der Anordnung grundsitzlich auf das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats beschrinkt sein, in dem die
Anordnung erlassen wird, es sei denn, die Rechtswidrigkeit der Inhalte ergibt sich unmittelbar aus dem Unionsrecht
oder die erlassende Behorde ist der Auffassung, dass die betreffenden Rechte einen groferen riumlichen
Geltungsbereich im Einklang mit dem Unionsrecht und dem Volkerrecht, unter Beriicksichtigung der Interessen
diplomatischer Gepflogenheiten, erfordern.

(37) Die in dieser Verordnung geregelten Anordnungen zur Bereitstellung von Informationen betreffen die Vorlage
spezifischer Informationen iiber einzelne Nutzer der betreffenden Vermittlungsdienste, die in diesen Anordnungen
genannt sind, um festzustellen, ob die Nutzer die anwendbaren Rechtsvorschriften auf Unions- oder nationaler
Ebene einhalten. Mit solchen Anordnungen sollten Informationen angefordert werden, mit denen die
Identifizierung der Nutzer des betreffenden Dienstes ermdglicht werden soll. Daher fallen Anordnungen beziiglich
Informationen {iber eine Gruppe von Nutzern, die nicht im Einzelnen genannt werden, einschlieflich Anordnungen
iiber die Bereitstellung von fur statistische Zwecke oder eine faktengestiitzte Politikgestaltung erforderlichen
aggregierten Informationen, nicht unter die Anforderungen dieser Verordnung iiber die Bereitstellung von
Informationen.

(38) Anordnungen zum Vorgehen gegen rechtswidrige Inhalte und zur Bereitstellung von Informationen unterliegen den
Vorschriften zur Wahrung der Zustdndigkeit des Mitgliedstaats, in dem der Anbieter niedergelassen ist, und den
Vorschriften zur Festlegung moglicher Ausnahmen von dieser Zustindigkeit in bestimmten Fillen gemdfl Artikel 3
der Richtlinie 2000/31/EG, sofern die Bedingungen des genannten Artikels erfillt sind. Da sich die betreffenden
Anordnungen auf bestimmte rechtswidrige Inhalte bzw. bestimmte Informationen beziehen, beschrinken
Anordnungen, die an in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassene Anbieter von Vermittlungsdiensten gerichtet
sind, grundsitzlich nicht die Freiheit dieser Anbieter, ihre Dienste grenziiberschreitend zu erbringen. Die
Vorschriften des Artikels 3 der Richtlinie 2000/31/EG, einschlieflich derer tiber die Notwendigkeit, Mafnahmen zu
rechtfertigen, die aus bestimmten genau festgelegten Griinden eine Ausnahme von der Zustindigkeit des
Mitgliedstaats, in dem der Anbieter niedergelassen ist, darstellen und iiber die Mitteilung solcher Manahmen, gelten
daher nicht fiir diese Anordnungen.
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(39) Zu den Anforderungen an die Bereitstellung von Informationen iiber Rechtsbehelfsmechanismen, die dem Anbieter
von Vermittlungsdiensten und dem Nutzer, der die Inhalte bereitgestellt hat, zur Verfiigung stehen, zdhlt die
Verpflichtung zur Bereitstellung von Informationen iiber verwaltungsrechtliche Beschwerdeverfahren und
Rechtsbehelfe, einschliefSlich Rechtsbehelfe gegen Anordnungen von Justizbehorden. Dariiber hinaus konnten die
Koordinatoren fiir digitale Dienste nationale Instrumente und Anleitung fiir Beschwerde- und Rechtsbehelfsme-
chanismen entwickeln, die in ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet gelten, um den Nutzern des Dienstes den Zugang zu
solchen Mechanismen zu erleichtern. Bei der Anwendung dieser Verordnung sollten die Mitgliedstaaten ferner das
Grundrecht auf einen wirksamen Rechtsbehelf und ein faires Verfahren gemif Artikel 47 der Charta achten. Durch
diese Verordnung sollten daher die einschligigen nationalen Justiz- oder Verwaltungsbehorden aufgrund des
geltenden Unionsrechts oder nationalen Rechts nicht daran gehindert werden, die Wiederherstellung von Inhalten
anzuordnen, wenn diese Inhalte im Einklang mit den Allgemeinen Geschiftsbedingungen des Anbieters von
Vermittlungsdiensten standen, aber von diesem Anbieter fdlschlicherweise als rechtswidrig erachtet und entfernt
wurden.

(40) Um die Ziele dieser Verordnung zu erreichen und insbesondere das Funktionieren des Binnenmarkts zu verbessern
und ein sicheres und transparentes Online-Umfeld zu gewihrleisten, ist es erforderlich, eindeutige, wirksame,
berechenbare und ausgewogene harmonisierte Sorgfaltspflichten firr die Anbieter von Vermittlungsdiensten
festzulegen. Mit diesen Verpflichtungen sollte insbesondere darauf abgezielt werden, die Verwirklichung
verschiedener politischer Ziele wie der Sicherheit und des Vertrauens der Nutzer, einschlieflich Verbraucher,
minderjihriger Nutzer und Nutzer, die besonders gefihrdet sind, Opfer von Hassreden, sexueller Beldstigung oder
anderen diskriminierenden Handlungen zu werden, zu gewihrleisten, die einschldgigen in der Charta verankerten
Grundrechte zu schiitzen, die sinnvolle Rechenschaftspflicht der Anbieter sicherzustellen und die Nutzer sowie
andere betroffene Parteien zu stirken und den zustindigen Behorden zugleich die erforderliche Aufsicht zu
erleichtern.

(41) In dieser Hinsicht ist es wichtig, die Sorgfaltspflichten an Beschaffenheit, Umfang und Art der betreffenden
Vermittlungsdienste anzupassen. In dieser Verordnung werden daher grundlegende Verpflichtungen festgelegt, die
fur alle Anbieter von Vermittlungsdiensten gelten, sowie zusitzliche Verpflichtungen fiir Anbieter von
Hostingdiensten und, im Einzelnen, fir Anbieter von Online-Plattformen und von sehr grolen Online-Plattformen
und sehr groffen Online-Suchmaschinen. Sofern Anbieter von Vermittlungsdiensten aufgrund der Art ihrer Dienste
und ihrer Grofe in mehrere verschiedene Kategorien fallen, sollten sie alle im Zusammenhang mit diesen Diensten
stehenden entsprechenden Verpflichtungen aus dieser Verordnung erfiillen. Diese harmonisierten Sorgfaltspflichten,
die angemessen und nicht willkiirlich sein sollten, sind erforderlich, um den ordnungspolitischen Bedenken
Rechnung zu tragen, etwa die Wahrung der berechtigten Interessen der Nutzer, die Bekimpfung rechtswidriger
Praktiken und den Schutz der in der Charta verankerten Grundrechte. Die Sorgfaltspflichten sind unabhingig von
der Frage der Haftung von Anbietern von Vermittlungsdiensten, weshalb sie auch gesondert bewertet werden.

(42) Um die reibungslose und wirksame Kommunikation in beide Richtungen, gegebenenfalls auch mit Empfangsbe-
stiatigung fiir derartige Kommunikationen, im Zusammenhang mit den Angelegenheiten, die unter diese
Verordnung fallen, zu gewihrleisten, sollten die Anbieter von Vermittlungsdiensten verpflichtet werden, eine
zentrale elektronische Kontaktstelle zu benennen und einschligige Informationen zu dieser Kontaktstelle zu
verdffentlichen und zu aktualisieren, einschlieflich der fiir diese Kommunikation zu verwendenden Sprachen. Die
elektronische Kontaktstelle kann auch von vertrauenswiirdigen Hinweisgebern und Gewerbetreibenden, die in einer
bestimmten Beziehung zum Anbieter von Vermittlungsdiensten stehen, genutzt werden. Im Gegensatz zum
gesetzlichen Vertreter sollte die elektronische Kontaktstelle operativen Zwecken dienen und nicht unbedingt einen
physischen Standort benotigen. Die Anbieter von Vermittlungsdiensten konnen dieselbe zentrale Kontaktstelle fiir
die Anforderungen dieser Verordnung wie auch fur die Zwecke anderer Rechtsakte der Union benennen. Bei der
Angabe der fiirr die Kommunikation zu verwendenden Sprachen sollten die Anbieter von Vermittlungsdiensten
daftir sorgen, dass die gewdhlten Sprachen an sich kein Kommunikationshindernis darstellen. Falls erforderlich,
sollten die Anbieter von Vermittlungsdiensten und die Behorden der Mitgliedstaaten die Moglichkeit haben, eine
gesonderte Vereinbarung iiber die bei der Kommunikation zu verwendende Sprache zu treffen oder alternative
Mittel zur Uberwindung der Sprachbarriere zu suchen, darunter der Einsatz aller verfiigbaren technischen Mittel
oder interner und externer Humanressourcen.

(43) Anbieter von Vermittlungsdiensten sollten aufferdem verpflichtet werden, eine zentrale Kontaktstelle fiir Nutzer zu
benennen, die eine schnelle, direkte und wirksame Kommunikation insbesondere iiber leicht zugingliche Mittel wie
Telefonnummern, E-Mail-Adressen, elektronische Kontaktformulare, Chatbots oder Sofortnachrichteniibermittlung
ermoglicht. Es sollte ausdriicklich angegeben werden, wenn ein Nutzer mit Chatbots kommuniziert. Anbieter von
Vermittlungsdiensten sollten den Nutzern die Moglichkeit geben, Mittel der direkten und effizienten
Kommunikation zu wahlen, die nicht ausschlieflich auf automatisierten Tools beruhen. Anbieter von Vermittlungs-
diensten sollten alle angemessenen Bemithungen unternehmen, um daftir Sorge zu tragen, dass ausreichende
personelle und finanzielle Ressourcen bereitstehen, damit diese Kommunikation schnell und effizient durchgefiihrt
wird.
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(45)

(46)

Die Anbieter von Vermittlungsdiensten mit Sitz in einem Drittstaat, die Dienste in der Union anbieten, sollten einen
hinreichend bevollmachtigten gesetzlichen Vertreter in der Union benennen und den einschligigen Behorden
Informationen iiber ihren gesetzlichen Vertreter bereitstellen und diese offentlich zuginglich machen. Dariiber
hinaus sollten solche Anbieter von Vermittlungsdiensten zur Einhaltung dieser Verpflichtung sicherstellen, dass der
benannte gesetzliche Vertreter iiber die notwendigen Befugnisse und Ressourcen fiir die Zusammenarbeit mit den
einschldgigen Behorden verfiigt. Dies konnte beispielsweise der Fall sein, wenn ein Anbieter von Vermittlungs-
diensten ein Tochterunternehmen derselben Gruppe des Anbieters oder sein Mutterunternehmen benennt, falls
dieses Tochter- oder Mutterunternehmen in der Union niedergelassen ist. Dies konnte jedoch unter Umstinden
nicht der Fall sein, wenn der gesetzliche Vertreter beispielsweise Gegenstand eines Sanierungsverfahrens, eines
Konkurses, einer Privatinsolvenz oder einer Unternehmensinsolvenz ist. Durch diese Verpflichtung sollte die
wirksame Aufsicht und erforderlichenfalls die Durchsetzung dieser Verordnung in Bezug auf diese Anbieter
ermoglicht werden. Es sollte moglich sein, dass ein gesetzlicher Vertreter im Einklang mit dem nationalen Recht von
mehr als einem Anbieter von Vermittlungsdiensten beauftragt wird. Die gesetzlichen Vertreter sollten auch als
Kontaktstellen fungieren kénnen, sofern die einschligigen Anforderungen dieser Verordnung eingehalten werden.

Wihrend die Vertragsfreiheit der Anbieter von Vermittlungsdiensten grundsitzlich geachtet werden sollte, ist es
angemessen, fiir den Inhalt, die Anwendung und die Durchsetzung der allgemeinen Geschiftsbedingungen dieser
Anbieter bestimmte Vorschriften festzulegen, um fir Transparenz, den Schutz der Nutzer und die Vermeidung von
unlauteren oder willkiirlichen Ergebnissen zu sorgen. Anbieter von Vermittlungsdiensten sollten in ihren
allgemeinen Geschiftsbedingungen eindeutig die Angaben zu den Griinden nennen und auf dem neuesten Stand
halten, aus denen sie die Bereitstellung ihrer Dienste beschranken konnen. Insbesondere sollten sie Angaben zu allen
Leitlinien, Verfahren, Maflnahmen und Tools enthalten, die zur Moderation von Inhalten eingesetzt werden,
einschlieRlich der algorithmischen Entscheidungsfindung und der menschlichen Uberpriifung, sowie die
Verfahrensregeln fiir ihr internes Beschwerdemanagementsystem. Ferner sollten sie Informationen iiber das Recht
bereitstellen, die Nutzung des Dienstes zu beenden. Anbieter von Vermittlungsdiensten kénnen in ihren
Nutzungsbedingungen grafische Elemente wie Symbole oder Bilder verwenden, um die Hauptelemente der
Informationspflichten nach dieser Verordnung zu veranschaulichen. Die Anbieter sollten die Nutzer ihres Dienstes
in geeigneter Weise iiber wesentliche Anderungen der allgemeinen Geschiftsbedingungen informieren, z. B. wenn
sie die Regeln fiir die in ihren Diensten zuldssigen Informationen dndern, oder iiber sonstige derartige Anderungen,
die sich unmittelbar auf die Fahigkeit der Nutzer auswirken konnten, den Dienst zu nutzen.

Anbieter von Vermittlungsdiensten, die sich in erster Linie an Minderjihrige richten, z. B. aufgrund der Gestaltung
oder Vermarktung des Dienstes, oder die iiberwiegend von Minderjihrigen genutzt werden, sollten besondere
Anstrengungen unternehmen, um die Erlduterung ihrer allgemeinen Geschiftsbedingungen fiir Minderjahrige leicht
verstandlich zu machen.

Bei der Gestaltung, Anwendung und Durchsetzung dieser Beschrinkungen sollten Anbieter von Vermittlungs-
diensten nicht willkiirlich und nicht diskriminierend vorgehen und die Rechte und berechtigten Interessen der
Nutzer, einschlieflich der in der Charta verankerten Grundrechte, beriicksichtigen. Beispielsweise sollten Anbieter
sehr groffer Online-Plattformen insbesondere die Meinungs- und Informationsfreiheit, einschlieflich der Freiheit
und des Pluralismus der Medien, gebiihrend beriicksichtigen. Alle Anbieter von Vermittlungsdiensten sollten auch
die einschldgigen internationalen Standards fiir den Schutz der Menschenrechte, wie die Leitprinzipien der Vereinten
Nationen fiir Wirtschaft und Menschenrechte, gebiihrend beriicksichtigen.

In Anbetracht ihrer besonderen Rolle und Reichweite ist es angebracht, sehr grolen Online-Plattformen und sehr
groffen Online-Suchmaschinen zusitzliche Anforderungen im Hinblick auf Information und Transparenz ihrer
allgemeinen Geschiftsbedingungen aufzuerlegen. Folglich sollten Anbieter sehr groffer Online-Plattformen und sehr
grofler Online-Suchmaschinen ihre allgemeinen Geschiftsbedingungen in den Amtssprachen aller Mitgliedstaaten
bereitstellen, in denen sie ihre Dienste anbieten, und ferner den Nutzern eine kompakte und leicht lesbare
Zusammenfassung der wichtigsten Punkte der allgemeinen Geschiftsbedingungen zur Verfiigung stellen. In
derartigen Zusammenfassungen sollten die Hauptelemente der Informationspflichten genannt werden,
einschlieflich der Moglichkeit, sich auf einfache Weise gegen optionale Klauseln zu entscheiden.
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(49) Um ein angemessenes Mafd an Transparenz und Rechenschaftspflicht zu gewihrleisten, sollten die Anbieter von
Vermittlungsdiensten im Einklang mit den harmonisierten Anforderungen dieser Verordnung in maschinenlesbarem
Format einen Jahresbericht iiber die von ihnen betriebene Moderation von Inhalten, einschlieflich der Mafnahmen,
die sie zur Anwendung und Durchsetzung ihrer allgemeinen Geschiftsbedingungen ergreifen, offentlich zugénglich
machen. Um unverhiltnisméRige Belastungen zu vermeiden, sollten diese Transparenzberichtspflichten nicht fiir
Anbieter gelten, die Kleinstunternehmen oder kleine Unternehmen im Sinne der Empfehlung 2003/361/EG der
Kommission (¥) sind, und bei denen es sich nicht um sehr grole Online-Plattformen im Sinne dieser Verordnung
handelt.

(50) Hostingdiensteanbieter spielen beim Umgang mit rechtswidrigen Online-Inhalten eine besonders wichtige Rolle, da
sie im Auftrag der Nutzer von diesen iibermittelte Informationen speichern und tiblicherweise anderen Nutzern —
manchmal in grofem Umfang — den Zugang zu diesen Informationen ermdglichen. Es ist wichtig, dass sdmtliche
Hostingdiensteanbieter, ungeachtet ihrer Grofe, leicht zugingliche und benutzerfreundliche Melde- und
Abhilfeverfahren schaffen, die es erleichtern, dem Hostingdiensteanbieter bestimmte Informationen zu melden, die
die meldende Partei als rechtswidrige Inhalte ansieht (im Folgenden ,Meldung*), worauthin der Anbieter entscheiden
kann, ob er der Bewertung zustimmt und diese Inhalte entfernen oder den Zugang dazu sperren mochte (im
Folgenden , Abhilfe). Solche Verfahren sollten klar erkennbar sein, sich in der Nahe der betreffenden Informationen
befinden und mindestens ebenso leicht zu finden und zu nutzen sein wie die Verfahren zur Meldung von Inhalten,
die gegen die allgemeinen Geschiftsbedingungen des Anbieters von Hostingdiensten verstofen. Sofern die
Anforderungen an Meldungen erfiillt sind, sollte es Einzelpersonen oder Einrichtungen moglich sein, mehrere
bestimmte mutmaflich rechtswidrige Inhalte in einem zu melden, damit das wirksame Funktionieren der Melde-
und Abhilfeverfahren gewihrleistet ist. Im Rahmen des Meldeverfahren sollte es moglich, aber nicht zwingend
erforderlich sein, die meldende Person oder Einrichtung zu identifizieren. Bei einigen Arten von gemeldeten
Informationen konnte die Identitdt der meldenden Person oder Einrichtung erforderlich sein, um festzustellen, ob es
sich bei den fraglichen Informationen, wie behauptet, um rechtswidrige Inhalte handelt. Die Verpflichtung zur
Schaffung eines Melde- und Abhilfeverfahrens sollte etwa fiir Datenspeicher- und Weitergabedienste, Web-
Hostingdienste, Werbeserver und Pastebin-Dienste gelten, sofern sie als von dieser Verordnung erfasste Anbieter
von Hostingdiensten einzustufen sind.

(51) In Anbetracht dessen, dass die in der Charta garantierten Grundrechte aller Betroffenen gebiithrend beriicksichtigt
werden miissen, sollten alle Mafnahmen, die ein Anbieter von Hostingdiensten nach Erhalt einer Meldung ergreift,
streng zielgerichtet sein, d. h. sie sollten dazu dienen, den Zugang zu den spezifischen Informationen, die als
rechtswidrige Inhalte angesehen werden, zu entfernen oder zu sperren, ohne die Freiheit der MeinungsiufSerung
und die Informationsfreiheit der Nutzer iibermiafig zu beeintrachtigen. Meldungen sollten daher grundsitzlich an
die Anbieter von Hostingdiensten gerichtet werden, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie iiber die
technischen und operativen Fihigkeiten verfiigen, gegen diese spezifischen Informationen titig zu werden. Anbieter
von Hostingdiensten, die eine Meldung erhalten, bei der sie aus technischen oder operativen Griinden die konkrete
Information nicht loschen konnen, sollten die Person oder Einrichtung in Kenntnis setzen, von der die Meldung
stammt.

(52) Die Vorschriften zu solchen Melde- und Abhilfeverfahren sollten auf Unionsebene harmonisiert werden, um die
rasche, sorgfiltige und nicht willkiirliche Bearbeitung von Meldungen auf der Grundlage einheitlicher, transparenter
und klarer Regeln zu gewihrleisten, die belastbare Mechanismen zum Schutz der Rechte und berechtigten
Interessen sdmtlicher betroffener Parteien unabhingig von dem Mitgliedstaat, in dem diese Parteien ansissig oder
niedergelassen sind und von dem betreffenden Rechtsgebiet schaffen, insbesondere zum Schutz ihrer Grundrechte
aus der Charta. Zu diesen Grundrechten gehoren unter anderem: fiir Nutzer das Recht auf freie Meinungsduferung
und Informationsfreiheit, das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens, das Recht auf den Schutz
personenbezogener Daten, das Recht auf Nichtdiskriminierung und das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf;
fur Diensteanbieter das Recht auf unternehmerische Freiheit, einschlieflich der Vertragsfreiheit; und fir von
rechtswidrigen Inhalten betroffene Parteien die Menschenwiirde, die Rechte des Kindes, das Recht auf Schutz des
Eigentums, einschlieSlich des geistigen Eigentums, und das Recht auf Nichtdiskriminierung. Anbieter von
Hostingdiensten sollten auf Meldungen ziigig reagieren, insbesondere indem sie der Art der gemeldeten
rechtswidrigen Inhalte und der Dringlichkeit, Manahmen zu ergreifen, Rechnung tragen. So kann beispielsweise
von solchen Anbietern erwartet werden, dass sie unverziiglich handeln, wenn mutmaflich rechtswidrige Inhalte, die
eine Gefahr fiir das Leben oder die Sicherheit von Personen darstellen, gemeldet werden. Der Anbieter von
Hostingdiensten sollte die Person oder Einrichtung, die den konkreten Inhalt meldet, unverziiglich informieren,
nachdem er entschieden hat, ob er auf die Meldung hin titig wird oder nicht.

(*) Empfehlung 2003/361/EG der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen
und mittleren Unternehmen (ABI. L 124 vom 20.5.2003, S. 36).
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(55)

(56)

(*)

)

*)

Die Melde- und Abhilfeverfahren sollten die Ubermittlung von Meldungen erméglichen, die hinreichend genau und
angemessen begriindet sind, damit der betreffende Anbieter von Hostingdiensten in Kenntnis der Sachlage und
sorgfiltig eine Entscheidung, die mit der Freiheit der Meinungsduflerung und der Informationsfreiheit vereinbar ist,
iiber die Inhalte, auf die sich die Meldung bezieht, treffen kann, insbesondere dariiber, ob diese Inhalte als
rechtswidrige Inhalte anzusehen und zu entfernen sind oder der Zugang zu ihnen zu sperren ist. Die Verfahren
sollten so beschaffen sein, dass die Hinweise leicht mit einer Begriindung versehen werden konnen, warum die
meldende Person oder Einrichtung die Inhalte als rechtswidrig erachtet, sowie mit einer genauen Angabe des
Fundorts des betreffenden Inhalts. Eine Meldung, die ausreichende Informationen enthalt, um es einem sorgfaltig
handelnden Anbieter von Hostingdiensten ermdglichen, ohne eingehende rechtliche Priifung festzustellen, dass der
Inhalt eindeutig rechtswidrig ist, bewirkt, dass von einer tatsichlichen Kenntnis oder einem Bewusstsein in Bezug
auf die Rechtswidrigkeit ausgegangen wird. Mit Ausnahme der Ubermittlung von Meldungen, die sich auf Straftaten
nach den Artikeln 3 bis 7 der Richtlinie 2011/93/EU des Européischen Parlaments und des Rates (*) beziehen, sollte
die meldende Person oder Einrichtung im Zuge dieser Verfahren aufgefordert werden, seine Identitit offenzulegen,
damit es nicht zu Missbrauch kommt.

Wenn ein Anbieter von Hostingdiensten mit der Begriindung, dass die von den Nutzern bereitgestellten
Informationen rechtswidrige Inhalte darstellen oder mit den allgemeinen Geschiftsbedingungen unvereinbar sind,
entscheidet, von einem Nutzer bereitgestellte Informationen, etwa nach Erhalt einer Meldung oder auf eigene
Initiative, zu entfernen oder den Zugang dazu zu sperren oder auf andere Weise ihre Sichtbarkeit oder ihre
Monetarisierung zu beschrinken, auch unter ausschlielichem Einsatz automatisierter Mittel, so sollte der Anbieter
den Nutzer iiber seine Entscheidung, die Griinde dafiir und die verfiigbaren Rechtsbehelfsmoglichkeiten zur
Beanstandung der Entscheidung im Hinblick auf maogliche negative Folgen fiir den Nutzer, einschlieflich beziiglich
der Ausiibung seines Grundrechts auf freie Meinungsduflerung, auf klare und leicht verstindliche Weise
informieren. Diese Verpflichtung sollte unabhingig von den Griinden fir die Entscheidung gelten, insbesondere
unabhingig davon, ob die Abhilfe durchgefiihrt wurde, weil die gemeldeten Informationen als rechtswidrige Inhalte
oder als nicht mit den geltenden allgemeinen Geschiftsbedingungen vereinbar angesehen werden. Wenn die
Entscheidung nach Erhalt einer Meldung getroffen wurde, sollte der Anbieter von Hostingdiensten die Identitit der
Person oder Einrichtung, die die Meldung an den Nutzer iibermittelt hat, nur dann offenlegen, wenn diese
Information erforderlich ist, um die Rechtswidrigkeit des Inhalts festzustellen, etwa in Fillen von Verletzungen von
Rechten des geistigen Eigentums.

Die Beschrinkung der Sichtbarkeit kann darin in einer Herabstufung im Ranking oder in Empfehlungssystemen
bestehen, aber auch in der Beschrankung der Zugénglichkeit fiir einen oder mehrere Nutzer oder im Ausschluss des
Nutzers von einer Online-Gemeinschaft ohne sein Wissen (,shadow banning*®, Schattenverbot). Die Monetarisierung
von durch den Nutzer bereitgestellten Informationen tiber Werbeeinnahmen kann durch Aussetzung oder
Beendigung der mit diesen Informationen verbundenen Geldzahlung oder Einnahmen beschrinkt werden. Die
Verpflichtung zur Vorlegung einer Begriindung sollte jedoch nicht fur irrefithrende, umfangreiche kommerzielle
Inhalte gelten, die durch vorsitzliche Manipulation des Dienstes verbreitet werden, insbesondere durch
unauthentische Nutzung des Dienstes, wie die Nutzung von Bots oder Scheinkonten oder eine sonstige irrefithrende
Nutzung des Dienstes. Ungeachtet anderer Moglichkeiten zur Anfechtung der Entscheidung des Anbieters von
Hostingdiensten sollte der Nutzer stets ein Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf bei einem Gericht gemif$ den
nationalen Rechtsvorschriften haben.

Ein Anbieter von Hostingdiensten kénnte in bestimmten Fillen, etwa iiber eine Meldung durch eine meldende Partei
oder durch seine eigenen freiwilligen Mainahmen, Kenntnis von Informationen iiber bestimmte Tatigkeiten eines
Nutzers erhalten, etwa die Bereitstellung bestimmter Arten rechtswidriger Inhalte, die unter Beriicksichtigung aller
relevanten Umstidnde, von der der Anbieter von Hostingdiensten Kenntnis hat, den Verdacht angemessen
rechtfertigen, dass dieser Nutzer moglicherweise eine Straftat begangen hat, begeht oder vermutlich begehen wird,
die das Leben oder die Sicherheit von Personen in Gefahr bringt, wie eine der in der Richtlinie 2011/36/EU des
Europdischen Parlaments und des Rates (¥), der Richtlinie 2011/93/EU oder der Richtlinie (EU) 2017/541 des
Europdischen Parlaments und des Rates () genannten Straftaten. So konnten beispielsweise bestimmte Inhalte den
Verdacht auf eine Gefahr fiir die Offentlichkeit begriinden, wie z. B. Aufstachelung zum Terrorismus im Sinne des
Artikels 21 der Richtlinie (EU) 2017/541. In solchen Fillen sollte der Anbieter von Hostingdiensten die zustindigen

Richtlinie 2011/93/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 zur Bekdmpfung des sexuellen
Missbrauchs und der sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der Kinderpornografie sowie zur Ersetzung des
Rahmenbeschlusses 2004/68/]I des Rates (ABL L 335 vom 17.12.2011, S. 1).

Richtlinie 2011/36/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2011 zur Verhiitung und Bekidmpfung des
Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer sowie zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/629/JI des Rates (ABL. L 101 vom
15.4.2011, S. 1).

Richtlinie (EU) 2017541 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mérz 2017 zur Terrorismusbekdmpfung und zur
Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/475/JT des Rates und zur Anderung des Beschlusses 2005/671/J1 des Rates (ABL. L 88 vom
31.3.2017, S. 6).
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Strafverfolgungsbehorden unverziiglich tiber einen solchen Verdacht informieren. Der Anbieter von Hostingdiensten
sollte alle einschldgigen ihm verfiigbaren Informationen bereitstellen, gegebenenfalls auch die jeweiligen Inhalte und,
sofern verfiigbar, den Zeitpunkt, zu dem die Inhalte verdffentlicht wurden, einschliefSlich der benannten Zeitzone,
einer Erlduterung seines Verdachts und der Informationen, die erforderlich sind, um den betreffenden Nutzer
ausfindig zu machen und zu identifizieren. Diese Verordnung bildet keine Rechtsgrundlage fiir die Erstellung von
Profilen von Nutzern fiir eine mogliche Feststellung von Straftaten durch Anbieter von Hostingdiensten. Anbieter
von Hostingdiensten sollten auch andere anwendbare Vorschriften des Unionsrechts oder des nationalen Rechts
zum Schutz der Rechte und Freiheiten von Einzelpersonen beachten, wenn sie die Strafverfolgungsbehorden
informieren.

(57) Damit keine unverhiltnismafigen Belastungen entstehen, sollten die zusitzlichen Verpflichtungen im Rahmen dieser
Verordnung fur Anbieter von Online-Plattformen, einschliefSlich Plattformen, die Verbrauchern den Abschluss von
Fernabsatzvertragen mit Unternehmern ermdglichen, nicht fiir Anbieter gelten, bei denen es sich um Kleinstun-
ternehmen und kleine Unternehmen geméfl der Empfehlung 2003/361/EG handelt. Aus demselben Grund sollten
diese zusitzlichen Verpflichtungen auch nicht fiir Anbieter von Online-Plattformen gelten, die in der Vergangenheit
als Kleinstunternehmen oder kleine Unternehmen eingestuft waren, und zwar wihrend eines Zeitraums von
12 Monaten, nachdem sie diesen Status verloren haben. Diese Anbieter sollten nicht von der Verpflichtung
ausgenommen werden, auf Ersuchen des Koordinators fiir digitale Dienste am Niederlassungsort oder der
Kommission Angaben zu der durchschnittlichen monatlichen Zahl aktiver Nutzer zu machen. In Anbetracht
dessen, dass sehr groffe Online-Plattformen oder sehr grofe Online-Suchmaschinen eine grofere Reichweite und
mehr Einfluss darauf haben, wie die Nutzer online Informationen erhalten und kommunizieren, sollten diese
Anbieter, ungeachtet dessen, ob sie als Kleinstunternehmen oder kleine Unternehmen gelten oder vor kurzem als
solche eingestuft wurden, jedoch nicht unter diese Ausnahmeregelung fallen. Die in der Empfehlung 2003/361/EG
enthaltenen Konsolidierungsvorschriften tragen dazu bei, sicherzustellen, dass jeglicher Umgehung dieser
zusdtzlichen Verpflichtungen vorgebeugt wird. Diese Verordnung hindert Anbieter von Online-Plattformen, die
unter diese Ausnahmeregelung fallen, nicht daran, auf freiwilliger Basis ein System einzurichten, das einer oder
mehreren dieser Verpflichtungen geniigt.

(58) Die Nutzer sollten in der Lage sein, bestimmte Entscheidungen der Anbieter von Online-Plattformen zur
Rechtswidrigkeit von Inhalten oder ihrer Unvereinbarkeit mit den allgemeinen Geschiftsbedingungen, die sich
negativ auf sie auswirken, einfach und wirksam zu beanstanden. Die Anbieter von Online-Plattformen sollten daher
verpflichtet werden, interne Beschwerdemanagementsysteme einzurichten, die bestimmte Bedingungen erfiillen, die
sicherzustellen sollen, dass diese Systeme leicht zuginglich sind und zu raschen, diskriminierungsfreien, nicht
willkiirlichen und fairen Ergebnissen fithren und einer manuellen Uberpriifung unterliegen, wenn automatisierte
Werkzeuge verwendet werden. Mit diesen Systemen sollte allen Nutzern das Einreichen einer Beschwerde
ermoglicht werden, und es sollten keine formalen Anforderungen wie die Verweisung auf spezifische einschligige
Rechtsvorschriften oder die Ausarbeitung rechtlicher Erlduterungen festgelegt werden. Nutzer, die tiber die Melde-
und Abhilfeverfahren gemafs dieser Verordnung oder iiber das Verfahren zur Meldung von Inhalten, die gegen die
allgemeinen Geschiftsbedingungen des Anbieters von Online-Plattformen verstoflen, eine Meldung eingereicht
haben, sollten berechtigt sein, das Beschwerdeverfahren zu nutzen, um die Entscheidung des Anbieters von Online-
Plattformen zu ihren Meldungen zu beanstanden, und zwar auch dann, wenn sie der Auffassung sind, dass die von
diesem Anbieter ergriffenen Mafnahmen nicht angemessen waren. Die Moglichkeit zum Einreichen einer
Beschwerde zur Aufhebung der beanstandeten Entscheidungen sollte fiir einen Zeitraum von mindestens sechs
Monaten bestehen, der ab dem Zeitpunkt berechnet wird, zu dem der Anbieter von Online-Plattformen den Nutzer
tiber die Entscheidung informiert hat.

(59) Zudem sollte die Moglichkeit vorgesehen werden solche Streitigkeiten, einschlieflich jener Streitigkeiten, die iiber die
internen Beschwerdemanagementsysteme nicht zufriedenstellend beigelegt werden konnten, nach Treu und
Glauben, aufSergerichtlich durch zertifizierte Stellen beizulegen, die iiber die erforderliche Unabhingigkeit sowie die
notigen Mittel und Fachkenntnisse verfugen, ihre Tatigkeiten auf faire, rasche und kosteneffiziente Weise
durchzufithren. Die Unabhingigkeit der auRSergerichtlichen Streitbeilegungsstellen sollte auch auf der Ebene der mit
der Beilegung von Streitigkeiten betrauten natiirlichen Personen gewihrleistet werden, u. a. durch Regeln fiir
Interessenkonflikte. Die von den aufergerichtlichen Streitbeilegungsstellen erhobenen Gebiihren sollten
angemessen, zuginglich, attraktiv, kostengiinstig fiir den Verbraucher und verhiltnismifig sein und von Fall zu Fall
bewertet werden. Wird eine aufergerichtliche Streitbeilegungsstelle von dem zustindigen Koordinator fiir digitale
Dienste zertifiziert, so sollte diese Zertifizierung fiir alle Mitgliedstaaten gelten. Anbieter von Online-Plattformen
sollten die Moglichkeit haben, sich zu weigern, an einem auf8ergerichtlichen Streitbeilegungsverfahren nach dieser
Verordnung teilzunehmen, wenn dieselbe Streitigkeit, insbesondere in Bezug auf die betreffenden Informationen
und die Griinde fiir den Erlass der beanstandeten Entscheidung, die Auswirkungen der Entscheidung und die geltend
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gemachten Griinde fur die Beanstandung der Entscheidung, bereits durch ein laufendes Verfahren vor dem
zustindigen Gericht oder vor einer anderen zustindigen aufergerichtlichen Streitbeilegungsstelle beigelegt wurde
oder bereits Gegenstand eines solchen Verfahrens ist. Nutzer sollten zwischen dem internen Beschwerdeverfahren,
einer aufergerichtlichen Streitbeilegung und der Moglichkeit, jederzeit Klage vor Gericht zu erheben, wiahlen
konnen. Da das Ergebnis des aufergerichtlichen Streitbeilegungsverfahrens nicht bindend ist, sollten die Parteien
nicht daran gehindert werden, in Bezug auf dieselbe Streitigkeit Klage vor Gericht zu erheben. Die so geschaffenen
Moglichkeiten zur Beanstandung der Entscheidungen von Anbietern von Online-Plattformen sollten die Maglichkeit
des gerichtlichen Rechtsbehelfs im Einklang mit den Rechtsvorschriften des betreffenden Mitgliedstaats in jeder
Hinsicht unberiihrt lassen und sollten somit die Ausiibung des Rechts auf einen wirksamen Rechtsbehelf gemaf§
Artikel 47 der Charta nicht beeintrachtigen. Durch die Bestimmungen dieser Verordnung tiber die auflergerichtliche
Streitbeilegung sollten die Mitgliedstaaten nicht verpflichtet werden, solche aufergerichtlichen Streitbeile-
gungsstellen einzurichten.

(60) Bei vertraglichen Streitigkeiten zwischen Verbrauchern und Unternehmen beziiglich des Erwerbs von Waren oder
Dienstleistungen stellt die Richtlinie 2013/11/EU sicher, dass die Verbraucher und Unternehmen in der Union
Zugang zu zertifizierten Stellen fiir alternative Streitbeilegungsverfahren haben. In dieser Hinsicht sollte klargestellt
werden, dass die Vorschriften dieser Verordnung iiber die aufSergerichtliche Streitbeilegung die genannte Richtlinie
unberiihrt lassen, einschlieflich des Rechts der Verbraucher nach dieser Richtlinie, sich jederzeit aus dem Verfahren
zuriickzuziehen, wenn sie mit der Durchfithrung oder dem Ablauf des Verfahrens nicht zufrieden sind.

(61) Abhilfe bei rechtswidrigen Inhalten kann schneller und zuverldssiger erfolgen, wenn Anbieter von Online-
Plattformen die erforderlichen Mafnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass von vertrauenswiirdigen
Hinweisgebern, die innerhalb ihres ausgewiesenen Fachgebiets handeln, im Rahmen der von dieser Verordnung
geforderten Melde- und Abhilfemechanismen eingereichte Meldungen vorrangig bearbeitet werden, unbeschadet der
Verpflichtung, simtliche tiber diese Mechanismen eingereichte Meldungen rasch, sorgfaltig und in nicht willkiirlicher
Weise zu bearbeiten und Entscheidungen dazu zu treffen. Dieser Status des vertrauenswiirdigen Hinweisgebers sollte
vom Koordinator fur digitale Dienste des Mitgliedstaats, in dem der Antragsteller niedergelassen ist, vergeben und
von allen Anbietern von Online-Plattformen, die in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen, anerkannt
werden. Dieser Status des vertrauenswiirdigen Hinweisgebers sollte nur an Einrichtungen, nicht an Einzelpersonen,
vergeben werden, die unter anderem nachgewiesen haben, dass sie iiber besondere Sachkenntnis und Kompetenz im
Umgang mit rechtswidrigen Inhalten verfiigen und dass sie ihre Tatigkeit sorgfiltig, genau und objektiv durchfithren.
Es kann sich dabei um offentliche Einrichtungen handeln, bei terroristischen Inhalten etwa die Meldestellen fiir
Internetinhalte der nationalen Strafverfolgungsbehorden oder der Agentur der Europiischen Union fur die
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Strafverfolgung (Europol), oder um Nichtregierungsorganisationen und private
oder halboffentliche Einrichtungen wie Organisationen, die Teil des INHOPE-Meldestellennetzes zur Meldung von
Material iiber sexuellen Kindesmissbrauch sind, oder Organisationen fiir die Meldung rechtswidriger rassistischer
und fremdenfeindlicher Darstellungen im Internet. Um den Mehrwert eines solchen Verfahrens nicht zu mindern,
sollte die Gesamtzahl der gemdfl dieser Verordnung anerkannten vertrauenswiirdigen Hinweisgeber begrenzt
werden. Insbesondere wird Wirtschaftsverbanden, die die Interessen ihrer Mitglieder vertreten, empfohlen, den
Status vertrauenswiirdiger Hinweisgeber zu beantragen, unbeschadet des Rechts privater Einrichtungen oder
Personen, mit Anbietern von Online-Plattformen bilaterale Vereinbarungen zu schlieffen.

(62) Vertrauenswiirdige Hinweisgeber sollten leicht verstindliche und ausfiihrliche Berichte iiber gemif dieser
Verordnung erfolgte Meldungen veréffentlichen. In diesen Berichten sollten Informationen wie die Anzahl der vom
Anbieter von Hostingdiensten kategorisierten Meldungen, die Art der Inhalte und die vom Anbieter ergriffenen
Mafinahmen genannt werden. Da vertrauenswiirdige Hinweisgeber tiber Sachkenntnis und Kompetenz verfiigen,
kann davon ausgegangen werden, dass die von ihnen eingereichten Meldungen mit weniger Aufwand und daher
schneller bearbeitet werden konnen als die von anderen Nutzern eingereichten Meldungen. Die durchschnittliche
Bearbeitungsdauer kann jedoch unter anderem je nach Art der rechtswidrigen Inhalte, der Qualitit der Meldungen
und den fiir die Einreichung solcher Meldungen geltenden technischen Verfahren variieren.

Wihrend beispielsweise im Verhaltenskodex fiir die Bekimpfung rechtswidriger Hassreden im Internet von 2016 fiir
die teilnehmenden Unternehmen ein Richtwert fur die Zeit festgelegt wird, die firr die Bearbeitung giiltiger
Meldungen im Hinblick auf die Entfernung rechtswidriger Hassreden benotigt wird, konnen die Bearbeitungsfristen
fir andere Arten rechtswidriger Inhalte je nach den spezifischen Tatsachen und Umstinden und der Art der
betreffenden rechtswidrigen Inhalte erheblich variieren. Damit der Status eines vertrauenswiirdigen Hinweisgebers
nicht missbrauchlich verwendet wird, sollte es moglich sein, diesen Status auszusetzen, wenn ein Koordinator fiir
digitale Dienste am Niederlassungsort aus berechtigten Griinden eine Untersuchung eingeleitet hat. Die Vorschriften



27.10.2022 Amtsblatt der Europiischen Union L 27717

dieser Verordnung in Bezug auf vertrauenswiirdige Hinweisgeber sollten nicht so ausgelegt werden, dass sie die
Anbieter von Online-Plattformen daran hindern, Meldungen von Einrichtungen oder Einzelpersonen ohne den
Status eines vertrauenswiirdigen Hinweisgebers im Sinne dieser Verordnung auf dhnliche Weise zu behandeln oder
im Einklang mit dem geltenden Recht, einschlieflich dieser Verordnung und der Verordnung (EU) 2016/794 des
Europiischen Parlaments und des Rates (), auf andere Art mit weiteren Einrichtungen zusammenzuarbeiten. Die
Bestimmungen dieser Verordnung sollten die Anbieter von Online-Plattformen nicht daran hindern, solche
vertrauenswiirdigen Hinweisgeber oder dhnliche Verfahren zu nutzen, um rasch und zuverldssig gegen Inhalte
vorzugehen, die mit ihren allgemeinen Geschiftsbedingungen unvereinbar sind, insbesondere gegen Inhalte, die
schutzbediirftigen Nutzern, wie etwa Minderjahrigen, schaden.

(63) Der Missbrauch von Online-Plattformen durch die hiufige Bereitstellung von offensichtlich rechtswidrigen Inhalten
oder die hdufige Einreichung von offensichtlich unbegriindeten Meldungen oder Beschwerden tiber die jeweiligen
durch diese Verordnung eingerichteten Mechanismen und Systeme fithrt zu Vertrauensverlust und beeintrichtigt die
Rechte und berechtigten Interessen der betroffenen Parteien. Daher ist es erforderlich, angemessene,
verhiltnismafige und wirksame Vorkehrungen zum Schutz vor solchem Missbrauch einzurichten, bei denen die
Rechte und berechtigten Interessen aller Beteiligten — einschlieflich der geltenden, in der Charta verankerten
Grundrechte und Grundfreiheiten und insbesondere des Rechts auf Meinungsduflerung — geachtet werden miissen.
Inhalte sollten als offensichtlich rechtswidrig und Meldungen oder Beschwerden als offensichtlich unbegriindet
gelten, wenn es fiir einen Laien ohne inhaltliche Analyse klar ersichtlich ist, dass die Inhalte rechtswidrig bzw. die
Meldungen oder Beschwerden unbegriindet sind.

(64) Unter bestimmten Bedingungen sollten Anbieter von Online-Plattformen ihre einschligigen Dienste fur die an
missbrauchlichem Verhalten beteiligte Person voriibergehend aussetzen. Die Freiheit der Anbieter von Online-
Plattformen, ihre allgemeinen Geschiftsbedingungen festzulegen und strengere Maffnahmen im Falle offensichtlich
rechtswidriger Inhalte im Zusammenhang mit schweren Straftaten wie Darstellungen von sexuellem Missbrauch
von Kindern zu ergreifen, bleibt hiervon unberiihrt. Aus Transparenzgriinden sollte diese Moglichkeit klar und
hinreichend prizise in den allgemeinen Geschiftsbedingungen der Online-Plattformen festgelegt werden. Bei
diesbeziiglichen Entscheidungen der Anbieter von Online-Plattformen sollten stets Rechtsbehelfe moglich sein und
sie sollten der Aufsicht des zustdndigen Koordinators fiir digitale Dienste unterliegen. Vor der Entscheidung iiber die
Aussetzung sollten Anbieter von Online-Plattformen eine Warnung erteilen, in der die Griinde fuir die mogliche
Aussetzung und die moglichen Rechtsbehelfe gegen die Entscheidung des Anbieters der Online-Plattform aufgefiihrt
sind. Mit der Entscheidung iiber die Aussetzung sollten Anbieter von Online-Plattformen auch die Begriindung nach
den in dieser Verordnung festgelegten Vorschriften tibermitteln. Die Vorschriften dieser Verordnung iiber Missbrauch
sollten Anbieter von Online-Plattformen nicht daran hindern, andere Mafnahmen zu ergreifen, um im Einklang mit
dem geltenden Unionsrecht und dem geltenden nationalen Recht gegen die Bereitstellung rechtswidriger Inhalte oder
den sonstigen Missbrauch ihrer Dienste, einschlieflich durch Verstof§ gegen ihre allgemeinen Geschiftsbedingungen,
durch die Nutzer vorzugehen. Diese Vorschriften lassen jegliche im Unionsrecht oder im nationalen Recht
vorgesehenen Moglichkeiten unberiihrt, die am Missbrauch beteiligten Personen haftbar zu machen, einschliefSlich
fiir Schadensersatz.

(65) Angesichts der besonderen Verantwortung und Pflichten von Anbietern von Online-Plattformen sollten ihnen -
neben den von allen Anbietern von Vermittlungsdiensten im Rahmen dieser Verordnung zu erfiillenden
Transparenzberichtspflichten — zusitzliche Transparenzberichtspflichten auferlegt werden. Damit festgestellt
werden kann, ob eine Online-Plattform oder eine Online-Suchmaschine als sehr groffe Online-Plattform bzw. als
sehr grofle Online-Suchmaschine anzusehen ist, der im Rahmen dieser Verordnung bestimmte zusitzliche Pflichten
auferlegt werden, sollten die Transparenzberichtspflichten von Online-Plattformen und Online-Suchmaschinen auch
bestimmte Pflichten zur Verdffentlichung und Mitteilung von Informationen iiber die durchschnittliche monatliche
Zahl aktiver Nutzer in der Union umfassen.

(66) Um fur Transparenz zu sorgen und die Kontrolle iiber die Entscheidungen von Anbietern von Online-Plattformen
iiber die Moderation von Inhalten sowie die Uberwachung der Verbreitung rechtswidriger Inhalte im Internet zu
ermoglichen, sollte die Kommission eine Datenbank fithren und verdffentlichen, die die Entscheidungen und
Begriindungen der Anbieter von Online-Plattformen enthalt, mit denen sie Inhalte entfernen oder die Verfiigbarkeit
von Informationen und den Zugang zu ihnen anderweitig einschrinken. Damit die Datenbank stets auf dem

(*) Verordnung (EU) 2016/794 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 iiber die Agentur der Europiischen Union
fur die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Strafverfolgung (Europol) und zur Ersetzung und Aufhebung der Beschliisse 2009/371/]1,
2009/934/J1, 2009/935J1, 2009/936/J und 2009/968]JI des Rates (ABL L 135 vom 24.5.2016, S. 53).
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neuesten Stand gehalten werden kann, sollten die Anbieter von Online-Plattformen die Entscheidungen und die
Begriindungen unverziiglich nach einer Entscheidung in einem Standardformat iibermitteln, um Aktualisierungen
in Echtzeit zu ermoglichen, wenn dies technisch méglich ist und in einem angemessenen Verhéltnis zu den Mitteln
der betreffenden Online-Plattform steht. Die strukturierte Datenbank sollte den Zugang zu den einschligigen
Informationen und Suchanfragen zu diesen ermdglichen, insbesondere in Bezug auf die Art der betreffenden
mutmaflich rechtswidrigen Inhalte.

(67) ,Dark Patterns“ auf Online-Schnittstellen von Online-Plattformen sind Praktiken, mit der darauf abgezielt oder
tatsichlich erreicht wird, dass die Fihigkeit der Nutzer, eine autonome und informierte Auswahl oder Entscheidung
zu treffen, mafgeblich verzerrt oder beeintrichtigt wird. Solche Praktiken konnen eingesetzt werden, um die Nutzer
zu unerwiinschten Verhaltensweisen oder ungewollten Entscheidungen zu bewegen, die negative Folgen fiir sie
haben. Anbietern von Online-Plattformen sollte es daher untersagt sein, die Nutzer in die Irre zu fithren oder zu
etwas zu verleiten und die Autonomie, die Entscheidungsfreiheit oder die Auswahlmaoglichkeiten der Nutzer durch
den Aufbau, die Gestaltung oder die Funktionen einer Online-Schnittstelle oder eines Teils davon zu verzerren oder
zu beeintrichtigen. Dazu sollten unter anderem ausbeuterische Gestaltungsmuster zihlen, mit denen die Nutzer zu
Handlungen verleitet werden sollen, die dem Anbieter von Online-Plattformen zugutekommen, aber
moglicherweise nicht im Interesse der Nutzer sind, und bei denen die Auswahlmoglichkeiten in einer nicht
neutralen Weise prasentiert werden, etwa indem bestimmte Auswahlmaéglichkeiten durch visuelle, akustische oder
sonstige Elemente stirker hervorgehoben werden, wenn die Nutzer aufgefordert werden, eine Auswahl zu treffen.

Ferner sollten hierzu Praktiken zihlen, die darin bestehen, einen Nutzer wiederholt aufzufordern, eine Auswahl zu
treffen, wenn diese Auswahl bereits getroffen wurde, das Verfahren zur Stornierung eines Dienstes erheblich
umstindlicher zu gestalten als die entsprechende Anmeldung oder bestimmte Wahlmoglichkeiten schwieriger oder
zeitaufwendiger zu gestalten als andere, es unverhéltnismifig schwierig zu machen, Kiufe abzubrechen oder sich
von einer bestimmten Online-Plattform abzumelden, die Verbrauchern den Abschluss von Fernabsatzvertrdgen mit
Unternehmern ermdoglichen, und die Nutzer in die Irre zu fithren, indem sie zu Entscheidungen beziiglich
Transaktionen verleitet werden, oder die Entscheidungsfindung der Nutzer durch Standardeinstellungen, die sehr
schwer zu dndern sind, unverhaltnismifig zu beeinflussen und somit die Autonomie, die Entscheidungsfreiheit
oder die Auswahlmoglichkeiten der Nutzer zu verzerren und zu beeintrichtigen. Allerdings sollten die
Bestimmungen zur Verhinderung von Dark Patterns nicht so verstanden werden, dass Anbieter daran gehindert
werden, direkt mit Nutzern zu interagieren und ihnen neue oder zusitzliche Dienste anzubieten. RechtmifSige
Praktiken — beispielsweise in der Werbung —, die mit dem Unionsrecht im Einklang stehen, sollten an sich nicht als
Dark Patterns angesehen werden. Diese Vorschriften iiber Dark Patterns sollten dahin ausgelegt werden, dass sie
verbotene Praktiken erfassen, die in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen, soweit diese Praktiken nicht
bereits unter die Richtlinie 2005/29/EG oder die Verordnung (EU) 2016/679 fallen.

(68)  Online-Werbung spielt im Online-Umfeld eine wichtige Rolle, auch bei der Bereitstellung von Online-Plattformen,
bei denen die Erbringung der Dienste mitunter zur Ginze oder teilweise direkt oder indirekt durch
Werbeeinnahmen vergiitet wird. Online-Werbung kann erhebliche Risiken bergen — von Werbung, die selbst
rechtswidrige Inhalte aufweist, bis hin zu Beitrdgen zu finanziellen Anreizen fiir die Veroffentlichung oder
Verstirkung rechtswidriger oder anderweitig schiddlicher Online-Inhalte und -Titigkeiten oder einer
diskriminierenden Darstellung von Werbung, die der Gleichbehandlung und Chancengleichheit der Biirgerinnen
und Biirger zuwiderlduft. Neben den Anforderungen aus Artikel 6 der Richtlinie 2000/31/EG sollten Anbieter von
Online-Plattformen daher verpflichtet werden, sicherzustellen, dass die Nutzer bestimmte individuelle
Informationen dariiber erhalten, wann und in wessen Auftrag die Werbung angezeigt wird. Sie sollten sicherstellen,
dass die Informationen hervorgehoben dargestellt werden, unter anderem durch standardisierte visuelle oder
akustische Kennzeichnung, sodass sie fiir den durchschnittlichen Nutzer klar erkennbar und eindeutig sind, und
dass die Informationen an die Art der Online-Schnittstelle des jeweiligen Dienstes angepasst sind. Zudem sollten die
Nutzer direkt auf der Online-Schnittstelle, auf der die Werbung angezeigt wird, Zugang zu Informationen dariiber
erhalten, anhand welcher Hauptparameter bestimmt wird, welche Werbung ihnen angezeigt wird, wobei
aussagekriftige Erlduterungen zur zugrunde liegenden Logik bereitgestellt werden sollten, einschlieflich der
Angabe, wann Profiling genutzt wird.

Diese Erlduterungen sollten Informationen iiber die fiir die Anzeige der Werbung verwendete Methode — zum
Beispiel dazu, ob es sich um kontextbezogene Werbung oder eine andere Art von Werbung handelt — sowie
gegebenenfalls die wichtigsten verwendeten Profiling-Kriterien enthalten. Auferdem sollten die Nutzer in den
Erlduterungen iiber alle ihnen zur Verfiigung stehenden Mittel zur Anderung dieser Kriterien informiert werden. Die
Anforderungen dieser Verordnung an die Bereitstellung von Informationen in Bezug auf Werbung gelten
unbeschadet der Anwendung der einschligigen Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/679, insbesondere was
das Widerspruchsrecht und die automatisierte Entscheidungsfindung im Einzelfall betrifft, einschlielich des
Profiling und insbesondere der Notwendigkeit, vor der Verarbeitung personenbezogener Daten fiir gezielte
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Werbung die Einwilligung der betroffenen Person einzuholen. Zudem gilt sie unbeschadet der Bestimmungen der
Richtlinie 2002/58/EG, insbesondere in Bezug auf die Speicherung von Informationen auf Endgeriten und den
Zugang zu dort gespeicherten Informationen. Schlieflich ergianzt diese Verordnung die Anwendung der Richtlinie
2010/13[EU, gemifs der Mafinahmen ergriffen werden miissen, um es Nutzern zu ermoglichen, audiovisuelle
kommerzielle Kommunikation in nutzergenerierten Videos als solche zu deklarieren. Sie erginzt ferner die Pflichten
fur Unternehmer in Bezug auf die Offenlegung von kommerzieller Kommunikation, die sich aus der Richtlinie
2005/29/EG ergeben.

(69) Wenn Nutzern Werbung angezeigt wird, die auf Techniken der Personalisierung von Werbung beruht, welche
optimiert sind, um ihren Interessen zu entsprechen und moglicherweise auf ihre Schwichen abzuzielen, kann dies
besonders schwerwiegende negative Auswirkungen haben. In bestimmten Fillen konnen sich manipulative
Techniken negativ auf ganze Gruppen auswirken und gesellschaftliche Schaden verstarken, beispielsweise indem sie
zu Desinformationskampagnen beitragen oder bestimmte Gruppen diskriminieren. Online-Plattformen sind ein
Umfeld, das fiir solche Praktiken besonders anfillig ist, und bergen ein hoheres gesellschaftliches Risiko. Daher
diirfen Anbieter von Online-Plattformen keine Werbung anzeigen, die auf Profiling gemif Artikel 4 Nummer 4 der
Verordnung (EU) 2016/679 unter Verwendung besonderer Kategorien personenbezogener Daten gemafS Artikel 9
Absatz 1 jener Verordnung, einschlieflich Profiling-Kategorien auf der Grundlage dieser besonderen Kategorien,
beruht. Dieses Verbot gilt unbeschadet der Verpflichtungen, die nach dem Unionsrecht iiber den Schutz
personenbezogener Daten fiir Anbieter von Online-Plattformen oder andere Diensteanbieter oder Werbetreibende,
die an der Verbreitung von Werbung beteiligt sind, gelten.

(70)  Ein zentraler Bestandteil der Geschiftstitigkeiten einer Online-Plattform ist die Art und Weise, in der Informationen
priorisiert und auf ihrer Online-Schnittstelle dargestellt werden, um den Zugang zu Informationen fiir die Nutzer zu
erleichtern und zu optimieren. Dies geschieht beispielsweise durch algorithmische Empfehlungen, Einstufung und
Priorisierung von Informationen, die durch textliche oder andere visuelle Darstellungen kenntlich gemacht werden,
oder durch andere Arten der Kuratierung der von Nutzern bereitgestellten Informationen. Diese
Empfehlungssysteme konnen wesentliche Auswirkungen auf die Fahigkeit der Nutzer haben, Informationen online
abzurufen und mit ihnen zu interagieren. So konnen sie beispielsweise die Suche nach fiir die Nutzer relevanten
Informationen erleichtern und zu einer verbesserten Nutzererfahrung beitragen. Zudem spielen sie eine wichtige
Rolle bei der Verstarkung bestimmter Botschaften, der viralen Verbreitung von Informationen und der Anregung zu
Online-Verhaltensweisen. Online-Plattformen sollten daher stets sicherstellen, dass die Nutzer angemessen dariiber
informiert werden, wie sich Empfehlungssysteme auf die Art und Weise auswirken, in der Informationen angezeigt
werden, und wie sie die Art und Weise beeinflussen konnen, in der ihnen Informationen dargestellt werden. Sie
sollten die Parameter dieser Empfehlungssysteme klar und leicht verstindlich darstellen, um sicherzustellen, dass die
Nutzer nachvollziehen konnen, wie die ihnen angezeigten Informationen priorisiert werden. Diese Parameter sollten
mindestens die wichtigsten Kriterien umfassen, anhand derer festgelegt wird, welche Informationen dem Nutzer
vorgeschlagen werden, sowie die Griinde, aus denen die einzelnen Kriterien von Bedeutung sind; dies betrifft auch
Fille, in denen Informationen auf der Grundlage von Profiling und dem Online-Verhalten der Nutzer priorisiert
werden.

(71) Der Schutz von Minderjihrigen ist ein wichtiges politisches Ziel der Union. Eine Online-Plattform kann als fiir
Minderjdhrige zuginglich angesehen werden, wenn ihre allgemeinen Geschiftsbedingungen es Minderjdhrigen
gestatten, den Dienst zu nutzen, wenn ihr Dienst sich an Minderjdhrige richtet oder iiberwiegend von
Minderjahrigen genutzt wird oder wenn dem Anbieter in anderer Weise bekannt ist, dass einige seiner Nutzer
minderjihrig sind, etwa weil er bereits personenbezogene Daten von Nutzern verarbeitet, aus denen das Alter der
Nutzer zu anderen Zwecken hervorgeht. Anbieter von Online-Plattformen, die von Minderjihrigen genutzt werden,
sollten geeignete und verhiltnismifige MaSnahmen zum Schutz von Minderjahrigen treffen, etwa indem sie, soweit
dies angezeigt ist, ihre Online-Schnittstellen oder Teile davon standardméafSig mit dem hochsten Maf§ an Privatsphare
und Sicherheit fiir Minderjihrige gestalten oder indem sie Standards fiir den Schutz von Minderjihrigen anwenden
oder sich an Verhaltenskodizes zum Schutz von Minderjihrigen beteiligen. Sie sollten bewahrte Verfahren und die
verfugbare Anleitung — etwa jene in der Mitteilung der Kommission mit dem Titel ,Eine digitale Dekade fir Kinder
und Jugendliche: die neue europiische Strategie fiir ein besseres Internet fiir Kinder (BIK+)“ — beriicksichtigen.
Anbieter von Online-Plattformen sollten keine Werbung auf der Grundlage von Profiling unter Verwendung
personenbezogener Daten des betreffenden Nutzers anzeigen, wenn sie hinreichende Gewissheit haben, dass der
betreffende Nutzer minderjihrig ist. Im Einklang mit der Verordnung (EU) 2016/679, insbesondere mit dem
Grundsatz der Datenminimierung im Sinne von Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe ¢ jener Verordnung, sollte dieses
Verbot den Anbieter der Online-Plattform nicht dazu veranlassen, mehr personenbezogene Daten als die, tiber die
er bereits verfiigt, zu speichern, zu erwerben oder zu verarbeiten, um zu beurteilen, ob der betreffende Nutzer
minderjahrig ist. Mit dieser Verpflichtung sollte daher fiir Anbieter von Online-Plattformen kein Anreiz dafiir
geschaffen werden, das Alter der Nutzer zu erfassen, bevor diese die Plattform nutzen. Dies sollte unbeschadet des
Unionsrechts iiber den Schutz personenbezogener Daten gelten.
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(72) Um zu einem sicheren, vertrauenswiirdigen und transparenten Online-Umfeld fiir Verbraucher sowie fiir andere
Beteiligte, etwa konkurrierende Unternehmer oder Inhaber von Rechten des geistigen Eigentums, beizutragen und
Unternehmer vom Verkauf von Produkten und Dienstleistungen unter Verstoff gegen die geltenden Vorschriften
abzuhalten, sollten Online-Plattformen, die Verbrauchern den Abschluss von Fernabsatzvertrigen mit
Unternehmern ermdglichen, sicherstellen, dass diese Unternehmer nachverfolgt werden konnen. Der Unternehmer
sollte daher verpflichtet sein, den Anbietern von Online-Plattformen, die Verbrauchern den Abschluss von
Fernabsatzvertrdgen mit Unternechmern ermoglichen, bestimmte grundlegende Informationen zur Verfiigung zu
stellen, auch um fur Produkte zu werben oder sie anzubieten. Diese Anforderung sollte auch fiir Unternehmer
gelten, die auf der Grundlage zugrunde liegender Vereinbarungen im Namen von Marken fiir Produkte werben oder
diese anbieten. Diese Anbieter von Online-Plattformen sollten simtliche Informationen fir die Dauer ihrer
Vertragsbeziehung mit dem Unternehmer und sechs Monate dariiber hinaus sicher speichern, damit etwaige
Anspriiche gegeniiber dem Unternehmer geltend gemacht oder Anordnungen in Bezug auf den Unternehmer erfiillt
werden konnen.

Diese Verpflichtung ist erforderlich und verhiltnismifig, damit diese Informationen im Einklang mit dem geltenden
Recht, einschlieRlich des Rechts auf Schutz personenbezogener Daten, von Behdrden und privaten Parteien mit
einem berechtigten Interesse eingesechen werden konnen, auch aufgrund von in dieser Verordnung genannten
Anordnungen zur Bereitstellung von Informationen. Diese Verpflichtung lisst potenzielle Verpflichtungen
unberiihrt, bestimmte Inhalte auf der Grundlage anderer Rechtsvorschriften der Union oder nationaler Rechtsvor-
schriften im Einklang mit dem Unionsrecht fiir lingere Zeitrdume aufzubewahren. Unbeschadet der in dieser
Verordnung festgelegten Begriffsbestimmung sollte jeder auf der Grundlage von Artikel 6a Absatz 1 Buchstabe b
der Richtlinie 2011/83/EU und Artikel 7 Absatz 4 Buchstabe f der Richtlinie 2005/29/EG identifizierte
Unternehmer — unabhingig davon, ob es sich um eine natiirliche oder juristische Person handelt — riickverfolgbar
sein, wenn er ein Produkt oder eine Dienstleistung iiber eine Online-Plattform anbietet. Die Richtlinie 2000/31/EG
verpflichtet alle Anbieter von Diensten der Informationsgesellschaft, bestimmte Informationen, die die
Identifizierung aller Anbieter ermdoglichen, den Nutzern und den zustindigen Behorden einfach, unmittelbar und
dauerhaft zuginglich zu machen. Die in dieser Verordnung festgelegten Riickverfolgbarkeitsanforderungen an
Anbieter von Online-Plattformen, die Verbrauchern den Abschluss von Fernabsatzvertragen mit Unternehmern
ermoglichen, beriihren nicht die Anwendung der Richtlinie (EU) 2021/514 des Rates (*°), mit der andere legitime
Ziele des offentlichen Interesses verfolgt werden.

(73) Um eine effiziente und angemessene Anwendung dieser Verpflichtung sicherzustellen, ohne unverhiltnisméRige
Belastungen aufzuerlegen, sollten Anbieter von Online-Plattformen, die Verbrauchern den Abschluss von
Fernabsatzvertrigen mit Unternehmern ermoglichen, sich nach besten Kriften um die Bewertung der
Zuverlissigkeit der von den betreffenden Unternehmern bereitgestellten Informationen bemithen, insbesondere
durch die Nutzung frei zugédnglicher amtlicher Online-Datenbanken oder Online-Schnittstellen, etwa nationaler
Handelsregister und des Mehrwertsteuer-Informationsaustauschsystems, oder die betreffenden Unternehmer
auffordern, belastbare Unterlagen als Nachweise vorzulegen, etwa Kopien von Identititsdokumenten, zertifizierte
Zahlungskontenausziige, Unternechmenszertifikate oder Ausziige aus dem Handelsregister. Sie konnen fur die
Einhaltung dieser Verpflichtung auch auf andere fiir die Nutzung auf Distanz verfiigbare Quellen zuriickgreifen, die
vergleichbare Zuverldssigkeit bieten. Die Anbieter der betroffenen Online-Plattformen sollten jedoch nicht
verpflichtet werden, iibermiflige oder kostspielige Nachforschungen im Internet anzustellen oder unverhilt-
nismafiige Kontrollen vor Ort durchzufithren. Auch sollte nicht davon ausgegangen werden, dass Anbieter, die sich
wie von dieser Verordnung gefordert bereits nach besten Kriften bemiiht haben, die Zuverldssigkeit der
Informationen gegeniiber Verbrauchern oder anderen Beteiligten gewahrleisten.

(74)  Anbieter von Online-Plattformen, die Verbrauchern den Abschluss von Fernabsatzvertrigen mit Unternehmern
ermoglichen, sollten ihre Online-Schnittstelle so gestalten und aufbauen, dass Unternehmer ihren Verpflichtungen
gemifl dem einschldgigen Unionsrecht nachkommen konnen, insbesondere den Anforderungen gemifl Artikel 6
und 8 der Richtlinie 2011/83/EU, Artikel 7 der Richtlinie 2005/29/EG, Artikel 5 und 6 der Richtlinie 2000/31/EG
und Artikel 3 der Richtlinie 98/6/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (*!). Zu diesem Zweck sollten
Anbieter von betroffenen Online-Plattformen sich nach besten Kriften bemiihen, zu priifen, ob die Unternehmer,
die ihre Dienste nutzen, die vollstindigen Informationen im Einklang mit dem einschldgigen geltenden Unionsrecht
auf ihre Online-Schnittstellen hochgeladen haben. Die Anbieter von Online-Plattformen sollten sicherstellen, dass
Produkte oder Dienstleistungen nicht angeboten werden, solange diese Informationen nicht vollstindig sind. Dies
sollte fiir die Anbieter von betroffenen Online-Plattformen nicht gleichbedeutend sein mit einer allgemeinen
Verpflichtung zur Uberwachung der von Unternechmern iiber ihre Dienste angebotenen Produkte oder

() Richtlinie (EU) 2021/514 des Rates vom 22. Médrz 2021 zur Anderung der Richtlinie 2011/16/EU iiber die Zusammenarbeit der
Verwaltungsbehorden im Bereich der Besteuerung (ABI. L 104 vom 25.3.2021, S. 1).

(") Richtlinie 98/6/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 1998 iiber den Schutz der Verbraucher bei der
Angabe der Preise der ihnen angebotenen Erzeugnisse (ABL L 80 vom 18.3.1998, S. 27).
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Dienstleistungen oder mit einer allgemeinen Verpflichtung zur aktiven Nachforschung, insbesondere um die
Richtigkeit der von den Unternehmern bereitgestellten Informationen zu priifen. Die Online-Schnittstellen sollten
nutzerfreundlich und fiir Unternehmer und Verbraucher leicht zuginglich sein. Dariiber hinaus sollten die Anbieter
der betroffenen Online-Plattformen, nachdem sie dem Unternehmer das Angebot des Produkts oder der
Dienstleistung gestattet haben, angemessene Bemithungen unternehmen, um stichprobenartig zu iiberpriifen, ob
die angebotenen Produkte oder Dienstleistungen in amtlichen, frei zuginglichen und maschinenlesbaren Online-
Datenbanken oder Online-Schnittstellen, die in einem Mitgliedstaat oder in der Union verfugbar sind, als
rechtswidrig eingestuft wurden. Die Kommission sollte auch die Riickverfolgbarkeit von Produkten durch
technologische Losungen wie digital signierte QR-Codes (Quick Response Codes) oder nicht austauschbare Token
fordern. Die Kommission sollte die Entwicklung von Normen und in Ermangelung solcher Normen die Entwicklung
marktgestiitzter Losungen, die von den betroffenen Parteien akzeptiert werden konnen, fordern.

(75) Da sehr groffe Online-Plattformen aufgrund ihrer Reichweite — insbesondere der Zahl der Nutzer — fiir die
Erleichterung von offentliche Debatten, Wirtschaftstransaktionen und der Ooffentlichen Verbreitung von
Informationen, Meinungen und Ideen sowie bei der Beeinflussung der Informationsbeschaffung und -iibermittlung
im Internet eine bedeutende Rolle spielen, ist es notwendig, den Anbietern dieser Plattformen neben den fiir alle
Online-Plattformen geltenden Pflichten besondere Pflichten aufzuerlegen. Aufgrund der entscheidenden Rolle von
groflen Online-Suchmaschinen, wenn es darum geht, Informationen zu finden und im Internet abrufbar zu machen,
miissen diese Verpflichtungen, soweit sie anwendbar sind, auch den Anbietern sehr groler Online-Suchmaschinen
auferlegt werden. Diese zusitzlichen Pflichten fiir Anbieter sehr grofSer Online-Plattformen und sehr grofer Online-
Suchmaschinen sind erforderlich, um diesen ordnungspolitischen Bedenken Rechnung zu tragen, da sich durch
alternative, weniger restriktive Manahmen nicht dieselben Ergebnisse erzielen lassen.

(76)  Sehr grofe Online-Plattformen und sehr grofe Online-Suchmaschinen konnen gesellschaftliche Risiken bewirken,
die sich hinsichtlich Umfang und Auswirkungen von denen kleinerer Plattformen unterscheiden. Anbieter solcher
sehr groffen Online-Plattformen und sehr grofen Online-Suchmaschinen sollten daher hochsten Sorgfaltspflichten
unterliegen, die in einem angemessenen Verhdltnis zu ihren gesellschaftlichen Auswirkungen stehen. Sobald die
Zahl der aktiven Nutzer einer Online-Plattform oder der aktiven Nutzer einer Online-Suchmaschine, berechnet als
Durchschnitt iiber einen Zeitraum von sechs Monaten, in der Union einen erheblichen Bevolkerungsanteil erreicht,
konnen auch die mit der Online-Plattform oder Online-Suchmaschine verbundenen systemischen Risiken in der
Union unverhiltnismifige Auswirkungen haben. Von einer solchen erheblichen Reichweite sollte ausgegangen
werden, wenn die Zahl eine operative Schwelle von 45 Millionen — 10 % der Bevolkerung in der Union -
iiberschreitet. Diese operative Schwelle sollte stets aktualisiert werden, und daher sollte der Kommission die
Befugnis iibertragen werden, die Bestimmungen dieser Verordnung durch den Erlass delegierter Rechtsakte zu
erganzen, soweit dies erforderlich ist.

(77) Um die Reichweite einer bestimmten Online-Plattform oder Online-Suchmaschine zu bestimmen, muss die
durchschnittliche Zahl der aktiven Nutzer jedes Dienstes einzeln ermittelt werden. Dementsprechend sollte die Zahl
der durchschnittlichen monatlichen aktiven Nutzer einer Online-Plattform alle Nutzer widerspiegeln, die den Dienst
in einem bestimmten Zeitraum tatsichlich mindestens einmal in Anspruch nehmen, indem sie Informationen
ausgesetzt sind, die tiber die Online-Schnittstelle der Online-Plattform verbreitet werden, etwa indem sie sie ansehen
oder anhoren oder Informationen bereitstellen, wie z. B. Unternehmer auf einer Online-Plattform, die Verbrauchern
den Abschluss von Fernabsatzvertrigen mit Unternehmern ermaglicht.

Fiir die Zwecke dieser Verordnung beschrankt sich die Inanspruchnahme nicht auf die Interaktion mit Informationen
durch Anklicken, Kommentieren, Verlinken, Teilen, Kaufen oder Durchfithren von Transaktionen auf einer Online-
Plattform. Folglich stimmt das Konzept des aktiven Nutzers nicht zwangsldufig mit dem des registrierten Nutzers
eines Dienstes iiberein. In Bezug auf Online-Suchmaschinen sollte der Begriff des aktiven Nutzers diejenigen
umfassen, die Informationen auf der Online-Schnittstelle ansehen, aber nicht etwa die Eigentiimer der durch eine
Online-Suchmaschine indexierten Websites, da diese den Dienst nicht aktiv in Anspruch nehmen. Die Zahl der
aktiven Nutzer eines Dienstes sollte alle einmaligen Nutzer umfassen, die den betreffenden Dienst in Anspruch
nehmen. Zu diesem Zweck sollte ein Nutzer, der verschiedene Online-Schnittstellen wie Websites oder
Anwendungen verwendet, auch wenn die Dienste tiber verschiedene URL oder Doménennamen abgerufen werden,
nach Moglichkeit nur einmal gezihlt werden. Das Konzept des aktiven Nutzers sollte jedoch nicht die gelegentliche
Nutzung des Dienstes durch Nutzer anderer Anbieter von Vermittlungsdiensten umfassen, die vom Anbieter der
Online-Plattform gespeicherte Informationen durch eine Verkniipfung oder Indexierung durch einen Anbieter von
Online-Suchmaschinen indirekt zuginglich machen. Dariiber hinaus verpflichtet diese Verordnung Anbieter von
Online-Plattformen oder Online-Suchmaschinen nicht dazu, ein spezifisches Online-Tracking von Einzelpersonen
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durchzufithren. Wenn solche Anbieter in der Lage sind, automatisierte Nutzer wie Bots oder Scraper ohne weitere
Verarbeitung personenbezogener Daten und Nachverfolgung aufler Acht zu lassen, konnen sie dies tun. Da sich
Marktentwicklungen und technische Entwicklungen auf die Bestimmung der Zahl der aktiven Nutzer auswirken
konnen, sollte der Kommission die Befugnis iibertragen werden, die Bestimmungen dieser Verordnung durch den
Erlass delegierter Rechtsakte zur Festlegung der Methode zur Bestimmung der aktiven Nutzer des Dienstes einer
Online-Plattform oder einer Online-Suchmaschine zu erginzen, wobei erforderlichenfalls die Art des Dienstes und
die Art und Weise, wie die Nutzer des Dienstes mit diesem interagieren, beriicksichtigt werden sollten.

(78)  Angesichts der fiir Plattformtitigkeiten typischen Netzwerkeffekte kann sich die Nutzerbasis einer Online-Plattform
oder einer Online-Suchmaschine rasch erweitern und die Dimension einer sehr groen Online-Plattform oder einer
sehr groffen Online-Suchmaschine mit den damit verbundenen Auswirkungen auf den Binnenmarkt erreichen. Dies
kann z. B. der Fall sein, wenn die Online-Plattform oder die Online-Suchmaschine iiber einen kurzen Zeitraum
exponentiell wichst oder aufgrund einer breiten globalen Prisenz und ihres Umsatzes Netzwerkeffekte sowie
Skalen- und Verbundeffekte vollstindig nutzen kann. Insbesondere ein hoher Jahresumsatz oder eine hohe
Marktkapitalisierung konnen darauf hindeuten, dass sich die Nutzerreichweite schnell erhéht. In diesen Fillen sollte
der Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort oder die Kommission den Anbieter der Online-Plattform
oder der Online-Suchmaschine zu einer hiufigeren Berichterstattung iiber die Anzahl der aktiven Nutzer
verpflichten konnen, um den Zeitpunkt, zu dem die Plattform als sehr grofle Online-Plattform bzw. sehr grof3e
Online-Suchmaschine im Sinne dieser Verordnung anzusehen ist, rechtzeitig bestimmen zu kénnen.

(79) Die Art und Weise, in der sehr grofSe Online-Plattformen und sehr grofle Online-Suchmaschinen genutzt werden
konnen, hat groffen Einfluss auf die Online-Sicherheit, die offentliche Meinungsbildung und den offentlichen
Diskurs sowie den Online-Handel. Die Gestaltung der Dienste ist im Allgemeinen auf eine Optimierung ihres oft
werbegestiitzten Geschiftsmodells ausgerichtet und kann Anlass zu gesellschaftlichen Bedenken geben. Es bedarf
einer wirksamen Regulierung und Durchsetzung, damit die Risiken und der gesellschaftliche und wirtschaftliche
Schaden, die maoglicherweise entstehen konnen, wirksam ermittelt und gemindert werden kénnen. Im Rahmen
dieser Verordnung sollten Anbieter sehr grofler Online-Plattformen und sehr grofler Online-Suchmaschinen daher
priifen, welche systemischen Risiken mit der Gestaltung, Funktionsweise und Nutzung ihrer Dienste sowie mit
einem moglichen Missbrauch durch die Nutzer verbunden sind, und sollten unter Achtung der Grundrechte
angemessene Gegenmafnahmen treffen. Bei der Bestimmung der Bedeutung moglicher negativer Wirkungen und
Auswirkungen sollten die Anbieter die Schwere der moglichen Auswirkungen und die Wahrscheinlichkeit all dieser
systemischen Risiken beriicksichtigen. So konnten sie beispielsweise priifen, ob die moglichen negativen
Auswirkungen eine grofSe Zahl von Personen betreffen konnen, ihre mogliche Unumkehrbarkeit oder wie schwierig
es ist, die moglichen Auswirkungen zu beheben und die vorherige Situation wiederherzustellen.

(80) Dabei sollten vier Kategorien systemischer Risiken von Anbietern sehr groffer Online-Plattformen und sehr grofSer
Online-Suchmaschinen eingehend gepriift werden. Eine erste Kategorie betrifft die Risiken, die durch Verbreitung
rechtswidriger Inhalte entstehen konnen, darunter die Verbreitung von Darstellungen von sexuellem Missbrauch
von Kindern oder von rechtswidriger Hassrede oder andere Arten von Missbrauch ihrer Dienste fiir Straftaten sowie
rechtswidrige Titigkeiten wie ein nach Unions- oder nationalem Recht untersagter Verkauf von Waren oder
Dienstleistungen, wie z. B. gefihrlicher oder gefilschter Giiter oder rechtswidrig gehandelter Tiere. Eine solche
Verbreitung oder solche Aktivitdten konnen beispielsweise ein erhebliches systemisches Risiko darstellen, wenn sich
der Zugang zu rechtswidrigen Inhalten tiber Konten mit besonders grofler Reichweite oder andere Moglichkeiten der
Verstarkung rasch und weit verbreitet. Anbieter sehr groffer Online-Plattformen und sehr groffer Online-
Suchmaschinen sollten das Risiko der Verbreitung rechtswidriger Inhalte unabhingig davon bewerten, ob die
Informationen auch mit ihren allgemeinen Geschiftsbedingungen unvereinbar sind oder nicht. Diese Bewertung
lasst die personliche Verantwortlichkeit des Nutzers sehr groffer Online-Plattformen oder der Inhaber von Websites,
die von sehr groflen Online-Suchmaschinen indexiert werden, fiir eine mogliche Rechtswidrigkeit ihrer Tatigkeit
nach geltendem Recht unberithrt.

(81) Eine zweite Kategorie betrifft die tatsichlichen oder absehbaren Auswirkungen des Dienstes auf die Ausiibung der
durch die Charta der Grundrechte geschiitzten Grundrechte, einschlieflich, aber nicht beschrinkt auf
Menschenwiirde, Freiheit der Meinungsduflerung und Informationsfreiheit, einschlieSlich der Freiheit und des
Pluralismus der Medien, Recht auf Achtung des Privatlebens, Datenschutz, Recht auf Nichtdiskriminierung, Rechte
des Kindes und Verbraucherschutz. Diese Risiken konnen beispielsweise auf die Gestaltung der algorithmischen
Systeme sehr grofler Online-Plattformen oder sehr groffer Online-Suchmaschinen oder auf den Missbrauch ihres
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Dienstes fiir die Ubermittlung missbrauchlicher Nachrichten oder auf andere Methoden zur Verhinderung der freien
Meinungsduflerung oder zur Behinderung des Wettbewerbs zuriickzufithren sein. Bei der Bewertung der Risiken fiir
die Rechte des Kindes sollten die Anbieter sehr groffer Online-Plattformen und sehr groler Online-Suchmaschinen
beispielsweise priifen, wie leicht es fir Minderjihrige ist, die Gestaltung und die Funktionsweise des Dienstes zu
verstehen und in welcher Weise Minderjahrige durch ihren Dienst Inhalten ausgesetzt sein konnen, die ihre
Gesundheit oder ihre korperliche, geistige oder sittliche Entwicklung beeintrichtigen konnen. Solche Risiken
konnen beispielsweise im Zusammenhang mit der Gestaltung von Online-Schnittstellen entstehen, die absichtlich
oder unabsichtlich die Schwichen und Unerfahrenheit von Minderjahrigen ausnutzen oder die zu Suchtverhalten
fithren konnen.

(82) Eine dritte Kategorie von Risiken betrifft die tatsichlichen oder absehbaren negativen Auswirkungen auf
demokratische Prozesse, die gesellschaftliche Debatte und Wahlprozesse sowie auf die offentliche Sicherheit.

(83) Eine vierte Risikokategorie ergibt sich aus dhnlichen Bedenken in Bezug auf die Gestaltung, die Funktionsweise oder
die Nutzung sehr grofSer Online-Plattformen und sehr grofler Online-Suchmaschinen, auch durch Manipulation, mit
tatsichlichen oder absehbaren negativen Auswirkungen auf den Schutz der offentlichen Gesundheit oder von
Minderjdhrigen und schwerwiegenden negativen Folgen fiir das korperliche und geistige Wohlbefinden einer Person
oder in Bezug auf geschlechtsspezifische Gewalt. Solche Risiken kénnen sich auch aus koordinierten Desinforma-
tionskampagnen im Zusammenhang mit der oOffentlichen Gesundheit oder aus der Gestaltung von Online-
Schnittstellen, die verhaltensbezogene Abhingigkeiten der Nutzer stimulieren konnen, ergeben.

(84) Bei der Bewertung solcher systemischen Risiken sollten sich die Anbieter sehr grofer Online-Plattformen und sehr
grofler Online-Suchmaschinen auf die Systeme oder andere Elemente konzentrieren, die zu den Risiken beitragen
konnen, einschlieBlich aller algorithmischen Systeme, die relevant sein konnen, insbesondere ihre
Empfehlungssysteme und Werbesysteme, wobei die entsprechenden Datenerhebungs- und -nutzungspraktiken zu
beriicksichtigen sind. Sie sollten auch priifen, ob ihre allgemeinen Geschiftsbedingungen und deren Durchsetzung
sowie ihre Verfahren zur Moderation von Inhalten und die entsprechenden technischen Instrumente und
zugewiesenen Ressourcen angemessen sind. Bei der Bewertung der in dieser Verordnung ermittelten systemischen
Risiken sollten sich diese Anbieter auch auf die Informationen konzentrieren, die zwar nicht rechtswidrig sind, aber
zu den in dieser Verordnung ermittelten systemischen Risiken beitragen. Solche Anbieter sollten daher besonders
darauf achten, wie ihre Dienste zur Verbreitung oder Verstirkung irrefithrender oder tduschender Inhalte,
einschlieflich Desinformation, genutzt werden. Wenn die algorithmische Verstirkung von Informationen zu den
systemischen Risiken beitragt, sollten diese Anbieter dies in ihren Risikobewertungen gebiithrend beriicksichtigen.
Wo Risiken lokal begrenzt sind oder sprachliche Unterschiede bestehen, sollten diese Anbieter dies auch bei ihren
Risikobewertungen beriicksichtigen. Anbieter sechr grofler Online-Plattformen und sehr grofler Online-
Suchmaschinen sollten insbesondere priifen, wie die Gestaltung und Funktionsweise ihres Dienstes sowie die
vorsitzliche und hdufig koordinierte Manipulation und Nutzung ihrer Dienste oder die systemische Verletzung ihrer
Nutzungsbedingungen zu diesen Risiken beitragen. Solche Risiken kénnen beispielsweise auf die unauthentische
Nutzung des Dienstes, wie die Einrichtung von Scheinkonten, die Nutzung von Bots oder die irrefiihrende Nutzung
eines Dienstes und andere automatisierte oder teilautomatisierte Verhaltensweisen zuriickzufithren sein, die zu einer
schnellen und umfangreichen offentlichen Verbreitung von Informationen fithren kénnen, die rechtswidrige Inhalte
darstellen oder mit den Geschiftsbedingungen einer Online-Plattform oder einer Online-Suchmaschine unvereinbar
sind und zu Desinformationskampagnen beitragen.

(85) Um es zu ermoglichen, dass nachfolgende Risikobewertungen aufeinander aufbauen und die Entwicklung der
ermittelten Risiken aufzeigen, sowie um Untersuchungen und Durchsetzungsmafinahmen zu erleichtern, sollten
Anbieter sehr grofSer Online-Plattformen und sehr grofer Online-Suchmaschinen alle Belege fiir die von ihnen
durchgefiihrten Risikobewertungen, wie etwa Informationen iiber deren Vorbereitung, zugrunde liegende Daten
und Daten tiber die Tests ihrer algorithmischen Systeme, aufbewahren.

(86) Anbieter sehr grofer Online-Plattformen und sehr grofer Online-Suchmaschinen sollten die erforderlichen
Instrumente einsetzen, um die bei den Risikobewertungen festgestellten systemischen Risiken unter Achtung der
Grundrechte sorgfaltig zu mindern. Alle Maflnahmen sollten mit den Sorgfaltspflichten aus dieser Verordnung im
Einklang stehen sowie angemessen und wirksam zur Minderung der festgestellten spezifischen systemischen Risiken
beitragen. Sie sollten in Anbetracht der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit des Anbieters der sehr grofen Online-
Plattform oder sehr groffen Online-Suchmaschine verhaltnismafig sein und der Notwendigkeit Rechnung tragen,
unnotige Beschrankungen fiir die Nutzung ihrer Dienste zu vermeiden, wobei mogliche negative Auswirkungen auf
die Grundrechte angemessen zu beriicksichtigen sind. Diese Anbieter sollten die Auswirkungen auf die
Meinungsfreiheit besonders beriicksichtigen.
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(87) Anbieter sehr groffer Online-Plattformen und sehr groffer Online-Suchmaschinen sollten im Rahmen solcher
Risikominderungsmaflnahmen beispielsweise in Betracht ziehen, die erforderliche Gestaltung, Funktion oder
Funktionsweise ihres Dienstes, wie etwa die Gestaltung der Online-Schnittstelle, anzupassen. Sie sollten ihre
allgemeinen Geschiftsbedingungen nach Bedarf und im Einklang mit den Bestimmungen dieser Verordnung iiber
die allgemeinen Geschiftsbedingungen anpassen und anwenden. Weitere geeignete Maflnahmen koénnten die
Anpassung ihrer Systeme und internen Verfahren zur Moderation von Inhalten oder die Anpassung ihrer
Entscheidungsprozesse und Ressourcen, einschliefSlich des Personals fir die Moderation von Inhalten, seiner
Ausbildung und seines lokalen Fachwissens, umfassen. Dies betrifft insbesondere die Geschwindigkeit und Qualitit
der Bearbeitung von Meldungen. In diesem Zusammenhang wird beispielsweise im Verhaltenskodex fur die
Bekdmpfung rechtswidriger Hassreden im Internet aus dem Jahr 2016 ein Referenzwert fiir die Bearbeitung giiltiger
Meldungen iiber die Entfernung rechtswidriger Hassreden von weniger als 24 Stunden festgelegt. Anbieter sehr
grofler Online-Plattformen, insbesondere solcher, die in erster Linie fiir die 6ffentliche Verbreitung pornografischer
Inhalte genutzt werden, sollten all ihren Verpflichtungen aus dieser Verordnung in Bezug auf rechtswidrige Inhalte,
die Gewalt im Internet darstellen, einschlieRlich rechtswidriger pornografischer Inhalte, sorgfiltig nachkommen,
insbesondere im Hinblick darauf, dass Opfer ihre Rechte in Bezug auf Inhalte, die die nicht einvernehmliche
Weitergabe von intimem oder manipuliertem Material darstellen, durch die rasche Bearbeitung von Meldungen und
die Entfernung solcher Inhalte unverziiglich wirksam ausiiben konnen. Fir andere Arten rechtswidriger Inhalte
konnen abhingig von den Fakten, Umstinden und Arten der betreffenden rechtswidrigen Inhalte lingere oder
kiirzere Fristen fiir die Bearbeitung von Meldungen erforderlich sein. Diese Anbieter konnen zudem die
Zusammenarbeit mit vertrauenswiirdigen Hinweisgebern einleiten oder verstarken und Schulungsmafinahmen und
den Austausch mit Zusammenschliissen vertrauenswiirdiger Hinweisgeber organisieren.

(88) Anbieter sehr groffer Online-Plattformen und sehr grofSer Online-Suchmaschinen sollten auch in Bezug auf die
Mafnahmen, die sie ergreifen, um ihre algorithmischen Systeme, nicht zuletzt ihre Empfehlungssysteme, zu testen
und erforderlichenfalls anzupassen, sorgfiltig vorgehen. Moglicherweise miissen sie die negativen Auswirkungen
personalisierter Empfehlungen mindern und die in ihren Empfehlungen verwendeten Kriterien korrigieren. Die von
den Anbietern sehr grofer Online-Plattformen und sehr grofSer Online-Suchmaschinen verwendeten Werbesysteme
konnen auch ein Katalysator fiir systemische Risiken sein. Diese Anbieter sollten Korrekturmafnahmen, wie z. B. die
Beendigung von Werbeeinnahmen fiir bestimmte Informationen, oder andere Maffnahmen wie eine Verbesserung
der Sichtbarkeit verldsslicher Informationsquellen oder eine strukturellere Anpassung ihrer Werbesysteme in
Erwdgung ziehen. Anbieter sehr grofer Online-Plattformen und sehr grofer Online-Suchmaschinen miissen
moglicherweise ihre internen Verfahren oder die interne Uberwachung ihrer Titigkeiten verstirken, insbesondere
um systemische Risiken zu ermitteln, und héufigere oder gezieltere Risikobewertungen im Zusammenhang mit
neuen Funktionen durchfithren. Insbesondere bei iiber verschiedene Online-Plattformen oder Online-
Suchmaschinen geteilten Risiken sollten sie mit anderen Anbietern zusammenarbeiten, etwa durch Einfithrung von
Verhaltenskodizes oder anderen Selbstregulierungsmafinahmen oder die Beteiligung an bestehenden einschlidgigen
Kodizes oder Mafinahmen. Sie sollten auch Sensibilisierungsmaffnahmen in Erwagung zichen, insbesondere bei
Risiken im Zusammenhang mit Desinformationskampagnen.

(89) Insbesondere wenn sich ihre Dienste in erster Linie an Minderjdhrige richten oder iiberwiegend von diesen genutzt
werden, sollten Anbieter sehr grofSer Online-Plattformen und sehr groffer Online-Suchmaschinen bei Mafinahmen
wie der Anpassung der Gestaltung ihres Dienstes und ihrer Online-Schnittstelle dem Wohl von Minderjihrigen
Rechnung tragen. Sie sollten sicherstellen, dass ihre Dienste so organisiert sind, dass Minderjahrige problemlos auf
die in dieser Verordnung vorgesehenen Mechanismen zugreifen konnen, gegebenenfalls einschlieflich Melde-,
Abhilfe- und Beschwerdemechanismen. Sie sollten ferner Maflnahmen ergreifen, um Minderjahrige vor Inhalten zu
schiitzen, die ihre korperliche, geistige oder sittliche Entwicklung beeintrichtigen konnen, und Instrumente
bereitstellen, die einen kontrollierten Zugang zu solchen Informationen ermdglichen. Bei der Auswahl der
geeigneten Minderungsmaffnahmen konnen die Anbieter gegebenenfalls bewihrte Verfahren der Branche
berticksichtigen, unter anderem solche, die durch Zusammenarbeit im Bereich Selbstregulierung festgelegt wurden,
wie Verhaltenskodizes und sollten den Leitlinien der Kommission Rechnung tragen.

(90) Anbieter sehr groffer Online-Plattformen und sehr groffer Online-Suchmaschinen sollten sicherstellen, dass ihr
Konzept fir die Risikobewertung und -minderung auf den besten verfiigbaren Informationen und wissenschaftlichen
Erkenntnissen beruht und dass sie ihre Annahmen mit den Gruppen uiberpriifen, die von den Risiken und den von
ihnen ergriffenen Mafinahmen am stirksten betroffen sind. Zu diesem Zweck sollten sie, soweit angemessen, bei
ihren Risikobewertungen und bei der Gestaltung ihrer Risikominderungsmafinahmen Vertreter der Nutzer und der
moglicherweise von ihren Diensten betroffenen Gruppen sowie unabhingige Sachverstindige und zivilgesell-
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schaftliche Organisationen einbeziehen. Sie sollten bestrebt sein, solche Konsultationen in ihre Methoden zur
Bewertung der Risiken und zur Gestaltung von Risikominderungsmaffnahmen zu integrieren, gegebenenfalls
einschlieflich Erhebungen, Fokusgruppen, Rundtischgesprichen und anderen Konsultations- und Gestaltungs-
methoden. Bei der Bewertung, ob eine Mafinahme angemessen, verhaltnismifig und wirksam ist, sollte ein
besonderes Augenmerk auf das Recht auf freie Meinungsiuferung gelegt werden.

(91) In Krisenzeiten kann es erforderlich sein, dass Anbieter sehr groffer Online-Plattformen zusdtzlich zu den
Maflnahmen, die sie im Hinblick auf ihre sonstigen Verpflichtungen aus dieser Verordnung ergreifen wiirden,
dringend bestimmte spezifische Mafnahmen ergreifen. In diesem Zusammenhang sollte davon ausgegangen
werden, dass eine Krise eintritt, wenn aulergewohnliche Umstinde eintreten, die zu einer ernsthaften Bedrohung
der offentlichen Sicherheit oder der 6ffentlichen Gesundheit in der Union oder in wesentlichen Teilen der Union
fithren konnen. Solche Krisen konnten auf bewaffnete Konflikte oder terroristische Handlungen, einschlieflich neu
entstehender Konflikte oder terroristischer Handlungen, Naturkatastrophen wie Erdbeben und Wirbelstiirme sowie
auf Pandemien und andere schwerwiegende grenziiberschreitende Bedrohungen fiir die offentliche Gesundheit
zuriickzufithren sein. Die Kommission sollte die Moglichkeit haben, auf Empfehlung des Europaisches Gremium fiir
digitale Dienste (im Folgenden ,Gremium“) von Anbietern sehr grofer Online-Plattformen und Anbietern sehr
grofler Suchmaschinen zu verlangen, dringend eine Krisenreaktion einzuleiten. Zu den Mafinahmen, die diese
Anbieter ermitteln und in Erwdgung ziehen konnen, zihlen beispielsweise die Anpassung der Verfahren zur
Moderation von Inhalten und die Aufstockung der Ressourcen fiir die Moderation von Inhalten, die Anpassung der
allgemeinen Geschiftsbedingungen, der einschligigen algorithmischen Systeme und der Werbesysteme, die weitere
Intensivierung der Zusammenarbeit mit vertrauenswiirdigen Hinweisgebern, die Durchfihrung von Sensibilisie-
rungsmafnahmen und die Forderung vertrauenswiirdiger Informationen sowie die Anpassung der Gestaltung ihrer
Online-Schnittstellen. Es sollten die erforderlichen Anforderungen festgelegt werden, um sicherzustellen, dass solche
Mafnahmen innerhalb eines sehr kurzen Zeitrahmens ergriffen werden und dass der Krisenreaktionsmechanismus
nur genutzt wird, wenn und soweit dies unbedingt erforderlich ist und die im Rahmen dieses Mechanismus
getroffenen Maflnahmen wirksam und verhaltnismafig sind, wobei den Rechten und berechtigten Interessen aller
betroffenen Parteien gebithrend Rechnung zu tragen ist. Die Anwendung des Mechanismus sollte die anderen
Bestimmungen dieser Verordnung, wie etwa die Bestimmungen iiber Risikobewertungen und Risikominderungs-
mafinahmen und deren Durchsetzung sowie die Bestimmungen iiber Krisenprotokolle, unberiihrt lassen.

(92) Da eine Uberpriifung durch unabhingige Sachverstindige notwendig ist, sollten Anbieter sehr groRer Online-
Plattformen und sehr grofler Online-Suchmaschinen einer Rechenschaftspflicht hinsichtlich der Einhaltung der
Pflichten aus dieser Verordnung und gegebenenfalls zusitzlicher Verpflichtungszusagen im Rahmen von
Verhaltenskodizes und Krisenprotokollen unterliegen, was durch unabhingige Priifungen sichergestellt werden
sollte. Um sicherzustellen, dass die Prisfungen wirksam, effizient und rechtzeitig durchgefithrt werden, sollten die
Anbieter sehr grofler Online-Plattformen und sehr groffer Online-Suchmaschinen den Organisationen, die die
Priffungen durchfithren, die erforderliche Zusammenarbeit und Unterstiitzung leisten, indem sie dem Priifer unter
anderem Zugang zu allen relevanten Daten und Radumlichkeiten gewihren, die fiir eine ordnungsgemifie
Durchfithrung der Priffung erforderlich sind, einschlieflich gegebenenfalls Daten im Zusammenhang mit
algorithmischen Systemen, und indem sie miindliche oder schriftliche Anfragen beantworten. Zudem sollten die
Priifer andere objektive Informationsquellen nutzen kénnen, wie z. B. Studien zugelassener Forscher. Anbieter sehr
grofler Online-Plattformen und sehr grofler Online-Suchmaschinen sollten die Durchfithrung der Priifung nicht
beeintrichtigen. Die Priifungen sollten im Einklang mit bewidhrten Verfahren der Industrie und einer hohen
Berufsethik und Objektivitit durchgefithrt werden, gegebenenfalls unter gebiihrender Beriicksichtigung von
Priifungsnormen und -kodizes. Die Priifer sollten die Vertraulichkeit, Sicherheit und Integritit der Informationen
sicherstellen, die sie bei der Erfilllung ihrer Aufgaben erhalten, einschlieflich Geschiftsgeheimnissen. Diese
Sicherstellung sollte kein Mittel sein, die Anwendbarkeit von Priifvorschriften dieser Verordnung zu umgehen. Die
Priifer sollten iiber die erforderlichen Kenntnisse im Bereich des Risikomanagements sowie iiber die technische
Kompetenz fiir die Priifung von Algorithmen verfigen. Sie sollten unabhingig sein, damit sie ihre Aufgaben auf
angemessene und vertrauenswiirdige Weise wahrnehmen konnen. Sie sollten die grundlegenden Unabhédngigkeitsan-
forderungen fiir verbotene priffungsfremde Dienstleistungen, Wechsel der Priifungsgesellschaft und nicht an
Bedingungen gekniipfte Gebiihren erfiillen. Sind ihre Unabhingigkeit und technische Kompetenz nicht iiber jeden
Zweifel erhaben, sollten sie ihre Funktion niederlegen oder auf den Priifauftrag verzichten.

(93) Der Priifbericht sollte begriindet werden, um eine aussagekraftige Bilanz iiber die durchgefiihrten Tatigkeiten und die
erzielten Schlussfolgerungen ziehen zu konnen. Er sollte Informationen dariiber enthalten, welche Manahmen die
Anbieter sehr grofer Online-Plattformen und sehr grofer Online-Suchmaschinen zur Erfillung ihrer Pflichten im
Rahmen dieser Verordnung getroffen haben, und gegebenenfalls Verbesserungsvorschlage fur diese Mafinahmen
auffithren. Der Priifbericht sollte dem Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort, der Kommission und
dem Gremium nach Eingang des Priifungsberichts iibermittelt werden. Die Anbieter sollten auch unverziiglich nach
Abschluss jeden der Berichte tiber die Risikobewertung und die Risikominderungsmafinahmen sowie den Bericht
tiber die Umsetzung der Priifungen des Anbieters der sehr groen Online-Plattform oder der sehr groffen Online-
Suchmaschine tibermitteln, aus dem hervorgeht, wie sie den Empfehlungen aus der Priifung nachgekommen sind.
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Der Priifbericht sollte einen Bestitigungsvermerk enthalten, der auf den Schlussfolgerungen aus den Priifbelegen
beruht. Ein ,positiver Vermerk* sollte erstellt werden, wenn alle Belege zeigen, dass der Anbieter der sehr grofien
Online-Plattform oder der sehr grofen Online-Suchmaschine die Pflichten aus dieser Verordnung oder die
gegebenenfalls im Rahmen eines Verhaltenskodex oder Krisenprotokolls eingegangenen Verpflichtungszusagen
erfiillt, insbesondere durch die Ermittlung, Bewertung und Minderung der mit ihrem System und ihren Diensten
verbundenen systemischen Risiken. Ein ,positiver Vermerk® sollte durch Anmerkungen erginzt werden, wenn der
Priifer Bemerkungen hinzufiigen mochte, die keine wesentlichen Auswirkungen auf das Priifergebnis haben. Ein
Jnegativer Vermerk® sollte erstellt werden, wenn der Priifer der Ansicht ist, dass der Anbieter der sehr groflen
Online-Plattform oder der sehr grofen Online-Suchmaschine diese Verordnung nicht einhdlt oder die
eingegangenen Verpflichtungszusagen nicht erfiillt. Falls in dem Bestitigungsvermerk keine Schlussfolgerung fiir
spezifische Elemente, die Teil des Priffungsumfangs sind, gezogen werden konnte, sollten die Griinde hierfiir
angegeben werden. Falls zutreffend, sollte der Bericht eine Beschreibung spezifischer Elemente enthalten, die nicht
gepriift werden konnten, sowie eine Erklirung, warum diese nicht gepriift werden konnten.

(94) Die Verpflichtungen zur Bewertung und Minderung von Risiken sollten in jedem Einzelfall dazu fithren, dass die
Anbieter sehr grofer Online-Plattformen oder sehr grofer Online-Suchmaschinen die Konzipierung ihrer
Empfehlungssysteme bewerten und gegebenenfalls anpassen miissen, beispielsweise indem sie Maffnahmen zur
Vermeidung oder Minimierung von Vorurteilen ergreifen, die zur Diskriminierung schutzbediirftiger Personen
fithren, insbesondere wenn eine derartige Anpassung im Einklang mit dem Datenschutzrecht steht und wenn die
Informationen auf der Basis besonderer Kategorien personenbezogener Daten nach Artikel 9 der Verordnung (EU)
2016/679 personalisiert sind. Zusitzlich und ergdnzend zu den Transparenzpflichten, die fiir Online-Plattformen in
Bezug auf ihre Empfehlungssysteme gelten, sollten die Anbieter sehr groffer Online-Plattformen und sehr grofer
Online-Suchmaschinen konsequent sicherstellen, dass den Nutzern ihres Dienstes fur die wichtigsten Parameter
ihrer Empfehlungssysteme alternative Optionen zur Verfigung stehen, die nicht auf Profiling im Sinne der
Verordnung (EU) 2016/679 beruhen. Diese Auswahl sollte direkt von der Online-Schnittstelle aus zuginglich sein,
auf der die Empfehlungen vorgelegt werden.

(95) Von sehr groffen Online-Plattformen und sehr grofen Online-Suchmaschinen genutzte Werbesysteme sind mit
besonderen Risiken verbunden und machen angesichts ihres Umfangs und der Tatsache, dass sie die Nutzer auf der
Grundlage ihres Verhaltens innerhalb und auferhalb der Online-Schnittstelle der Plattform oder der Suchmaschine
gezielt erreichen konnen, eine weitergehende offentliche und regulatorische Aufsicht erforderlich. Sehr grofe
Online-Plattformen oder sehr grole Online-Suchmaschinen sollten Archive fir Werbung, die auf ihren Online-
Schnittstellen angezeigt wird, offentlich zuginglich machen, um die Aufsicht und die Forschung zu neu
entstehenden Risiken im Zusammenhang mit der Online-Verbreitung von Werbung zu unterstiitzen; dies betrifft
etwa rechtswidrige Werbung oder manipulative Techniken und Desinformation mit realen und absehbaren
negativen Auswirkungen auf die offentliche Gesundheit oder Sicherheit, den gesellschaftlichen Diskurs, die
politische Teilhabe und die Gleichbehandlung. Die Archive sollten den Inhalt der Werbung — u. a. den Namen des
Produkts, der Dienstleistung oder Marke und den Gegenstand der Werbung — sowie damit verbundene Daten zum
Werbetreibenden und, falls diese nicht mit ihm identisch ist, zur natiirlichen oder juristischen Person, die fiir die
Werbung bezahlt hat, und zur Bereitstellung der Werbung enthalten, insbesondere was gezielte Werbung betrifft.
Diese Informationen sollten Angaben sowohl zu den Kriterien fiir die Zielausrichtung als auch zu den Kriterien fiir
die Bereitstellung enthalten, insbesondere, wenn Werbung fur schutzbediirftige Personen, wie etwa Minderjihrige,
bereitgestellt wird.

(96) Im Interesse einer angemessenen Uberwachung und Bewertung der Erfiillung der Pflichten aus dieser Verordnung
durch sehr grofle Online-Plattformen und sehr grofle Online-Suchmaschinen konnen der Koordinator fur digitale
Dienste am Niederlassungsort oder die Kommission Zugang zu bestimmten Daten oder die Meldung dieser Daten
verlangen; dies gilt auch fir Daten betreffend Algorithmen. Dazu kénnen beispielsweise Daten zdhlen, die
erforderlich sind, um die mit den Systemen der sehr groffen Online-Plattform oder der sehr groflen Online-
Suchmaschine verbundenen Risiken und mogliche Schiden zu bewerten, sowie Daten zur Genauigkeit,
Funktionsweise und Priifung von algorithmischen Systemen fiir die Moderation von Inhalten, Empfehlungs- oder
Werbesysteme, einschliefSlich gegebenenfalls Daten und Algorithmen zu Schulungen, oder Daten zu Verfahren und
Ergebnissen der Moderation von Inhalten oder von internen Beschwerdemanagementsystemen im Sinne dieser
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Verordnung. Solche Antrige auf Zugang zu Daten sollten nicht Antrdge auf Vorlage spezifischer Informationen iiber
einzelne Nutzer zum Zwecke der Feststellung der Einhaltung anderer geltender Rechtsvorschriften der Union oder
der Mitgliedstaaten durch diese Nutzer umfassen. Untersuchungen von Forschern zur Entwicklung und Bedeutung
systemischer Online-Risiken sind von besonderer Bedeutung, um Informationsasymmetrien zu beseitigen, fiir ein
resilientes Risikominderungssystem zu sorgen und Informationen fiir Anbieter von Online-Plattformen, Anbieter
von Online-Suchmaschinen, Koordinatoren fur digitale Dienste, andere zustindige Behorden, die Kommission und
die Offentlichkeit bereitzustellen.

(97) Diese Verordnung enthilt daher einen Rahmen fiir die Verpflichtung, die Daten sehr groffer Online-Plattformen und
sehr grofler Online-Suchmaschinen fuir zugelassene Fortscher, die einer Forschungseinrichtung im Sinne des
Artikels 2 der Richtlinie (EU) 2019/790 angeschlossen sind, zuginglich zu machen, wozu fiir die Zwecke dieser
Verordnung auch Organisationen der Zivilgesellschaft gehoren konnen, die wissenschaftliche Forschung mit dem
vorrangigen Ziel betreiben, ihren Auftrag im offentlichen Interesse zu unterstiitzen. Alle Antrdge auf Zugang zu
Daten innerhalb dieses Rahmens sollten verhiltnismifig sein und Rechte und legitime Interessen angemessen
schiitzen, darunter personenbezogene Daten, Geschiftsgeheimnisse und andere vertrauliche Informationen der sehr
groffen Online-Plattform oder der sehr groflen Online-Suchmaschine und sonstiger Beteiligter, einschlieflich der
Nutzer. Um jedoch sicherzustellen, dass das Ziel dieser Verordnung erreicht wird, sollte die Beriicksichtigung der
geschiftlichen Interessen der Anbieter nicht dazu fithren, dass der Zugang zu Daten verweigert wird, die fiir das
spezifische Forschungsziel auf der Grundlage einer Anfrage im Rahmen dieser Verordnung erforderlich sind. In
diesem Zusammenhang sollten Anbieter unbeschadet der Richtlinie (EU) 2016/943 des Europiischen Parlaments
und des Rates (*?) fiir einen angemessenen Zugang fiir Forscher sorgen, erforderlichenfalls auch durch technische
Schutzmafnahmen, z. B. durch Datenrdume. Antrdge auf Zugang zu Daten konnten beispielsweise die Anzahl der
Aufrufe oder gegebenenfalls andere Arten des Zugangs von Nutzern zu Inhalten vor deren Entfernung durch die
Anbieter sehr grofSer Online-Plattformen oder sehr grofer Online-Suchmaschinen betreffen.

(98) Sind diese Daten offentlich zuginglich, sollten solche Anbieter auflerdem Forscher, die eine angemessene
Untergruppe von Kriterien erfiillen, nicht daran hindern, diese Daten zu Forschungszwecken zu nutzen, wenn diese
zur Aufsplirung, zur Ermittlung und zum Verstindnis systemischer Risiken beitragen. Sie sollten solchen Forschern,
einschliefSlich — soweit technisch moglich — in Echtzeit, Zugang zu offentlich zuginglichen Daten gewihren, z. B. zu
aggregierten Interaktionen mit Inhalten von offentlichen Seiten, offentlichen Gruppen oder Personlichkeiten des
offentlichen Lebens, einschlieflich Daten zu Wahrnehmung und Interaktion, wie z. B. die Anzahl der Reaktionen,
Teilungen und Kommentare von Nutzern des Dienstes. Anbieter sehr grofer Online-Plattformen oder sehr grofer
Online-Suchmaschinen sollten dazu angehalten werden, mit Forschern zusammenzuarbeiten und einen breiteren
Zugang zu Daten fiir die Uberwachung gesellschaftlicher Belange durch freiwillige Bemiihungen zu gewéhren, unter
anderem durch Verpflichtungen und Verfahren, die im Rahmen von Verhaltenskodizes oder Krisenprotokollen
vereinbart wurden. Diese Anbieter und Forscher sollten dem Schutz personenbezogener Daten besondere
Aufmerksamkeit widmen und sicherstellen, dass jede Verarbeitung personenbezogener Daten mit der Verordnung
(EU) 2016/679 im Einklang steht. Anbieter sollten personenbezogene Daten anonymisieren oder
pseudonymisieren, es sei denn, dies wiirde den verfolgten Forschungszweck unmoglich machen.

(99) Angesichts der Komplexitdt der Funktionsweise der genutzten Systeme und der mit ihnen verbundenen systemischen
Risiken fiir die Gesellschaft sollten Anbieter sehr groer Online-Plattformen und sehr grofSer Online-Suchmaschinen
eine Compliance-Funktion einrichten, die von ihren operativen Funktionen unabhingig sein sollte. Der Leiter der
Compliance-Funktion sollte direkt dem Leitungsorgan dieser Anbieter unterstehen, auch in Bezug auf Fragen der
Nichteinhaltung dieser Verordnung. Die Compliance-Beauftragten, die Teil der Compliance-Funktion sind, sollten
tiber die erforderlichen Qualifikationen, Kenntnisse, Erfahrung und Fihigkeiten verfigen, um Mafnahmen
umzusetzen und die Einhaltung dieser Verordnung innerhalb der Organisation der Anbieter sehr groffer Online-
Plattformen oder sehr grofer Online-Suchmaschinen zu iiberwachen. Anbieter sehr grofer Online-Plattformen und
sehr groffer Online-Suchmaschinen sollten sicherstellen, dass die Compliance-Funktion ordnungsgemiff und
frithzeitig in alle mit dieser Verordnung zusammenhingenden Fragen eingebunden wird, auch in die Strategie und
spezifischen Maflnahmen zur Risikobewertung und -minderung sowie gegebenenfalls in die Bewertung der
Einhaltung der Verpflichtungszusagen dieser Anbieter im Rahmen der von ihnen angenommenen Verhaltenskodizes
oder Krisenprotokolle.

(*) Richtlinie (EU) 2016/943 des Européischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 iiber den Schutz vertraulichen Know-hows
und vertraulicher Geschiftsinformationen (Geschiftsgeheimnisse) vor rechtswidrigem Erwerb sowie rechtswidriger Nutzung und
Offenlegung (ABL. L 157 vom 15.6.2016, S. 1).
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(100) Angesichts der zusatzlichen Risiken im Zusammenhang mit ihren Tatigkeiten und ihren zusitzlichen Pflichten im
Rahmen dieser Verordnung sollten zusdtzliche Transparenzanforderungen speziell fiir sehr grofe Online-
Plattformen und sehr grofle Online-Suchmaschinen gelten, insbesondere die Pflicht zur umfassenden Berichter-
stattung iiber die vorgenommenen Risikobewertungen und die anschliefend gemif$ dieser Verordnung getroffenen
Mafinahmen.

(101) Die Kommission sollte in Bezug auf Personal, Fachwissen und finanzielle Ausstattung tber die zur Wahrnehmung
ihrer Aufgaben im Sinne dieser Verordnung notwendigen Mittel verfiigen. Um die Verfuigbarkeit der Ressourcen
sicherzustellen, die fiir eine angemessene Beaufsichtigung auf Unionsebene im Rahmen dieser Verordnung
erforderlich sind, und in Anbetracht der Tatsache, dass die Mitgliedstaaten befugt sein sollten, von in ihrem
Hoheitsgebiet niedergelassenen Anbietern eine Aufsichtsgebithr fir die von ihren Behorden wahrgenommenen
Aufsichts- und Durchsetzungsaufgaben zu erheben, sollte die Kommission auf sehr groen Online-Plattformen und
sehr groflen Online-Suchmaschinen eine Aufsichtsgebiihr erheben, deren Hohe jahrlich festgelegt werden sollte. Der
Gesamtbetrag der jahrlichen Aufsichtsgebiihr sollte auf der Grundlage des Gesamtbetrags der Kosten ermittelt
werden, die der Kommission bei der Wahrnehmung ihrer Aufsichtsaufgaben im Rahmen dieser Verordnung
entstehen, wie nach verniinftigem Ermessen im Voraus geschitzt. Dieser Betrag sollte Kosten im Zusammenhang
mit der Ausiibung der besonderen Befugnisse und Aufgaben der Beaufsichtigung, Untersuchung, Durchsetzung und
Uberwachung in Bezug auf Anbieter sehr groRer Online-Plattformen und sehr groer Online-Suchmaschinen
umfassen, einschlieflich der Kosten im Zusammenhang mit der Benennung sehr groler Online-Plattformen und
sehr grofler Online-Suchmaschinen oder mit der Einrichtung, der Wartung und dem Betrieb der in dieser
Verordnung vorgesehenen Datenbanken.

Dazu sollten auch Kosten im Zusammenhang mit Einrichtung, Wartung und Betrieb der grundlegenden
Informations- und institutionellen Infrastruktur fir die Zusammenarbeit zwischen den Koordinatoren fiir digitale
Dienste, dem Gremium und der Kommission gehoren, wobei zu beriicksichtigen ist, dass sehr grofe Online-
Plattformen und sehr grofe Online-Suchmaschinen aufgrund ihrer Grofe und Reichweite einen erheblichen
Einfluss auf die fiir den Betrieb dieser Infrastrukturen erforderlichen Ressourcen haben. Bei der Schitzung der
Gesamtkosten sollten die im Vorjahr angefallenen Aufsichtskosten beriicksichtigt werden, gegebenenfalls
einschlieSlich der Kosten, die iiber die im Vorjahr erhobenen jihrlichen Aufsichtsgebithren hinausgehen. Die
externen zweckgebundenen Einnahmen aus den jihrlichen Aufsichtsgebithren konnten zur Finanzierung
zusdtzlicher Humanressourcen wie Vertragsbedienstete und abgeordnete nationale Sachverstindige sowie anderer
Ausgaben im Zusammenhang mit der Erfullung dieser der Kommission durch diese Verordnung iibertragenen
Aufgabe verwendet werden. Die jahrliche Aufsichtsgebiihr, die von Anbietern sehr groer Online-Plattformen und
sehr grofSer Online-Suchmaschinen zu erheben ist, sollte in einem angemessenen Verhéltnis zur Grofe des Dienstes
stehen, die sich aus der Zahl der aktiven Nutzer des Dienstes in der Union ergibt. Dariiber hinaus sollte die
individuelle jahrliche Aufsichtsgebiihr eine Obergrenze fiir jeden Anbieter sehr grofler Online-Plattformen oder sehr
grofler Online-Suchmaschinen unter Beriicksichtigung der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit des Anbieters des
benannten Dienstes oder der benannten Dienste nicht {iberschreiten.

(102) Zur Erleichterung einer wirksamen und einheitlichen Anwendung der Pflichten aus dieser Verordnung, fiir deren
Umsetzung moglicherweise technische Mittel erforderlich sind, ist es wichtig, freiwillige Normen, die bestimmte
technische Verfahren umfassen, zu unterstiitzen, soweit die Industrie dazu beitragen kann, genormte Mittel zur
Unterstiitzung von Anbietern von Vermittlungsdiensten bei der Einhaltung dieser Verordnung zu entwickeln, z. B.
durch die Moglichkeit, Mitteilungen etwa iiber Anwendungsprogrammierschnittstellen zu tibermitteln, oder
Normen betreffend die allgemeinen Geschiftsbedingungen oder Priifungsnormen oder Normen in Bezug auf eine
bessere Interoperabilitidt von Werbearchiven. Dariiber hinaus konnten solche Normen Normen in Bezug auf Online-
Werbung, Empfehlungssysteme, Zuginglichkeit und den Schutz Minderjihriger im Internet umfassen. Es steht den
Anbietern von Vermittlungsdiensten frei, solche Normen anzunehmen, aber deren Annahme ist nicht
gleichbedeutend mit der Einhaltung dieser Verordnung. Besonders fiir relativ kleine Anbieter von Vermittlungs-
diensten konnten solche Normen niitzlich sein, da sie bewihrte Verfahren vorgeben. Bei den Normen kénnte
gegebenenfalls zwischen verschiedenen Arten rechtswidriger Inhalte oder verschiedenen Arten von Vermittlungs-
diensten unterschieden werden.

(103) Die Kommission und das Gremium sollten die Erstellung von freiwilligen Verhaltenskodizes sowie die Umsetzung
der Bestimmungen dieser Kodizes als Beitrag zur Anwendung dieser Verordnung fordern. Die Kommission und das
Gremium sollten darauf hinwirken, dass in den Verhaltenskodizes eindeutig die Art der Ziele des offentlichen
Interesses festgelegt ist, die angestrebt werden, dass sie Verfahren zur unabhingigen Bewertung der Umsetzung
dieser Ziele enthalten und dass die Rolle der einschligigen staatlichen Stellen eindeutig festgelegt ist. Besondere
Aufmerksamkeit sollte der Vermeidung negativer Auswirkungen auf die Sicherheit, den Schutz der Privatsphére und
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personenbezogener Daten sowie dem Verbot der Auferlegung allgemeiner Uberwachungspflichten gelten. Die
Umsetzung der Verhaltenskodizes sollte messbar sein und der offentlichen Aufsicht unterliegen, doch sollte dies den
Freiwilligkeitscharakter dieser Kodizes und die Wahlfreiheit der Interessentriger hinsichtlich ihrer Beteiligung nicht
beeintrichtigen. Unter bestimmten Umstinden kann es wichtig sein, dass sehr grofle Online-Plattformen bestimmte
Verhaltenskodizes gemeinsam erstellen und diese einhalten. Diese Verordnung hilt andere Anbieter in keiner Weise
davon ab, durch Beteiligung an denselben Verhaltenskodizes dieselben Sorgfaltsstandards einzuhalten, bewihrte
Verfahren zu tibernehmen und die Leitlinien der Kommission und des Gremiums anzuwenden.

(104) In dieser Verordnung sollten bestimmte Bereiche bestimmt werden, die fiir solche Verhaltenskodizes in Betracht
kommen. Insbesondere sollten Risikominderungsmafinahmen fiir bestimmte Arten rechtswidriger Inhalte
Gegenstand von Selbst- und Koregulierungsvereinbarungen sein. Ein weiteres relevantes Thema sind die moglichen
negativen Auswirkungen systemischer Risiken auf Gesellschaft und Demokratie, etwa aufgrund von Desinformation
oder manipulativen und missbrauchlichen Tatigkeiten, oder negative Auswirkungen auf Minderjahrige. Dazu zdhlen
koordinierte Tatigkeiten zur Verstirkung von Informationen einschlieflich Desinformation, etwa durch Nutzung
von Bots oder Scheinkonten fiir die Erstellung vorsitzlich unrichtiger oder irrefihrender Informationen, die
mitunter auch mit einer Gewinnerzielungsabsicht verbunden sein konnen und fir schutzbediirftige Nutzer wie z. B.
Minderjahrige besonders schadlich sind. In diesen Bereichen kann die Beteiligung einer sehr grofen Online-Plattform
oder einer sehr grofen Online-Suchmaschine an einem Verhaltenskodex und dessen Einhaltung als geeignete
Risikominderungsmaffnahme angesehen werden. Weigert sich ein Anbieter einer Online-Plattform oder einer
Online-Suchmaschine ohne angemessene Begriindung, sich auf Aufforderung der Kommission an der Anwendung
eines solchen Verhaltenskodex zu beteiligen, konnte dies hinsichtlich der Feststellung moglicher Zuwiderhandlungen
der Online-Plattform oder der Online-Suchmaschine im Rahmen dieser Verordnung beriicksichtigt werden. Die
blofSe Beteiligung an einem bestimmten Verhaltenskodex oder Umsetzung eines solchen sollte an sich nicht als
Einhaltung dieser Verordnung gelten.

(105) Die Verhaltenskodizes sollten die Zuginglichkeit sehr grofer Online-Plattformen und sehr grofler Online-
Suchmaschinen im Einklang mit dem Unionsrecht und dem nationalen Recht erleichtern, um ihre vorhersehbare
Nutzung durch Menschen mit Behinderungen zu erleichtern. Insbesondere konnten die Verhaltenskodizes
sicherstellen, dass die Informationen in einer wahrnehmbaren, bedienbaren, verstindlichen und robusten Art und
Weise prasentiert werden und dass die gemafS dieser Verordnung bereitgestellten Formulare und Mafinahmen in
einer Weise zur Verfugung gestellt werden, die fiir Menschen mit Behinderungen leicht auffindbar und zugénglich ist.

(106) Die Bestimmungen {iiber Verhaltenskodizes in dieser Verordnung konnten als Grundlage fiir bereits bestehende
Selbstregulierungsmaffnahmen auf Unionsebene dienen, darunter die Verpflichtungserklirung fiir mehr Produktsi-
cherheit (,Product Safety Pledge®), die gemeinsame Absichtserklirung iiber den Verkauf gefalschter Waren iiber das
Internet, der Verhaltenskodex zur Bekdmpfung rechtswidriger Hassrede im Internet sowie der Verhaltenskodex zur
Bekdmpfung von Desinformation. Wie im Aktionsplan fir Demokratie angekiindigt, wurde entsprechend der
Anleitung der Kommission der Verhaltenskodex zur Bekimpfung von Desinformation gestarkt.

(107) An der Bereitstellung von Online-Werbung sind im Allgemeinen mehrere Akteure beteiligt, darunter
Vermittlungsdienste, die die Werbetreibenden mit dem Anbieter, der die Werbung veroffentlicht, zusammenbringen.
Die Verhaltenskodizes sollten die fiir Werbung festgelegten Transparenzpflichten von Anbietern von Online-
Plattformen, sehr groffen Online-Plattformen und sehr groen Online-Suchmaschinen gemif§ dieser Verordnung
unterstiitzen und ergdnzen, um fiir flexible und wirksame Mechanismen zur Unterstiitzung und Verbesserung der
Einhaltung dieser Pflichten zu sorgen, insbesondere was die Modalititen fiir die Ubermittlung der relevanten
Informationen betrifft. Dies sollte auch die Erleichterung der Ubermittlung von Informationen iiber den
Werbetreibenden umfassen, der die Werbung bezahlt, wenn sie sich von der natiirlichen oder juristischen Person
unterscheidet, in deren Namen die Werbung auf der Online-Schnittstelle einer Online-Plattform angezeigt wird. Die
Verhaltenskodizes sollten auch Mafinahmen enthalten, mit denen sichergestellt wird, dass aussagekriftige
Informationen iiber die Monetarisierung von Daten in der gesamten Wertschopfungskette angemessen ausgetauscht
werden. Durch die Beteiligung einer Vielzahl von Interessentrdgern sollte sichergestellt sein, dass diese
Verhaltenskodizes breite Unterstiitzung erfahren, technisch solide und wirksam sind und hochsten Standards
hinsichtlich der Nutzerfreundlichkeit entsprechen, damit die Ziele der Transparenzpflichten erreicht werden. Um
die Wirksamkeit der Verhaltenskodizes zu gewihrleisten, sollte die Kommission bei der Ausarbeitung der
Verhaltenskodizes Bewertungsmechanismen einbeziehen. Gegebenenfalls kann die Kommission die Agentur der
Europdischen Union fiir Grundrechte oder den Europiischen Datenschutzbeauftragten auffordern, zu dem
jeweiligen Verhaltenskodex Stellung zu nehmen.
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(108) Zusitzlich zum Krisenreaktionsmechanismus fiir sehr groffe Online-Plattformen und sehr grofle Online-
Suchmaschinen kann die Kommission zur Erstellung freiwilliger Krisenprotokolle auffordern, um eine rasche,
kollektive und grenziiberschreitende Reaktion im Online-Umfeld zu koordinieren. Dies kann z. B. der Fall sein,
wenn Online-Plattformen fiir eine schnelle Verbreitung von rechtswidrigen Inhalten oder Desinformation
missbraucht werden oder eine rasche Verbreitung verlisslicher Informationen erforderlich ist. Angesichts der
wichtigen Rolle sehr grofSer Online-Plattformen bei der Verbreitung von Informationen auf gesellschaftlicher und
internationaler Ebene sollten die Anbieter solcher Plattformen dazu aufgefordert werden, spezielle Krisenprotokolle
zu erstellen und anzuwenden. Solche Krisenprotokolle sollten nur fiir einen begrenzten Zeitraum aktiviert werden,
und die getroffenen Mafinahmen sollten sich auf das fir die Bewiltigung der auflergewohnlichen Umstinde absolut
notwendige Maf$ beschrinken. Diese Mafdnahmen sollten mit dieser Verordnung im Einklang stehen und nicht zu
einer allgemeinen Verpflichtung der teilnehmenden Anbieter sehr grofler Online-Plattformen und sehr grofer
Online-Suchmaschinen fiihren, die von ihnen tibermittelten oder gespeicherten Informationen zu iiberwachen oder
aktiv nach Fakten oder Umstidnden zu forschen, die auf rechtswidrige Inhalte hindeuten.

(109) Um eine angemessene Aufsicht und Durchsetzung der in dieser Verordnung festgelegten Pflichten sicherzustellen,
sollten die Mitgliedstaaten mindestens eine Behorde benennen, die mit der Uberwachung der Anwendung und mit
der Durchsetzung dieser Verordnung beauftragt wird, unbeschadet der Mdglichkeit, eine bestehende Behorde zu
benennen, und ungeachtet ihrer Rechtsform nach dem nationalen Recht. Die Mitgliedstaaten sollten jedoch je nach
konstitutioneller, organisatorischer und administrativer Struktur des Landes mehr als einer zustindigen Behorde
bestimmte Aufsichts- oder Durchsetzungsaufgaben und -zustindigkeiten im Zusammenhang mit der Anwendung
dieser Verordnung iibertragen konnen, etwa fiir einzelne Wirtschaftszweige, und zwar auch bestehenden Behorden
wie z. B. den Regulierungsbehérden fiir elektronische Kommunikation oder die Medien oder den Verbraucherschutz-
behorden. Alle zustindigen Behorden sollten in der Ausiibung ihrer Aufgaben zur Erreichung der Ziele dieser
Verordnung beitragen, namlich dem reibungslosen Funktionieren des Binnenmarkts fiir Vermittlungsdienste, in dem
die harmonisierten Vorschriften fiir ein sicheres, berechenbares und vertrauenswiirdiges Online-Umfeld, das
Innovationen begiinstigt, und insbesondere die fiir die verschiedenen Kategorien von Anbietern von Vermittlungs-
diensten geltenden Sorgfaltspflichten, wirksam iiberwacht und durchgesetzt werden, damit sichergestellt wird, dass
die in der Charta verankerten Grundrechte, einschlieflich des Grundsatzes des Verbraucherschutzes, wirksam
geschiitzt werden. Diese Verordnung verpflichtet die Mitgliedstaaten nicht, den zustindigen Behorden die Aufgabe
zu iibertragen, iiber die Rechtmifigkeit spezifischer Inhalte zu entscheiden.

(110) Angesichts der grenziiberschreitenden Natur der relevanten Dienste und des breiten Spektrums der mit dieser
Verordnung eingefiihrten Pflichten sollte eine mit der Uberwachung der Anwendung und erforderlichenfalls der
Durchsetzung dieser Verordnung betraute Behorde in jedem Mitgliedstaat als Koordinator fur digitale Dienste
benannt werden. Ist mehr als eine zustindige Behdrde mit der Uberwachung der Anwendung sowie der
Durchsetzung dieser Verordnung betraut, sollte dennoch nur eine Behorde in diesem Mitgliedstaat als Koordinator
fir digitale Dienste benannt werden. Der Koordinator fiir digitale Dienste sollte hinsichtlich aller Angelegenheiten
im Zusammenhang mit der Anwendung dieser Verordnung als zentrale Kontaktstelle fiir die Kommission, das
Gremium, die Koordinatoren fiir digitale Dienste der anderen Mitgliedstaaten sowie fiir andere zustindige Behorden
des jeweiligen Mitgliedstaates fungieren. Wurden in einem bestimmten Mitgliedstaat mehrere zustindige Behorden
mit Aufgaben im Rahmen dieser Verordnung betraut, so sollte sich der Koordinator fiir digitale Dienste im Einklang
mit den nationalen Rechtsvorschriften und unbeschadet der unabhingigen Bewertung der anderen zustindigen
Behorden bei der Festlegung der jeweiligen Aufgaben mit diesen Behdrden abstimmen und mit ihnen
zusammenarbeiten. Wihrend hiermit keine hierarchische Uberordnung iiber andere zustindige Behérden in der
Ausiibung ihrer Aufgaben verbunden ist, sollte der Koordinator fiir digitale Dienste die wirksame Einbeziehung aller
einschldgigen zustindigen Behorden sicherstellen und fristgerecht tiber ihre Bewertung im Kontext der
Zusammenarbeit bei der Uberwachung und Durchsetzung auf Unionsebene Bericht erstatten. AuRerdem sollte der
Mitgliedstaat zusdtzlich zu den in dieser Verordnung vorgesehenen spezifischen Mechanismen fir die
Zusammenarbeit auf Unionsebene gegebenenfalls die Zusammenarbeit zwischen dem Koordinator fiir digitale
Dienste und anderen auf nationaler Ebene benannten zustindigen Behorden sicherstellen, und zwar durch geeignete
Instrumente wie die Zusammenlegung von Ressourcen, gemeinsame Taskforces, gemeinsame Untersuchungen und
gegenseitige Amtshilfe.

(111) Der Koordinator fiir digitale Dienste und andere gemif§ dieser Verordnung benannte zustindige Behorden spielen
eine entscheidende Rolle bei der Gewihrleistung der Wirksamkeit der Rechte und Pflichten aus dieser Verordnung
und bei der Verwirklichung ihrer Ziele. Daher muss sichergestellt werden, dass diese Behorden iiber die
erforderlichen Mittel, einschlielich finanzieller und personeller Ressourcen, verfiigen, um alle in ihre Zustandigkeit
fallenden Anbieter von Vermittlungsdiensten im Interesse aller Unionsbiirger zu iiberwachen. Angesichts der
Vielfalt von Anbietern von Vermittlungsdiensten und ihrer Verwendung fortgeschrittener Technologie bei der
Bereitstellung ihrer Dienste ist es ferner von grofiter Bedeutung, dass der Koordinator fiir digitale Dienste und die
einschlagigen zustindigen Behorden {iber die erforderliche Zahl von Mitarbeitern und Experten mit
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Fachkenntnissen und iiber die erforderlichen fortgeschrittenen technischen Mittel fur die Wahrnehmung ihrer
Aufgaben verfiigen und dass sie die dafiir erforderlichen Finanzressourcen selbststindig verwalten. Aulerdem sollte
bei der Zurverfiigungstellung von Ressourcen der Grofle, der Komplexitdt und den potenziellen gesellschaftlichen
Auswirkungen der ihrer Zustindigkeit unterstehenden Anbieter von Vermittlungsdiensten sowie der Reichweite
ihrer Dienste in der ganzen Union Rechnung getragen werden. Diese Verordnung lasst die Moglichkeit der
Mitgliedstaaten unberiihrt, Finanzierungsmechanismen einzurichten, die auf einer Aufsichtsgebiihr beruhen, welche
nach nationalem Recht im Einklang mit dem Unionsrecht von Anbietern von Vermittlungsdiensten erhoben wird,
sofern diese ihre Hauptniederlassung in dem betreffenden Mitgliedstaat haben, sie strikt auf das Maf beschrankt
sind, das zur Deckung der Kosten fiir die Erfilllung der den zustindigen Behorden gemif dieser Verordnung
tbertragenen Aufgaben — mit Ausnahme der der Kommission tbertragenen Aufgaben — erforderlich und
verhiltnismaRig ist, und hinsichtlich der Erhebung und Verwendung solcher Aufsichtsgebiihren eine angemessene
Transparenz gewihrleistet ist.

(112) Die im Rahmen dieser Verordnung benannten zustindigen Behorden sollten ferner vollig unabhingig von privaten
und offentlichen Einrichtungen handeln und sie sollten weder verpflichtet sein noch die Moglichkeit haben,
Anweisungen, auch von der Regierung, einzuholen oder entgegenzunehmen, unbeschadet der spezifischen Pflichten
zur Zusammenarbeit mit anderen zustindigen Behorden, dem Koordinator fiir digitale Dienste, dem Gremium und
der Kommission. Andererseits sollte die Unabhdngigkeit dieser Behorden nicht bedeuten, dass sie keinen
verhdltnismifigen Rechenschaftspflichtmechanismen hinsichtlich der allgemeinen Titigkeiten der Koordinatoren
fur digitale Dienste, wie etwa ihrer finanziellen Ausgaben oder der Berichterstattung an die nationalen Parlamente,
unterliegen konnen, soweit dies mit der nationalen Verfassung im Einklang steht und die Verwirklichung der Ziele
dieser Verordnung nicht beeintrichtigt. Die Anforderung der Unabhingigkeit sollte nicht die Ausiibung der
gerichtlichen Uberpriifung oder die Moglichkeit verhindern, andere nationale Behorden, —einschlielich
gegebenenfalls  Strafverfolgungsbehorden, Krisenmanagementbehorden oder Verbraucherschutzbehorden, zu
konsultieren oder einen regelmifSigen Gedankenaustausch mit ihnen zu fihren, um sich gegenseitig tiber laufende
Untersuchungen zu unterrichten, ohne die Ausiibung ihrer jeweiligen Befugnisse zu beeintrichtigen.

(113) Die Mitgliedstaaten konnen einer bestehenden nationalen Behorde die Funktion des Koordinators fiir digitale Dienste
oder bestimmte Aufgaben im Zusammenhang mit der Uberwachung der Anwendung und mit der Durchsetzung
dieser Verordnung iibertragen, soweit diese benannte Behorde unter anderem in Bezug auf ihre Unabhingigkeit die
Anforderungen dieser Verordnung erfiillt. Zudem ist es den Mitgliedstaaten grundsitzlich nicht untersagt,
Funktionen innerhalb einer bestehenden Behorde im Einklang mit dem Unionsrecht zusammenzufassen. Die
betreffenden Maflnahmen konnen unter anderem das Verbot umfassen, den Prisidenten oder ein Mitglied eines
Organs einer bestehenden Behorde vor dem Ende seiner nur aus dem Grund zu entlassen, dass eine institutionelle
Reform durchgefithrt wurde, bei der verschiedene Funktionen innerhalb einer Behorde zusammengefasst werden,
wenn keine Bestimmungen vorhanden sind, die gewihrleisten, dass diese Entlassungen die Unabhingigkeit und
Unparteilichkeit dieser Mitglieder nicht gefdhrden.

(114) Die Mitgliedstaaten sollten dem Koordinator fiir digitale Dienste und jeder anderen im Rahmen dieser Verordnung
benannten zustindigen Behorde ausreichende Befugnisse und Mittel zuweisen, um die Wirksamkeit der
Untersuchungen und Durchsetzung im Einklang mit den ihnen iibertragenen Aufgaben sicherzustellen. Dies
beinhaltet die Befugnis der zustdndigen Beh6rden, im Einklang mit dem nationalen Recht einstweilige Mafnahmen
zu ergreifen, wenn die Gefahr eines ernsthaften Schadens besteht. Diese einstweiligen Maflnahmen, die
Anordnungen zur Beendigung oder Behebung einer bestimmten mutmafSlichen Zuwiderhandlung umfassen
konnen, sollten nicht iiber das hinausgehen, was notwendig ist, um sicherzustellen, dass ein ernsthafter Schaden bis
zur endgiiltigen Entscheidung verhindert wird. Insbesondere sollte der Koordinator fiir digitale Dienste
Informationen, die sich in seinem Gebiet befinden, ermitteln und einholen kénnen, auch im Rahmen gemeinsamer
Untersuchungen, wobei der Tatsache angemessen Rechnung zu tragen ist, dass Aufsichts- und Durchsetzungs-
mafinahmen in Bezug auf Anbieter, die der rechtlichen Zustindigkeit eines anderes Mitgliedstaats oder der
Kommission unterliegen, vom Koordinator fur digitale Dienste dieses anderen Mitgliedstaats, gegebenenfalls im
Einklang mit den Verfahren fiir die grenziiberschreitende Zusammenarbeit, oder gegebenenfalls von der
Kommission beschlossen werden sollten.

(115) Die Mitgliedstaaten sollten in ihrem nationalen Recht die Bedingungen und Grenzen der Ausiibung der
Untersuchungs- und Durchsetzungsbefugnisse ihrer Koordinatoren fiir digitale Dienste und gegebenenfalls anderer
zustindiger Behorden im Rahmen dieser Verordnung detailliert festlegen und dabei die Bestimmungen des
Unionsrechts, insbesondere dieser Verordnung und der Charta, einhalten.
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(116) Bei der Ausiibung dieser Befugnisse sollten die zustindigen Behorden die anwendbaren nationalen verfahrens-
rechtlichen und materiellen Bestimmungen einhalten, darunter z. B. die Verpflichtung, vor dem Betreten bestimmter
Riumlichkeiten eine gerichtliche Genehmigung einzuholen und die Privilegien der Angehorigen von Rechtsberufen
zu achten. Durch diese Bestimmungen sollten insbesondere die Achtung der Grundrechte auf einen wirksamen
Rechtsbehelf und ein unparteiisches Gericht, einschliefSlich der Verteidigungsrechte, und des Rechts auf Achtung des
Privatlebens sichergestellt werden. Als geeigneter Anhaltspunkt konnten in diesem Zusammenhang die fiir die
Verfahren der Kommission gemdfl dieser Verordnung vorgesehenen Garantien dienen. Vor jeder endgiiltigen
Entscheidung sollte ein faires und unparteiisches Verfahren garantiert sein, einschlieSlich des Anspruchs der
betroffenen Personen auf rechtliches Gehor und auf Akteneinsicht, wobei die Vertraulichkeit sowie Berufs- und
Geschiftsgeheimnisse zu wahren und die Entscheidungen aussagekriftig zu begriinden sind. Dies sollte Dringlich-
keitsmaffnahmen in angemessen begriindeten Fillen und bei geeigneten Bedingungen und Verfahrensvorkehrungen
jedoch nicht ausschliefen. Zudem sollte die Ausiibung von Befugnissen unter anderem in einem angemessenen
Verhiltnis zur Art der Zuwiderhandlung oder der mutmaflichen Zuwiderhandlung und des dadurch verursachten
tatsichlichen oder potentiellen Gesamtschadens stehen. Die zustindigen Behorden sollten alle relevanten Fakten
und Umstinde des Falles beriicksichtigen, darunter auch Informationen, die von zustindigen Behorden anderer
Mitgliedstaaten eingeholt wurden.

(117) Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass Verstofe gegen die Pflichten aus dieser Verordnung auf wirksame,
verhiltnismafige und abschreckende Weise sanktioniert werden konnen, wobei die Art, Schwere, Haufigkeit und
Dauer des Verstofes, das verfolgte offentliche Interesse, Umfang und Art der ausgeiibten Titigkeiten sowie die
wirtschaftliche Leistungsfahigkeit des Zuwiderhandelnden zu beriicksichtigen sind. Insbesondere sollte bei
Sanktionen beriicksichtigt werden, ob der betreffende Anbieter der Vermittlungsdienste seine Pflichten aus dieser
Verordnung systematisch oder wiederholt nicht erfiillt, sowie gegebenenfalls die Zahl der betroffenen Nutzer, ob er
vorsitzlich oder fahrldssig gehandelt hat und ob er in mehreren Mitgliedstaaten titig ist. Ist in dieser Verordnung ein
Hochstbetrag fiir Geldbulen oder Zwangsgelder vorgesehen, so sollte dieser Hochstbetrag fur jede einzelne
Zuwiderhandlung gegen diese Verordnung und unbeschadet der Anpassung der GeldbufSen und Zwangsgelder fiir
spezifische Zuwiderhandlungen gelten. Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass die aufgrund von
Zuwiderhandlungen verhingten GeldbufSen oder Zwangsgelder in jedem einzelnen Fall wirksam, angemessen und
abschreckend sind, indem sie nationale Vorschriften und Verfahren im Einklang mit dieser Verordnung festlegen,
wobei sdmtlichen Kriterien in Bezug auf die allgemeinen Bedingungen fiir das Verhingen von Geldbufen oder
Zwangsgeldern Rechnung zu tragen ist.

(118) Im Interesse einer wirksamen Durchsetzung der in dieser Verordnung festgelegten Verpflichtungen sollten natiirliche
Personen oder Vertretungsorganisationen in dem Hoheitsgebiet, in dem sie die Dienstleistung in Anspruch
genommen haben, jede Beschwerde hinsichtlich der Einhaltung dieser Verpflichtungen beim Koordinator fiir
digitale Dienste einreichen konnen, unbeschadet der Vorschriften dieser Verordnung iiber die Zuweisung von
Zustindigkeiten und der geltenden Vorschriften fir die Behandlung von Beschwerden im Einklang mit den
nationalen Grundsitzen der guten Verwaltungspraxis. Beschwerden konnten einen faktengetreuen Uberblick iiber
die Bedenken hinsichtlich der Einhaltung der Verordnung durch einen bestimmten Anbieter von Vermittlungs-
diensten geben und konnten auch Informationen iiber iibergreifende Probleme fur den Koordinator fiir digitale
Dienste enthalten. Der Koordinator fiir digitale Dienste sollte andere zustindige nationale Behorden und, soweit
eine grenziiberschreitende Zusammenarbeit erforderlich ist, den Koordinator fir digitale Dienste eines anderen
Mitgliedstaates einbeziehen, insbesondere den Koordinator des Mitgliedstaates, in dem der betreffende Anbieter der
Vermittlungsdienste seine Niederlassung hat.

(119) Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass die Koordinatoren fiir digitale Dienste wirksame und verhiltnisméfige
Mafinahmen treffen konnen, um bestimmten besonders schweren und dauerhaften Zuwiderhandlungen gegen diese
Verordnung entgegenzuwirken. Insbesondere wenn diese Mafnahmen die Rechte und Interessen von Dritten
berithren konnen, was besonders bei Einschrinkungen des Zugangs zu Online-Schnittstellen der Fall sein kann,
sollte dafiir gesorgt werden, dass die Manahmen weiteren Schutzmafnahmen unterliegen. Insbesondere sollten
moglicherweise betroffene Dritte Anspruch auf rechtliches Gehér haben, und diese Anordnungen sollten nur erteilt
werden, wenn nach anderen Unionsvorschriften oder nach nationalem Recht keine Befugnisse zur Durchfiithrung
solcher Mafinahmen in angemessener Weise zur Verfiigung stehen, etwa um kollektive Verbraucherinteressen zu
schiitzen, fir eine umgehende Entfernung von Websites, die Kinderpornographie enthalten oder verbreiten, zu
sorgen oder den Zugang zu Diensten, die von Dritten fiir Zuwiderhandlungen gegen Rechte des geistigen Eigentums
missbraucht werden, zu unterbinden.
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(120) Eine solche Anordnung fiir eine Zugangsbeschrinkung sollte nicht tiber das fur die Verwirklichung ihres Ziels
erforderliche Mafl hinausgehen. Sie sollte daher befristet sein und sich grundsitzlich an einen Anbieter von
Vermittlungsdiensten richten, wie etwa den betreffenden Hosting- oder Internetdiensteanbieter, das betreffende
Register oder die betreffende Registrierungsstelle fiir Domédnennamen, da diese Stellen angemessen in der Lage sind,
dieses Ziel zu erreichen, ohne den Zugang zu legalen Informationen unangemessen zu beschranken.

(121) Unbeschadet der Bestimmungen iiber den Haftungsausschluss gemifd dieser Verordnung in Bezug auf die auf
Ersuchen eines Nutzers iibermittelten oder gespeicherten Informationen sollte der Anbieter fir Schdden von
Nutzern der Dienste haften, die durch VerstofSe des jeweiligen Anbieters von Vermittlungsdiensten gegen die in
dieser Verordnung festgelegten Verpflichtungen verursacht werden. Eine solche Entschidigung sollte im Einklang
mit den Vorschriften und Verfahren des anwendbaren nationalen Rechts und unbeschadet anderer im Rahmen der
Verbraucherschutzvorschriften verfiigbarer Rechtsbehelfsmaoglichkeiten erfolgen.

(122) Der Koordinator fiir digitale Dienste sollte beispielsweise auf seiner Website regelméfige Berichte tiber die gemif
dieser Verordnung durchgefiihrten Tatigkeiten veroffentlichen. Der Bericht sollte insbesondere in einem maschinen-
lesbaren Format verdffentlicht werden und einen Uberblick iiber die eingegangenen Beschwerden und die
Folgemafinahmen dazu beinhalten, wie zum Beispiel die Gesamtzahl der eingegangenen Beschwerden und die
Anzahl der Beschwerden, die zur Einleitung einer formlichen Untersuchung oder zur Weiterleitung an andere
Koordinatoren fur digitale Dienste gefithrt haben, ohne jedoch personenbezogene Daten zu nennen. Da der
Koordinator fur digitale Dienste iiber das Informationsaustauschsystem auch iiber Anordnungen zu Maflnahmen
gegen rechtswidrige Inhalte oder zur Bereitstellung von Informationen gemif§ dieser Verordnung informiert wird,
sollte er in seinem jdhrlichen Bericht auch die Zahl und die Kategorien solcher Anordnungen von Justiz- und
Verwaltungsbehorden gegeniiber Anbietern von Vermittlungsdiensten in seinem Mitgliedstaat angeben.

(123) Im Interesse der Klarheit, Einfachheit und Wirksamkeit sollten die Befugnisse fiir die Uberwachung und
Durchsetzung der Verpflichtungen aus dieser Verordnung den zustindigen Behorden des Mitgliedstaats iibertragen
werden, in dem sich die Hauptniederlassung des Anbieters von Vermittlungsdiensten befindet, d. h. in dem der
Anbieter seine Hauptverwaltung oder seinen eingetragenen Sitz hat, an dem die wichtigsten finanziellen Funktionen
und die operative Kontrolle ausgeiibt werden. Anbieter, die nicht in der Union niedergelassen sind, aber Dienste in
der Union erbringen und daher in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen, sollten angesichts der
Funktion der gesetzlichen Vertreter im Rahmen dieser Verordnung der Zustindigkeit des Mitgliedstaates
unterliegen, in dem sie ihren gesetzlichen Vertreter bestellt haben. Im Interesse einer wirksamen Anwendung dieser
Verordnung sollten jedoch alle Mitgliedstaaten oder gegebenenfalls die Kommission zustdndig sein, wenn Anbieter
keinen gesetzlichen Vertreter benannt haben. Diese Zustindigkeit kann von einer der zustindigen Behorden oder
der Kommission iibernommen werden, sofern der Anbieter wegen desselben Sachverhalts nicht Gegenstand eines
Durchsetzungsverfahrens durch eine andere zustindige Behorde oder die Kommission ist. Um die Einhaltung des
Grundsatzes ne bis in idem zu gewihrleisten und insbesondere zu vermeiden, dass ein und derselbe Verstoff gegen
die in dieser Verordnung festgelegten Verpflichtungen mehr als einmal geahndet wird, sollte jeder Mitgliedstaat, der
beabsichtigt, seine Zustindigkeit in Bezug auf solche Anbieter auszuiiben, unverziiglich alle anderen Behorden,
einschlieflich der Kommission, iber das fir die Zwecke dieser Verordnung eingerichtete Informationsaus-
tauschsystem unterrichten.

(124) Angesichts ihrer potenziellen Auswirkungen und der Herausforderungen, die mit ihrer wirksamen Uberwachung
verbunden sind, bedarf es besonderer Vorschriften fiir die Uberwachung und Durchsetzung in Bezug auf Anbieter
sehr grofler Online-Plattformen und sehr grofer Online-Suchmaschinen. Die Kommission sollte — gegebenenfalls
mit Unterstiitzung der zustéindigen nationalen Behérden — fiir die Uberwachung und éffentliche Durchsetzung
systemischer Aspekte, wie etwa Aspekte mit weitreichenden Auswirkungen auf die kollektiven Interessen der
Nutzer, zustindig sein. Daher sollte die Kommission die ausschlieRliche Zustindigkeit fiir die Uberwachung und
Durchsetzung der zusitzlichen Verpflichtungen in Bezug auf den Umgang mit systemischen Risiken haben, die
Anbietern sehr grofler Online-Plattformen und sehr grofler Online-Suchmaschinen gemifl dieser Verordnung
auferlegt werden. Die ausschliefliche Zustindigkeit der Kommission sollte bestimmte Verwaltungsaufgaben, die
gemdf dieser Verordnung den zustidndigen Behorden des Mitgliedstaats der Niederlassung tibertragen werden, wie
etwa die Vorabiiberpriifung von Forschern, unberithrt lassen.



L 27734 Amtsblatt der Europiischen Union 27.10.2022

(125) Die Zustindigkeit zur Uberwachung und Durchsetzung anderer Sorgfaltspflichten als der zusitzlichen
Verpflichtungen in Bezug auf den Umgang mit systemischen Risiken, die Anbietern sehr groffer Online-Plattformen
und sehr grofer Online-Suchmaschinen gemidf dieser Verordnung auferlegt werden, sollte sowohl bei der
Kommission als auch bei den zustindigen nationalen Behorden liegen. Zum einen konnte die Kommission in vielen
Fillen besser in der Lage sein, gegen systemische Verstofie dieser Anbieter, wie z. B. solche, die mehrere
Mitgliedstaaten betreffen, gegen schwere wiederholte Verstofle oder gegen das Versaumnis, von dieser Verordnung
geforderte wirksame Mechanismen einzurichten, vorzugehen. Zum anderen kénnten die zustindigen Behorden in
dem Mitgliedstaat, in dem sich die Hauptniederlassung eines Anbieters einer sehr grofien Online-Plattform oder
einer sehr groflen Online-Suchmaschine befindet, besser in der Lage sein, gegen einzelne Verstofle dieser Anbieter,
die keine systemischen oder grenziiberschreitenden Probleme verursachen, vorzugehen. Im Interesse der Effizienz,
zur Vermeidung von Doppelarbeit und zur Gewihrleistung der Einhaltung des Grundsatzes ne bis in idem sollte es
der Kommission obliegen, zu beurteilen, ob sie es fiir angemessen hilt, diese geteilten Zustindigkeiten in einem
bestimmten Fall auszuiiben; und sobald sie ein Verfahren eingeleitet hat, sollten die Mitgliedstaaten nicht mehr in
der Lage sein, dies zu tun. Die Mitgliedstaaten sollten sowohl untereinander als auch mit der Kommission eng
zusammenarbeiten, und die Kommission sollte eng mit den Mitgliedstaaten zusammenarbeiten, um sicherzustellen,
dass das mit dieser Verordnung geschaffene Uberwachungs- und Durchsetzungssystem reibungslos funktioniert und
wirksam ist.

(126) Die Vorschriften dieser Verordnung tiber die Zuweisung von Zustindigkeiten sollten die Bestimmungen des
Unionsrechts und die nationalen Vorschriften des internationalen Privatrechts iiber die gerichtliche Zustindigkeit
sowie das anwendbare Recht in Zivil- und Handelssachen — wie z. B. Klagen von Verbrauchern vor den Gerichten
des Mitgliedstaats, in dem sie ihren Wohnsitz haben, im Einklang mit den einschldgigen Bestimmungen des
Unionsrechts — unberithrt lassen. Was die den Anbietern von Vermittlungsdiensten durch diese Verordnung
auferlegte Verpflichtung betrifft, die erlassende Behorde iiber die Ausfithrung von Anordnungen zum Vorgehen
gegen rechtswidrige Inhalte und von Anordnungen zur Bereitstellung von Informationen zu informieren, so sollten
die Vorschriften iiber die Zuweisung von Zustindigkeiten nur fiir die Uberwachung der Durchsetzung dieser
Verpflichtung gelten, nicht aber fiir andere Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Anordnung, wie etwa die
Zustandigkeit fiir den Erlass der Anordnung.

(127) Angesichts der grenziiberschreitenden und sektoriibergreifenden Bedeutung von Vermittlungsdiensten ist ein hohes
Mafl an Zusammenarbeit erforderlich, um die konsequente Anwendung dieser Verordnung und die Verfiigbarkeit
der einschldgigen Informationen fiir die Ausiibung der Durchsetzungsaufgaben iiber das Informationsaus-
tauschsystem sicherzustellen. Diese Zusammenarbeit kann - unbeschadet spezifischer gemeinsamer
Untersuchungen — je nach den anstehenden Problemen unterschiedliche Formen annehmen. In jedem Fall muss der
Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort eines Anbieters von Vermittlungsdiensten die anderen
Koordinatoren fiir digitale Dienste iiber Probleme, Untersuchungen und Mafinahmen, die gegeniiber diesem
Anbieter ergriffen werden, informieren. Dariiber hinaus sollte der Koordinator fir digitale Dienste am
Bestimmungsort — wenn eine zustindige Behorde in einem Mitgliedstaat einschligige Informationen fir eine
Untersuchung besitzt, die von den zustindigen Behorden im Mitgliedstaat der Niederlassung durchgefithrt wird,
oder in der Lage ist, solche Informationen, die sich in ihrem Hoheitsgebiet befinden und zu denen die zustindigen
Behorden im Mitgliedstaat der Niederlassung keinen Zugang haben, zu erheben — den Koordinator fiir digitale
Dienste am Niederlassungsort zeitnah unterstiitzen, unter anderem durch die Ausiibung seiner Untersuchungsbe-
fugnisse im Einklang mit den geltenden nationalen Verfahren und der Charta. Der Adressat dieser Untersuchungs-
mafinahmen sollte ihnen Folge leisten und bei Nichtbefolgung haftbar sein, und die zustindigen Behorden im
Mitgliedstaat der Niederlassung sollten die im Wege der gegenseitigen Amtshilfe erhobenen Informationen in
Anspruch nehmen konnen, um die Einhaltung dieser Verordnung sicherzustellen.

(128) Der Koordinator fir digitale Dienste am Bestimmungsort sollte insbesondere auf der Grundlage eingegangener
Beschwerden oder gegebenenfalls von Beitragen anderer nationaler zustindiger Behorden oder des Gremiums im
Fall von Angelegenheiten, an denen mindestens drei Mitgliedstaaten beteiligt sind, den Koordinator fur digitale
Dienste am Niederlassungsort ersuchen konnen, Untersuchungs- oder Durchsetzungsmafnahmen in Bezug auf
einen seiner Zustdndigkeit unterstehenden Anbieter zu ergreifen. Solche Ersuchen um Mafnahmen sollten sich auf
stichhaltige Beweise stiitzen, die das Vorliegen eines mutmaflichen Verstoles mit negativen Auswirkungen auf die
kollektiven Interessen der Nutzer des Dienstes in dem betreffenden Mitgliedstaat oder mit negativen Auswirkungen
auf die Gesellschaft belegen. Der Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort sollte sich auf gegenseitige
Amtshilfe stiitzen oder den Koordinator fiir digitale Dienste, der das Ersuchen gestellt hat, um eine gemeinsame
Untersuchung bitten konnen, falls weitere Informationen fiir eine Entscheidung benotigt werden; dies gilt
unbeschadet der Moglichkeit, die Kommission um eine Bewertung der Angelegenheit zu ersuchen, wenn Grund zu
der Annahme besteht, dass es sich um einen systematischen Verstoff durch eine sehr grofSe Online-Plattform oder
eine sehr grole Online-Suchmaschine handeln konnte.
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(129) Das Gremium sollte die Angelegenheit an die Kommission verweisen kénnen, wenn Uneinigkeit hinsichtlich der
Bewertungen oder der getroffenen oder vorgeschlagenen Maflnahmen besteht oder wenn im Anschluss an ein
Ersuchen um grenziiberschreitende Zusammenarbeit oder an eine gemeinsame Untersuchung keine Mafinahmen
gemdfd dieser Verordnung vereinbart werden konnten. Ist die Kommission anhand der von den betroffenen
Behorden bereitgestellten Informationen der Ansicht, dass die vorgeschlagenen Maflnahmen, einschlieflich der
vorgeschlagenen Hohe der Geldbuflen, die wirksame Durchsetzung der in dieser Verordnung festgelegten Pflichten
nicht gewihrleisten konnen, sollte sie entsprechend ihre ernsthaften Zweifel duffern und den zustindigen
Koordinator fir digitale Dienste auffordern konnen, die Angelegenheit neu zu bewerten und innerhalb einer
bestimmten Frist die erforderlichen Manahmen zu treffen, um die Einhaltung dieser Verordnung sicherzustellen.
Diese Moglichkeit gilt unbeschadet der allgemeinen Aufgabe der Kommission, die Anwendung des Unionsrechts
unter der Kontrolle des Gerichtshofs der Europdischen Union im Einklang mit den Vertrigen zu iiberwachen und
erforderlichenfalls durchzusetzen.

(130) Zur Erleichterung grenziberschreitender Aufsichtstitigkeiten und Untersuchungen im Hinblick auf die in dieser
Verordnung festgelegten Pflichten, an denen mehrere Mitgliedstaaten beteiligt sind, sollten die Koordinatoren fiir
digitale Dienste am Niederlassungsort andere Koordinatoren fur digitale Dienste iiber das Informationsaus-
tauschsystem zur Teilnahme an einer gemeinsamen Untersuchung in Bezug auf eine mutmafliche
Zuwiderhandlung gegen diese Verordnung einladen kénnen. Andere Koordinatoren fiir digitale Dienste und
gegebenenfalls andere zustindige Behorden sollten sich an der vom Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlas-
sungsort vorgeschlagenen gemeinsamen Untersuchung beteiligen konnen, es sei denn, Letzterer ist der Ansicht, dass
eine ibermidflige Anzahl an teilnehmenden Behérden unter Beriicksichtigung der Merkmale der mutmaflichen
Zuwiderhandlung und der Abwesenheit direkter Auswirkungen auf die Nutzer in diesen Mitgliedstaaten die
Wirksambkeit der Untersuchung beeintrichtigen konnte. Gemeinsame Untersuchungstitigkeiten konnen vielfiltige
Maffnahmen umfassen, die vom Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort im Einklang mit den
Verfiigbarkeiten der teilnehmenden Behorden zu koordinieren sind, etwa koordinierte Datenerhebung,
Zusammenlegung von Ressourcen, Taskforces, koordinierte Auskunftsverlangen oder gemeinsame Nachpriifungen
von Raumlichkeiten. Alle zustindigen Behorden, die an einer gemeinsamen Untersuchung teilnehmen, sollten mit
dem Koordinator fur digitale Dienste am Niederlassungsort zusammenarbeiten, auch durch die Ausiibung ihrer
Untersuchungsbefugnisse in ihrem Hoheitsgebiet im Einklang mit den geltenden nationalen Verfahren. Die
gemeinsame Untersuchung sollte innerhalb einer bestimmten Frist mit einem Abschlussbericht abgeschlossen
werden, in dem die Beitrdge aller teilnehmenden zustindigen Behorden beriicksichtigt werden. Ferner kann das
Gremium, falls dies von mindestens drei Koordinatoren fir digitale Dienste am Bestimmungsort beantragt wird,
einem Koordinator fur digitale Dienste am Niederlassungsort die Einleitung einer gemeinsamen Untersuchung
empfehlen und Hinweise zu deren Organisation erteilen. Um Blockierungen zu verhindern, sollte das Gremium in
bestimmten Fillen die Kommission mit der Angelegenheit befassen konnen, z. B. wenn der Koordinator fiir digitale
Dienste am Niederlassungsort sich weigert, die Untersuchung einzuleiten, und das Gremium mit der Begriindung
nicht einverstanden ist.

(131) Im Interesse einer einheitlichen Anwendung dieser Verordnung ist es erforderlich, auf Unionsebene eine
unabhingige Beratungsgruppe, ein Europdisches Gremium fiir digitale Dienste, einzusetzen, das die Kommission
unterstiitzt und zur Koordinierung der Titigkeiten der Koordinatoren fiir digitale Dienste beitragt. Das Gremium
sollte die Koordinatoren fiir digitale Dienste — sofern benannt — umfassen, wobei die Koordinatoren fiir digitale
Dienste jedoch die Moglichkeit haben sollten, ad hoc auch Vertreter anderer zustindiger Behorden, denen
bestimmte Aufgaben im Rahmen dieser Verordnung zugewiesen wurden, zu Sitzungen einzuladen oder zu
ernennen, wenn dies aufgrund der Zuweisung von Aufgaben und Zustidndigkeiten auf nationaler Ebene erforderlich
ist. Nehmen mehrere Personen aus einem Mitgliedstaat teil, sollte sich das Stimmrecht auf einen Vertreter je
Mitgliedstaat beschrinken.

(132) Das Gremium sollte dazu beitragen, mit Blick auf eine einheitliche Anwendung dieser Verordnung eine gemeinsame
Sichtweise der Union zu entwickeln, und die Zusammenarbeit zwischen den zustindigen Beh6rden unterstiitzen,
etwa durch Beratung der Kommission und der Koordinatoren fur digitale Dienste zu geeigneten Untersuchungs-
und Durchsetzungsmafinahmen, insbesondere gegeniiber den Anbietern sehr groffer Online-Plattformen oder sehr
grofler Online-Suchmaschinen und unter besonderer Beriicksichtigung der Freiheit der Anbieter von Vermittlungs-
diensten, Dienste in der gesamten Union anzubieten. Zudem sollte das Gremium zur Entwicklung relevanter
Vorlagen und Verhaltenskodizes sowie zur Analyse neu aufkommender allgemeiner Trends in der Entwicklung
digitaler Dienste in der Union beitragen, unter anderem durch die Abgabe von Stellungnahmen oder Empfehlungen
zu Fragen im Zusammenhang mit Normen.
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(133) Zu diesem Zweck sollte das Gremium Stellungnahmen, Aufforderungen und Empfehlungen an die Koordinatoren
fur digitale Dienste oder andere zustindige nationale Behorden abgeben konnen. Wenngleich diese nicht rechtlich
bindend sind, sollte eine Entscheidung, davon abzuweichen, ordnungsgemif$ begriindet werden und kénnte von der
Kommission bei der Priifung der Einhaltung dieser Verordnung durch den betreffenden Mitgliedstaat beriicksichtigt
werden.

(134) Das Gremium sollte Vertreter der Koordinatoren fur digitale Dienste und gegebenenfalls anderer zustindiger
Behorden umfassen und unter dem Vorsitz der Kommission stehen, um die ihm vorgelegten Angelegenheiten aus
umfassender europdischer Perspektive bewerten zu kénnen. Angesichts moglicher weiterreichender Aspekte, die
auch fiirr andere Regulierungsrahmen auf Unionsebene von Bedeutung sein konnen, sollte das Gremium mit
anderen Einrichtungen, Amtern, Agenturen und Beratungsgruppen der Union zusammenarbeiten kénnen, die z. B.
in den Bereichen Gleichbehandlung, einschlieflich Geschlechtergleichstellung, und Nichtdiskriminierung,
Datenschutz, elektronische Kommunikation, audiovisuelle Dienste, Aufdeckung und Untersuchung von Betrug
zulasten des Unionshaushalts im Zusammenhang mit Zollen, Verbraucherschutz oder Wettbewerbsrecht titig sind,
soweit dies fuir die Ausiibung der Aufgaben erforderlich ist.

(135) Die Kommission sollte den Vorsitz des Gremiums fithren, aber nicht iiber Stimmrechte verfiigen. Durch den Vorsitz
sollte die Kommission sicherstellen, dass die Tagesordnung der Sitzungen im Einklang mit den Antrigen der
Mitglieder des Gremiums sowie der Geschiftsordnung und den in dieser Verordnung festgelegten Aufgaben des
Gremiums festgelegt wird.

(136) Zur Unterstiitzung der Tatigkeiten des Gremiums sollte es auf die Kenntnisse und personellen Ressourcen der
Kommission und der zustindigen nationalen Behorden zuriickgreifen konnen. Die besonderen operativen
Regelungen fiir die interne Arbeitsweise des Gremiums sollten in der Geschiftsordnung des Gremiums naher
festgelegt werden.

(137) Da sehr groffe Online-Plattformen oder sehr grofe Online-Suchmaschinen aufgrund ihrer Reichweite und
Auswirkungen erhebliche Bedeutung haben, konnte die fehlende Einhaltung der ihnen obliegenden spezifischen
Pflichten Auswirkungen auf eine erhebliche Zahl von Nutzern in verschiedenen Mitgliedstaaten haben und zu
grofBen gesellschaftlichen Schiden fiihren; gleichzeitig kann eine solche fehlende Einhaltung besonders schwierig zu
erkennen und zu behandeln sein. Aus diesem Grund sollte die Kommission in Zusammenarbeit mit den
Koordinatoren fiir digitale Dienste und dem Gremium Sachkenntnis und Kapazititen der Union in Bezug auf die
Uberwachung sehr grofer Online-Plattformen und sehr grofer Online-Suchmaschinen entwickeln. Die
Kommission sollte daher diese Behorden koordinieren und deren Sachkenntnis und Ressourcen in Anspruch
nehmen koénnen, z. B. durch die dauerhafte oder voriibergehende Analyse spezifischer Trends oder Probleme, die in
Bezug auf eine oder mehrere sehr groffe Online-Plattformen oder sehr groffe Online-Suchmaschinen auftreten. Die
Mitgliedstaaten sollten bei der Entwicklung solcher Fihigkeiten mit der Kommission zusammenarbeiten,
gegebenenfalls auch durch die Entsendung von Personal, und zur Schaffung einer gemeinsamen Aufsichtskapazitit
der Union beitragen. Um die Sachkenntnis und Kapazititen auf Unionsebene zu entwickeln, kann die Kommission
auflerdem die Sachkenntnis und Kapazititen der mit dem Beschluss der Kommission vom 26. April 2018 zur
Einsetzung einer Expertengruppe fiir die Beobachtungsstelle fiir die Online-Plattformwirtschaft eingesetzten
Beobachtungsstelle fiir die Online-Plattformwirtschaft, einschldgiger Expertengremien sowie Exzellenzzentren in
Anspruch nehmen. Die Kommission kann Experten mit spezifischer Sachkenntnis, darunter insbesondere
zugelassene Forscher, Vertreter von Agenturen und Einrichtungen der Union, Vertreter der Industrie,
Nutzerverbande oder Vereinigungen der Zivilgesellschaft, internationale Organisationen, Experten aus dem
Privatsektor sowie andere Interessentrager einladen.

(138) Die Kommission sollte Zuwiderhandlungen auf eigene Initiative im Einklang mit den in dieser Verordnung
vorgesehenen Befugnissen untersuchen konnen, unter anderem durch Beantragung des Zugangs zu Daten, durch
Anforderung von Informationen oder durch Durchfithrung von Nachpriifungen sowie durch Inanspruchnahme der
Unterstiitzung der Koordinatoren fiir digitale Dienste. Deutet die Uberwachung einzelner mutmaRlicher
Zuwiderhandlungen von Anbietern sehr grofer Online-Plattformen oder sehr groffer Online-Suchmaschinen durch
die zustindigen nationalen Behorden auf systemische Probleme hin, wie etwa Probleme mit weitreichenden
Auswirkungen auf die kollektiven Interessen der Nutzer des betreffenden Dienstes, so sollten die Koordinatoren fiir
digitale Dienste die Moglichkeit haben, auf der Grundlage eines hinreichend begriindeten Antrags die Kommission
mit diesen Problemen zu befassen. Eine solche Anfrage sollte mindestens alle erforderlichen Tatsachen und
Umstinde enthalten, die die mutmafliche Zuwiderhandlung und deren systemischen Charakter untermauern. Je
nach Ergebnis ihrer eigenen Bewertung sollte die Kommission die erforderlichen Untersuchungs- und
Durchsetzungsmafinahmen gemif dieser Verordnung ergreifen konnen, einschlieflich gegebenentfalls der Einleitung
einer Untersuchung oder der Ergreifung einstweiliger Mafinahmen.
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(139) Um ihre Aufgaben wirksam ausiiben zu konnen, sollte die Kommission iiber einen Ermessensspielraum beziiglich
der Entscheidung verfiigen, Verfahren gegen Anbieter sehr grofer Online-Plattformen oder sehr grofer Online-
Suchmaschinen einzuleiten. Wenn die Kommission das Verfahren eingeleitet hat, sollte es den Koordinatoren fiir
digitale Dienste am Niederlassungsort untersagt sein, ihre Untersuchungs- und Durchsetzungsbefugnisse in Bezug
auf das fragliche Verhalten des betreffenden Anbieters einer sehr groffen Online-Plattform oder einer sehr groflen
Online-Suchmaschine auszuiiben, um Doppelmafinahmen, Uneinheitlichkeit und Risiken unter dem Gesichtspunkt
des Verbots der Doppelbestrafung (ne bis in idem) zu vermeiden. Die Kommission sollte jedoch um einzelne oder
gemeinsame Beitriage der Koordinatoren fiir digitale Dienste zur Untersuchung bitten konnen. Im Einklang mit der
Pflicht zur loyalen Zusammenarbeit sollte sich der Koordinator fur digitale Dienste nach Kriften bemiihen,
begriindete und verhiltnismiflige Anfragen der Kommission im Zusammenhang mit einer Untersuchung zu
erfiillen. Dariiber hinaus sollten der Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort sowie das Gremium und
gegebenentfalls alle andere Koordinatoren fiir digitale Dienste der Kommission alle erforderlichen Informationen und
Unterstitzungsleistungen bereitstellen, damit diese ihre Aufgaben wirksam erfillen kann, einschlieflich der
Informationen, die im Kontext von Datenerhebungen oder Datenzugingen erhoben wurden, soweit dies nicht durch
die Rechtsgrundlage, anhand der die Informationen erhoben wurden, ausgeschlossen wird. Im Gegenzug sollte die
Kommission den Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort und das Gremium iiber die Ausiibung ihrer
Befugnisse informieren, insbesondere, wenn sie beabsichtigt, ein Verfahren einzuleiten und ihre Untersuchungsbe-
fugnisse auszuiiben. AufSerdem sollte die Kommission, wenn sie ihre vorldufigen Feststellungen, einschlieGlich der
Fragen zu denen sie Einwinde erhebt, gegeniiber den betroffenen Anbietern einer sehr groffen Online-Plattform
oder einer sehr grofen Online-Suchmaschine mitteilt, diese auch dem Gremium mitteilen. Das Gremium sollte seine
Ansichten zu den Einwinden und Bewertungen der Kommission duflern; die Kommission sollte diese Stellungnahme
bei der Begriindung ihrer endgiiltigen Entscheidung beriicksichtigen.

(140) Da Mafinahmen zur Gewdhrleistung der Einhaltung dieser Verordnung durch Anbieter sehr grofer Online-
Plattformen oder sehr grofer Online-Suchmaschinen mit besonderen Herausforderungen verbunden sein konnen
und wirksame Mafnahmen angesichts ihres Umfangs und ihrer Auswirkungen und der moglicherweise
resultierenden Schiden gleichzeitig sehr wichtig sind, sollte die Kommission iiber wirksame Untersuchungs- und
Durchsetzungsbefugnisse verfigen, um in Bezug auf die Einhaltung der Vorschriften dieser Verordnung
Untersuchungs-, Durchsetzungs- und Uberwachungsmanahmen treffen zu konnen, wobei das Grundrecht auf
Anhoérung und Akteneinsicht im Kontext des Durchsetzungsverfahrens, der Grundsatz der VerhiltnismifSigkeit
sowie die Rechte und Interessen der Beteiligten umfassend zu beriicksichtigen sind.

(141) Die Kommission sollte die Informationen anfordern kénnen, die erforderlich sind, um die wirksame Umsetzung und
Einhaltung der in dieser Verordnung festgelegten Verpflichtungen in der gesamten Union sicherzustellen.
Insbesondere sollte die Kommission Zugang zu allen einschlidgigen Unterlagen, Daten und Informationen haben, die
fir die Einleitung und Durchfithrung von Untersuchungen und die Uberwachung der Einhaltung der in dieser
Verordnung festgelegten einschldgigen Pflichten erforderlich sind, unabhingig davon, in wessen Besitz sich die
betreffenden Unterlagen, Daten oder Informationen befinden und ungeachtet ihrer Form oder ihres Formats, ihres
Speichermediums oder des genauen Orts der Speicherung. Die Kommission sollte den betreffenden Anbieter einer
sehr groflen Online-Plattform oder einer sehr groffen Online-Suchmaschine sowie gegebenenfalls alle anderen
natiirlichen oder juristischen Personen, die zu Zwecken ihrer gewerblichen, geschiftlichen, handwerklichen oder
beruflichen Tatigkeit handeln und Kenntnis von Informationen tiber die mutmafliche Zuwiderhandlung oder die
Zuwiderhandlung haben diirften, direkt im Wege eines hinreichend begriindeten Auskunftsverlangens dazu
verpflichten kénnen, ihr alle einschligigen Belege, Daten und Informationen vorzulegen. Dariiber hinaus sollte die
Kommission einschldgige Informationen fiir die Zwecke dieser Verordnung bei jeder Behorde, Einrichtung oder
Agentur innerhalb des Mitgliedstaates einholen konnen. Die Kommission sollte Zugang zu Dokumenten, Daten,
Informationen, Datenbanken und Algorithmen relevanter Personen sowie diesbeziigliche Erlduterungen — im Wege
der Ausiibung von Untersuchungsbefugnissen wie Auskunftsverlangen oder Befragungen — verlangen und alle
natiirlichen oder juristischen Personen, die niitzliche Informationen besitzen kénnten, mit deren Zustimmung
befragen und die gemachten Aussagen mit allen technischen Mitteln aufnehmen konnen. Zudem sollte die
Kommission befugt sein, die fir die Durchsetzung der einschligigen Bestimmungen dieser Verordnung
erforderlichen Nachpriifungen durchzufilhren. Diese Untersuchungsbefugnisse sollen die Moglichkeit der
Kommission ergdnzen, Koordinatoren fiir digitale Dienste und andere Behorden der Mitgliedstaaten um
Unterstiitzung zu ersuchen, etwa durch Bereitstellung von Informationen oder die Ausiibung ihrer Befugnisse.
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(142) Einstweilige Mafinahmen konnen ein wichtiges Instrument sein, um sicherzustellen, dass die zu untersuchende
Zuwiderhandlung nicht wahrend einer Untersuchung die Gefahr eines schweren Schadens fiir die Nutzer nach sich
zieht. Sie sind ein wichtiges Mittel, um Entwicklungen zu vermeiden, die durch einen Beschluss der Kommission am
Ende des Verfahrens nur sehr schwer wieder riickgingig zu machen wiren. Die Kommission sollte daher befugt sein,
im Rahmen eines Verfahrens, das im Hinblick auf den moglichen Erlass eines Beschlusses wegen Nichteinhaltung
eingeleitet wurde, per Beschluss einstweilige Mafnahmen zu verhingen. Diese Befugnis sollte in Fillen gelten, in
denen die Kommission auf den ersten Blick eindeutig einen Verstofs des Anbieters einer sehr grofen Online-
Plattform oder einer sehr groffen Online-Suchmaschine gegen die sich aus dieser Verordnung ergebenden
Verpflichtungen festgestellt hat. Ein Beschluss, mit dem einstweilige Mafnahmen auferlegt werden, sollte nur fiir
einen bestimmten Zeitraum gelten, entweder bis zum Abschluss des Verfahrens durch die Kommission oder fiir
einen festgelegten Zeitraum, der — sofern erforderlich und angemessen — verlangerbar ist.

(143) Die Kommission sollte geeignete Mafinahmen ergreifen konnen, um die wirksame Umsetzung und Einhaltung der in
dieser Verordnung genannten Verpflichtungen zu tiberwachen. So sollten unabhingige externe Sachverstindige und
Rechnungspriifer bestellet werden konnen, die die Kommission bei dieser Aufgabe unterstiitzen — gegebenenfalls
auch Sachverstdndige zustdndiger Behorden der Mitgliedstaaten wie Datenschutz- oder Verbraucherschutzbehorden.
Bei der Bestellung der Rechnungspriifer sollte die Kommission fiir ausreichend Rotation sorgen.

(144) Die Einhaltung der einschligigen Pflichten aus dieser Verordnung sollte durch Geldbuflen und Zwangsgelder
durchgesetzt werden konnen. Zu diesem Zweck sollten im Einklang mit den Grundsitzen der VerhaltnisméRigkeit
und des Verbots der doppelten Strafverfolgung Geldbuflen und Zwangsgelder in angemessener Hohe auch fiir die
Nichteinhaltung verfahrensrechtlicher Pflichten und Bestimmungen festgelegt werden, vorbehaltlich angemessener
Verjahrungsfristen. Die Kommission und die einschligigen nationalen Behorden sollten ihre Durchsetzungsbe-
mithungen abstimmen, damit sichergestellt ist, dass diese Grundsitze beachtet werden. Insbesondere sollte die
Kommission allen Geldbuflen und Sanktionen Rechnung tragen, die im Wege einer endgiiltigen Entscheidung in
einem Verfahren wegen einer Zuwiderhandlung gegen andere Vorschriften der Union oder der Mitgliedstaaten
wegen desselben Sachverhalts gegen dieselbe juristische Person verhdngt wurden, damit sichergestellt ist, dass die
insgesamt verhingten Geldbuffen und Sanktionen angemessen sind und der Schwere der begangenen
Zuwiderhandlung entsprechen. Alle Beschliisse, die die Kommission auf der Grundlage dieser Verordnung fasst,
unterliegen der Uberpriifung durch den Gerichtshof der Europdischen Union im Einklang mit dem AEUV. Der
Gerichtshof der Europdischen Union sollte im Einklang mit Artikel 261 AEUV dber die Befugnis zur
unbeschrinkten Ermessensnachpriifung von Geldbuflen und Zwangsgeldern verfiigen.

(145) Angesichts der potenziellen erheblichen gesellschaftlichen Auswirkungen einer Zuwiderhandlung gegen die
zusitzlichen Pflichten in Bezug auf den Umgang mit systemischen Risiken, die nur fur sehr groffe Online-
Plattformen und sehr grofle Online-Suchmaschinen gelten, und um diesen ordnungspolitischen Bedenken
Rechnung zu tragen, ist ein System fiir die erweiterte Beaufsichtigung aller Mafnahmen, die zur wirksamen
Beendigung und Behebung von Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung ergriffen werden, erforderlich. Daher
sollte die Kommission, sobald eine Zuwiderhandlung gegen eine der Bestimmungen dieser Verordnung, die
ausschlielich fiir sehr groffe Online-Plattformen oder sehr groffe Online-Suchmaschinen gelten, festgestellt und
erforderlichenfalls geahndet wurde, den Anbieter einer solchen Plattform oder einer solchen Suchmaschine
auffordern, einen detaillierten Aktionsplan zu erstellen, um die Auswirkungen der Zuwiderhandlung fur die
Zukunft zu beheben, und diesen Aktionsplan innerhalb eines von der Kommission festzulegenden Zeitrahmens den
Koordinatoren fiir digitale Dienste, der Kommission und dem Gremium mitteilen. Die Kommission sollte unter
Beriicksichtigung der Stellungnahme des Gremiums feststellen, ob die in dem Aktionsplan enthaltenen Mafnahmen
ausreichend sind, um die Zuwiderhandlung zu beheben, unter anderem unter Beriicksichtigung, ob die Einhaltung
der einschligigen Verhaltenskodizes zu den vorgeschlagenen Mafnahmen gehért. Die Kommission sollte auch alle
nachfolgenden Malnahmen des betreffenden Anbieters einer sehr groen Online-Plattform oder einer sehr groflen
Online-Suchmaschine gemifl seinem Aktionsplan iiberwachen, unter anderem unter Beriicksichtigung einer
unabhingigen Priifung des Anbieters. Ist die Kommission nach der Umsetzung des Aktionsplans weiterhin der
Auffassung, dass die Zuwiderhandlung noch nicht vollstindig behoben ist, oder wurde der Aktionsplan nicht
vorgelegt oder hilt sie den Aktionsplan fiir ungeeignet, so sollte sie alle Untersuchungs- und Durchsetzungs-
maflnahmen gemif dieser Verordnung ergreifen konnen, einschlieSlich der Befugnis Zwangsgelder zu verhingen
und ein Verfahrens zur Sperrung des Zugangs zu dem betreffenden Dienst einzuleiten.
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(146) Der betreffende Anbieter einer sehr groffen Online-Plattform oder einer sehr groflen Online-Suchmaschine und
andere Personen, die von der Ausiibung der Befugnisse der Kommission betroffen sind und deren Interessen durch
einen Beschluss berithrt werden kénnten, sollten vor dem Erlass des Beschlusses Gelegenheit zur Auferung haben,
und die erlassenen Beschliisse sollten auf breiter Basis bekannt gegeben werden. Neben der Wahrung der
Verteidigungsrechte der Beteiligten, insbesondere des Rechts auf Akteneinsicht, ist auch der Schutz vertraulicher
Informationen unabdingbar. Zudem sollte die Kommission unter Wahrung der Vertraulichkeit der Informationen
sicherstellen, dass alle ihrem Beschluss zugrunde liegenden Informationen in einem Umfang veréffentlicht werden,
der es dem Adressaten des Beschlusses ermoglicht, die zugrunde liegenden Fakten und Uberlegungen zu verstehen.

(147) Um die einheitliche Anwendung und Durchsetzung dieser Verordnung zu gewahrleisten, muss sichergestellt werden,
dass nationale Behorden, einschliefSlich nationaler Gerichte, tiber alle erforderlichen Informationen verfiigen, um
sicherstellen zu konnen, dass ihre Entscheidungen nicht im Widerspruch zu einem von der Kommission im Rahmen
dieser Verordnung erlassenen Beschluss stehen. Dies gilt unbeschadet des Artikels 267 AEUV.

(148) Die wirksame Durchsetzung und Uberwachung dieser Verordnung erfordert einen nahtlosen Informationsaustausch
in Echtzeit zwischen den Koordinatoren fiir digitale Dienste, dem Gremium und der Kommission auf der Grundlage
der in dieser Verordnung festgelegten Informationsfliisse und Verfahren. Dies kann gegebenenfalls auch den Zugang
anderer zustidndiger Behorden zu diesem System rechtfertigen. Da die ausgetauschten Informationen vertraulich sein
oder personenbezogene Daten beinhalten konnen, sollten sie gleichzeitig vor unbefugtem Zugriff geschiitzt bleiben,
im Einklang mit den Zwecken, zu denen die Informationen erhoben wurden. Daher sollte jede Kommunikation
zwischen diesen Behorden auf der Grundlage eines zuverldssigen und gesicherten Informationsaustauschsystems
erfolgen, dessen Einzelheiten in einem Durchfithrungsrechtsakt festgelegt werden sollten. Das Informationsaus-
tauschsystem kann auf bestehende Instrumente des Binnenmarkts gestiitzt sein, insofern diese die Ziele dieser
Verordnung in kostenwirksamer Weise erfiillen konnen.

(149) Unbeschadet des Rechts der Nutzer, sich an einen Vertreter gemafl der Richtlinie (EU) 2020/1828 des Europdischen
Parlament und des Rates (?) zu wenden oder jede andere Art von Vertretung nach nationalem Recht in Anspruch
zu nehmen, sollten die Nutzer auch das Recht haben, eine juristische Person oder eine 6ffentliche Stelle mit der
Ausiibung ihrer in dieser Verordnung vorgesehenen Rechte zu beauftragen. Zu diesen Rechten kénnen die Rechte
im Zusammenhang mit der Einreichung von Meldungen, der Anfechtung der Entscheidungen von Anbietern von
Vermittlungsdiensten und der Einlegung von Beschwerden gegen Anbieter wegen Zuwiderhandlungen gegen diese
Verordnung gehoren. Bestimmte Stellen, Organisationen und Vereinigungen verfiigen iiber besondere Sachkenntnis
und Kompetenz bei der Aufdeckung und Meldung fehlerhafter oder ungerechtfertigter Entscheidungen zur
Moderation von Inhalten, und ihre Beschwerden im Namen der Nutzer des betreffenden Dienstes konnen sich
positiv auf die Freiheit der Meinungsduflerung und die Informationsfreiheit im Allgemeinen auswirken. Daher
sollten die Anbieter von Online-Plattformen diese Beschwerden unverziiglich bearbeiten.

(150) Im Interesse der Wirksamkeit und Effizienz sollte die Kommission eine allgemeine Bewertung dieser Verordnung
vornehmen. Bei dieser allgemeinen Bewertung sollten unter anderem der Anwendungsbereich der unter diese
Verordnung fallenden Dienste, das Zusammenspiel mit anderen Rechtsakten, die Auswirkungen dieser Verordnung
auf das Funktionieren des Binnenmarkts, insbesondere in Bezug auf digitale Dienste, die Umsetzung der
Verhaltenskodizes, die Verpflichtung einen in der Union niedergelassenen Gesetzlicher Vertreter zu benennen, die
Auswirkungen der Verpflichtungen auf kleine Unternehmen und Kleinstunternehmen, die Wirksamkeit des
Uberwachungs- und Durchsetzungsmechanismus sowie die Auswirkungen auf das Recht auf freie
Meinungsiufferung und Informationsfreiheit behandelt werden. Um unverhiltnismafige Belastungen zu vermeiden
und die dauerhafte Wirksamkeit dieser Verordnung zu gewihrleisten, sollte die Kommission auferdem innerhalb
von drei Jahren nach Anwendungsbeginn der Verordnung eine Bewertung der Auswirkungen der in dieser
Verordnung enthaltenen Verpflichtungen auf kleine und mittlere Unternehmen sowie innerhalb von drei Jahren
nach ihrem Inkrafttreten eine Bewertung des Umfangs der von der Verordnung erfassten Dienste, insbesondere fiir
sehr grofle Online-Plattformen und fiir sehr grofle Online-Suchmaschinen, und des Zusammenspiels mit anderen
Rechtsakten vornehmen.

(**) Richtlinie (EU) 2020/1828 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2020 iiber Verbandsklagen zum Schutz
der Kollektivinteressen der Verbraucher und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/22/EG (ABL L 409 vom 4.12.2020, S. 1).
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(151) Zur Gewdhrleistung einheitlicher Bedingungen fur die Durchfithrung dieser Verordnung sollten der Kommission

Durchfithrungsbefugnisse tibertragen werden, in denen sie Vorlagen fiir Form, Inhalt und sonstige Einzelheiten der
Berichte tiber die Moderation von Inhalten festlegt, die Hohe der jihrlichen Aufsichtsgebiihr fiir Anbieter sehr
grofler Online-Plattformen und sehr groffer Online-Suchmaschinen bestimmt und die praktischen Modalitdten fiir
die Einleitung von Verfahren festlegt, die Anhorungen und die ausgehandelte Offenlegung von Informationen, die
im Zusammenhang mit der Beaufsichtigung, Untersuchung, Durchsetzung und Uberwachung in Bezug auf Anbieter
sehr grofler Online-Plattformen und sehr grofer Online-Suchmaschinen durchgefiihrt werden, sowie die praktischen
und operativen Modalitdten fiir die Funktionsweise des Informationsaustauschsystems und seine Interoperabilitit
mit anderen einschligigen Systemen festlegt. Diese Befugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011 des Europiischen Parlaments und des Rates (**) ausgeiibt werden.

(152) Zur Verwirklichung der Ziele dieser Verordnung sollte der Kommission die Befugnis iibertragen werden, gemif

Artikel 290 AEUV Rechtsakte zur Ergidnzung dieser Verordnung in Bezug auf die Kriterien fiir die Bestimmung sehr
grofler Online-Plattformen und sehr grofler Online-Suchmaschinen, die Verfahrensschritte, die Priifungsmethoden
und die Berichtsvorlagen fiir die Priifungen, die technischen Spezifikationen fiir Zugangsantrdge und die genaue
Methodik und Verfahren fiir die Festsetzung der Aufsichtsgebiihr zu erlassen. Dabei ist von besonderer Bedeutung,
dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf Sachverstindi-
genebene, durchfithrt, die mit den Grundsitzen im Einklang stehen, die in der Interinstitutionellen Vereinbarung
vom 13. April 2016 tiber bessere Rechtsetzung (**) niedergelegt wurden. Um insbesondere fiir eine gleichberechtigte
Beteiligung an der Vorbereitung delegierter Rechtsakte zu sorgen, erhalten das Europaische Parlament und der Rat
alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die Sachverstindigen der Mitgliedstaaten, und ihre Sachverstindigen haben
systematisch Zugang zu den Sitzungen der Sachverstindigengruppen der Kommission, die mit der Vorbereitung der
delegierten Rechtsakte befasst sind.

(153) Diese Verordnung wahrt die mit der Charta der Grundrechte der Europdischen Union anerkannten Grundrechte

sowie die Grundrechte, die allgemeine Grundsitze des Unionsrechts darstellen. Diese Verordnung sollte daher im
Einklang mit diesen Grundrechten ausgelegt und angewandt werden, einschlieSlich der Freiheit der
MeinungsdufSerung und der Informationsfreiheit sowie der Pressefreiheit und -pluralitit. Bei der Ausiibung der in
dieser Verordnung vorgesehenen Befugnisse sollten alle beteiligten Behorden im Einklang mit dem Grundsatz der
Verhiltnismafigkeit bei einem Konflikt zwischen verschiedenen Grundrechten die betreffenden Rechte in
ausgewogener Weise beriicksichtigen.

(154) Angesichts des Umfangs und der Auswirkungen von gesellschaftliche Risiken, die durch sehr grofle Online-

Plattformen und sehr grofle Online-Suchmaschinen verursacht werden konnen, der Notwendigkeit, diese Risiken
vorrangig anzugehen, und die Kapazitit, notwendigen Maffnahmen zu ergreifen, ist es gerechtfertigt, den
Zeitrahmen, nach dem diese Verordnung beginnt fiir Anbieter solcher Dienste zu gelten, zu beschranken.

(155) Da die Ziele dieser Verordnung, nimlich zu einem ordnungsgemaf funktionierenden Binnenmarkt beizutragen und

ein sicheres, vorhersehbares und vertrauenswiirdiges Online-Umfeld zu schaffen, in dem die in der Charta
verankerten Grundrechte angemessen geschiitzt werden, von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht
werden kann, da sie allein nicht in der Lage sind, die erforderliche Harmonisierung und Zusammenarbeit und
Koordinierung zu erreichen, sondern vielmehr wegen des territorialen und personlichen Geltungsbereichs auf
Unionsebene besser zu verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags tiber die
Europiische Union verankerten Subsidiarititsprinzip ttig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel
genannten Grundsatz der Verhiltnismifigkeit geht diese Verordnung nicht iiber das fiir die Verwirklichung dieser
Ziele erforderliche Maf hinaus.

(156) Der Europdische Datenschutzbeauftragte wurde gemifS Artikel 42 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/1725 des

Europiischen Parlaments und des Rates (*) angehort und hat am 10. Februar 2021 eine Stellungnahme (¥)
abgegeben —

Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Européischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfithrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABI. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).

ABL. L 123 vom 12.5.2016, S. 1.

Verordnung (EU) 2018/1725 des Européischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz natiirlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (ABL L 295 vom
21.11.2018, S. 39).

ABl. C 149 vom 27.4.2021, S. 3.
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VERORDNUNG (EU) 20222065 DES EUROPAISCHEN
PARLAMENTS UND DES RATES

vom 19. Oktober 2022

iiber einen Binnenmarkt fiir digitale Dienste und zur Anderung der
Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz iiber digitale Dienste)

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

KAPITEL 1
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1
Gegenstand

(1)  Ziel dieser Verordnung ist es, durch die Festlegung harmonisier-
ter Vorschriften fiir ein sicheres, vorhersehbares und vertrauenswiirdiges
Online-Umfeld, in dem Innovationen gefordert und die in der Charta
verankerten Grundrechte, darunter der Grundsatz des Verbraucherschut-
zes, wirksam geschiitzt werden, einen Beitrag zum reibungslosen Funk-
tionieren des Binnenmarkts fiir Vermittlungsdienste zu leisten.

(2) In dieser Verordnung werden harmonisierte Vorschriften fiir die
Erbringung von Vermittlungsdiensten im Binnenmarkt festgelegt. Ins-
besondere wird Folgendes festgelegt:

a) ein Rahmen fiir die bedingte Haftungsbefreiung der Anbieter von
Vermittlungsdiensten;

b) Vorschriften iiber besondere Sorgfaltspflichten, die auf bestimmte
Kategorien von Anbietern von Vermittlungsdiensten zugeschnitten
sind;

¢) Vorschriften iiber die Durchfiihrung und Durchsetzung dieser Ver-
ordnung, einschlieBlich der Zusammenarbeit und Koordinierung zwi-
schen den zustéindigen Behorden.

Artikel 2
Geltungsbereich

(1)  Diese Verordnung gilt fiir Vermittlungsdienste, die fiir Nutzer mit
Niederlassungsort oder Sitz in der Union angeboten werden, ungeachtet
des Niederlassungsortes des Anbieters dieser Vermittlungsdienste.

(2)  Diese Verordnung gilt weder fiir Dienstleistungen, die keine Ver-
mittlungsdienste sind, noch fiir Anforderungen, die an eine solche
Dienstleistung gestellt werden, ungeachtet dessen, ob die Dienstleistung
durch Inanspruchnahme eines Vermittlungsdienstes erbracht wird.

(3) Diese Verordnung hat keine Auswirkungen auf die Anwendung
der Richtlinie 2000/31/EG.

(4) Diese Verordnung lédsst die Vorschriften anderer Rechtsakte der
Union unberiihrt, die andere Aspekte der Erbringung von Vermittlungs-
diensten im Binnenmarkt regeln oder diese Verordnung prézisieren und
erginzen, insbesondere folgende:

a) die Richtlinie 2010/13/EU,

b) die Unionsvorschriften auf dem Gebiet des Urheberrechts und der
verwandten Schutzrechte,

¢) die Verordnung (EU) 2021/784,
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d) die Verordnung (EU) 2019/1148,
e) die Verordnung (EU) 2019/1150,

f) die Unionsvorschriften auf dem Gebiet des Verbraucherschutzes und
der Produktsicherheit, einschlieBlich der Verordnungen (EU)
2017/2394 und (EU) 2019/1020 und der Richtlinien 2001/95/EG
und 2013/11/EU,

g) die Unionsvorschriften zum Schutz personenbezogener Daten, ins-
besondere die Verordnung (EU) 2016/679 und die Richtlinie
2002/58/EG,

h) die Unionsvorschriften im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit
in Zivilsachen, insbesondere die Verordnung (EU) Nr. 1215/2012
oder Rechtsakte der Union zur Festlegung der rechtlichen Regeln
fiir vertragliche und auBervertragliche Schuldverhiltnisse anzuwen-
dendes Recht,

i) die Unionsvorschriften im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit
in Strafsachen, insbesondere eine Verordnung iiber Europdische He-
rausgabeanordnungen und Sicherungsanordnungen fiir elektronische
Beweismittel in Strafsachen,

j) eine Richtlinie zur Festlegung einheitlicher Regeln fiir die Bestellung
von Vertretern zu Zwecken der Beweiserhebung in Strafverfahren.

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Fiir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

a) ,,Dienst der Informationsgesellschaft einen Dienst im Sinne des
Artikels 1 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie (EU) 2015/1535;

b) ,,Nutzer* jede natiirliche oder juristische Person, die einen Vermitt-
lungsdienst in Anspruch nimmt, insbesondere um Informationen zu
erlangen oder zuginglich zu machen;

¢) ,,Verbraucher” jede natiirliche Person, die zu Zwecken handelt, die
auBlerhalb ihrer gewerblichen, geschiftlichen, handwerklichen oder
beruflichen Tatigkeit liegen;

d) ,,in der Union Dienstleistungen anbieten” die Schaffung der Mog-
lichkeit fiir natiirliche oder juristische Personen in einem oder meh-
reren Mitgliedstaaten zur Nutzung der Dienste eines Anbieters von
Vermittlungsdiensten, der eine wesentliche Verbindung zur Union
hat;

e) ,,wesentliche Verbindung zur Union“ eine Verbindung eines Anbie-
ters von Vermittlungsdiensten mit der Union entweder aufgrund
seiner Niederlassung in der Union oder anhand besonderer fak-
tischer Kriterien wie

— einer erheblichen Zahl von Nutzern in einem oder mehreren
Mitgliedstaaten im Verhiltnis zu dessen oder deren Bevolke-
rung; oder

— der Ausrichtung von Tétigkeiten auf einen oder mehrere Mit-
gliedstaaten;

f) ,,Unternehmer®” jede natiirliche oder juristische Person, unabhingig
davon, ob sie in privatem oder 6ffentlichem Eigentum steht, die fiir
die Zwecke ihrer gewerblichen, geschiftlichen, handwerklichen oder
beruflichen Tétigkeit entweder selbst oder durch eine andere in
ihrem Namen oder Auftrag handelnde Person tétig wird,
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g)

h)

)

)

k)

D)

,»Vermittlungsdienst™ eine der folgenden Dienstleistungen der Infor-
mationsgesellschaft:

i) eine ,reine Durchleitung®, die darin besteht, von einem Nutzer
bereitgestellte Informationen in einem Kommunikationsnetz zu
iibermitteln oder den Zugang zu einem Kommunikationsnetz zu
vermitteln,

ii) eine ,,Caching“-Leistung, die darin besteht, von einem Nutzer
bereitgestellte Informationen in einem Kommunikationsnetz zu
iibermitteln, wobei eine automatische, zeitlich begrenzte Zwi-
schenspeicherung dieser Informationen zu dem alleinigen
Zweck erfolgt, die Ubermittlung der Information an andere Nut-
zer auf deren Anfrage effizienter zu gestalten,

iii) ein ,,Hosting““-Dienst, der darin besteht, von einem Nutzer be-
reitgestellte Informationen in dessen Auftrag zu speichern;

»rechtswidrige Inhalte* alle Informationen, die als solche oder durch
ihre Bezugnahme auf eine Tétigkeit, einschlieBlich des Verkaufs
von Produkten oder der Erbringung von Dienstleistungen, nicht
im Einklang mit dem Unionsrecht oder dem Recht eines Mitglied-
staats stehen, ungeachtet des genauen Gegenstands oder der Art der
betreffenden Rechtsvorschriften;

,»Online-Plattform™ einen Hostingdienst, der im Auftrag eines Nut-
zers Informationen speichert und 6ffentlich verbreitet, sofern es sich
bei dieser Téatigkeit nicht nur um eine unbedeutende und reine Ne-
benfunktion eines anderen Dienstes oder um eine unbedeutende
Funktion des Hauptdienstes handelt, die aus objektiven und tech-
nischen Griinden nicht ohne diesen anderen Dienst genutzt werden
kann, und sofern die Integration der Funktion der Nebenfunktion
oder der unbedeutenden Funktion in den anderen Dienst nicht dazu
dient, die Anwendbarkeit dieser Verordnung zu umgehen;

,»Online-Suchmaschine® einen Vermittlungsdienst, der es Nutzern
ermoglicht, in Form eines Stichworts, einer Spracheingabe, einer
Wortgruppe oder einer anderen Eingabe Anfragen einzugeben, um
prinzipiell auf allen Websites oder auf allen Websites in einer be-
stimmten Sprache eine Suche zu einem beliebigen Thema vorzuneh-
men und Ergebnisse in einem beliebigen Format, in dem Informa-
tionen im Zusammenhang mit dem angeforderten Inhalt zu finden
sind, angezeigt zu bekommen;

woffentliche Verbreitung®™ die Bereitstellung von Informationen fiir
eine potenziell unbegrenzte Zahl von Dritten im Auftrag des Nut-
zers, der die Informationen bereitgestellt hat;

,Fernabsatzvertrag einen Fernabsatzvertrag im Sinne des Artikels 2
Nummer 7 der Richtlinie 2011/83/EU;

,,Online-Schnittstelle” eine Software, darunter auch Websites oder
Teile davon sowie Anwendungen, einschlieBlich Mobil-Apps;

»Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort* den Koor-
dinator fiir digitale Dienste des Mitgliedstaats, in dem sich der
Hauptsitz eines Anbieters eines Vermittlungsdienstes befindet oder
in dem sein gesetzlicher Vertreter ansédssig oder niedergelassen ist;

,Koordinator fiir digitale Dienste am Bestimmungsort“ den Koor-
dinator fiir digitale Dienste eines Mitgliedstaats, in dem der Ver-
mittlungsdienst erbracht wird,
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p)

Q)

)

u)

Q)

Q)

,aktiver Nutzer einer Online-Plattform® einen Nutzer des Dienstes,
der eine Online-Plattform nutzt, indem er die Online-Plattform damit
beauftragt, Informationen zur Verfligung zu stellen, oder der den
Inhalten der Online-Plattform ausgesetzt ist, die diese zur Verfiigung
stellt und tUber ihre Online-Schnittstelle verbreitet;

»aktiver Nutzer einer Online-Suchmaschine® einen Nutzer des
Dienstes, der eine Suchanfrage an eine Online-Suchmaschine stellt
und dem auf ihrer Online-Schnittstelle dargestellten indexierten In-
formationen ausgesetzt ist;

»Werbung® Informationen, die dazu bestimmt sind, die Botschaft
einer juristischen oder natiirlichen Person zu verbreiten, unabhéngig
davon, ob damit gewerbliche oder nichtgewerbliche Zwecke verfolgt
werden, und die von einer Online-Plattform auf ihrer Online-
Schnittstelle gegen Entgelt speziell zur Bekanntmachung dieser In-
formationen dargestellt werden;

~Empfehlungssystem® ein vollstdndig oder teilweise automatisiertes
System, das von einer Online-Plattform verwendet wird, um auf
ihrer Online-Schnittstelle den Nutzern bestimmte Informationen vor-
zuschlagen oder diese Informationen zu priorisieren, auch infolge
einer vom Nutzer veranlassten Suche, oder das auf andere Weise die
relative Reihenfolge oder Hervorhebung der angezeigten Informatio-
nen bestimmt;

,Moderation von Inhalten® die — automatisierten oder nicht auto-
matisierten — Tétigkeiten der Anbieter von Vermittlungsdiensten,
mit denen insbesondere rechtswidrige Inhalte oder Informationen,
die von Nutzern bereitgestellt werden und mit den allgemeinen Ge-
schéftsbedingungen des Anbieters unvereinbar sind, erkannt, fest-
gestellt und bekdmpft werden sollen, darunter auch Mafnahmen in
Bezug auf die Verfiigbarkeit, Anzeige und Zugénglichkeit der
rechtswidrigen Inhalte oder Informationen, z. B. Herabstufung, De-
monetisierung, Sperrung des Zugangs oder Entfernung, oder in Be-
zug auf die Féhigkeit der Nutzer, solche Informationen bereitzustel-
len, z. B. SchlieBung oder Aussetzung des Kontos eines Nutzers;

»allgemeine Geschiftsbedingungen® alle Klauseln, ungeachtet ihrer
Bezeichnung oder Form, die die vertraglichen Beziechungen zwi-
schen dem Anbicter von Vermittlungsdiensten und den Nutzern
regeln;

»Menschen mit Behinderungen® Menschen mit Behinderungen ge-
mifl Artikel 3 Nummer 1 der Richtlinie (EU) 2019/882 des Euro-
péischen Parlaments und des Rates (1);

,,kommerzielle Kommunikation®“ kommerzielle Kommunikation im
Sinne von Artikel 2 Buchstabe f der Richtlinie 2000/31/EG;

,Umsatz* die von einem Unternehmen im Sinne von Artikel 5 Ab-
satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (%) erzielten
Umsitze.

Richtlinie (EU) 2019/882 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

17. April 2019 iber die Barrierefreiheitsanforderungen fir Produkte und
Dienstleistungen (ABIL. L 151 vom 7.6.2019, S. 70).

Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates vom 20. Januar 2004 iiber die
Kontrolle von Unternehmenszusammenschliissen (ABL. L 24 vom 29.1.2004,
S. 1).



02022R2065 — DE — 27.10.2022 — 000.001 — 6

KAPITEL 1II
HAFTUNG DER ANBIETER VON VERMITTLUNGSDIENSTEN

Artikel 4

,»Reine Durchleitung*

(1) Bei der Durchfiihrung eines Dienstes der Informationsgesell-
schaft, der darin besteht, von einem Nutzer bereitgestellte Informationen
in einem Kommunikationsnetz zu {ibermitteln oder Zugang zu einem
Kommunikationsnetz zu vermitteln, haftet der Diensteanbieter nicht fiir
die iibermittelten oder abgerufenen Informationen, sofern er

a) die Ubermittlung nicht veranlasst,
b) den Adressaten der iibermittelten Informationen nicht auswihlt und
¢) die libermittelten Informationen nicht auswahlt oder verdndert.

(2) Die Ubermittlung von Informationen und die Vermittlung des
Zugangs nach Absatz 1 umfassen auch die automatische kurzzeitige
Zwischenspeicherung der iibermittelten Informationen, soweit dies nur
zur Durchfithrung der Ubermittlung im Kommunikationsnetz geschicht
und die Informationen nicht linger gespeichert werden, als es fiir die
Ubermittlung iiblicherweise erforderlich ist.

(3) Dieser Artikel ldasst die Moglichkeit unberiihrt, dass eine Justiz-
oder Verwaltungsbehorde nach dem Rechtssystem eines Mitgliedstaats
vom Diensteanbieter verlangt, eine Zuwiderhandlung abzustellen oder
zu verhindern.

Artikel 5
»Caching®

(1) Bei der Durchfiihrung eines Dienstes der Informationsgesell-
schaft, der darin besteht, von einem Nutzer bereitgestellte Informationen
in einem Kommunikationsnetz zu {ibermitteln, haftet der Diensteanbieter
nicht fiir die automatische, zeitlich begrenzte Zwischenspeicherung, die
dem alleinigen Zweck dient, die Ubermittlung der Information an andere
Nutzer auf deren Anfrage effizienter oder sicherer zu gestalten, sofern
seitens des Anbieters folgende Voraussetzungen erfiillt sind:

a) er verandert die Informationen nicht,
b) er beachtet die Bedingungen fiir den Zugang zu den Informationen,

c) er beachtet die Regeln fiir die Aktualisierung der Informationen, die
weithin in der Branche anerkannt und verwendet werden,

d) er beeintrachtigt die zuldssige Anwendung von Technologien zur
Sammlung von Daten {iber die Nutzung der Informationen, die weit-
hin in der Branche anerkannt und verwendet werden, nicht und

e) er handelt ziigig, um von ihm gespeicherte Informationen zu entfer-
nen oder den Zugang zu ihnen zu sperren, sobald er tatsdchliche
Kenntnis davon erhélt, dass die Informationen am urspriinglichen
Ausgangsort der Ubermittlung aus dem Netz entfernt wurden oder
der Zugang zu ihnen gesperrt wurde oder eine Justiz- oder Verwal-
tungsbehorde die Entfernung oder Sperrung angeordnet hat.
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(2) Dieser Artikel ldsst die Moglichkeit unberiihrt, dass eine Justiz-
oder Verwaltungsbehorde nach dem Rechtssystem eines Mitgliedstaats
vom Diensteanbieter verlangt, eine Zuwiderhandlung abzustellen oder
zu verhindern.

Artikel 6
Hosting

(1) Bei der Durchfiihrung eines Dienstes der Informationsgesell-
schaft, der in der Speicherung der von einem Nutzer bereitgestellten
Informationen besteht, haftet der Diensteanbieter nicht fir die im Auf-
trag eines Nutzers gespeicherten Informationen, sofern er

a) keine tatsdchliche Kenntnis von einer rechtswidrigen Tatigkeit oder
rechtswidrigen Inhalten hat und sich in Bezug auf Schadenersatz-
anspriiche auch keiner Tatsachen oder Umstidnde bewusst ist, aus
denen eine rechtswidrige Tatigkeit oder rechtswidrige Inhalte offen-
sichtlich hervorgeht, oder

b) sobald er diese Kenntnis oder dieses Bewusstsein erlangt, ziigig titig
wird, um den Zugang zu den rechtswidrigen Inhalten zu sperren oder
diese zu entfernen.

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn der Nutzer dem Diens-
teanbieter untersteht oder von ihm beaufsichtigt wird.

(3) Absatz 1 findet keine Anwendung auf die verbraucherschutz-
rechtliche Haftung von Online-Plattformen, die Verbrauchern das Ab-
schlieBen von Fernabsatzvertrigen mit Unternehmern ermdoglichen,
wenn die Online-Plattform die spezifischen Einzelinformationen dazu
darstellt oder die betreffende Einzeltransaktion anderweitig in einer
Weise ermdglicht, bei der ein durchschnittlicher Verbraucher davon
ausgehen kann, dass die Information oder das Produkt oder die Dienst-
leistung, die bzw. das Gegenstand der Transaktion ist, entweder von der
Online-Plattform selbst oder von einem ihrer Aufsicht unterstehenden
Nutzer bereitgestellt wird.

(4) Dieser Artikel ldsst die Moglichkeit unberiihrt, dass eine Justiz-
oder Verwaltungsbehorde nach dem Rechtssystem eines Mitgliedstaats
vom Diensteanbieter verlangt, eine Zuwiderhandlung abzustellen oder
zu verhindern.

Artikel 7

Freiwillige Untersuchungen auf Eigeninitiative und Einhaltung der
Rechtsvorschriften

Die Anbieter von Vermittlungsdiensten kommen fiir die in den Arti-
keln 4, 5 und 6 genannten Haftungsausschliisse auch dann in Betracht,
wenn sie auf Eigeninitiative nach Treu und Glauben und sorgfiltig
freiwillige Untersuchungen durchfiihren oder andere MaBnahmen zur
Erkennung, Feststellung und Entfernung rechtswidriger Inhalte oder
zur Sperrung des Zugangs zu rechtswidrigen Inhalten treffen oder die
erforderlichen Maflnahmen ergreifen, um den Anforderungen des Uni-
onsrechts und des nationalen Rechts im Einklang mit dem Unionsrecht
und insbesondere den Anforderungen dieser Verordnung nachzukom-
men.
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Artikel 8

Keine allgemeine Verpflichtung zur Uberwachung oder aktiven
Nachforschung

Anbietern von Vermittlungsdiensten wird keine allgemeine Verpflich-
tung auferlegt, die von ihnen {ibermittelten oder gespeicherten Informa-
tionen zu iiberwachen oder aktiv nach Umstdnden zu forschen, die auf
eine rechtswidrige Tatigkeit hindeuten.

Artikel 9

Anordnungen zum Vorgehen gegen rechtswidrige Inhalte

(1)  Nach Eingang einer Anordnung zum Vorgehen gegen einen oder
mehrere bestimmte rechtswidrige Inhalte, die von den zustidndigen na-
tionalen Justiz- oder Verwaltungsbehdrden auf der Grundlage des gel-
tenden Unionsrechts oder des nationalen Rechts im Einklang mit dem
Unionsrecht erlassen wurde, informieren die Anbieter von Vermittlungs-
diensten die eine Anordnung erlassende Behorde oder eine andere in der
Anordnung genannte Behorde unverziiglich iiber die Ausfiihrung der
Anordnung, und geben an, ob und wann sie die Anordnung ausgefiihrt
haben.

(2)  Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass eine in Absatz 1 genannte
Anordnung bei der Ubermittlung an den Diensteanbieter mindestens die
folgenden Bedingungen erfiillt:

a) diese Anordnung enthilt Folgendes:

i) eine Angabe der Rechtsgrundlage nach Maligabe des Unions-
rechts oder des nationalen Rechts fiir die Anordnung,

ii) eine Begriindung, warum es sich bei den Informationen um
rechtswidrige Inhalte handelt, mit Bezugnahme auf eine oder
mehrere besondere Bestimmungen des Unionsrechts oder des
nationalen Rechts im Einklang mit dem Unionsrecht,

iii) Informationen zur Identifizierung der anordnenden Behorde,

iv) klare Angaben, anhand deren der Anbieter von Vermittlungs-
diensten die betreffenden rechtswidrigen Inhalte ermitteln und
ausfindig machen kann, beispielsweise eine oder mehrere prézise
URL-Adressen, und, soweit erforderlich, weitere Angaben,

v) Angaben iiber Rechtsbehelfsmechanismen, die dem Anbieter von
Vermittlungsdiensten und dem Nutzer, der den Inhalt bereit-
gestellt hat, zur Verfligung stehen,

vi) unter Umstdnden Angaben dazu, welche Behdrde iiber die Aus-
fihrung der Anordnung zu informieren ist;

b) der rdumliche Geltungsbereich dieser Anordnung ist auf der Grund-
lage der geltenden Vorschriften des Unionsrechts und des nationalen
Rechts, einschlieBlich der Charta, und, falls anwendbar, der allge-
meinen Grundsédtze des Volkerrechts auf das zur Erreichung ihres
Ziels unbedingt erforderliche Mal} beschrénkt;
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¢) diese Anordnung wird in einer der vom Anbieter von Vermittlungs-
diensten gemdf3 Artikel 11 Absatz 3 angegebenen Sprachen oder in
einer anderen Amtssprache der Mitgliedstaaten, auf die sich die die
Anordnung erlassende Behorde und dieser Anbieter geeinigt haben,
iibermittelt und an die von diesem Anbieter gemifl Artikel 11 be-
nannte elektronische Kontaktstelle geschickt; ist die Anordnung nicht
in der vom Anbieter von Vermittlungsdiensten angegebenen Sprache
oder in einer anderen bilateral vereinbarten Sprache abgefasst, so
kann die Anordnung in der Sprache der erlassenden Behorde iiber-
mittelt werden, sofern ihr zumindest eine Ubersetzung der unter den
Buchstaben a und b dieses Absatzes genannten Elemente in eine
solche angegebene oder bilateral vereinbarte Sprache beigefiigt ist.

(3) Die die Anordnung erlassende Behorde oder die unter Umsténden
darin angegebene Behorde {ibermittelt sie zusammen mit jeglichen vom
Anbieter von Vermittlungsdiensten erhaltenen Angaben iiber die Aus-
fiihrung dieser Anordnung dem Koordinator flir digitale Dienste im
Mitgliedstaat der erlassenden Behorde.

(4) Nach Erhalt der Anordnung von der Justiz- oder Verwaltungs-
behorde tibermittelt der Koordinator fiir digitale Dienste des betroffenen
Mitgliedstaats allen anderen Koordinatoren fiir digitale Dienste unver-
ziiglich iiber das nach Artikel 85 eingerichtete System eine Kopie der in
Absatz 1 genannten Anordnung.

(5) Spétestens zum Zeitpunkt der Befolgung der Anordnung oder
gegebenenfalls zu dem Zeitpunkt, den die erlassende Behorde in ihrer
Anordnung angegeben hat, informieren Anbieter von Vermittlungsdiens-
ten den betroffenen Nutzer iiber die erhaltene Anordnung und deren
Ausfiihrung. Diese Unterrichtung des Nutzers umfasst eine Begriindung,
die existierenden Rechtsbehelfsmoglichkeiten und eine Beschreibung
des rdumlichen Geltungsbereichs der Anordnung gemill Absatz 2.

(6) Die in diesem Artikel festgelegten Bedingungen und Anforderun-
gen lassen das nationale Zivil- und Strafprozessrecht unberiihrt.

Artikel 10

Auskunftsanordnungen

(1)  Nach Eingang einer Auskunftsanordnung in Bezug auf bestimmte
Informationen iiber einen oder mehrere bestimmte einzelne Nutzer, die
von den zustindigen nationalen Justiz- oder Verwaltungsbehdrden auf
der Grundlage des geltenden Unionsrechts oder des nationalen Rechts
im Einklang mit dem Unionsrecht erlassen wurde, informieren die An-
bieter von Vermittlungsdiensten die erlassende Behorde oder eine an-
dere in der Anordnung genannte Behorde unverziiglich iiber den Erhalt
der Anordnung und die Ausfiihrung der Anordnung, und geben an, ob
und wann sie die Anordnung ausgefiihrt haben.

(2)  Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass eine in Absatz 1 genannte
Anordnungen bei der Ubermittlung an den Diensteanbieter mindestens
die folgenden Bedingungen erfiillt:

a) diese Anordnung enthilt Folgendes:

i) eine Angabe der Rechtsgrundlage nach Maligabe des Unions-
rechts oder des nationalen Rechts fiir die Anordnung;
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ii) Informationen zur Identifizierung der erlassenden Behdrde;

iii) klare Angaben, anhand deren der Anbieter von Vermittlungs-
diensten den bzw. die bestimmten Empfénger ermitteln konnen,
zu dem Informationen angefordert werden, etwa einen oder meh-
rere Kontonamen oder eindeutige Kennungen;

iv) eine Begriindung, wozu die Informationen bendtigt werden und
warum die Auskunftsanordnung erforderlich und verhéltnisméaBig
ist, um festzustellen, ob die Nutzer des Vermittlungsdienstes das
geltende Unionsrecht oder nationale Recht im Einklang mit dem
Unionsrecht einhalten, es sei denn, eine solche Begriindung kann
aus Griinden der Verhiitung, Ermittlung, Erkennung und Ver-
folgung von Straftaten nicht gegeben werden;

v) Angaben iliber Rechtsbehelfsmechanismen, die dem Dienstean-
bieter und den betreffenden Nutzern zur Verfligung stehen;

vi) unter Umstidnden Angaben dazu, welche Behorde iiber die Aus-
fiihrung der Anordnung zu informieren ist;

b) diese Anordnung verpflichtet den Diensteanbieter nur zur Bereitstel-
lung von Informationen, die er ohnehin bereits fiir die Zwecke der
Erbringung des Dienstes erfasst hat und die seiner Verfligungsgewalt
unterliegen;

c) diese Anordnung wird in einer der vom Anbieter von Vermittlungs-
diensten gemidl3 Artikel 11 Absatz 3 angegebenen Sprachen oder in
einer anderen Amtssprache der Mitgliedstaaten, auf die sich die die
Anordnung erlassende Behorde und der Diensteanbieter geeinigt ha-
ben, iibermittelt und an die vom Anbieter gemal Artikel 11 benannte
elektronische Kontaktstelle geschickt. Ist die Anordnung nicht in der
vom Anbieter von Vermittlungsdiensten angegebenen Sprache oder
in einer anderen bilateral vereinbarten Sprache abgefasst, so kann die
Anordnung in der Sprache der erlassenden Behdrde tlibermittelt wer-
den, sofern ihr zumindest eine Ubersetzung der unter den Buchsta-
ben a und b dieses Absatzes genannten Elemente in eine solche
angegebene oder bilateral vereinbarte Sprache beigefiigt ist.

(3) Die die Anordnung erlassende Behorde oder die unter Umstinden
darin angegebene Behorde libermittelt sie dem Koordinator fiir digitale
Dienste im Mitgliedstaat der erlassenden Behdrde zusammen mit den
vom Anbieter von Vermittlungsdiensten erhaltenen Angaben iiber die
Ausfiihrung dieser Anordnung.

(4) Nach Erhalt der Anordnung von der Justiz- oder Verwaltungs-
behorde ilibermittelt der Koordinator fiir digitale Dienste des betroffenen
Mitgliedstaats allen Koordinatoren fiir digitale Dienste unverziiglich
iiber das nach Artikel 85 eingerichtete System eine Kopie der in Ab-
satz 1 genannten Anordnung.

(5) Spétestens zum Zeitpunkt der Befolgung der Anordnung oder
gegebenenfalls zu dem Zeitpunkt, den die erlassende Behorde in ihrer
Anordnung angegeben hat informieren Anbieter von Vermittlungsdiens-
ten den betreffenden Nutzer iiber den Erhalt der Anordnung und iiber
deren Ausfithrung. Diese Unterrichtung des Nutzers umfasst eine Be-
griindung und die existierenden Rechtsbehelfsmoglichkeiten gemil Ab-
satz 2.
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(6) Die in diesem Artikel festgelegten Bedingungen und Anforderun-
gen lassen das nationale Zivil- und Strafprozessrecht unberiihrt.

KAPITEL III

SORGFALTSPFLICHTEN FUR EIN TRANSPARENTES UND
SICHERES ONLINE-UMFELD

ABSCHNITT 1

Bestimmungen fiir alle Anbieter von Vermittlungsdiensten

Artikel 11

Kontaktstellen fiir die Behorden der Mitgliedstaaten, die
Kommission und den Vorstand

(1) Die Anbieter von Vermittlungsdiensten benennen eine zentrale
Kontaktstelle, damit sie auf elektronischem Wege unmittelbar mit den
Behorden der Mitgliedstaaten, der Kommission und dem in Artikel 61
genannten Gremium in Bezug auf die Anwendung dieser Verordnung
kommunizieren konnen.

(2) Die Anbieter von Vermittlungsdiensten verdffentlichen die Infor-
mationen, die ndtig sind, um ihre zentrale Kontaktstelle leicht zu er-
mitteln und mit ihr zu kommunizieren. Diese Informationen miissen
leicht zugénglich sein und stets auf dem aktuellen Stand gehalten wer-
den.

(3) In den in Absatz 2 genannten Informationen machen die Anbieter
von Vermittlungsdiensten Angaben zu der bzw. den Amtssprachen der
Mitgliedstaaten, die — zusitzlich zu einer Sprache, die von moglichst
vielen Unionsbiirgerinnen und Unionsbiirgern verstanden wird — zur
Kommunikation mit ihrer Kontaktstelle verwendet werden konnen und
zu denen mindestens eine der Amtssprachen des Mitgliedstaats gehoren
muss, in dem der Anbieter von Vermittlungsdiensten seine Hauptnieder-
lassung hat oder in dem sein gesetzlicher Vertreter ansissig oder nieder-
gelassen ist.

Artikel 12

Kontaktstellen fiir Nutzer der Dienste

(1) Die Anbicter von Vermittlungsdiensten benennen eine zentrale
Kontaktstelle, die es den Nutzern ermdglicht, direkt und schnell mit
ihnen zu kommunizieren, und zwar auf elektronischem Wege und in
einer benutzerfreundlichen Weise, indem sie den Nutzern auch die Wahl
des Kommunikationsmittels iiberlassen, das nicht ausschlieBlich auf au-
tomatisierten Instrumenten beruhen darf.

(2)  Zusidtzlich zu den Verpflichtungen nach der Richtlinie
2000/31/EG verdffentlichen die Anbieter von Vermittlungsdiensten die
Informationen, die erforderlich sind, damit die Nutzer die zentralen
Kontaktstellen der Anbieter von Vermittlungsdiensten leicht ermitteln
und mit ihnen kommunizieren koénnen. Diese Informationen miissen
leicht zugénglich sein und stets auf dem aktuellen Stand gehalten wer-
den.
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Artikel 13

Gesetzlicher Vertreter

(1) Die Anbieter von Vermittlungsdiensten, die keine Niederlassung
in der Union haben, aber Dienstleistungen in der Union anbieten, be-
nennen schriftlich eine juristische oder natiirliche Person, die in einem
der Mitgliedstaaten, in denen sie ihre Dienste anbieten, als ihr gesetz-
licher Vertreter fungiert.

(2) Die Anbieter von Vermittlungsdiensten bevollméichtigen ihre ge-
setzlichen Vertreter, sodass diese zusédtzlich oder anstelle der Dienstean-
bieter von den zustindigen Behdrden der Mitgliedstaaten, der Kommis-
sion und dem Gremium zu allen Fragen in Anspruch genommen werden
konnen, die fiir die Entgegennahme, Einhaltung und Durchsetzung von
Beschliissen im Zusammenhang mit dieser Verordnung erforderlich
sind. Die Anbieter von Vermittlungsdiensten statten ihren gesetzlichen
Vertreter mit den notwendigen Befugnissen und hinreichenden Ressour-
cen aus, damit er wirksam und zeitnah mit den zustindigen Behorden
der Mitgliedstaaten, der Kommission und dem Gremium zusammen-
arbeiten und den Beschliissen nachkommen kann.

(3)  Es ist moglich, den benannten gesetzlichen Vertreter fiir Verstof3e
gegen Pflichten aus dieser Verordnung haftbar zu machen; die Haftung
und die rechtlichen Schritte, die gegen den Anbieter von Vermittlungs-
diensten eingeleitet werden konnen, bleiben hiervon unberiihrt.

(4) Die Anbieter von Vermittlungsdiensten melden dem Koordinator
fiir digitale Dienste in dem Mitgliedstaat, in dem ihr gesetzlicher Ver-
treter ansdssig oder niedergelassen ist, den Namen, die Postanschrift, die
E-Mail-Adresse und die Telefonnummer ihres gesetzlichen Vertreters.
Sie sorgen dafiir, dass diese Angaben oOffentlich verfiigbar, leicht zu-
génglich, richtig und stets aktuell sind.

(5) Die Benennung eines gesetzlichen Vertreters in der Union gemél
Absatz 1 gilt nicht als Niederlassung in der Union.

Artikel 14
Allgemeine Geschiftsbedingungen

(1) Die Anbieter von Vermittlungsdiensten machen in ihren allge-
meinen Geschiftsbedingungen Angaben zu etwaigen Beschrinkungen
in Bezug auf die von den Nutzern bereitgestellten Informationen, die
sie im Zusammenhang mit der Nutzung ihres Dienstes auferlegen. Diese
Angaben enthalten Angaben zu allen Leitlinien, Verfahren, MaBlnahmen
und Werkzeuge, die zur Moderation von Inhalten eingesetzt werden,
einschlieBlich der algorithmischen Entscheidungsfindung und der
menschlichen Uberpriifung, sowie zu den Verfahrensregeln fiir ihr in-
ternes Beschwerdemanagementsystem. Sie werden in klarer, einfacher,
verstiandlicher, benutzerfreundlicher und eindeutiger Sprache abgefasst
und in leicht zugénglicher und maschinenlesbarer Form &ffentlich zur
Verfligung gestellt.

(2)  Die Anbicter von Vermittlungsdiensten informieren die Nutzer
iiber etwaige wesentliche Anderungen der allgemeinen Geschéftsbedin-
gungen.

(3) Richtet sich ein Vermittlungsdienst in erster Linie an Minderjdh-
rige oder wird er iiberwiegend von Minderjdhrigen genutzt, so erldutert
der Anbieter von Vermittlungsdiensten die Bedingungen und jegliche
Einschriankungen fiir die Nutzung des Dienstes so, dass Minderjéhrige
sie verstehen konnen.
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(4) Die Anbieter von Vermittlungsdiensten gehen bei der Anwen-
dung und Durchsetzung der in Absatz 1 genannten Beschrankungen
sorgfaltig, objektiv und verhdltnismiBig vor und beriicksichtigen dabei
die Rechte und berechtigten Interessen aller Beteiligten sowie die
Grundrechte der Nutzer, die in der Charta verankert sind, etwa das
Recht auf freie Meinungsduflerung, die Freiheit und den Pluralismus
der Medien und andere Grundrechte und -freiheiten.

(5) Die Anbieter sehr grofBer Online-Plattformen und sehr groBer
Suchmaschinen stellen den Nutzern eine kompakte, leicht zugédngliche
und maschinenlesbare Zusammenfassung der allgemeinen Geschafts-
bedingungen einschlieBlich der verfiigbaren Rechtsbehelfe und Rechts-
behelfsmechanismen in klarer und eindeutiger Sprache zur Verfiigung.

(6)  Sehr groBe Online-Plattformen und sehr groBe Online-Such-
maschinen im Sinne von Artikel 33 verdffentlichen ihre allgemeinen
Geschiftsbedingungen in den Amtssprachen aller Mitgliedstaaten, in
denen sie ihre Dienste anbieten.

Artikel 15

Transparenzberichtspflichten der Anbieter von
Vermittlungsdiensten

(1)  Die Anbieter von Vermittlungsdiensten stellen mindestens einmal
jéhrlich in einem maschinenlesbaren Format und auf leicht zugéngliche
Art und Weise klare, leicht verstdndliche Berichte iiber die die von
ihnen in dem betreffenden Zeitraum durchgefiihrte Moderation von In-
halten offentlich zur Verfiigung. Diese Berichte enthalten — soweit zu-
treffend — insbesondere folgende Angaben:

a) bei Anbictern von Vermittlungsdiensten die Anzahl der von Behor-
den der Mitgliedstaaten erhaltenen Anordnungen einschlielich der
gemil den Artikeln 9 und 10 erlassenen Anordnungen, aufgeschliis-
selt nach der Art der betroffenen rechtswidrigen Inhalte, dem die
Anordnung erlassenden Mitgliedstaat und der Medianzeit, die bend-
tigt wurde, um die die Anordnung erlassende Behorde bzw. die
anderen in der Anordnung angegebenen Behdrden iiber den Eingang
der Anordnung zu unterrichten und der Anordnung nachzukommen;

b) bei Hostingdiensteanbietern die Anzahl der nach Artikel 16 gemach-
ten Meldungen, aufgeschliisselt nach der Art der betroffenen mut-
maBlich rechtswidrigen Inhalte, die Anzahl der durch vertrauenswiir-
dige Hinweisgeber iibermittelten Meldungen, alle aufgrund der Mel-
dungen ergriffenen MaB3nahmen, unterschieden danach, ob dies auf
gesetzlicher Grundlage oder gemif den allgemeinen Geschéftsbedin-
gungen des Anbieters erfolgt ist, die Anzahl der ausschlieBlich auto-
matisch verarbeiteten Meldungen und die Mediandauer bis zur Er-
greifung der Mafinahmen;

¢) bei Anbietern von Vermittlungsdiensten aussagekriftige und ver-
standliche Informationen iiber die auf Eigeninitiative des Anbieters
durchgefiihrte Moderation von Inhalten einschlieBlich der Nutzung
automatisierter Werkzeuge, der MaBinahmen zur Schulung und Un-
terstiitzung der fiir die Moderation von Inhalten zustindigen Per-
sonen, der Anzahl und Art der ergriffenen MalBnahmen, die sich
auf die Verfligbarkeit, Erkennbarkeit und Zugénglichkeit der von
den Nutzern bereitgestellten Informationen auswirken, und der Fi-
higkeit der Nutzer, solche Informationen iiber den Dienst bereit-
zustellen, und anderer entsprechender Beschrankungen des Dienstes;
die gemeldeten Informationen werden nach der Art der rechtswid-
rigen Inhalte oder des VerstoBes gegen die allgemeinen Geschifts-
bedingungen des Diensteanbieters, nach der zur Aufspiirung verwen-
deten Methode und der Art der angewendeten Beschrinkung auf-
geschliisselt;
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d) bei Anbietern von Vermittlungsdiensten die Anzahl der Beschwer-
den, die gemidll den allgemeinen Geschiftsbedingungen des Anbie-
ters liber die internen Beschwerdemanagementsysteme und dariiber
hinaus — bei Anbietern von Online-Plattformen — gemédfl Artikel 20
eingegangen sind, die Grundlage dieser Beschwerden, die zu diesen
Beschwerden getroffenen Entscheidungen, die bis zur Entscheidung
bendtigte Mediandauer und die Anzahl der Fille, in denen diese
Entscheidungen riickgéngig gemacht wurden.

e) die etwaige Verwendung automatisierter Mittel zur Moderation von
Inhalten, mit einer qualitativen Beschreibung, mit Angabe der ge-
nauen Zwecke, mit Indikatoren fiir die Genauigkeit und mit der
moglichen Fehlerquote der bei der Erfiillung dieser Zwecke verwen-
deten automatisierten Mittel und mit angewandten Schutzvorkehrun-
gen.

(2) Absatz 1 des vorliegenden Artikels gilt nicht fiir Anbieter von
Vermittlungsdiensten, bei denen es sich um Kleinst- oder Kleinunter-
nehmen gemél der Empfehlung 2003/361/EG handelt und die nicht als
sehr grofle Online-Plattform im Sinne von Artikel 33 dieser Verordnung
gelten.

(3) Die Kommission kann Durchfiihrungsrechtsakte erlassen, in de-
nen sie Vorlagen fiir Form, Inhalt und sonstige Einzelheiten der Be-
richte nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels einschlieBlich harmoni-
sierter Berichtszeitrdume festlegt. Diese Durchfiihrungsrechtsakte wer-
den gemdl dem in Artikel 88 genannten Beratungsverfahren erlassen.

ABSCHNITT 2

Zusiitzliche Bestimmungen fiir Hostingdiensteanbieter, einschlieflich
Online-Plattformen

Artikel 16
Melde- und Abhilfeverfahren

(1) Die Hostingdiensteanbieter richten Verfahren ein, nach denen
Personen oder Einrichtungen ihnen das Vorhandensein von Einzelinfor-
mationen in ihren Diensten melden konnen, die die betreffende Person
oder Einrichtung als rechtswidrige Inhalte ansieht. Diese Verfahren miis-
sen leicht zuginglich und benutzerfreundlich sein und eine Ubermittlung
von Meldungen ausschlielich auf elektronischem Weg ermdglichen.

(2) Mit den in Absatz 1 genannten Verfahren muss das Ubermitteln
hinreichend genauer und angemessen begriindeter Meldungen erleichtert
werden. Dazu ergreifen die Hostingdiensteanbieter die erforderlichen
MaBnahmen, um die Ubermittlung von Meldungen zu ermdglichen
und zu erleichtern, die alle folgenden Elemente enthalten:

a) eine hinreichend begriindete Erlduterung, warum die betreffende Per-
son oder Einrichtung die fraglichen Informationen als rechtswidrige
Inhalte ansieht;

b) eine eindeutige Angabe des genauen elektronischen Speicherorts die-
ser Informationen, etwa die priazise URL-Adresse bzw. die préizisen
URL-Adressen, oder, soweit erforderlich, weitere, hinsichtlich der
Art der Inhalte und der konkreten Art des Hostingdienstes zweck-
dienliche Angaben zur Ermittlung der rechtswidrigen Inhalte;

¢) den Namen und die E-Mail-Adresse der meldenden Person oder
Einrichtung, es sei denn, es handelt sich um Informationen, bei
denen davon ausgegangen wird, dass sie eine in den Artikeln 3
bis 7 der Richtlinie 2011/93/EU genannte Straftat betreffen;
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d) eine Erkldrung dariiber, dass die meldende Person oder Einrichtung
in gutem Glauben davon iiberzeugt ist, dass die in der Meldung
enthaltenen Angaben und Anfiihrungen richtig und vollstidndig sind.

(3) Die im vorliegenden Artikel genannten Meldungen bewirken,
dass fiir die Zwecke des Artikels 6 von einer tatsdchlichen Kenntnis
oder einem Bewusstsein in Bezug auf die betreffende Einzelinformation
ausgegangen wird, wenn sie es einem sorgfiltig handelnden Anbieter
von Hostingdiensten ermdglichen, ohne eingehende rechtliche Priifung
festzustellen, dass die einschliagige Tétigkeit oder Information rechts-
widrig ist.

(4)  Enthélt die Meldung die elektronische Kontaktangabe der mel-
denden Person oder Einrichtung, so schickt der Hostingdiensteanbieter
dieser Person oder Einrichtung unverziiglich eine Empfangsbestitigung.

(5)  Ferner teilt der Anbieter der betreffenden Person oder Einrichtung
unverziiglich seine Entscheidung in Bezug auf die gemeldeten Informa-
tionen mit und weist dabei auf die moglichen Rechtsbehelfe gegen diese
Entscheidung hin.

(6) Die Hostingdiensteanbieter bearbeiten alle Meldungen, die sie im
Rahmen der in Absatz 1 genannten Verfahren erhalten, und entscheiden
zeitnah, sorgfiltig, frei von Willkiir und objektiv iiber die gemeldeten
Informationen. Wenn sie zu dieser Bearbeitung oder Entscheidungsfin-
dung automatisierte Mittel einsetzen, machen sie in ihrer Mitteilung
nach Absatz 5 auch Angaben iiber den Einsatz dieser Mittel.

Artikel 17
Begriindung

(1)  Die Hostingdiensteanbieter legen allen betroffenen Nutzern eine
klare und spezifische Begriindung fiir alle folgenden Beschriankungen
vor, die mit der Begriindung verhingt werden, dass es sich bei den vom
Nutzer bereitgestellten Informationen um rechtswidrige Inhalte handelt
oder diese nicht mit ihren Nutzungsbedingungen vereinbar sind:

a) etwaige Beschriankungen der Anzeige bestimmter Einzelinformatio-
nen, die vom Nutzer bereitgestellt werden, einschlieBlich Entfernung
von Inhalten, Sperrung des Zugangs zu Inhalten oder Herabstufung
von Inhalten;

b) Aussetzung, Beendigung oder sonstige Beschrinkung von Geldzah-
lungen,;

¢) Aussetzung oder Beendigung der gesamten oder teilweisen Bereit-
stellung des Dienstes;

d) Aussetzung oder SchlieBung des Kontos des Nutzers.

(2) Absatz 1 findet nur Anwendung, wenn dem Anbieter die ein-
schldgigen elektronischen Kontaktangaben bekannt sind. Er findet spé-
testens ab dem Datum Anwendung, zu dem die Beschrinkung verhéngt
wird, ungeachtet dessen, warum oder wie sie verhdngt wurde.

Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn es sich um einen irrefiihren-
den, umfangreichen kommerziellen Inhalt handelt.
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(3) Die in Absatz 1 genannte Begriindung muss mindestens folgende
Angaben enthalten:

a) Angaben dariiber, ob die Entscheidung die Entfernung der Informa-
tion, die Sperrung des Zugangs zu der Information, die Herabstufung
der Information oder die Einschrinkung der Anzeige der Information
oder die Aussetzung oder Beendigung von Zahlungen in Verbindung
mit dieser Information betrifft oder mit der Entscheidung andere in
Absatz 1 genannte Maflnahmen im Zusammenhang mit der Informa-
tion verhidngt werden, und den etwaigen rdumlichen Geltungsbereich
der Entscheidung und die Dauer ihrer Giiltigkeit;

b) die Tatsachen und Umstidnde, auf denen die Entscheidung beruht,
gegebenenfalls einschlieflich Angaben dartiber, ob die Entscheidung
infolge einer nach Artikel 16 gemachten Meldung oder infolge frei-
williger Untersuchungen auf Eigeninitiative getroffen wurde sowie,
falls unbedingt notwendig, die Identitit der meldenden Person;

c) gegebenenfalls Angaben dariiber, ob automatisierte Mittel zur Ent-
scheidungsfindung verwendet wurden, einschlie8lich Angaben darii-
ber, ob die Entscheidung in Bezug auf Inhalte getroffen wurde, die
mit automatisierten Mitteln erkannt oder festgestellt wurden;

d) falls die Entscheidung mutmaBlich rechtswidrige Inhalte betrifft, ei-
nen Verweis auf die Rechtsgrundlage und Erlduterungen, warum die
Informationen auf dieser Grundlage als rechtswidrige Inhalte ange-
sehen werden;

e) falls die Entscheidung auf der mutmaBlichen Unvereinbarkeit der
Informationen mit den allgemeinen Geschiftsbedingungen des Hos-
tingdiensteanbieters beruht, einen Verweis auf die betreffende ver-
tragliche Bestimmung und Erlduterungen, warum die Informationen
als damit unvereinbar angesehen werden;

f) klare und benutzerfreundliche Informationen iiber die dem Nutzer
gegen die Maflnahme zur Verfiigung stehenden Rechtsbehelfe, ins-
besondere — je nach Sachlage — interne Beschwerdemanagementver-
fahren, auBergerichtliche Streitbeilegung und gerichtliche Rechtsmit-
tel.

(4) Die von den Hostingdiensteanbietern nach diesem Artikel tiber-
mittelten Informationen missen klar und leicht verstdndlich und so
genau und spezifisch sein, wie dies unter den gegebenen Umstinden
nach vernilinftigem Ermessen moglich ist. Die Informationen miissen
insbesondere so beschaffen sein, dass der betreffende Nutzer damit
nach verniinftigem Ermessen in der Lage ist, die in Absatz 3 Buchstabe f
genannten Rechtsbehelfe wirksam wahrzunehmen.

(5) Dieser Artikel gilt nicht fiir in Artikel 9 genannte Anordnungen.

Artikel 18
Meldung des Verdachts auf Straftaten

(1)  Erhélt ein Hostingdiensteanbieter Kenntnis von Informationen,
die den Verdacht begriinden, dass eine Straftat, die eine Gefahr fiir
das Leben oder die Sicherheit einer Person oder von Personen darstellt,
begangen wurde, begangen wird oder begangen werden konnte, so teilt
er seinen Verdacht unverziiglich den Strafverfolgungs- oder Justizbehdr-
den des betreffenden Mitgliedstaats oder der betreffenden Mitgliedstaa-
ten mit und stellt alle vorliegenden einschldgigen Informationen zur
Verfligung.
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(2) Kann der Hostingdiensteanbieter den betreffenden Mitgliedstaat
nicht mit hinreichender Gewissheit ermitteln, so unterrichtet er die Straf-
verfolgungsbehdrden des Mitgliedstaats, in dem er niedergelassen ist
oder in dem sein gesetzlicher Vertreter ansdssig oder niedergelassen
ist, oder Europol oder beide Stellen.

Fir die Zwecke dieses Artikels gilt als betreffender Mitgliedstaat der
Mitgliedstaat, in dem die Straftat begangen wurde, begangen wird oder
begangen werden konnte, oder der Mitgliedstaat, in dem der Verdich-
tige seinen Wohnsitz oder Aufenthaltsort hat, oder der Mitgliedstaat, in
dem das Opfer seinen Wohnsitz oder Aufenthaltsort hat.

ABSCHNITT 3

Zusitzliche Bestimmungen fiir Anbieter von Online-Plattformen

Artikel 19

Ausnahme fiir Kleinst- und Kleinunternehmen

(1)  Der vorliegende Abschnitt gilt mit Ausnahme von Artikel 24
Absatz 3 nicht fiir Anbieter von Online-Plattformen, bei denen es sich
um Kleinst- oder Kleinunternehmen gemd der Empfehlung
2003/361/EG handelt.

Wenn Unternehmen den Status eines Kleinst- oder Kleinunternehmens
gemdl der Empfehlung 2003/361/EG verlieren, findet der vorliegende
Abschnitt mit Ausnahme von Artikel 24 Absatz 3 auch in den 12
Monaten nach dem Verlust dieses Status gemél Artikel 4 Absatz 2
der Empfehlung keine Anwendung auf Anbieter von Online-Plattfor-
men, es sei denn, sie sind sehr grofle Online-Plattformen im Sinne
des Artikels 33.

(2)  Abweichend von Absatz 1 findet der vorliegende Abschnitt An-
wendung auf Anbieter von Online-Plattformen, die im Sinne des Arti-
kels 33 als sehr groe Online-Plattformen eingestuft wurden, unabhén-
gig davon, ob sie als Kleinst- oder Kleinunternechmen gelten.

Artikel 20

Internes Beschwerdemanagementsystem

(1) Die Anbieter von Online-Plattformen gewédhren den Nutzern ein-
schlieBlich meldenden Personen oder Einrichtungen wéhrend eines Zeit-
raums von mindestens sechs Monaten nach einer Entscheidung gemif
diesem Absatz Zugang zu einem wirksamen internen Beschwerdemana-
gementsystem, das eine elektronische und kostenlose Einreichung von
Beschwerden gegen die Entscheidung des Anbieters einer Online-Platt-
form nach Erhalt der Meldung oder gegen folgende Entscheidungen des
Anbieters einer Online-Plattform ermdoglicht, die damit begriindet wor-
den sind, dass die von den Nutzern bereitgestellten Informationen
rechtswidrige Inhalte darstellen oder mit den allgemeinen Geschéfts-
bedingungen der Plattform unvereinbar sind:

a) Entscheidungen, ob die Information entfernt oder der Zugang dazu
gesperrt oder die Anzeige der Information beschrinkt wird;
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b) Entscheidungen, ob die Erbringung des Dienstes gegeniiber den Nut-
zern vollstindig oder teilweise ausgesetzt oder beendet wird,;

¢) Entscheidungen, ob das Konto des Nutzers ausgesetzt oder geschlos-
sen wird;

d) Entscheidungen, ob Geldzahlungen im Zusammenhang mit von den
Nutzern bereitgestellten Informationen ausgesetzt, beendet oder die
Féhigkeit der Nutzer zu deren Monetarisierung anderweitig einge-
schriankt werden.

(2) Der Tag, an dem der Nutzer gemil3 Artikel 16 Absatz 5 oder
Artikel 17 von der Entscheidung in Kenntnis gesetzt wird, gilt als
Beginn des in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Zeitraums
von mindestens sechs Monaten.

(3) Die Anbieter von Online-Plattformen stellen sicher, dass ihre
internen Beschwerdemanagementsysteme leicht zugénglich und benut-
zerfreundlich sind und die Einreichung hinreichend préziser und an-
gemessen begriindeter Beschwerden ermdglichen und erleichtern.

(4) Die Anbieter von Online-Plattformen bearbeiten Beschwerden,
die iiber ihr internes Beschwerdemanagementsystem eingereicht werden,
zeitnah, diskriminierungsfrei, sorgféltig und frei von Willkiir. Enthilt
eine Beschwerde ausreichende Griinde fiir die Annahme, dass die Ent-
scheidung, auf eine Meldung hin nicht titig zu werden, unbegriindet ist
oder dass die Informationen, auf die sich die Beschwerde bezieht, weder
rechtswidrig sind noch gegen die allgemeinen Geschiftsbedingungen
verstoflen, oder enthélt sie Informationen, aus denen hervorgeht, dass
das Verhalten des Beschwerdefiihrers keine Aussetzung oder Kiindigung
des Dienstes oder SchlieBung des Kontos rechtfertigt, so macht der
Anbieter der Online-Plattform seine in Absatz 1 genannte Entscheidung
unverziiglich riickgingig.

(5) Die Anbieter von Online-Plattformen teilen den Beschwerdefiih-
rern unverziiglich ihre begriindete Entscheidung mit, die sie in Bezug
auf die Informationen, auf die sich die Beschwerde bezieht, getroffen
haben, und weisen die Beschwerdefiihrer auf die Moglichkeit der au-
Bergerichtlichen Streitbeilegung gemél Artikel 21 und auf andere ver-
fiigbare Rechtsbehelfe hin.

(6) Die Anbieter von Online-Plattformen stellen sicher, dass die in
Absatz 5 genannten Entscheidungen unter der Aufsicht angemessen
qualifizierten Personals und nicht allein mit automatisierten Mitteln ge-
troffen werden.

Artikel 21
AuBergerichtliche Streitbeilegung

(1)  Nutzer, einschlielich meldender Personen oder Einrichtungen,
die von den in Artikel 20 Absatz 1 genannten Entscheidungen betroffen
sind, haben das Recht, zur Beilegung von Streitigkeiten im Zusammen-
hang mit diesen Entscheidungen sowie mit Beschwerden, die nicht mit
den Mitteln des in dem Artikel genannten internen Beschwerdemanage-
mentsystems geldst wurden, eine gemidl Absatz 3 des vorliegenden
Artikels zertifizierte auBergerichtliche Streitbeilegungsstelle zu wéhlen.

Die Anbieter von Online-Plattformen stellen sicher, dass die Informa-
tionen iiber die in Unterabsatz 1 genannte Moglichkeit der Nutzer hin-
sichtlich des Zugangs zu einer auBergerichtlichen Streitbeilegung in
klarer und benutzerfreundlicher Form auf ihrer Online-Schnittstelle
leicht zugénglich sind.
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Unterabsatz 1 ldsst das Recht des betroffenen Nutzers unberiihrt, im
Einklang mit dem anwendbaren Recht zur Beanstandung der Entschei-
dungen von Anbietern von Online-Plattformen jederzeit vor Gericht zu
ziehen.

(2) Beide Parteien arbeiten nach Treu und Glauben mit der aus-
gewdhlten zertifizierten auBergerichtlichen Streitbeilegungsstelle zusam-
men, um die Streitigkeit beizulegen.

Die Anbieter von Online-Plattformen konnen die Zusammenarbeit mit
einer solchen auBergerichtlichen Streitbeilegungsstelle verweigern, wenn
ein Streit beziiglich derselben Informationen und derselben Griinde fiir
die mutmaBliche Rechtswidrigkeit der Inhalte oder ihre mutmaBliche
Unvereinbarkeit mit den allgemeinen Geschdftsbedingungen bereits bei-
gelegt wurde.

Die zugelassene auflergerichtliche Streitbeilegungsstelle ist nicht befugt,
den Parteien eine bindende Streitbeilegung aufzuerlegen.

(3) Der Koordinator fiir digitale Dienste des Mitgliedstaats, in dem
die auBergerichtliche Streitbeilegungsstelle niedergelassen ist, ldsst diese
Stelle auf deren Antrag hin fiir einen Zeitraum von hochstens fiinf
Jahren, der verlangert werden kann, zu, nachdem die Stelle nachgewie-
sen hat, dass sie alle folgenden Bedingungen erfiillt:

a) sie ist unparteiisch und unabhingig, einschlieBlich finanziell un-
abhingig, von Anbietern von Online-Plattformen und von Nutzern
der von diesen Plattformen erbrachten Dienste und auch von den
meldenden Personen oder Einrichtungen;

b) sie hat die erforderliche Sachkenntnis in Bezug auf Fragen, die sich
in einem oder mehreren bestimmten Bereichen rechtswidriger Inhalte
ergeben, oder in Bezug auf die Anwendung und Durchsetzung der
allgemeinen Geschéftsbedingungen einer oder mehrerer Arten von
Online-Plattformen, sodass die Stelle einen wirksamen Beitrag zur
Beilegung einer Streitigkeit leisten kann;

c) ihre Mitglieder werden auf eine Weise vergiitet, die nicht mit dem
Ergebnis des Verfahrens im Zusammenhang steht;

d) die angebotene auBlergerichtliche Streitbeilegung ist {iber elektro-
nische Kommunikationsmittel leicht zugédnglich, und es besteht die
Moglichkeit, die Streitbeilegung online einzuleiten und die erforder-
lichen einschldgigen Dokumente online einzureichen;

e) sie ist in der Lage, Streitigkeiten rasch, effizient und kostengiinstig in
mindestens einer der Amtssprachen der Organe der Union beizule-
gen;

f) die angebotene auBergerichtliche Streitbeilegung erfolgt nach klaren
und fairen Verfahrensregeln, die leicht und oOffentlich zuginglich
sind und die mit dem geltenden Recht, einschlieBlich dieses Artikels,
vereinbar sind.

Der Koordinator fiir digitale Dienste gibt folgendes in der Zulassung an:

a) die besonderen Angelegenheiten gemil3 Unterabsatz 1 Buchstabe b,
in denen die Stelle Sachkenntnis besitzt, und

b) die Amtssprache bzw. die Amtssprachen der Organe der Union, in
der bzw. denen die Stelle in der Lage ist, Streitigkeiten gemal
Unterabsatz 1 Buchstabe e beizulegen.
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(4)  Die zugelassenen auflergerichtlichen Streitbeilegungsstellen erstat-
ten dem Koordinator fiir digitale Dienste, der sie zugelassen hat, jahrlich
Bericht iiber ihre Tétigkeit und geben dabei zumindest die Zahl der bei
ihnen eingegangenen Streitfille, die Informationen iiber die Ergebnisse
dieser Streitfdlle, die durchschnittliche Dauer der Streitbeilegung und
etwaige Mingel oder Schwierigkeiten an. Auf Anforderung des Koor-
dinators flir digitale Dienste erteilen sie zusitzliche Auskiinfte.

Die Koordinatoren fiir digitale Dienste erstellen alle zwei Jahre einen
Bericht iiber das Funktionieren der von ihnen zugelassenen auflerge-
richtlichen Streitbeilegungsstellen. Dieser Bericht umfasst insbesondere

a) eine Liste mit der Anzahl der bei den einzelnen zugelassenen aufler-
gerichtlichen Streitbeilegungsstellen pro Jahr eingegangenen Streit-
falle;

b) Angaben iiber die Ergebnisse der bei ihnen eingegangenen Streitfille
und tber die durchschnittliche Dauer der Streitbeilegung;

c) eine Darlegung und Erlduterung der etwaigen systematischen oder
branchenbezogenen Méngel oder Schwierigkeiten im Zusammenhang
mit der Arbeitsweise dieser Stellen;

d) eine Darlegung der bewéhrten Verfahren in Bezug auf diese Arbeits-
weise;

e) etwaige Empfehlungen zur Verbesserung dieser Arbeitsweise.

Die zugelassenen auBergerichtlichen Streitbeilegungsstellen stellen den
Parteien innerhalb einer angemessenen Frist, spitestens jedoch 90 Kalen-
dertage nach Eingang der Beschwerde, ihre Entscheidungen zur Ver-
fiigung. Im Fall hochkomplexer Streitfille kann die zugelassene aufler-
gerichtliche Streitbeilegungsstelle den Zeitraum von 90 Kalendertagen
nach eigenem Ermessen um einen weiteren Zeitraum verldngern, der 90
Tage nicht iiberschreiten darf, sodass sich die maximale Gesamtdauer
auf 180 Tage belduft.

(5)  Entscheidet die auBergerichtliche Streitbeilegungsstelle die Strei-
tigkeit zugunsten des Nutzers, einschlieBlich der meldenden Person oder
Einrichtung, so trdgt der Anbieter der Online-Plattform sdmtliche von
der auBergerichtlichen Streitbeilegungsstelle erhobenen Gebiihren und
erstattet dem Nutzer, einschlieBlich der Person oder Einrichtung, alle
sonstigen angemessenen Kosten, die er bzw. sie im Zusammenhang
mit der Streitbeilegung gezahlt haben. Entscheidet die auBergerichtliche
Streitbeilegungsstelle die Streitigkeit zugunsten des Anbieters der On-
line-Plattform, so ist der Nutzer, einschlieflich der meldenden Person
oder Einrichtung, nicht verpflichtet, Gebiihren oder sonstige Kosten zu
erstatten, die der Anbieter der Online-Plattform im Zusammenhang mit
der Streitbeilegung gezahlt hat oder noch zahlen muss, es sei denn, die
auBergerichtliche Streitbeilegungsstelle gelangt zu der Erkenntnis, dass
der Nutzer eindeutig boswillig gehandelt hat.

Die von der auBergerichtlichen Streitbeilegungsstelle von den Anbietern
von Online-Plattformen erhobenen Gebiihren miissen angemessen sein
und diirfen in keinem Fall die der Streitbeilegungsstelle entstandenen
Kosten tiibersteigen. Fiir Nutzer ist die Streitbeilegung kostenlos oder fiir
eine Schutzgebiihr verfligbar sein.

Die zugelassenen aufergerichtlichen Streitbeilegungsstellen geben dem
Nutzer, einschlieflich der meldenden Personen oder Einrichtungen, und
dem Anbiecter der Online-Plattform die Gebiihren oder das zur Gebiih-
renfestsetzung verwendete Verfahren vor der Einleitung der Streitbeile-
gung bekannt.
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(6) Die Mitgliedstaaten konnen fiir die Zwecke des Absatzes 1 au-
Bergerichtliche Streitbeilegungsstellen einrichten oder die Téatigkeiten
einiger oder aller auflergerichtlichen Streitbeilegungsstellen, die sie ge-
mifl Absatz 3 zugelassen haben, unterstiitzen.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ihre nach Unterabsatz 1 unter-
nommenen Handlungen ihre Koordinatoren fiir digitale Dienste nicht
darin beeintridchtigen, die betreffenden Stellen gemif Absatz 3 zuzulas-
sen.

(7)  Ein Koordinator fiir digitale Dienste, der eine auBergerichtliche
Streitbeilegungsstelle zugelassen hat, widerruft diese Zulassung, wenn er
infolge einer Untersuchung, die er auf eigene Initiative oder aufgrund
von von Dritten erhaltenen Informationen durchfiihrt, feststellt, dass die
betreffende auBergerichtliche Streitbeilegungsstelle die in Absatz 3 ge-
nannten Bedingungen nicht mehr erfiillt. Bevor er diese Zulassung wi-
derruft, gibt der Koordinator fiir digitale Dienste dieser Stelle Gelegen-
heit, sich zu den Ergebnissen seiner Untersuchung und zu dem be-
absichtigten Widerruf der Zulassung der aufBergerichtlichen Streitbeile-
gungsstelle zu dulern.

(8)  Die Koordinatoren fiir digitale Dienste teilen der Kommission die
auBergerichtlichen Streitbeilegungsstellen mit, die sie gemd Absatz 3
zugelassen haben, gegebenenfalls einschlieBlich der in Unterabsatz 2
jenes Absatzes genannten Spezifikationen, sowie die aulergerichtlichen
Streitbeilegungsstellen, deren Zulassung sie widerrufen haben. Die
Kommission verdffentlicht auf einer eigens hierfiir eingerichteten und
leicht zugénglichen Website eine Liste dieser Stellen, einschlieBlich der
genannten Spezifikationen, und hélt diese auf dem neuesten Stand.

(9) Dieser Artikel ldsst die Richtlinie 2013/11/EU sowie die alterna-
tiven Streitbeilegungsverfahren und -stellen fiir Verbraucher, die nach
jener Richtlinie eingerichtet wurden, unberiihrt.

Artikel 22

Vertrauenswiirdige Hinweisgeber

(1)  Die Anbieter von Online-Plattformen ergreifen die erforderlichen
technischen und organisatorischen Maflnahmen, damit Meldungen, die
von in ihrem ausgewiesenen Fachgebiet titigen vertrauenswiirdigen
Hinweisgebern iiber die in Artikel 16 genannten Mechanismen iiber-
mittelt werden, vorrangig behandelt und unverziiglich bearbeitet und
einer Entscheidung zugefiihrt werden.

(2) Der Status des vertrauenswiirdigen Hinweisgebers nach dieser
Verordnung wird auf Antrag einer Stelle vom Koordinator fiir digitale
Dienste des Mitgliedstaats, in dem der Antragsteller niedergelassen ist,
einem Antragsteller zuerkannt, der nachgewiesen hat, dass er alle fol-
genden Bedingungen erfiillt:

a) die Stelle hat besondere Sachkenntnis und Kompetenz in Bezug auf
die Erkennung, Feststellung und Meldung rechtswidriger Inhalte;

b) sie ist unabhingig von jeglichen Anbietern von Online-Plattformen;

¢) sie iibt ihre Titigkeiten zur Ubermittlung von Meldungen sorgfiltig,
genau und objektiv aus.
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(3)  Vertrauenswiirdige Hinweisgeber veroffentlichen mindestens ein-
mal jahrlich leicht verstindliche und ausfiihrliche Berichte iiber die
wihrend des betreffenden Zeitraums gemafl Artikel 16 eingereichten
Meldungen. In dem Bericht wird mindestens die Anzahl der Meldungen
nach folgenden Kategorien aufgefiihrt:

a) Identitdt des Hostingdiensteanbieters,

b) Art der gemeldeten mutmaBlich rechtswidrigen Inhalte,

¢) vom Anbieter ergriffene Mallnahmen.

Diese Berichte enthalten eine Erlduterung der Verfahren, mit denen
sichergestellt wird, dass der vertrauenswiirdige Hinweisgeber seine Un-
abhingigkeit bewahrt.

Vertrauenswiirdige Hinweisgeber iibermitteln dem Koordinator fiir digi-
tale Dienste diese Berichte und machen sie 6ffentlich zugénglich. Die
Informationen in diesen Berichten diirfen keine personenbezogenen Da-
ten enthalten.

(4) Die Koordinatoren fiir digitale Dienste teilen der Kommission
und dem Gremium die Namen, Anschriften und E-Mail-Adressen der
Stellen mit, denen sie den Status des vertrauenswiirdigen Hinweisgebers
nach Absatz 2 zuerkannt haben bzw. deren Status als vertrauenswiirdige
Hinweisgeber sie im Einklang mit Absatz 6 aufgehoben oder im Ein-
klang mit Absatz 7 aberkannt haben.

(5) Die Kommission veroffentlicht die in Absatz 4 genannten Anga-
ben in einem leicht zugédnglichen und maschinenlesbaren Format in
einer 6ffentlich zugénglichen Datenbank und hélt diese auf dem neues-
ten Stand.

(6)  Hat ein Anbieter von Online-Plattformen Informationen, aus de-
nen hervorgeht, dass ein vertrauenswiirdiger Hinweisgeber iiber die in
Artikel 16 genannten Mechanismen eine erhebliche Anzahl nicht hin-
reichend préziser, ungenauer oder unzureichend begriindeter Meldungen
iibermittelt hat, was auch Informationen einschlieft, die im Zusammen-
hang mit der Bearbeitung von Beschwerden iiber die in Artikel 20
Absatz 4 genannten internen Beschwerdemanagementsysteme erfasst
wurden, so lbermittelt er dem Koordinator flir digitale Dienste, der
der betreffenden Stelle den Status des vertrauenswiirdigen Hinweis-
gebers zuerkannt hat, diese Informationen zusammen mit den nétigen
Erlduterungen und Nachweisen. Bei Erhalt der Information des Anbie-
ters von Online-Plattformen und in dem Fall, dass der Koordinator fiir
digitale Dienste der Ansicht ist, dass es berechtigte Griinde fiir die
Einleitung einer Untersuchung gibt, wird der Status des vertrauenswiir-
digen Hinweisgebers flir den Zeitraum der Untersuchung aufgehoben.
Diese Untersuchung wird unverziiglich durchgefiihrt.

(7)  Der Koordinator fiir digitale Dienste, der einer Stelle den Status
des vertrauenswiirdigen Hinweisgebers zuerkannt hat, widerruft diesen
Status, wenn er infolge einer Untersuchung, die er auf eigene Initiative
oder aufgrund von Informationen durchfiihrt, die er von Dritten erhalten
hat, auch der von einem Anbicter von Online-Plattformen nach Absatz 6
vorgelegten Informationen, feststellt, dass die betreffende Stelle die in
Absatz 2 genannten Bedingungen nicht mehr erfiillt. Bevor er diesen
Status widerruft, gibt der Koordinator fiir digitale Dienste der Stelle
Gelegenheit, sich zu den Ergebnissen seiner Untersuchung und zu
dem beabsichtigten Widerruf des Status der Stelle als vertrauenswiirdi-
ger Hinweisgeber zu dullern.
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(8) Die Kommission gibt nach Anhérung des Gremiums, soweit er-
forderlich, Leitlinien heraus, um die Anbieter von Online-Plattformen
und die Koordinatoren fiir digitale Dienste bei der Anwendung der
Absitze 2, 6 und 7 zu unterstiitzen.

Artikel 23

Mafinahmen und Schutz vor missbriuchlicher Verwendung

(1)  Die Anbieter von Online-Plattformen setzen die Erbringung ihrer
Dienste fiir Nutzer, die hiufig und offensichtlich rechtswidrige Inhalte
bereitstellen, flir einen angemessenen Zeitraum nach vorheriger War-
nung aus.

(2) Die Anbieter von Online-Plattformen setzen die Bearbeitung von
Meldungen und Beschwerden, die iiber die in den Artikeln 16 und 20
genannten Melde- und Abhilfeverfahren bzw. interne Beschwerdemana-
gementsysteme von Personen oder Stellen oder von Beschwerdefiihrern
eingehen, die héufig offensichtlich unbegriindete Meldungen oder Be-
schwerden einreichen, fiir einen angemessenen Zeitraum nach vorheriger
Warnung aus.

(3) Bei der Entscheidung iiber die Aussetzung bewerten die Anbieter
von Online-Plattformen von Fall zu Fall zeitnah, sorgfiltig und in ob-
jektiver Weise, ob der Nutzer, die Person, die Einrichtung oder der
Beschwerdefiihrer an einer in den Absédtzen 1 und 2 genannten miss-
brauchlichen Verwendung beteiligt ist, wobei sie alle einschligigen
Tatsachen und Umstidnde beriicksichtigen, die aus den dem Anbieter
von Online-Plattformen vorliegenden Informationen ersichtlich sind.
Zu solchen Umstidnden gehdren zumindest:

a) die absolute Anzahl der offensichtlich rechtswidrigen Inhalte oder
der offensichtlich unbegriindeten Meldungen oder Beschwerden,
die innerhalb eines bestimmten Zeitraums bereitgestellt bzw. einge-
reicht wurden;

b) deren relativer Anteil an der Gesamtzahl der in einem bestimmten
Zeitraum bereitgestellten Einzelinformationen oder innerhalb eines
bestimmten Zeitraums gemachten Meldungen;

¢) die Schwere der Fille der missbrauchlichen Verwendung, einschlief3-
lich der Art der rechtswidrigen Inhalte, und deren Folgen;

d) die von dem Nutzer, der Person, der Einrichtung oder dem Be-
schwerdefiihrer verfolgten Absichten, sofern diese Absichten ermit-
telt werden konnen.

(4) Die Anbieter von Online-Plattformen legen in ihren allgemeinen
Geschiftsbedingungen klar und ausfiihrlich ihre Regeln fiir den Umgang
mit der in den Absdtzen 1 und 2 des vorliegenden Artikels genannten
missbrauchlichen Verwendung dar und nennen Beispiele fiir Tatsachen
und Umsténde, die sie bei der Beurteilung, ob ein bestimmtes Verhalten
eine missbrauchliche Verwendung darstellt, beriicksichtigen, und fiir die
Dauer der Aussetzung.

Artikel 24
Transparenzberichtspflichten der Anbieter von Online-Plattformen
(1)  Zusitzlich zu den in Artikel 15 genannten Informationen nehmen

die Anbieter von Online-Plattformen in die in jenem Artikel genannten
Berichte folgende Informationen auf:
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a) Anzahl der Streitigkeiten, die den in Artikel 21 genannten auflerge-
richtlichen Streitbeilegungsstellen vorgelegt wurden, Ergebnisse der
Streitbeilegung und Mediandauer bis zum Abschluss der Streitbeile-
gungsverfahren sowie Anteil der Streitigkeiten, bei denen die Anbie-
ter von Online-Plattform die Entscheidungen der Stelle umgesetzt
haben;

b) Anzahl der Aussetzungen nach Artikel 23, wobei zwischen Ausset-
zungen wegen offensichtlich rechtswidriger Inhalte, wegen Ubermitt-
lung offensichtlich unbegriindeter Meldungen und wegen Einrei-
chung offensichtlich unbegriindeter Beschwerden zu unterscheiden
ist.

(2) Bis zum 17. Februar 2023 und danach mindestens alle sechs
Monate verdffentlichen Anbieter fiir jede Online-Plattform oder On-
line-Suchmaschine in einem O6ffentlich zugénglichen Bereich ihrer On-
line-Schnittstelle Informationen iiber die durchschnittliche monatliche
Zahl ihrer aktiven Nutzer in der Union, berechnet als Durchschnitt
der vergangenen sechs Monate und nach der Methode, die in den in
Artikel 33 Absatz 3 genannten delegierten Rechtsakten festgelegt wird,
wenn diese delegierten Rechtsakte erlassen wurden.

(3) Die Anbieter von Online-Plattformen oder Online-Suchmaschinen
tibermitteln dem Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort
und der Kommission auf deren Verlangen und unverziiglich die in
Absatz 2 genannten Informationen, die zum Zeitpunkt dieses Verlan-
gens aktualisiert werden. Dieser Koordinator fiir digitale Dienste oder
die Kommission kann vom Anbieter der Online-Plattform oder der On-
line-Suchmaschine zusdtzliche Informationen iiber die in jenem Absatz
genannte Berechnung sowie Erlduterungen und Begriindungen in Bezug
auf die verwendeten Daten verlangen. Diese Informationen diirfen keine
personenbezogenen Daten enthalten.

(4)  Hat der Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort auf
der Grundlage der gemdBl den Absdtzen 2 und 3 dieses Artikels erhal-
tenen Informationen Grund zu der Annahme, dass ein Anbieter einer
Online-Plattform oder einer Online-Suchmaschine den in Artikel 33 Ab-
satz 1 festgelegten Schwellenwert der durchschnittlichen monatlichen
aktiven Nutzer in der Union erreicht, so teilt er dies der Kommission
mit.

(5) Die Anbieter von Online-Plattformen iibermitteln der Kommis-
sion unverziiglich die in Artikel 17 Absatz 1 genannten Entscheidungen
und Begriindungen fiir die Aufnahme in eine offentlich zugéngliche,
von der Kommission verwaltete maschinenlesbare Datenbank. Die An-
bieter von Online-Plattformen stellen sicher, dass die iibermittelten In-
formationen keine personenbezogenen Daten enthalten.

(6) Die Kommission kann Durchfiihrungsrechtsakte erlassen, in de-
nen sie Vorlagen fir Form, Inhalt und sonstige Einzelheiten der Be-
richte nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels festlegt. Diese Durch-
fiihrungsrechtsakte werden gemifl dem in Artikel 88 genannten Bera-
tungsverfahren erlassen.
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Artikel 25

Gestaltung und Organisation der Online-Schnittstelle

(1)  Anbieter von Online-Plattformen diirfen ihre Online-Schnittstellen
nicht so konzipieren, organisieren oder betreiben, dass Nutzer getduscht,
manipuliert oder anderweitig in ihrer Fahigkeit, freie und informierte
Entscheidungen zu treffen, maBgeblich beeintrachtigt oder behindert
werden.

(2) Das Verbot in Absatz 1 gilt nicht fiir Praktiken, die unter die
Richtlinie 2005/29/EG oder die Verordnung (EU) 2016/679 fallen.

(3) Die Kommission kann Leitlinien fiir die Anwendung von Absatz 1
auf eine bestimmte Praxis herausgeben, insbesondere in Bezug darauf,

a) dass bestimmte Auswahlmoglichkeiten stérker hervorgehoben wer-
den, wenn der Nutzer eine Entscheidung treffen muss,

b) dass der Nutzer wiederholt aufgefordert wird, eine Auswahl zu tref-
fen, obwohl eine solche Auswahl bereits getroffen wurde, insbeson-
dere durch die Einblendung eines Fensters, mit der die Nutzererfah-
rung beeintrachtigt wird,

¢) dass das Verfahren zur Beendigung eines Dienstes schwieriger als
das Verfahren zur Anmeldung bei diesem Dienst gestaltet wird.

Artikel 26

Werbung auf Online-Plattformen

(1) Die Anbieter von Online-Plattformen, die Werbung auf ihren
Online-Schnittstellen darstellen, stellen sicher, dass Nutzer fiir jede ein-
zelne Werbung, die jedem einzelnen Nutzer dargestellt wird, in der Lage
sind, in klarer, praziser und eindeutiger Weise und in Echtzeit Folgen-
des zu erkennen:

a) dass es sich bei den Informationen um Werbung handelt, einschlie$3-
lich durch hervorgehobene Kennzeichnungen, die Standards geméf
Artikel 44 folgen konnen,

b) die natiirliche oder juristische Person, in deren Namen die Werbung
angezeigt wird,

¢) die natiirliche oder juristische Person, die fiir die Werbung bezahlt
hat, wenn sich diese Person von der in Buchstabe b genannten
natiirlichen oder juristischen Person unterscheidet,

d) aussagekriftige, tiber die Werbung direkt und leicht zugéngliche
Informationen {iber die wichtigsten Parameter zur Bestimmung der
Nutzer, denen die Werbung angezeigt wird, und dariiber, wie diese
Parameter unter Umstdnden geédndert werden konnen.

(2) Die Anbieter von Online-Plattformen bieten den Nutzern eine
Funktion, mit der sie erkldren konnen, ob der von ihnen bereitgestellte
Inhalt eine kommerzielle Kommunikation darstellt oder eine solche
kommerzielle Kommunikation enthélt.
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Gibt ein Nutzer eine Erkldrung gemél diesem Absatz ab, so stellt der
Anbieter der Online-Plattform sicher, dass die anderen Nutzer klar und
eindeutig und in Echtzeit, einschlieBlich durch hervorgehobene Kenn-
zeichnungen, die Standards geméf Artikel 44 folgen konnen, feststellen
konnen, dass der von dem Nutzer bereitgestellte Inhalt eine kommer-
zielle Kommunikation wie in dieser Erklarung beschrieben darstellt oder
enthdlt.

(3) Die Anbieter von Online-Plattformen diirfen Nutzern keine Wer-
bung anzeigen, die auf Profiling gemif Artikel 4 Nummer 4 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 unter Verwendung besonderer Kategorien per-
sonenbezogener Daten geméal Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU)
2016/679 beruht.

Artikel 27

Transparenz der Empfehlungssysteme

(1)  Anbieter von Online-Plattformen, die Empfehlungssysteme ver-
wenden, miissen in ihren allgemeinen Geschiftsbedingungen in klarer
und verstandlicher Sprache die wichtigsten Parameter, die in ihren Emp-
fehlungssystemen verwendet werden, sowie alle Moglichkeiten fiir die
Nutzer, diese wichtigen Parameter zu dndern oder zu beeinflussen, dar-
legen.

(2) Im Rahmen der in Absatz 1 genannten wichtigen Parameter wird
erlautert, warum dem Nutzer bestimmte Informationen vorgeschlagen
werden. Sie umfassen mindestens Folgendes:

a) die Kriterien, die fiir die Bestimmung der Informationen, die dem
Nutzer vorgeschlagen werden, am wichtigsten sind,

b) die Griinde fiir die relative Bedeutung dieser Parameter.

(3) Stehen mehrere Optionen gemdB Absatz 1 fiir Empfehlungssys-
teme zur Verfiigung, anhand deren die relative Reihenfolge der den
Nutzern bereitgestellten Informationen bestimmt wird, so machen die
Anbieter von Online-Plattformen auch eine Funktion zugénglich, die
es dem Nutzer erméglicht, seine bevorzugte Option jederzeit auszuwih-
len und zu dndern. Diese Funktion ist von dem spezifischen Abschnitt
der Online-Schnittstelle der Online-Plattform, in dem die Informationen
vorrangig sind, unmittelbar und leicht zugénglich.

Artikel 28
Online-Schutz Minderjihriger

(1)  Anbieter von Online-Plattformen, die fiir Minderjdhrige zugéng-
lich sind, miissen geeignete und verhdltnismaBige Mallnahmen ergrei-
fen, um fiir ein hohes Maf3 an Privatsphire, Sicherheit und Schutz von
Minderjdhrigen innerhalb ihres Dienstes zu sorgen.

(2)  Anbieter von Online-Plattformen diirfen auf ihrer Schnittstelle
keine Werbung auf der Grundlage von Profiling geméll Artikel 4 Ab-
satz 4 der Verordnung (EU) 2016/679 unter Verwendung personenbe-
zogener Daten des Nutzers darstellen, wenn sie hinreichende Gewissheit
haben, dass der betreffende Nutzer minderjdhrig ist.
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(3)  Zur Einhaltung der in diesem Artikel festgelegten Verpflichtun-
gen sind die Anbieter von Online-Plattformen nicht verpflichtet, zusitz-
liche personenbezogene Daten zu verarbeiten, um festzustellen, ob der
Nutzer minderjahrig ist.

(4) Die Kommission kann nach Anhdrung des Ausschusses Leitlinien
herausgeben, um die Anbieter von Online-Plattformen bei der Anwen-
dung von Absatz 1 zu unterstiitzen.

ABSCHNITT 4

Bestimmungen  fiir  Anbieter  von  Online-Plattformen, die
Verbrauchern den  Abschluss von  Fernabsatzvertrigen  mit
Unternehmern ermdiglichen

Artikel 29

Ausnahme fiir Kleinst- und Kleinunternehmen

(1)  Der vorliegende Abschnitt gilt nicht fiir Anbieter von Online-
Plattformen, die Verbrauchern den Abschluss von Fernabsatzvertragen
mit Unternehmern ermdoglichen, bei denen es sich um Kleinst- oder
Kleinunternehmen gemifl der Empfehlung 2003/361/EG handelt.

Wenn Unternehmen den Status eines Kleinst- oder Kleinunternehmens
gemdll der Empfehlung 2003/361/EG verlieren, findet der vorliegende
Abschnitt auch in den 12 Monaten nach dem Verlust dieses Status
gemil Artikel 4 Absatz 2 der Empfehlung keine Anwendung auf An-
bieter von Online-Plattformen, die Verbrauchern den Abschluss von
Fernabsatzvertrigen mit Unternehmern ermdglichen, es sei denn, sie
sind sehr groBe Online-Plattformen im Sinne des Artikels 33.

(2) Abweichend von Absatz 1 findet der vorliegende Abschnitt An-
wendung auf Anbieter von Online-Plattformen, die Verbrauchern den
Abschluss von Fernabsatzvertragen mit Unternechmern erméglichen, die
im Sinne des Artikels 33 als sehr grofe Online-Plattformen eingestuft
wurden, unabhéngig davon, ob sie als Kleinst- oder Kleinunternehmen
gelten.

Artikel 30

Nachverfolgbarkeit von Unternehmern

(1)  Anbieter von Online-Plattformen, die Verbrauchern den Ab-
schluss von Fernabsatzvertragen mit Unternehmern ermoglichen, stellen
sicher, dass Unternehmer diese Online-Plattformen nur dann benutzen
konnen, um bei Verbrauchern in der Union fiir ihre Produkte oder
Dienstleistungen zu werben und ihnen diese anzubieten, wenn sie vor
der Benutzung ihrer Dienste zu diesen Zwecken folgende Informationen
erhalten haben, soweit dies auf den Unternehmer zutrifft:

a) Name, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse des Unterneh-
mers,
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b) Kopie des Identititsdokuments des Unternehmers oder eine andere
elektronische Identifizierung im Sinne des Artikels 3 der Verordnung
(EU) Nr. 910/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates (1),

¢) Angaben zum Zahlungskonto des Unternehmers,

d) falls der Unternehmer in einem Handelsregister oder einem dhnlichen
offentlichen Register eingetragen ist, das Handelsregister, in dem er
eingetragen ist, und seine Handelsregisternummer oder eine gleich-
wertige in diesem Register verwendete Kennung,

e) Selbstbescheinigung des Unternehmers, in der sich dieser verpflich-
tet, nur Produkte oder Dienstleistungen anzubieten, die den geltenden
Vorschriften des Unionsrechts entsprechen.

(2) Nach Erhalt der in Absatz 1 genannten Informationen und bevor
er dem betreffenden Unternehmer die Nutzung seiner Dienste gestattet,
bemiiht sich der Anbieter der Online-Plattform, die Verbrauchern den
Abschluss von Fernabsatzvertragen mit Unternechmern ermdglicht, nach
besten Kriften darum, zu priifen, ob die in Absatz 1 Buchstaben a bis e
genannten Informationen verldsslich und vollstdndig sind, indem er frei
zugingliche amtliche Online-Datenbanken abfragt oder Online-Schnitt-
stellen nutzt, die von einem Mitgliedstaat oder der Union zur Verfligung
gestellt werden, oder indem er vom Unternchmer Nachweise aus ver-
lasslichen Quellen verlangt. Fiir die Zwecke dieser Verordnung haften
die Unternehmer fiir die Richtigkeit der tibermittelten Informationen.

In Bezug auf Unternehmer, die bereits die Dienste von Anbietern von
Online-Plattformen, die Verbrauchern den Abschluss von Fernabsatzver-
trigen mit Unternehmern ermdglichen, fiir die in Absatz 1 genannten
Zwecke am 17. Februar 2024 nutzen, bemiihen sich die Anbieter nach
besten Kriften darum, von diesen Unternehmern innerhalb von 12 Mo-
naten die in der Liste aufgefiihrten Informationen zu erhalten. Uber-
mitteln diese Unternehmer die Informationen nicht innerhalb dieser
Frist, so setzen die Anbieter die Erbringung ihrer Dienstleistungen fiir
diese Unternehmer aus, bis sie alle Informationen zur Verfiigung gestellt
haben.

(3)  Erhélt der Anbieter der Online-Plattform, die Verbrauchern den
Abschluss von Fernabsatzvertrigen mit Unternehmern ermdglicht, aus-
reichend Hinweise darauf oder hat er Grund zu der Annahme, dass eine
in Absatz 1 genannte Einzelinformation, die er vom betreffenden Un-
ternchmer erhalten hat, unrichtig, unvollstindig oder nicht auf dem
aktuellen Stand ist, fordert der Anbieter den Unternehmer auf, unver-
ziiglich oder innerhalb der im Unionsrecht und im nationalen Recht
festgelegten Frist Abhilfe zu schaffen.

Versaumt es der Unternehmer, diese Informationen zu berichtigen oder
zu vervollstindigen, so setzt der Anbieter der Online-Plattform, die
Verbrauchern den Abschluss von Fernabsatzvertragen mit Unternehmern
ermdoglicht, seine Dienste in Bezug auf das Angebot von Produkten oder
Dienstleistungen fiir Verbraucher in der Union fiir den Unternechmer
zligig aus, bis dieser der Aufforderung vollstindig nachgekommen ist.

(4)  Unbeschadet des Artikels 4 der Verordnung (EU) 2019/1150 hat
ein Unternechmen, wenn ihm ein Anbieter einer Online-Plattform, die
Verbrauchern den Abschluss von Fernabsatzvertrigen mit Unternechmern
ermoglicht, die Nutzung seines Dienstes gemil3 Absatz 1 verweigert
oder die Bereitstellung seines Dienstes gemifl Absatz 3 des vorliegen-
den Artikels aussetzt, das Recht, eine Beschwerde gemdfl den Arti-
keln 20 und 21 der vorliegenden Verordnung einzureichen.

(") Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates

vom 23. Juli 2014 {iiber elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste
fiir elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der
Richtlinie 1999/93/EG (ABIL. L 257 vom 28.8.2014, S. 73).
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(5) Der Anbieter der Online-Plattform, der Verbrauchern den Ab-
schluss von Fernabsatzvertragen mit Unternehmern erméglicht, speichert
die nach den Absitzen 1 und 2 erhaltenen Informationen fiir die Dauer
von sechs Monaten nach Beendigung des Vertragsverhiltnisses mit dem
betreffenden Unternehmer in sicherer Weise. Anschlieend 16scht er die
Informationen.

(6)  Unbeschadet des Absatzes 2 dieses Artikels gibt der Anbieter der
Online-Plattform, die Verbrauchern den Abschluss von Fernabsatzver-
trigen mit Unternehmern ermoglicht, die Informationen nur dann an
Dritte weiter, wenn sie nach geltendem Recht, einschlieBlich der in
Artikel 10 genannten Anordnungen und der Anordnungen, die von
den zustindigen Behdrden der Mitgliedstaaten oder der Kommission
zur Erfillung ihrer Aufgaben gemédl dieser Verordnung erlassen wer-
den, dazu verpflichtet sind.

(7) Der Anbieter der Online-Plattform, die Verbrauchern den Ab-
schluss von Fernabsatzvertrigen mit Unternehmern ermdglicht, stellt
den Nutzern die in Absatz 1 Buchstaben a, d und e genannten Infor-
mationen in klarer, leicht zuginglicher und verstindlicher Weise auf
seiner Online-Plattform zur Verfiigung. Diese Informationen miissen
zumindest auf der Online-Schnittstelle der Online-Plattform verfiigbar
sein, auf der die Informationen iiber das Produkt oder den Dienst bereit-
gestellt werden.

Artikel 31

Konformitit durch Technikgestaltung

(1)  Anbieter von Online-Plattformen, die Verbrauchern den Ab-
schluss von Fernabsatzvertrdgen mit Unternehmern ermdglichen, stellen
sicher, dass ihre Online-Schnittstelle so konzipiert und organisiert ist,
dass die Unternehmer ihren Verpflichtungen in Bezug auf vorvertrag-
liche Informationen, Konformitdt und Produktsicherheitsinformationen
nach geltendem Unionsrecht nachkommen konnen.

Insbesondere gewdhrleistet der Anbieter, dass seine Online-Schnittstelle
es den Unternehmern ermoglicht, Informationen zu Namen, Adresse,
Telefonnummer und E-Mail-Adresse des Wirtschaftsakteurs im Sinne
von Artikel 3 Nummer 13 der Verordnung (EU) 2019/1020 und anderen
Rechtsvorschriften der Union bereitzustellen.

(2)  Anbieter von Online-Plattformen, die Verbrauchern den Ab-
schluss von Fernabsatzvertragen mit Unternehmen ermdglichen, stellen
sicher, dass ihre Online-Schnittstelle so konzipiert und organisiert ist,
dass Unternehmer zumindest Folgendes bereitstellen konnen:

a) die Informationen, die fiir eine klare und eindeutige Identifizierung
der Produkte oder Dienstleistungen erforderlich sind, die den Ver-
brauchern in der Union iiber die Dienste der Anbieter beworben oder
angeboten werden,

b) ein Zeichen zur Identifizierung des Unternehmers, etwa die Marke,
das Symbol oder das Logo, und,

c) falls vorgeschrieben, die Informationen in Bezug auf die Etikettie-
rung und Kennzeichnung im Einklang mit den Vorschriften des
geltenden Unionsrechts iiber Produktsicherheit und Produktkonfor-
mitét.
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(3) Anbieter von Online-Plattformen, die Verbrauchern den Ab-
schluss von Fernabsatzvertragen mit Unternehmern ermdglichen, bemii-
hen sich nach besten Kriften darum, zu bewerten, ob solche Unterneh-
mer die in den Absétzen 1 und 2 genannten Informationen bereitgestellt
haben, bevor sie diesen gestatten, ihre Produkte oder Dienstleistungen
auf diesen Plattformen anzubieten. Nachdem er dem Unternechmer ge-
stattet hat, Produkte oder Dienstleistungen auf seiner Online-Plattform
anzubieten, die Verbrauchern den Abschluss von Fernabsatzvertragen
mit Unternehmern ermoglicht, bemiiht sich der Anbieter, in angemesse-
ner Weise darum, stichprobenartig in einer amtlichen, frei zuginglichen
und maschinenlesbaren Online-Datenbank oder Online-Schnittstelle zu
priifen, ob die angebotenen Produkte oder Dienstleistungen als rechts-
widrig eingestuft wurden.

Artikel 32

Recht auf Information

(1)  Erhélt ein Anbieter einer Online-Plattform, die Verbrauchern den
Abschluss von Fernabsatzvertrdgen mit Unternehmern ermdglicht, un-
abhéngig von den verwendeten Mitteln Kenntnis, dass ein rechtswid-
riges Produkt oder eine rechtswidrige Dienstleistung von einem Unter-
nehmer iiber seine Dienste Verbrauchern in der Union angeboten wurde,
so informiert er — sofern ihm deren Kontaktdaten vorliegen — die Ver-
braucher, die das rechtswidrige Produkt oder die rechtswidrige Dienst-
leistung iiber seine Dienste erworben haben iiber Folgendes:

a) die Tatsache, dass das Produkt oder die Dienstleistung rechtswidrig
ist

b) die Identitit des Unternehmers und
¢) die einschldgigen Rechtsbehelfe.

Die Pflicht nach Unterabsatz 1 gilt nur fiir den Erwerb von rechtswid-
rigen Produkten oder Dienstleistungen in den vergangenen sechs Mo-
naten ab dem Zeitpunkt, zu dem der Anbieter von der Rechtswidrigkeit
Kenntnis erlangt hat.

(2)  Verfiigt der Anbieter der Online-Plattformen, die Verbrauchern
den Abschluss von Fernabsatzvertragen mit Unternehmern ermdglichen,
in der in Absatz 1 genannten Situation nicht iiber die Kontaktdaten aller
betroffenen Verbraucher, so macht dieser Anbieter die Informationen
iiber das rechtswidrige Produkt oder die rechtswidrige Dienstleistung,
die Identitét des Unternehmers und die einschlégigen Rechtsbehelfe auf
seiner Online-Schnittstelle 6ffentlich und leicht zugénglich.

ABSCHNITT 5

Zusitzgliche Verpflichtungen in Bezug auf den Umgang mit
systemischen Risiken fiir Anbieter von sehr grofien Online-
Plattformen und sehr groffen Online-Suchmaschinen

Artikel 33

Sehr grofie Online-Plattformen und sehr grofle Online-
Suchmaschinen

(1)  Dieser Abschnitt gilt fiir Online-Plattformen und Online-Such-
maschinen, die eine durchschnittliche monatliche Zahl von mindestens
45 Millionen aktiven Nutzern in der Union haben und die gemiBl Ab-
satz 4 als sehr grole Online-Plattformen oder sehr grole Online-Such-
maschinen benannt sind.
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(2) Die Kommission erldsst delegierte Rechtsakte gemif Artikel 87,
um die in Absatz 1 genannte durchschnittliche monatliche Zahl der
aktiven Nutzer in der Union anzupassen, falls die Bevolkerung der
Union gegeniiber ihrer Bevolkerung im Jahr 2020 oder — nach einer
Anpassung durch einen delegierten Rechtsakt — gegeniiber ihrer Bevdl-
kerung in dem Jahr, in dem der letzte delegierte Rechtsakt erlassen
wurde, um mindestens 5 % zu- oder abnimmt. In diesem Fall passt
sie die Zahl so an, dass sie 10 % der Bevolkerung der Union in dem
Jahr entspricht, in dem sie den delegierten Rechtsakt erldsst, und zwar
so auf- oder abgerundet, dass die Zahl in Millionen ausgedriickt werden
kann.

(3) Die Kommission kann — nach Anhdrung des Gremiums — dele-
gierte Rechtsakte gemdB Artikel 87 erlassen, um fiir die Zwecke von
Absatz 1 des vorliegenden Artikels und von Artikel 24 Absatz 2 die
Bestimmungen dieser Verordnung zu ergidnzen, indem sie die Methode
zur Berechnung der durchschnittlichen monatlichen Zahl der aktiven
Nutzer in der Union ergénzt und sicherstellt, dass die Methode den
Markt- und Technologieentwicklungen Rechnung trégt.

(4) Die Kommission erldsst nach Konsultation des Mitgliedstaats der
Niederlassung oder nach Beriicksichtigung der vom Koordinator fiir
digitale Dienste am Niederlassungsort gemal Artikel 24 Absatz 4 bereit-
gestellten Informationen einen Beschluss, mit dem fiir die Zwecke die-
ser Verordnung die Online-Plattform oder die Online-Suchmaschine als
sehr grofle Online-Plattform oder sehr grofe Online-Suchmaschine be-
nannt wird, deren durchschnittliche monatliche Zahl aktiver Nutzer min-
destens der in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Zahl ent-
spricht. Die Kommission fasst ihren Beschluss auf der Grundlage der
vom Anbieter der Online-Plattform oder der Online-Suchmaschine ge-
meldeten Daten geméll Artikel 24 Absatz 2 oder der geméall Artikel 24
Absatz 3 verlangten Informationen oder etwaiger anderer der Kommis-
sion zur Verfiigung stehender Informationen.

Kommt der Anbieter der Online-Plattform oder der Online-Such-
maschine den Bestimmungen des Artikels 24 Absatz 2 oder der Auf-
forderung des Koordinators fiir digitale Dienste am Niederlassungsort
oder der Aufforderung der Kommission gemifl Artikel 24 Absatz 3
nicht nach, so hindert dies die Kommission nicht daran, diesen Anbieter
gemil diesem Absatz als Anbieter einer sehr grofen Online-Plattform
oder einer sehr groen Online-Suchmaschine zu benennen.

Stiitzt die Kommission ihren Beschluss auf andere Informationen, die
ihr gemdBl Unterabsatz 1 vorliegen, oder auf zusitzliche Informationen,
die gemdlB Artikel 24 Absatz 3 angefordert werden, so gibt sie dem
betroffenen Anbicter der Online-Plattforme oder der Online-Such-
maschine zehn Arbeitstage, um zu den vorldufigen Feststellungen der
Kommission, dass sie die Online-Plattform oder die Online-Such-
maschine als sehr grole Online-Plattform bzw. sehr grole Online-Such-
maschine zu benennen beabsichtigt, Stellung zu nehmen. Die Kommis-
sion trdgt den Stellungnahmen des betroffenen Anbieters gebiihrend
Rechnung.

Nimmt der Anbieter der Online-Plattform oder der Online-Such-
maschine nicht gemif Unterabsatz 3 Stellung, so hindert dies die Kom-
mission nicht daran, diese Online-Plattform oder diese Online-Such-
maschine auf der Grundlage anderer ihr zur Verfiigung stehenden In-
formationen als sehr groe Online-Plattform bzw. sehr groe Online-
Suchmaschine zu benennen.
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(5) Die Kommission hebt die Benennung auf, wenn die Online-Platt-
form oder die Online-Suchmaschine wihrend eines ununterbrochenen
Zeitraums von einem Jahr nicht {iber eine durchschnittliche monatliche
Zahl aktiver Nutzer verfligt, die der in Absatz 1 genannten Zahl ent-
spricht oder dariiber liegt.

(6) Die Kommission teilt dem betroffenen Anbieter der Online-Platt-
form oder der Online-Suchmaschine, dem Gremium und dem Koordina-
tor fiir digitale Dienste am Niederlassungsort ihre Beschliisse geméll den
Absitzen 4 und 5 unverziiglich mit.

Die Kommission sorgt dafiir, dass die Liste der benannten sehr groen
Online-Plattformen und sehr groBen Online-Suchmaschinen im Amts-
blatt der Europdischen Union verdffentlicht wird, und hélt diese Liste
auf dem neuesten Stand. Nach Ablauf von vier Monaten nach der in
Unterabsatz 1 genannten Mitteilung an den Anbieter finden die Pflichten
dieses Abschnitts auf die betroffenen sehr grofen Online-Plattformen
und sehr grofen Online-Suchmaschinen Anwendung bzw. keine An-
wendung mehr.

Artikel 34

Risikobewertung

(1) Die Anbieter sehr groBer Online-Plattformen und sehr groBer
Online-Suchmaschinen ermitteln, analysieren und bewerten sorgfiltig
alle systemischen Risiken in der Union, die sich aus der Konzeption
oder dem Betrieb ihrer Dienste und seinen damit verbundenen Syste-
men, einschlieBlich algorithmischer Systeme, oder der Nutzung ihrer
Dienste ergeben.

Sie fithren die Risikobewertungen bis zu dem in Artikel 33 Absatz 6
Unterabsatz 2 genannten Anwendungsbeginn und danach mindestens
einmal jdhrlich, in jedem Fall aber vor der Einfithrung von Funktionen
durch, die voraussichtlich kritische Auswirkungen auf die geméaf3 diesem
Artikel ermittelten Risiken haben. Diese Risikobewertung erfolgt spezi-
fisch fiir ihre Dienste und verhiltnisméBig zu den systemischen Risiken
unter Beriicksichtigung ihrer Schwere und Wahrscheinlichkeit und um-
fasst die folgenden systemischen Risiken:

a) Verbreitung rechtswidriger Inhalte tiber ihre Dienste;

b) etwaige tatsdchliche oder vorhersehbare nachteilige Auswirkungen
auf die Auslibung der Grundrechte, insbesondere des in Artikel 1
der Charta verankerten Grundrechts auf Achtung der Menschenwiir-
de, des in Artikel 7 der Charta verankerten Grundrechts auf Achtung
des Privat- und Familienlebens, des in Artikel 8 der Charta veranker-
ten Grundrechts auf Schutz personenbezogener Daten, des in Arti-
kel 11 der Charta verankerten Grundrechts auf die Meinungs- und
Informationsfreiheit, einschlieBlich Medienfreiheit und -pluralismus
auf das in Artikel 21 der Charta verankerte Grundrecht auf Nicht-
diskriminierung, die in Artikel 24 der Charta verankerten Rechte des
Kindes und den in Artikel 38 der Charta verankerten umfangreichen
Verbraucherschutz;

c) alle tatsdchlichen oder absehbaren nachteiligen Auswirkungen auf
die gesellschaftliche Debatte und auf Wahlprozesse und die 6ffent-
liche Sicherheit;

d) alle tatsdchlichen oder absehbaren nachteiligen Auswirkungen in Be-
zug auf geschlechtsspezifische Gewalt, den Schutz der &ffentlichen
Gesundheit und von Minderjdhrigen sowie schwerwiegende nachtei-
lige Folgen fiir das korperliche und geistige Wohlbefinden einer
Person.
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(2)  Bei der Durchfithrung der Risikobewertung beriicksichtigen die
Anbieter sehr groer Online-Plattformen und sehr grofler Online-Such-
maschinen insbesondere, ob und wie die folgenden Faktoren die in
Absatz 1 genannten systemischen Risiken beeinflussen:

a) die Gestaltung ihrer Empfehlungssysteme und anderer relevanter al-
gorithmischer Systeme;

b) ihre Systeme zur Moderation von Inhalten;

c) die anwendbaren allgemeinen Geschiftsbedingungen und ihre
Durchsetzung;

d) Systeme zur Auswahl und Anzeige von Werbung;
e) die datenbezogene Praxis des Anbieters.

Bei den Bewertungen wird auch analysiert, ob und wie die Risiken
gemdll Absatz 1 durch vorsétzliche Manipulation ihres Dienstes, auch
durch unauthentische Verwendung oder automatisierte Ausnutzung des
Dienstes, sowie durch die Verstirkung und die Mdglichkeit der raschen
und weiten Verbreitung von rechtswidrigen Inhalten und von Informa-
tionen, die mit ihren allgemeinen Geschéftsbedingungen unvereinbar
sind, beeinflusst werden.

Bei der Bewertung werden spezifische regionale oder sprachliche As-
pekte auch dann beriicksichtigt, wenn sie fiir einen Mitgliedstaat spezi-
fisch sind.

(3) Die Anbieter sehr groBer Online-Plattformen und sehr groBer
Online-Suchmaschinen bewahren die entsprechenden Dokumente der
Risikobewertungen mindestens drei Jahre nach Durchfiihrung der Ri-
sikobewertungen auf und tbermitteln sie der Kommission und dem
Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort bei Bedarf.

Artikel 35

Risikominderung

(1) Die Anbieter sehr groBer Online-Plattformen und sehr groBer
Online-Suchmaschinen ergreifen angemessene, verhéltnismaflige und
wirksame Risikominderungsmafnahmen, die auf die gemaB Artikel 34
ermittelten besonderen systemischen Risiken zugeschnitten sind, wobei
die Auswirkungen solcher MaBnahmen auf die Grundrechte besonders
zu beriicksichtigen sind. Hierzu kénnen unter Umstidnden gehdren:

a) Anpassung der Gestaltung, der Merkmale oder der Funktionsweise
ihrer Dienste einschlieBlich ihrer Online-Schnittstellen;

b) Anpassung der allgemeinen Geschiftsbedingungen und ihrer Durch-
setzung;

¢) Anpassung der Verfahren zur Moderation von Inhalten, einschlief3-
lich der Geschwindigkeit und Qualitét der Bearbeitung von Meldun-
gen zu bestimmten Arten rechtswidriger Inhalte, und, soweit erfor-
derlich, rasche Entfernung der gemeldeten Inhalte oder Sperrung des
Zugangs dazu, insbesondere in Bezug auf rechtswidrige Hetze oder
Cybergewalt; sowie Anpassung aller einschlidgigen Entscheidungs-
prozesse und der fiir die Moderation von Inhalten eingesetzten Mit-
tel;



02022R2065 — DE — 27.10.2022 — 000.001 — 34

d) Erprobung und Anpassung ihrer algorithmischen Systeme, ein-
schlieBlich ihrer Empfehlungssysteme;

e) Anpassung ihrer Werbesysteme und Annahme von gezielten Mal3-
nahmen zur Beschrinkung oder Anpassung der Anzeige von Wer-
bung in Verbindung mit dem von ihnen erbrachten Dienst;

f) Stiarkung der internen Prozesse, der Ressourcen, der Priifung, der
Dokumentation oder der Beaufsichtigung ihrer Tétigkeiten, insbeson-
dere im Hinblick auf die Erkennung systemischer Risiken;

g) Beginn oder Anpassung der Zusammenarbeit mit vertrauenswiirdigen
Hinweisgebern gemil Artikel 22 und der Umsetzung der Entschei-
dungen von auBlergerichtlichen Streitbeilegungsstellen gemél Arti-
kel 21;

h) Beginn oder Anpassung der Zusammenarbeit mit anderen Anbietern
von Online-Plattformen oder Online-Suchmaschinen anhand der in
Artikel 45 und Artikel 48 genannten Verhaltenskodizes bzw. Krisen-
protokolle;

i) SensibilisierungsmaBnahmen und Anpassung ihrer Online-um Nut-
zern mehr Informationen zu geben;

j) gezielte MaBnahmen zum Schutz der Rechte des Kindes, darunter
auch Werkzeuge zur Altersiiberpriifung und zur elterlichen Kontrolle
sowie Werkzeuge, die es Minderjdhrigen ermdglichen sollen, Miss-
brauch zu melden bzw. Unterstiitzung zu erhalten;

k) Sicherstellung, dass eine Einzelinformation, unabhingig davon, ob es
sich um einen erzeugten oder manipulierten Bild-, Ton- oder Video-
inhalt handelt, der bestehenden Personen, Gegenstinden, Orten oder
anderen Einrichtungen oder Ereignissen merklich dhnelt und einer
Person fdlschlicherweise als echt oder wahrheitsgemdl erscheint,
durch eine auffillige Kennzeichnung erkennbar ist, wenn sie auf
ihren Online-Schnittstellen angezeigt wird, und dariiber hinaus Be-
reitstellung einer benutzerfreundlichen Funktion, die es den Nutzern
des Dienstes ermdglicht, solche Informationen anzuzeigen.

(2)  Das Gremium ver6ffentlicht in Zusammenarbeit mit der Kommis-
sion einmal jdhrlich einen umfassenden Bericht. Der Bericht enthélt
folgende Informationen:

a) Ermittlung und Bewertung der auffilligsten wiederkehrenden syste-
mischen Risiken, die von Anbietern sehr groler Online-Plattformen
und sehr grofler Online-Suchmaschinen gemeldet oder {iber andere
Informationsquellen, insbesondere aus den gemédl den Artikeln 39,
40 und 42 bereitgestellten Informationen, ermittelt wurden;

b) bewihrte Verfahren fiir Anbieter sehr groer Online-Plattformen und
sehr grofer Online-Suchmaschinen zur Minderung der ermittelten
systemischen Risiken.

Dieser Bericht enthdlt Angaben iiber systemische Risiken, aufgeschliis-
selt nach den Mitgliedstaaten, in denen sie gegebenenfalls auftraten, und
— falls zweckméBig — in der Union als Ganzes.
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(3) Die Kommission kann in Zusammenarbeit mit den Koordinatoren
fiir digitale Dienste Leitlinien fiir die Anwendung des Absatzes 1 in
Bezug auf besondere Risiken herausgeben, um insbesondere bewihrte
Verfahren vorzustellen und mogliche Malnahmen zu empfehlen, wobei
sie die moglichen Auswirkungen der MaBnahmen auf die in der Charta
verankerten Grundrechte aller Beteiligten gebithrend beriicksichtigt. Im
Hinblick auf die Ausarbeitung dieser Leitlinien fithrt die Kommission
offentliche Konsultationen durch.

Artikel 36

Krisenreaktionsmechanismus

(1) Im Krisenfall kann die Kommission auf Empfehlung des Gremi-
ums einen Beschluss erlassen, in dem ein oder mehrere Anbieter sehr
groBBer Online-Plattformen oder sehr groBer Online-Suchmaschinen auf-
gefordert werden, eine oder mehrere der folgenden MafBnahmen zu
ergreifen:

a) eine Bewertung, ob und, wenn ja, in welchem Umfang und wie der
Betrieb und die Nutzung ihrer Dienste erheblich zu einer schwerwie-
genden Bedrohung im Sinne von Absatz 2 beitragen oder voraus-
sichtlich beitragen werden;

b) die Ermittlung und Anwendung von gezielten, wirksamen und ver-
héltnismédfBigen Mafnahmen, etwa MaBinahmen gemd3 Artikel 35
Absatz 1 oder Artikel 48 Absatz 2, um einen solchen Beitrag zu
der gemidB Buchstabe a ermittelten schwerwiegenden Bedrohung zu
verhindern, zu beseitigen oder zu begrenzen;

c) Berichterstattung an die Kommission bis zu einem bestimmten im
Beschluss festgelegten Zeitpunkt oder in regelméfBigen Abstinden
iiber die unter Buchstabe a genannten Bewertungen, {iber den ge-
nauen Inhalt, die Durchfiihrung und die qualitativen und quantitati-
ven Auswirkungen der gemill Buchstabe b ergriffenen gezielten
MaBnahmen sowie iiber alle anderen Fragen im Zusammenhang
mit diesen Bewertungen oder Mafinahmen, wie in dem Beschluss
festgelegt;

Bei der Ermittlung und Anwendung von MaBnahmen gemdfl Buch-
stabe b berticksichtigt bzw. beriicksichtigen der bzw. die Diensteanbieter
gebiihrend die Schwere der in Absatz 2 genannten schwerwiegenden
Bedrohung, die Dringlichkeit der Maflnahmen und die tatsdchlichen
oder potenziellen Auswirkungen auf die Rechte und berechtigten Inte-
ressen aller betroffenen Parteien, einschlieBlich des moglichen Versdum-
nisses, bei den Mallnahmen die in der Charta verankerten Grundrechte
zu achten.

(2) Fir die Zwecke dieses Artikels gilt eine Krise als eingetreten,
wenn auBergewohnliche Umsténde eintreten, die zu einer schwerwie-
genden Bedrohung der offentlichen Sicherheit oder der 6ffentlichen
Gesundheit in der Union oder in wesentlichen Teilen der Union fithren
konnen.

(3) Bei der Beschlussfassung nach Absatz 1 stellt die Kommission
sicher, dass alle folgenden Anforderungen erfiillt sind:

a) die in dem Beschluss geforderten Maflnahmen sind unbedingt erfor-
derlich, gerechtfertigt und verhédltnismiBig, insbesondere in Bezug
auf die Schwere der in Absatz 2 genannten schwerwiegenden Be-
drohung, die Dringlichkeit der MaBlnahmen und die tatsdchlichen
oder potenziellen Auswirkungen auf die Rechte und berechtigten
Interessen aller betroffenen Parteien, einschlieBlich des mdglichen
Versdumnisses, bei den Mallnahmen die in der Charta verankerten
Grundrechte zu achten;
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b) in dem Beschluss wird eine angemessene Frist festgelegt, innerhalb
deren die in Absatz 1 Buchstabe b genannten gezielten Mallnahmen
zu treffen sind, wobei insbesondere der Dringlichkeit dieser Maf-
nahmen und der fiir ihre Vorbereitung und Durchfiihrung erforderli-
chen Zeit Rechnung zu tragen ist;

¢) die in dem Beschluss geforderten Mafinahmen sind auf eine Dauer
von hochstens drei Monaten begrenzt.

(4)  Nach der Annahme des Beschlusses nach Absatz 1 ergreift die
Kommission unverziiglich folgende Maflnahmen:

a) sie teilt den Beschluss dem Anbieter bzw. den Anbietern mit, an den
bzw. die der Beschluss gerichtet ist;

b) sie macht den Beschluss offentlich zugénglich; und

¢) sie setzt das Gremium von dem Beschluss in Kenntnis, fordert es
auf, dazu Stellung zu nehmen, und hélt es iiber alle weiteren Ent-
wicklungen im Zusammenhang mit dem Beschluss auf dem Laufen-
den.

(5) Die Wahl der gemidB3 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 7 Unter-
absatz 2 zu treffenden gezielten MafBinahmen verbleibt bei dem Anbieter
bzw. den Anbietern, an den bzw. die sich der Beschluss der Kommis-
sion richtet.

(6) Die Kommission kann von sich aus oder auf Ersuchen des An-
bieters mit dem Anbieter in einen Dialog treten, um festzustellen, ob die
in Absatz 1 Buchstabe b genannten geplanten oder durchgefiihrten Maf3-
nahmen angesichts der besonderen Umstinde des Anbieters wirksam
und verhéltnisméBig sind, um die verfolgten Ziele zu erreichen. Ins-
besondere stellt die Kommission sicher, dass die vom Diensteanbieter
gemil Absatz 1 Buchstabe b ergriffenen Mallnahmen den in Absatz 3
Buchstaben a und ¢ genannten Anforderungen entsprechen.

(7)  Die Kommission iiberwacht die Anwendung der gezielten MaB-
nahmen, die geméd dem in Absatz 1 genannten Beschluss getroffen
wurden, auf der Grundlage der in Absatz 1 Buchstabe c¢ genannten
Berichte und aller sonstigen einschlédgigen Informationen, einschliefSlich
der Informationen, die sie gemil3 Artikel 40 oder 67 anfordern kann,
wobei sie der Entwicklung der Krise Rechnung trigt. Die Kommission
erstattet dem Gremium regelmifig, mindestens jedoch monatlich, {iber
diese Uberwachung Bericht.

Ist die Kommission der Auffassung, dass die geplanten oder durch-
geflihrten gezielten MaBnahmen geméll Absatz 1 Buchstabe b nicht
wirksam oder verhéltnisméBig sind, so kann sie den Anbieter durch
Erlass eines Beschlusses nach Anhorung des Gremiums auffordern,
die Ermittlung oder Anwendung dieser gezielten MaBinahmen zu iiber-
priifen.

(8)  Wenn dies angesichts der Entwicklung der Krise angemessen ist,
kann die Kommission auf Empfehlung des Gremiums den in Absatz 1
oder Absatz 7 Unterabsatz 2 genannten Beschluss dndern, indem sie

a) den Widerruf des Beschlusses und — falls angezeigt — die Aufforde-
rung an die sehr groBe Online-Plattform oder sehr groBe Online-
Suchmaschine, die gemil3 Absatz 1 Buchstabe b oder Absatz 7 Un-
terabsatz 2 ermittelten und umgesetzten Mafinahmen nicht mehr an-
wendet, insbesondere wenn die Griinde fir solche Mallnahmen nicht
mehr vorliegen;

b) den in Absatz 3 Buchstabe ¢ genannten Zeitraum um hdchstens drei
Monate verldngert;
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c) die bei der Anwendung der Maflnahmen gesammelten Erfahrungen,
insbesondere das mogliche Versdumnis, bei den Maflnahmen die in
der Charta verankerten Grundrechte zu achten, beriicksichtigt.

(9)  Die Anforderungen der Absitze 1 bis 6 gelten fiir den in diesem
Artikel genannten Beschluss und dessen Anderung.

(10)  Die Kommission trdgt etwaigen Stellungnahmen des Gremiums
gemil den Empfehlungen in diesem Artikel weitestgehend Rechnung.

(11)  Die Kommission erstattet dem Europdischen Parlament und dem
Rat nach der Annahme von Beschliissen gemifl diesem Artikel jahrlich,
in jedem Fall jedoch drei Monate nach dem Ende der Krise, iiber die
Anwendung der aufgrund dieser Beschliisse getroffenen spezifischen
Mafnahmen Bericht.

Artikel 37
Unabhiingige Priifung

(1) Die Anbieter sehr grofer Online-Plattformen und sehr groBer
Online-Suchmaschinen werden mindestens einmal jdhrlich auf eigene
Kosten einer unabhéngigen Priifung unterzogen, bei der die Einhaltung
folgender Pflichten und Verpflichtungszusagen bewertet wird:

a) die in Kapitel III festgelegten Pflichten,

b) die Verpflichtungszusagen, die gemél den in den Artikeln 45 und 46
genannten Verhaltenskodizes und den in Artikel 48 genannten Kri-
senprotokollen gemacht wurden.

(2) Die Anbieter sehr groBer Online-Plattformen und sehr groBer
Online-Suchmaschinen leisten den Organisationen, die die Priifungen
gemill diesem Artikel durchfithren, die erforderliche Unterstiitzung
und arbeiten mit ihnen zusammen, damit sie diese Priifungen wirksam,
effizient und rechtzeitig durchfiihren kénnen, unter anderem indem sie
ihnen Zugang zu allen relevanten Daten und Riumlichkeiten gewédhren
und miindliche oder schriftliche Fragen beantworten. Sie diirfen die
Durchfiihrung der Priifung nicht behindern, tiberméBig beeinflussen
oder untergraben.

Diese Priifungen sorgen in Bezug auf die Informationen, die sie von den
Anbietern sehr groer Online-Plattformen und sehr groer Online-Such-
maschinen und Dritten im Rahmen der Priifungen, auch nach Abschluss
der Priifungen, erhalten, fiir ein angemessenes Mal} an Vertraulichkeit
und die Einhaltung der Geheimhaltungspflicht. Die Einhaltung dieser
Anforderung darf sich jedoch nicht nachteilig auf die Durchfiihrung
der Priifungen und anderer Bestimmungen dieser Verordnung, insbeson-
dere der Bestimmungen iiber Transparenz, Uberwachung und Durchset-
zung, auswirken. Soweit es fiir die Zwecke der Transparenzbericht-
spflichten gemdB Artikel 42 Absatz 4 erforderlich ist, sind dem Bericht
iiber die Durchfithrung der Priifung gema3 den Absétzen 4 und 6 dieses
Artikels Fassungen des Priifberichts beizufiigen, die keine Informationen
enthalten, die nach angemessenem Ermessen als vertraulich angesehen
werden konnten.

(3) Die Priifungen geméll Absatz 1 werden von Stellen durchgefiihrt,
die

a) von dem Anbieter der betreffenden sehr groBlen Online-Plattform
oder sehr grofen Online-Suchmaschine und jeder juristischen Person,
die mit diesem Anbieter in Verbindung steht, unabhédngig sind und
sich in keinen Interessenkonflikten mit diesen befinden; insbesondere
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i) in den 12 Monaten vor Beginn der Priifung keine priifungsfrem-
den Leistungen im Zusammenhang mit den gepriiften Sachver-
halten fiir den Anbieter der betreffenden sehr grofen Online-
Plattform oder sehr grofen Online-Suchmaschine und fiir mit
diesem in Verbindung stehende juristische Personen erbracht
haben und sich verpflichtet haben, ihnen diese Dienstleistungen
in den 12 Monaten nach Abschluss der Priifung nicht zu erbrin-
genﬂ

ii) fiir den betreffenden Anbieter einer sehr grolen Online-Plattform
oder sehr grofen Online-Suchmaschine und fiir mit ihm in Ver-
bindung stehende juristische Personen wihrend eines Zeitraums
von mehr als zehn aufeinanderfolgenden Jahren keine Priifungs-
leistungen gemil diesem Artikel erbracht haben,

iii) die Priifung nicht gegen Honorare durchfiihren, die vom Ergeb-
nis der Priifung abhéngen;

b) nachgewiesene Sachkenntnis auf dem Gebiet des Risikomanage-
ments sowie technische Kompetenzen und Kapazititen haben,

¢) nachweislich mit Objektivitdt und gemél der Berufsethik arbeiten,
insbesondere aufgrund der Einhaltung von Verhaltenskodizes oder
der einschldgigen Normen.

(4)  Anbieter sehr groBer Online-Plattformen oder sehr grofler Online-
Suchmaschinen stellen sicher, dass die Stellen, die die Priifungen durch-
fithren, fiir jede Priifung einen Priifbericht anfertigen. Dieser Bericht
enthilt eine schriftliche Begriindung sowie mindestens Folgendes:

a) Name, Anschrift und Kontaktstelle des Anbieters der sehr groflen
Online-Plattform oder sehr groBen Online-Suchmaschine, der gepriift
wird, und Zeitraum, auf den sich die Priifung bezieht,

b) Name und Anschrift der Stelle bzw. der Stellen, die die Priifung
durchfiihrt bzw. durchfiihren,

¢) Interessenerklarung,

d) Beschreibung der konkret gepriiften Elemente und der angewandten
Methode,

e) Beschreibung und Zusammenfassung der wichtigsten Erkenntnisse
aus der Priifung,

f) Auflistung der Dritten, die im Rahmen der Priifung konsultiert wur-
den,

g) Stellungnahme der Priifer dazu, ob der gepriifte Anbieter der sehr
groflen Online-Plattform oder sehr groen Online-Suchmaschine den
in Absatz 1 genannten Pflichten und Verpflichtungszusagen nach-
gekommen ist, und zwar entweder ,,positiv®, ,,positiv mit Anmerkun-
gen oder ,,negativ,

h) falls die Stellungnahme nicht ,positiv** ist, operative Empfehlungen
fir besondere MaBnahmen im Hinblick auf die Einhaltung aller
Pflichten und Verpflichtungszusagen und den empfohlenen Zeitrah-
men dafiir.

(5) War die Stelle, die die Priifung durchgefiihrt hat, nicht in der
Lage, bestimmte Elemente zu priifen oder auf der Grundlage ihrer Un-
tersuchungen eine Stellungnahme abzugeben, so muss der Priifbericht
eine Erlduterung der Umstdnde und der Griinde enthalten, aus denen
diese Elemente nicht gepriift werden konnten.
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(6) Die Anbieter sehr groBer Online-Plattformen oder sehr grofer
Online-Suchmaschinen, die keinen “positiven” Priifbericht erhalten, tra-
gen die an sie gerichteten operativen Empfehlungen gebiihrend Rech-
nung und ergreifen die erforderlichen MaBlnahmen zu deren Umsetzung.
Sie nehmen innerhalb eines Monats nach Erhalt dieser Empfehlungen
einen Bericht liber die Umsetzung der Priifergebnisse an, in dem sie
diese MaBnahmen darlegen. Falls sie die operativen Empfehlungen nicht
umsetzen, begriinden sie dies in dem Bericht und legen die alternativen
MafBnahmen dar, die sie ergriffen haben, um festgestellte Verstdfle zu
beheben.

(7)  Der Kommission ist dazu befugt, gemdll Artikel 87 delegierte
Rechtsakte zu erlassen, um diese Verordnung durch Festlegung der
erforderlichen Vorschriften fiir die Durchfiihrung der Priifungen gemal
diesem Artikel zu ergénzen, insbesondere in Bezug auf die erforderli-
chen Vorschriften {iber die Verfahrensschritte, die Priifungsmethoden
und die Berichtsvorlagen fiir die gemdB diesem Artikel durchgefiihrten
Priifungen. In den delegierten Rechtsakten wird etwaigen freiwilligen
Priifungsnormen gemil Artikel 44 Absatz 1 Buchstabe ¢ Rechnung
getragen.

Artikel 38
Empfehlungssysteme

Zusitzlich zu den in Artikel 27 festgelegten Anforderungen legen die
Anbieter sehr groBer Online-Plattformen und sehr grofler Online-Such-
maschinen, die Empfehlungssysteme verwenden, mindestens eine Op-
tion fiir jedes ihrer Empfehlungssysteme vor, die nicht auf Profiling
gemil Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2016/679 beruht.

Artikel 39

Zusitzliche Transparenz der Online-Werbung

(1) Die Anbieter sehr groBer Online-Plattformen oder sehr groBer
Online-Suchmaschinen, die Werbung auf ihren Online-Schnittstellen an-
zeigen, stellen die in Absatz 2 genannten Angaben in einem spezi-
fischen Bereich ihrer Online-Schnittstelle zusammen und machen diese
iiber Anwendungsprogrammierschnittstellen fiir den gesamten Zeitraum,
in dem sie eine Werbung anzeigen, und ein Jahr lang nach der letzten
Anzeige der Werbung auf ihren Online-Schnittstellen mithilfe eines
durchsuchbaren und verldsslichen Werkzeugs, das mit mehreren Krite-
rien abgefragt werden kann, offentlich zugénglich. Sie stellen sicher,
dass das Archiv keine personenbezogenen Daten der Nutzer enthilt,
denen die Werbung angezeigt wurde oder hétte angezeigt werden kon-
nen, und angemessene Bemiithungen unternehmen, um sicherzustellen,
dass die Informationen prézise und vollstindig sind.

(2) Das Archiv enthdlt zumindest alle folgenden Angaben:

a) den Inhalt der Werbung, einschlieBlich des Namens des Produkts,
der Dienstleistung oder der Marke und des Gegenstands der Wer-
bung;

b) die natiirliche oder juristische Person, in deren Namen die Werbung
angezeigt wird;

¢) die natiirliche oder juristische Person, die fiir die Werbung bezahlt
hat, wenn sich diese Person von der in Buchstabe b genannten
Person unterscheidet,
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d) den Zeitraum, in dem die Werbung angezeigt wurde;

e) ob die Werbung gezielt einer oder mehreren bestimmten Gruppen
von Nutzern angezeigt werden sollte, und falls ja, welche Hauptpara-
meter zu diesem Zweck verwendet wurden, einschlieBlich der wich-
tigsten Parameter, die gegebenenfalls zum Ausschluss einer oder
mehrerer solcher bestimmter Gruppen verwendet werden;

f) die auf den sehr groflen Online-Plattformen gemall Artikel 26 Ab-
satz 2 verOffentlichte und ermittelte kommerzielle Kommunikation;

g) die Gesamtzahl der erreichten Nutzer und gegebenenfalls aggregierte
Zahlen aufgeschliisselt nach Mitgliedstaat fiir die Gruppe oder Grup-
pen von Nutzern, an die die Werbung gezielt gerichtet war.

(3) In Bezug auf Absatz 2 Buchstaben a, b und ¢ darf das Archiv die
in diesen Buchstaben genannten Informationen nicht enthalten, wenn ein
Anbieter einer sehr grolen Online-Plattform oder sehr groBen Online-
Suchmaschine den Zugang zu einer bestimmten Werbung aufgrund mut-
maBlicher Rechtswidrigkeit oder Unvereinbarkeit mit seinen allgemei-
nen Geschiftsbedingungen entfernt oder gesperrt hat. In diesem Fall
enthilt das Archiv fiir die in Rede stehende Werbung die Informationen
gemil Artikel 17 Absatz 3 Buchstaben a bis e bzw. Artikel 9 Absatz 2
Buchstabe a Ziffer i.

Die Kommission kann nach Konsultation des Gremiums, der einschlé-
gigen zugelassenen Forscher gemiB Artikel 40 und der Offentlichkeit
Leitlinien zur Struktur, Organisation und Funktionsweise der in diesem
Artikel genannten Archive herausgeben.

Artikel 40

Datenzugang und Kontrolle

(1) Die Anbieter sehr groBer Online-Plattformen oder sehr groBer
Online-Suchmaschinen gewihren dem Koordinator fiir digitale Dienste
am Niederlassungsort oder der Kommission auf deren begriindetes Ver-
langen innerhalb einer darin genannten angemessenen Frist Zugang zu
den Daten, die fiir die Uberwachung und Bewertung der Einhaltung
dieser Verordnung erforderlich sind.

(2) Die Koordinatoren fiir digitale Dienste und die Kommission ver-
wenden die Daten, auf die gemdB Absatz 1 zugegriffen wurde, aus-
schlieBlich zur Uberwachung und Bewertung der Einhaltung dieser Ver-
ordnung, und sie beriicksichtigen dabei gebiihrend die Rechte und In-
teressen der betroffenen Anbieter sehr groBfer Online-Plattformen oder
sehr grofer Online-Suchmaschinen und Nutzer, einschlieBlich des
Schutzes personenbezogener Daten, des Schutzes vertraulicher Informa-
tionen, insbesondere von Geschiftsgeheimnissen, und der Aufrechterhal-
tung der Sicherheit ihres Dienstes.

(3)  Fir die Zwecke des Absatzes 1 erldutern die Anbieter sehr groBer
Online-Plattformen oder sehr groBer Online-Suchmaschinen auf Verlan-
gen des Koordinators fiir digitale Dienste am Niederlassungsort oder der
Kommission die Gestaltung, die Logik, die Funktionsweise und die
Tests ihrer algorithmischen Systeme einschlieBlich ihrer Empfehlungs-
systeme.
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(4) Die Anbieter sehr groBer Online-Plattformen oder sehr grofer
Online-Suchmaschinen gewéhren auf begriindetes Verlangen des Koor-
dinators fiir digitale Dienste am Niederlassungsort innerhalb einer darin
genannten angemessenen Frist zugelassenen Forschern, die die Anfor-
derungen in Absatz 8 dieses Artikels erfiillen, Zugang zu Daten zum
ausschlieBlichen Zweck der Durchfiihrung von Forschungsarbeiten, die
zur Aufspilirung, zur Ermittlung und zum Verstdndnis systemischer Ri-
siken in der Union gemil Artikel 34 Absatz 1 beitragen, auch in Bezug
auf die Bewertung der Angemessenheit, der Wirksamkeit und der Aus-
wirkungen der Risikominderungsmafinahmen geméil Artikel 35.

(5) Innerhalb von 15 Tagen nach Eingang eines Verlangens geméif
Absatz 4 konnen Anbieter sehr groBler Online-Plattformen oder sehr
grofer Online-Suchmaschinen den Koordinator fiir digitale Dienste am
Niederlassungsort ersuchen, das Verlangen zu dndern, wenn sie sich aus
einem der beiden folgenden Griinde auflerstande sehen, Zugang zu den
angeforderten Daten zu gewdhren:

a) sie haben keinen Zugriff auf die Daten;

b) die Gewidhrung des Zugangs zu den Daten fiihrt zu erheblichen
Schwachstellen bei der Sicherheit ihres Dienstes oder beim Schutz
vertraulicher Informationen, insbesondere von Geschiftsgeheimnis-
sen.

(6)  Anderungsantrige nach Absatz 5 miissen Vorschlige fiir eine
oder mehrere Alternativen enthalten, wie der Zugang zu den angefor-
derten Daten oder zu anderen Daten gewéhrt werden kann, die fiir die
Zwecke des Verlangens angemessen und ausreichend sind.

Der Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort entscheidet
innerhalb von 15 Tagen iiber den Anderungsantrag und teilt dem An-
bieter der sehr groen Online-Plattforme oder sehr groen Online-Such-
maschine den betreffenden Beschluss sowie das gegebenenfalls geén-
derte Verlangen mit der neuen Frist fiir dessen Erfiillung mit.

(7) Die Anbieter sehr groBer Online-Plattformen oder sehr groBer
Online-Suchmaschinen erleichtern und gewdhren den Zugang zu Daten
gemifl den Absdtzen 1 und 4 iiber geeignete Schnittstellen, die in dem
Verlangen angegeben sind, einschlieBlich Online-Datenbanken oder An-
wendungsprogrammierschnittstellen.

(8)  Auf hinreichend begriindeten Antrag von Forschern erkennt der
Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort solchen For-
schern fiir spezifische im Antrage genannte Forschungsarbeiten den
Status von ,,zugelassenen Forschern® zu und reicht bei einem Anbieter
einer sehr grofen Online-Plattform oder sehr groBen Online-Such-
maschine ein begriindetes Verlangen auf Datenzugang geméill Absatz 4
ein, sofern die Forscher nachweisen, dass sie alle folgenden Bedingun-
gen erfiillen:

a) sie sind einer Forschungseinrichtung im Sinne von Artikel 2 Num-
mer | der Richtlinie (EU) 2019/790 angeschlossen;

b) sie sind unabhingig von kommerziellen Interessen;

¢) ihr Antrag gibt Aufschluss iiber die Finanzierung der Forschung;
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d) sie sind in der Lage, die mit jedem Verlangen verbundenen beson-
deren Anforderungen an die Datensicherheit und die Vertraulichkeit
einzuhalten und personenbezogene Daten zu schiitzen, und sie be-
schreiben in ihrem Verlangen die angemessenen technischen und
organisatorischen Mafinahmen, die sie hierzu getroffen haben;

e) in ihrem Antrag wird nachgewiesen, dass der Zugang zu den Daten
und die beantragten Fristen fiir die Zwecke ihrer Forschungsarbeiten
notwendig und verhiltnismaBig sind und dass die erwarteten Ergeb-
nisse dieser Forschung zu den in Absatz 4 genannten Zwecken bei-
tragen werden;

f) die geplanten Forschungstitigkeiten werden zu den in Absatz 4 ge-
nannten Zwecken durchgefiihrt;

g) sie haben sich dazu verpflichtet, ihre Forschungsergebnisse innerhalb
eines angemessenen Zeitraums nach Abschluss der Forschungsarbei-
ten und unter Berlicksichtigung der Rechte und Interessen der Nutzer
des betreffenden Dienstes im Einklang mit der Verordnung (EU)
2016/679 kostenlos offentlich zugénglich zu machen.

Der Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort unterrichtet
die Kommission und das Gremium {iiber den Eingang von Verlangen
gemil diesem Absatz.

(9)  Forscher konnen ihr Verlangen auch beim Koordinator flir digi-
tale Dienste des Mitgliedstaats der Forschungsorganisation, der sie an-
geschlossen sind, einreichen. Nach Eingang des Verlangens gemif die-
sem Absatz fiihrt der Koordinator fiir digitale Dienste eine Anfangs-
bewertung durch, ob die jeweiligen Forscher alle in Absatz 8 genannten
Bedingungen erfiillen. Der jeweilige Koordinator flir digitale Dienste
iibermittelt anschlieBend das Verlangen zusammen mit den von den
jeweiligen Forschern eingereichten Belegen und der Anfangsbewertung
an den Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort. Der Ko-
ordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort trifft die Entschei-
dung, ob einem Forscher unverziiglich der Status eines ,,zugelassenen
Forschers® zuerkannt wird.

Wihrend der bereitgestellten ersten Bewertung gebiihrend Rechnung zu
tragen ist, liegt die endgiiltige Entscheidung iiber die Zuerkennung des
Status eines ,,zugelassenen Forschers® geméll Absatz 8 in der Zustindig-
keit des Koordinators fiir digitale Dienste am Niederlassungsort.

(10)  Der Koordinator fiir digitale Dienste, der den Status eines zu-
gelassenen Forschers zuerkannt und bei Anbietern sehr grofer Online-
Plattformen oder sehr groBer Online-Suchmaschinen das begriindete
Verlangen auf Datenzugang zugunsten eines zugelassenen Forschers
eingereicht hat, trifft eine Entscheidung iiber die Beendigung des Zu-
gangs, wenn er nach einer Untersuchung von sich aus oder auf der
Grundlage von Informationen Dritter feststellt, dass der zugelassene
Forscher die in Absatz 8 genannten Bedingungen nicht mehr erfiillt,
und unterrichtet den betroffenen Anbieter der sehr groBen Online-Platt-
form oder sehr groBen Online-Suchmaschine iiber die Entscheidung.
Vor der Beendigung des Zugangs erteilt der Koordinator fiir digitale
Dienste dem zugelassenen Forscher die Gelegenheit, zu den Unter-
suchungsergebnissen und zu der Absicht, den Zugang zu beenden, Stel-
lung zu nehmen.

(11)  Die Koordinatoren fiir digitale Dienste am Niederlassungsort
teilen dem Gremium die Namen und Kontaktangaben der natiirlichen
Personen oder Einrichtungen, denen sie gemdfl Absatz 8 den Status
eines ,,,zugelassenen Forschers® zuerkannt haben, sowie den Zweck
der Forschungsarbeiten, fiir die der Antrag gestellt wurde, mit oder
sie libermitteln dem Gremium diese Informationen, wenn der Daten-
zugang gemil Absatz 10 beendet wurde.
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(12)  Die Anbieter sehr groBer Online-Plattformen oder sehr grofer
Online-Suchmaschinen gewéhren unverziiglich Zugang zu Daten, ein-
schlieBlich — soweit dies technisch moglich ist — zu Daten in Echtzeit
vorausgesetzt, die Daten sind Forschern, auch Forschern, die mit ge-
meinniitzigen Einrichtungen, Organisationen und Vereinigungen verbun-
den sind, die die in Absatz 8§ Buchstaben b, ¢, d und e genannten
Bedingungen erfiillen und die Daten ausschlieBlich zu Forschungszwe-
cken verwenden, die zur Aufdeckung, Identifizierung und zum Ver-
stindnis systemischer Risiken in der Union gemil Artikel 34 Absatz 1
beitragen, iiber ihre Online-Schnittstelle dffentlich zugénglich.

(13) Die Kommission erldsst nach Anhorung des Gremiums dele-
gierte Rechtsakte zur Ergénzung dieser Verordnung zur Festlegung
der technischen Bedingungen, unter denen die Anbieter sehr grofer
Online-Plattformen oder sehr grofer Online-Suchdienste Daten geméif
den Absidtzen 1 und 4 zur Verfliigung stellen miissen, und der Zwecke,
fir die die Daten verwendet werden diirfen. In diesen delegierten
Rechtsakten werden die besonderen Bedingungen festgelegt, nach denen
eine solche Datenweitergabe an Forscher im Einklang mit der Verord-
nung (EU) 2016/679 erfolgen darf und die einschldgigen objektiven
Indikatoren sowie die Verfahren und erforderlichenfalls die unabhingi-
gen Beratungsmechanismen zur Unterstiitzung der Datenweitergabe,
wobei die Rechte und Interessen der Anbieter sehr groer Online-Platt-
formen oder sehr groBer Online-Suchmaschinen und der Nutzer zu be-
riicksichtigen sind, einschlieBlich des Schutzes vertraulicher Informatio-
nen, insbesondere von Geschiftsgeheimnissen, und der Aufrechterhal-
tung der Sicherheit ihres Dienstes.

Artikel 41

Compliance-Abteilung

(1)  Anbieter sehr groBer Online-Plattformen oder sehr groer Online-
Suchmaschinen richten eine Compliance-Abteilung ein, die unabhéngig
von ihren operativen Abteilungen ist und aus einem oder mehreren
Compliance-Beauftragten besteht, einschlieflich des Leiters der Com-
pliance-Abteilung. Diese Compliance-Abteilung verfligt tiber ausrei-
chend Autoritdt, Befugnisse und Ressourcen sowie iiber Zugang zum
Leitungsorgan des Anbieters der sehr groen Online-Plattform oder sehr
groBen Online-Suchmaschine, um die Einhaltung dieser Verordnung
durch den betreffenden Anbieter zu liberwachen.

(2) Das Leitungsorgan des Anbieters der sehr groBen Online-Platt-
form oder sehr gro3en Online-Suchmaschine stellt sicher, dass die Com-
pliance-Beauftragten iiber die zur Erfiillung der in Absatz 3 genannten
Aufgaben erforderlichen beruflichen Qualifikationen, Kenntnisse, Erfah-
rungen und Fihigkeiten verfiigen.

Das Leitungsorgan des Anbieters der sehr groen Online-Plattform oder
sehr groflen Online-Suchmaschine stellt sicher, dass es sich bei dem
Leiter der Compliance-Abteilung um eine unabhéngige Fiihrungskraft
handelt, die eigens fiir die Compliance-Abteilung zustidndig ist.
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Der Leiter der Compliance-Abteilung untersteht direkt dem Leitungs-
organ des Anbieters der sehr grolen Online-Plattform oder sehr grofen
Online-Suchmaschine und kann Bedenken duflern und dieses Organ
warnen, falls in Artikel 34 genannte Risiken oder die Nichteinhaltung
dieser Verordnung den Anbieter der sehr groen Online-Plattform oder
sehr groflen Online-Suchmaschine betreffen oder betreffen konnten, un-
beschadet der Zustindigkeiten des Leitungsorgans in seinen Aufsichts-
und Leitungsfunktionen.

Der Leiter der Compliance-Abteilung darf nicht ohne vorherige Zustim-
mung des Leitungsorgans des Anbieters der sehr groBen Online-Platt-
form oder sehr groBen Online-Suchmaschine abgeldst werden.

(3) Compliance-Beauftragte haben folgende Aufgaben:

a) Zusammenarbeit mit dem Koordinator fiir digitale Dienste am Nie-
derlassungsort und mit der Kommission fiir die Zwecke dieser Ver-
ordnung;

b) Gewihrleistung, dass alle in Artikel 34 genannten Risiken ermittelt
und ordnungsgemifl gemeldet werden, und dass angemessene, ver-
hiltnisméfBige und wirksame Risikominderungsmafinahmen gemél
Artikel 35 ergriffen werden;

¢) Organisation und Beaufsichtigung der Téatigkeiten des Anbieters der
sehr grofen Online-Plattform oder sehr groen Online-Suchmaschine
im Zusammenhang mit der unabhingigen Priifung gemiaf3 Artikel 37,

d) Information und Beratung des Managements und der Mitarbeiter des
Anbieters der sehr grolen Online-Plattform oder sehr grolen Online-
Suchmaschine iiber die einschldgigen Verpflichtungen aus dieser
Verordnung;

e) Uberwachung, dass der Anbieter der sehr groBen Online-Plattform
oder sehr groBen Online-Suchmaschine seinen Verpflichtungen aus
dieser Verordnung nachkommt;

f) gegebenenfalls Uberwachung der Einhaltung der Verpflichtungszusa-
gen, die der Anbieter der sehr grofien Online-Plattform oder sehr
groflen Online-Suchmaschine im Rahmen der Verhaltenskodizes ge-
mifl den Artikeln 45 und 46 oder der Krisenprotokolle gemdl3 Ar-
tikel 48 gemacht hat.

(4)  Anbieter sehr groBer Online-Plattform oder sehr groBer Online-
Suchmaschinen teilen dem Koordinator fiir digitale Dienste am Nieder-
lassungsort und der Kommission die Namen und die Kontaktangaben
des Leiters der Compliance-Abteilung mit.

(5) Das Leitungsorgan des Anbieters der sehr groBen Online-Platt-
form oder sehr grolen Online-Suchmaschine {ibernimmt die Festlegung,
Beaufsichtigung und Haftung der bzw. fiir die Umsetzung der Unter-
nehmensfithrungsregelungen des Anbieters, die fiir die Unabhingigkeit
der Compliance-Abteilung sorgen, einschlieflich der Aufgabenvertei-
lung innerhalb der Organisation des Anbieters der sehr groflen On-
line-Plattform oder sehr groen Online-Suchmaschine, der Vermeidung
von Interessenkonflikten und des verantwortungsvollen Umgangs mit
den gemil Artikel 34 ermittelten systemischen Risiken.
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(6) Das Leitungsorgan billigt und tberpriift regelméBig, mindestens
jedoch einmal jéhrlich, die Strategien und MaBnahmen fiir das Angehen,
das Management, die Uberwachung und die Minderung der gemiB
Artikel 34 ermittelten Risiken, denen die sehr grofle Online-Plattform
oder sehr groBen Online-Suchmaschine ausgesetzt ist oder ausgesetzt
sein konnte.

(7)  Das Leitungsorgan widmet der Priifung der mit dem Risikoma-
nagement verbundenen Malinahmen ausreichend Zeit. Es beteiligt sich
aktiv an den Entscheidungen im Zusammenhang mit dem Risikomana-
gement und sorgt dafiir, dass fiir das Management der gemdl3 Artikel 34
ermittelten Risiken angemessene Ressourcen zugewiesen werden.

Artikel 42

Transparenzberichtspflichten

(1)  Anbieter sehr groBer Online-Plattformen oder sehr groer Online-
Suchmaschinen verdffentlichen spétestens zwei Monate nach dem in
Artikel 33 Absatz 6 Unterabsatz 2 genannten Anwendungsbeginn und
danach mindestens alle sechs Monate die in Artikel 15 genannten Be-
richte.

(2) Die von Anbietern sehr groer Online-Suchmaschinen verdffent-
lichten Berichte geméll Absatz 1 dieses Artikels enthalten zusétzlich zu
den in Artikel 15 und Artikel 24 Absatz 1 genannten Informationen
folgende Angaben:

a) die personellen Ressourcen, die der Anbieter einer sehr groen On-
line-Plattform fiir die Moderation von Inhalten in Bezug auf den in
der Union angebotenen Dienst — aufgeschliisselt nach jeder einschlé-
gigen Amtssprache der Mitgliedstaaten — einsetzt, einschlieBlich fiir
die Einhaltung der Verpflichtungen gemifl der Artikel 16 und 22
sowie fiir die Einhaltung der Verpflichtungen gemifl Artikel 20;

b) die Qualifikationen und Sprachkenntnisse der Personen, die die unter
Buchstabe a genannten Tatigkeiten durchfiihren, sowie die Schulung
und Unterstiitzung dieses Personals;

¢) die Indikatoren fiir die Genauigkeit und damit zusammenhingende
Informationen gemaB Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe e, aufgeschliis-
selt nach jeder Amtssprache der Mitgliedstaaten.

Die Berichte werden mindestens in einer der Amtssprachen der Mit-
gliedstaaten verdffentlicht.

(3)  Zusitzlich zu den in Artikel 24 Absatz 2 genannten Informatio-
nen nehmen Anbieter sehr groBer Online-Plattformen oder sehr grofer
Online-Suchmaschinen die durchschnittliche monatliche Zahl der Nutzer
fiir jeden Mitgliedstaat in die in Absatz 1 dieses Artikels genannten
Berichte auf.

(4)  Anbieter sehr groer Online-Plattformen oder sehr groer Online-
Suchmaschinen iibermitteln dem Koordinator fiir digitale Dienste am
Niederlassungsort und der Kommission spitestens drei Monate nach
Eingang des Priifberichts geméll Artikel 37 Absatz 4 unverziiglich
nach Abschluss folgende Unterlagen und machen sie 6ffentlich zugéng-
lich:

a) einen Bericht iiber die Ergebnisse der Risikobewertung gemill Ar-
tikel 34,
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b) die gemilB Artikel 35 Absatz 1 getroffenen besonderen Abhilfemal-
nahmen,

¢) den in Artikel 37 Absatz 4 genannten Priifbericht,

d) den in Artikel 37 Absatz 6 genannten Bericht {iber die Umsetzung
der Prifergebnisse,

e) gegebenenfalls Informationen iiber die Konsultationen, die der An-
bieter zur Unterstiitzung der Risikobewertungen und der Gestaltung
der RisikominderungsmafBnahmen durchgefiihrt hat.

(5) Ist ein Anbieter einer sehr grofen Online-Plattform oder sehr
groflen Online-Suchmaschine der Auffassung, dass die Verdffentlichung
von Informationen gemél Absatz 4 zur Offenlegung vertraulicher Infor-
mationen dieses Anbicters oder der Nutzer fithren, erhebliche Schwach-
stellen fiir die Sicherheit seines Dienstes verursachen, die offentliche
Sicherheit beeintrdchtigen oder Nutzern schaden konnte, so kann der
Anbieter diese Informationen aus den Offentlich zugénglichen Berichten
entfernen. In diesem Fall iibermittelt der Anbieter dem Koordinator fiir
digitale Dienste am Niederlassungsort und der Kommission die voll-
stindigen Berichte zusammen mit einer Begriindung fiir die Entfernung
der Informationen aus den 6ffentlich zugénglichen Berichten.

Artikel 43
Aufsichtsgebiihren

(1) Die Kommission erhebt von den Anbietern sehr groBer Online-
Plattformen und sehr grofler Online-Suchmaschinen bei ihrer Benen-
nung gemdfl Artikel 33 eine jahrliche Aufsichtsgebiihr.

(2) Der Gesamtbetrag der jéhrlichen Aufsichtsgebiihren deckt die
geschitzten Kosten, die der Kommission im Zusammenhang mit ihren
Aufsichtsaufgaben im Rahmen dieser Verordnung entstehen, insbeson-
dere die Kosten im Zusammenhang mit der Benennung gemé&l Arti-
kel 33, der Einrichtung, der Pflege und dem Betrieb der Datenbank
gemil Artikel 24 Absatz 5 und dem Informationsaustauschsystem ge-
mal Artikel 85, den Befassungen gemidf3 Artikel 59, der Unterstiitzung
des Ausschusses gemdf3 Artikel 62 und den Aufsichtsaufgaben gemif
Artikel 56 und Kapitel IV Abschnitt 4.

(3) Anbietern sehr groer Online-Plattformen und sehr grofler On-
line-Suchmaschinen wird jdhrlich eine Aufsichtsgebiihr fiir jeden Dienst
berechnet, fiir den sie gemil Artikel 33 benannt wurden.

Die Kommission erldsst Durchfiihrungsrechtsakte zur Festlegung der
Hohe der jahrlichen Aufsichtsgebiihr fiir jeden Anbieter einer sehr gro-
Ben Online-Plattform oder einer sehr grofen Online-Suchmaschine.
Beim Erlass dieser Durchfiihrungsrechtsakte wendet die Kommission
die in dem in Absatz 4 des vorliegenden Artikels genannten delegierten
Rechtsakt festgelegte Methodik an und beachtet die in Absatz 5 des
vorliegenden Artikels genannten Grundsétze. Diese Durchfiihrungs-
rechtsakte werden nach dem in Artikel 88 genannten Beratungsverfah-
ren erlassen.
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(4) Die Kommission erldsst gemdf3 Artikel 87 delegierte Rechtsakte
und legt die detaillierte Methodik und entsprechende Verfahren fiir
Folgendes fest:

a) die Festlegung der Kosten gemill Absatz 2;

b) die Festlegung der einzelnen jdhrlichen Aufsichtsgebiihren gemaf
Absatz 5 Buchstaben b und c;

c) die Festlegung des maximalen Gesamtgrenzwerts geméill Absatz 5
Buchstabe c; und

d) die fiir die Durchfiihrung der Zahlung erforderlichen Einzelheiten.

Beim Erlass dieser delegierten Rechtsakte beachtet die Kommission die
in Absatz 5 des vorliegenden Artikels genannten Grundsétze.

(5)  Der Durchfithrungsrechtsakt geméll Absatz 3 und der delegierte
Rechtsakt gemil Absatz 4 entsprechen den folgenden Grundsitzen:

a) bei der Schitzung des Gesamtbetrags der jahrlichen Aufsichtsgebiihr
werden die im Vorjahr angefallenen Kosten beriicksichtigt;

b) die jéhrliche Aufsichtsgebiihr steht im Verhéltnis zur durchschnitt-
lichen monatlichen Zahl der aktiven Nutzer in der Union jeder ge-
maf Artikel 33 benannten sehr grolen Online-Plattform oder jeder
sehr groflen Online-Suchmaschine;

c) der Gesamtbetrag der jdhrlichen Aufsichtsgebiihr, die einem be-
stimmten Anbieter einer sehr grofen Online-Plattform oder einer
sehr groBen Suchmaschine in Rechnung gestellt wird, darf in keinem
Fall 0,05 % seiner weltweiten Jahresnettoeinnahmen im vorangegan-
genen Geschiéftsjahr {ibersteigen.

(6) Die einzelnen jdhrlichen Aufsichtsgebiihren, die gemill Absatz 1
in Rechnung gestellt werden, stellen externe zweckgebundene Einnah-
men im Sinne von Artikel 21 Absatz 5 der Verordnung (EU, Euratom)
2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates (1) dar.

(7)  Die Kommission erstattet dem Europidischen Parlament und dem
Rat jahrlich Bericht iiber den Gesamtbetrag der Kosten, die fiir die
Erfiillung der Aufgaben gemdB dieser Verordnung entstanden sind,
und iiber den Gesamtbetrag der einzelnen jahrlichen Aufsichtsgebiihren,
die im Vorjahr erhoben wurden.

ABSCHNITT 6

Sonstige Bestimmungen iiber Sorgfaltspflichten

Artikel 44

Normen

(1) Die Kommission konsultiert das Gremium und unterstiitzt und
fordert die Entwicklung und Umsetzung freiwilliger Normen, die ein-
schldgige europidische und internationale Normungsgremien zumindest
in Bezug auf folgende Bereiche festlegen:

a) elektronische Ubermittlung von Meldungen nach Artikel 16;

(") Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des

Rates vom 18. Juli 2018 iiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaus-
haltsplan der Union, zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013,
(EU) Nr. 1301/2013, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU)
Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014
und des Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Authebung der Verordnung
(EU, Euratom) Nr. 966/2012 (ABI. L 193 vom 30.7.2018, S. 1).
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b) Vorlagen, Gestaltungs- und Verfahrensnormen fiir eine benutzer-
freundliche Kommunikation mit den Nutzern {iber Beschridnkungen,
die sich aus den allgemeinen Geschiftsbedingungen und deren An-
derungen ergeben;

¢) elektronische Ubermittlung von Meldungen durch vertrauenswiirdige
Hinweisgeber nach Artikel 22, auch iiber Anwendungsprogrammier-
schnittstellen;

d) besondere Schnittstellen, einschlieBlich Anwendungsprogrammier-
schnittstellen, welche die Erfiillung in den Artikeln 39 und 40 fest-
gelegten Pflichten erleichtern;

e) Priifung sehr groBer Online-Plattformen und sehr groBer Online-
Suchmaschinen gemal3 Artikel 37;

f) Interoperabilitit der in Artikel 39 Absatz 2 genannten Werbearchive;

g) Dateniibermittlung zwischen Werbevermittlern im Rahmen der
Transparenzpflichten nach Artikel 26 Absatz 1 Buchstaben b, ¢
und d;

h) technische Maflnahmen, die die Einhaltung der in dieser Verordnung
enthaltenen Verpflichtungen in Bezug auf Werbung ermdglichen,
einschlieBlich der Verpflichtungen in Bezug auf eine deutlich sicht-
bare Kennzeichnung von Werbung und kommerzieller Kommunika-
tion gemdl Artikel 26;

i) Auswabhlschnittstellen und Darstellung von Informationen iiber die
Hauptparameter verschiedener Arten von Empfehlungssystemen ge-
méal den Artikeln 27 und 38;

j) Normen fiir gezielte MaBlnahmen zum Schutz Minderjdhriger im
Internet.

(2) Die Kommission unterstiitzt die Uberarbeitung der Normen unter
Beriicksichtigung der Entwicklung der Technik und des Verhaltens der
Nutzer der betreffenden Dienste. Die einschldgigen Informationen iiber
die Uberarbeitung der Normen miissen 6ffentlich verfiigbar und leicht
zugénglich sein.

Artikel 45

Verhaltenskodizes

(1) Die Kommission und das Gremium fordern und erleichtern die
Ausarbeitung von freiwilligen Verhaltenskodizes auf Unionsebene, um
zur ordnungsgemdBen Anwendung dieser Verordnung beizutragen, wo-
bei sie insbesondere den besonderen Herausforderungen Rechnung tra-
gen, die mit der Bekdmpfung verschiedener Arten rechtswidriger Inhalte
und systemischer Risiken im Einklang mit dem Unionsrecht, insbeson-
dere in Bezug auf den Wettbewerb und den Schutz personenbezogener
Daten, verbunden sind.

(2)  Treten erhebliche systemische Risiken im Sinne des Artikels 34
Absatz 1 auf, die mehrere sehr grofe Online-Plattformen oder sehr
grole Online-Suchmaschinen betreffen, kann die Kommission die
betreffenden Anbieter sehr groBler Online-Plattformen oder die betref-
fenden Anbieter sehr groBer Online-Suchmaschinen und gegebenenfalls
andere Anbieter sehr grofer Online-Plattformen, sehr grofer Online-
Suchmaschinen, von Online-Plattformen und von Vermittlungsdiensten
sowie zustdndige Behorden, Organisationen der Zivilgesellschaft und
andere einschlidgige Akteure auffordern, sich an der Ausarbeitung von
Verhaltenskodizes zu beteiligen; dabei konnen unter anderem auch Ver-
pflichtungen zur Ergreifung spezifischer Risikominderungsmafnahmen
sowie ein Rahmen fiir die regelméfBige Berichterstattung iiber alle er-
griffenen Mallnahmen und deren Ergebnisse festgelegt werden.
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(3) Bei der Umsetzung der Absétze 1 und 2 setzen sich die Kommis-
sion und das Gremium sowie gegebenenfalls andere Stellen dafiir ein,
dass in den Verhaltenskodizes die damit verfolgten spezifischen Ziele
klar dargelegt werden und wesentliche Leistungsindikatoren enthalten
sind, um die Verwirklichung dieser Ziele zu messen, und dass die
Kodizes den Bediirfnissen und Interessen aller Beteiligten, und ins-
besondere der Biirger, auf Unionsebene gebiihrend Rechnung tragen.
Dariiber hinaus bemiihen sich die Kommission und das Gremium,
dass die Beteiligten der Kommission und ihren jeweiligen Koordinato-
ren fiir digitale Dienste am Niederlassungsort regelméBig iiber alle er-
griffenen MafBinahmen und deren Ergebnisse Bericht erstatten, gemessen
anhand der wesentlichen Leistungsindikatoren in den Kodizes. Die we-
sentlichen Leistungsindikatoren und die Berichtspflichten tragen den
GroBen- und Kapazititsunterschieden der einzelnen Beteiligten Rech-
nung.

(4) Die Kommission und das Gremium bewerten, ob die Verhaltens-
kodizes den in den Absidtzen 1 und 3 genannten Zielen entsprechen, und
iiberwachen und bewerten regelmifig die Erreichung der damit verfolg-
ten Ziele und beriicksichtigen dabei die gegebenenfalls darin enthaltenen
wesentlichen Leistungsindikatoren. Sie veroffentlichen ihre Schlussfol-
gerungen.

Die Kommission und das Gremium fordern und erleichtern zudem die
regelméfBige Uberpriifung und Anpassung der Verhaltenskodizes.

Im Falle eines systematischen Verstofes gegen die Verhaltenskodizes
konnen die Kommission und das Gremium die Unterzeichner der Ver-
haltenskodizes auffordern, die erforderlichen Maflnahmen zu ergreifen.

Artikel 46

Verhaltenskodizes fiir Online-Werbung

(1) Die Kommission fordert und erleichtert die Ausarbeitung von
freiwilligen Verhaltenskodizes auf Unionsebene durch Anbieter von
Online-Plattformen und andere einschldgige Diensteanbieter, einschlief3-
lich Anbieter von Vermittlungsdiensten fiir Online-Werbung, andere
Akteuren entlang der Wertschopfungskette der programmgesteuerten
Werbung oder Organisationen, die Nutzer vertreten, und Organisationen
der Zivilgesellschaft oder einschldgige Behorden, um iiber die Anforde-
rungen der Artikel 26 und 39 hinaus zu mehr Transparenz fiir Akteure
entlang der Wertschopfungskette der Online-Werbung beizutragen.

(2) Die Kommission setzt sich dafiir ein, dass mit den Verhaltens-
kodizes eine wirksame Informationsiibermittlung unter uneingeschrank-
ter Achtung der Rechte und Interessen aller Beteiligten sowie ein wett-
bewerbsorientiertes, transparentes und faires Umfeld in der Online-Wer-
bung im Einklang mit dem Unionsrecht und dem nationalen Recht,
insbesondere in Bezug auf den Wettbewerb und den Schutz der Pri-
vatsphédre und personenbezogener Daten, angestrebt werden. Die Kom-
mission setzt sich dafiir ein, dass sich die Verhaltenskodizes mindestens
auf Folgendes erstrecken:

a) die Ubermittlung von Informationen, die sich im Besitz von Anbie-
tern von Vermittlungsdiensten fiir Online-Werbung befinden, an die
Nutzer hinsichtlich der Anforderungen gemdB Artikel 26 Absatz 1
Buchstaben b, ¢ und d;
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b) die Ubermittlung von Informationen, die sich im Besitz von Anbie-
tern von Vermittlungsdiensten fiir Online-Werbung befinden, an die
Archive gemil Artikel 39;

c) aussagekriftige Informationen iiber die Monetarisierung von Daten.

(3) Die Kommission fordert die Ausarbeitung von Verhaltenskodizes
bis zum 18. Februar 2025 und ihre Anwendung bis zum 18. August
2025.

(4) Die Kommission fordert alle Akteure entlang der Wertschop-
fungskette der Online-Werbung nach Absatz 1 auf, die in den Verhal-
tenskodizes festgelegten Verpflichtungen zu férdern und sie einzuhalten.

Artikel 47

Verhaltenskodizes in Bezug auf die Barrierefreiheit

(1) Die Kommission fordert und erleichtert die Ausarbeitung von
Verhaltenskodizes auf Unionsebene mit Beteiligung von Anbietern
von Online-Plattformen und anderen einschligigen Diensteanbietern,
Organisationen, die Nutzer vertreten, Organisationen der Zivilgesell-
schaft oder einschldgigen Behorden, um eine uneingeschrinkte und
wirksame gleichberechtigte Beteiligung zu fordern, indem der Zugang
zu Online-Diensten verbessert wird, die durch ihre urspriingliche Kon-
zeption oder spitere Anpassung den besonderen Bediirfnissen von Men-
schen mit Behinderungen Rechnung tragen.

(2) Die Kommission setzt sich dafiir ein, dass mit den Verhaltens-
kodizes das Ziel verfolgt wird, die Barrierefreiheit dieser Dienste im
Einklang mit dem Unionsrecht und den nationalen Rechtsvorschriften
sicherzustellen, um ihre vorhersehbare Nutzung durch Menschen mit
Behinderungen zu maximieren. Die Kommission setzt sich dafiir ein,
dass sich die Verhaltenskodizes mindestens auf folgende Ziele beziehen:

a) Konzeption und Anpassung von Diensten, um sie fiir Menschen mit
Behinderungen zugénglich zu machen, indem sie wahrnehmbar, be-
dienbar, verstindlich und robust gestaltet werden;

b) Erlduterung, wie die Dienste die geltenden Anforderungen an die
Barrierefreiheit erfiillen, und Bereitstellung dieser Informationen fiir
die Offentlichkeit in einer Weise, dass sie fiir Menschen mit Behin-
derungen zuginglich sind;

¢) Bereitstellung von Informationen, Formulare und MafBnahmen nach
dieser Verordnung in einer Weise, dass sie leicht auffindbar, leicht
verstidndlich und fiir Menschen mit Behinderungen zuginglich sind.

(3) Die Kommission fordert die Ausarbeitung von Verhaltenskodizes
bis zum 18. Februar 2025 und ihre Anwendung bis zum 18. August
2025.

Artikel 48

Krisenprotokolle

(1) Das Gremium kann der Kommission empfehlen, gemif3 den Ab-
sitzen 2, 3 und 4 die Ausarbeitung von freiwilligen Krisenprotokollen
zur Bewiltigung von Krisensituationen einzuleiten Diese Situationen
sind strikt auf auBergewohnliche Umstinde beschrinkt, die die 6ffent-
liche Sicherheit oder Gesundheit beeintrachtigen.
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(2) Die Kommission fordert und erleichtert die Beteiligung von An-
bietern sehr groBer Online-Plattformen, sehr groBer Online-Suchmaschi-
nen und gegebenenfalls anderer Online-Plattformen oder anderer On-
line-Suchmaschinen sich an der Ausarbeitung, Erprobung und Anwen-
dung dieser Krisenprotokolle zu beteiligen. Die Kommission ist be-
strebt, sicherzustellen, dass diese Krisenprotokolle eine oder mehrere
der folgenden Mallnahmen umfassen:

a) hervorgehobene Darstellung von Informationen iiber die Krisensitua-
tion, die von den Behdrden der Mitgliedstaaten oder auf Unions-
ebene oder je nach Krisenkontext von anderen einschldgigen zuver-
lassigen Stellen bereitgestellt werden;

b) Gewihrleistung, dass der Anbieter von Vermittlungsdiensten eine
spezifische Kontaktstelle fiir das Krisenmanagement benennt; gege-
benenfalls kann dies die in Artikel 11 genannte elektronische Kon-
taktstelle sein, oder — bei Anbietern einer sehr grolen Online-Platt-
form oder einer sehr grolen Online-Suchmaschine — der in Artikel 41
genannte Compliance-Beauftragte;

c) gegebenenfalls Anpassung der Ressourcen, die fiir die Erfiillung der
Verpflichtungen gemél den Artikeln 16, 20, 22, 23 und 35 vorgese-
hen sind, an den durch die Krisensituation entstandenen Bedarf.

(3) Die Kommission bezieht gegebenenfalls die Behdrden der Mit-
gliedstaaten in die Ausarbeitung, Erprobung und Uberwachung der An-
wendung der Krisenprotokolle ein, und kann auch die Einrichtungen
und sonstigen Stellen der Union einbeziehen. Die Kommission kann
gegebenenfalls auch Organisationen der Zivilgesellschaft oder andere
einschlidgige Organisationen in die Ausarbeitung der Krisenprotokolle
einbeziehen.

(4) Die Kommission setzt sich dafiir ein, dass alle folgenden Ele-
mente in den Krisenprotokollen klar dargelegt werden:

a) die spezifischen Parameter zur Bestimmung der besonderen aufler-
gewohnlichen Umsténde, denen mit dem Krisenprotokoll begegnet
werden soll, und die damit verfolgten Ziele;

b) die Rolle der einzelnen Beteiligten und die Malinahmen, die sie in
Vorbereitung und nach Aktivierung des Krisenprotokolls zu ergrei-
fen haben;

¢) ein klares Verfahren, um zu bestimmen, wann das Krisenprotokoll zu
aktivieren ist;

d) ein klares Verfahren zur Bestimmung des Zeitraums, in dem die
nach Aktivierung des Krisenprotokolls zu ergreifenden Maflnahmen
durchzufiihren sind und der strikt auf das zur Bewiltigung der be-
sonderen auBergewohnlichen Umstinde erforderliche Mall be-
schrankt ist;

e) Schutzvorkehrungen zur Vermeidung negativer Auswirkungen auf
die Ausiibung der in der Charta verankerten Grundrechte, insbeson-
dere der Meinungs- und Informationsfreiheit und des Rechts auf
Nichtdiskriminierung;

f) ein Verfahren filir die 6ffentliche Berichterstattung {iber alle ergriffe-
nen MaBnahmen, ihre Dauer und ihre Ergebnisse nach Beendigung
der Krisensituation.
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(5)  Ist die Kommission der Auffassung, dass ein Krisenprotokoll der
Krisensituation nicht wirksam begegnet oder die Ausiibung der in Ab-
satz 4 Buchstabe e genannten Grundrechte nicht schiitzt, fordert sie die
Beteiligten auf, das Krisenprotokoll zu iiberarbeiten, auch durch die
Ergreifung zusitzlicher Maflnahmen.

KAPITEL 1V

UMSETZUNG, ZUSAMMENARBEIT, SANKTIONEN UND
DURCHSETZUNG

ABSCHNITT 1

Zustindige Behorden und nationale Koordinatoren fiir digitale
Dienste

Artikel 49

Zustindige Behorden und Koordinatoren fiir digitale Dienste

(1) Die Mitgliedstaaten benennen eine oder mehrere zustdndige Be-
horden, die fiir die Beaufsichtigung der Anbieter von Vermittlungsdiens-
ten und die Durchsetzung dieser Verordnung zustindig sind (im Fol-
genden ,,zustdndige Behdrden®).

(2) Die Mitgliedstaaten benennen eine der zustindigen Behorden als
ihren Koordinator fiir digitale Dienste. Der Koordinator fiir digitale
Dienste ist fiir alle Fragen im Zusammenhang mit der Uberwachung
und Durchsetzung dieser Verordnung in diesem Mitgliedstaat zustdndig,
es sei denn, der betreffende Mitgliedstaat hat bestimmte besondere Auf-
gaben oder Sektoren anderen zustdndigen Behdrden iibertragen. Der
Koordinator fiir digitale Dienste ist in jedem Fall dafiir zustidndig, die
Koordinierung dieser Angelegenheiten auf nationaler Ebene sicher-
zustellen und zu einer wirksamen und einheitlichen Uberwachung und
Durchsetzung dieser Verordnung in der gesamten Union beizutragen.

Zu diesem Zweck arbeiten die Koordinatoren fiir digitale Dienste unter-
einander sowie mit anderen nationalen zustdndigen Behorden, dem Gre-
mium und der Kommission zusammen, unbeschadet der Moglichkeit der
Mitgliedstaaten, Mechanismen fiir die Zusammenarbeit und einen regel-
maBigen Meinungsaustausch zwischen dem Koordinator fiir digitale
Dienste und anderen nationalen Behorden vorzusehen, sofern dies fiir
die Wahrnehmung ihrer jeweiligen Aufgaben von Bedeutung ist.

Benennt ein Mitgliedstaat neben dem Koordinator fiir digitale Dienste
eine oder mehrere zustindige Behorden, so stellt er sicher, dass die
jeweiligen Aufgaben dieser Behorden und des Koordinators fiir digitale
Dienste klar definiert sind und dass sie bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben eng und wirksam zusammenarbeiten.

(3) Die Mitgliedstaaten benennen die Koordinatoren flir digitale
Dienste bis zum 17. Februar 2024.

Die Mitgliedstaaten machen die Namen ihrer als Koordinator fiir digi-
tale Dienste benannten zustdndigen Behorden und Informationen darii-
ber, wie sie kontaktiert werden konnen, 6ffentlich zugénglich und teilen
diese der Kommission und dem Gremium mit. Der betreffende Mitglied-
staat teilt der Kommission und dem Gremium den Namen der anderen
in Absatz 2 genannten zustindigen Behorden sowie deren jeweilige
Aufgaben mit.
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(4)  Die in den Artikeln 50, 51 und 56 festgelegten Bestimmungen fiir
die Koordinatoren fiir digitale Dienste gelten auch fiir alle anderen
zustidndigen Behorden, die die Mitgliedstaaten gemél Absatz 1 des vor-
liegenden Artikels benennen.

Artikel 50

Anforderungen an Koordinatoren fiir digitale Dienste

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ihre Koordinatoren fiir
digitale Dienste ihre Aufgaben im Rahmen dieser Verordnung unpartei-
isch, transparent und zeitnah erfiillen. Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir,
dass ihren Koordinatoren fiir digitale Dienste alle erforderlichen Res-
sourcen zur Ausfiihrung ihrer Aufgaben zur Verfiigung stehen, ein-
schlieBlich ausreichender technischer, finanzieller und personeller Res-
sourcen fiir eine angemessene Beaufsichtigung aller in ihren Zusténdig-
keitsbereich fallenden Anbieter von Vermittlungsdiensten. Jeder Mit-
gliedstaat sorgt dafiir, dass sein Koordinator fiir digitale Dienste seinen
Haushalt innerhalb dessen Gesamtobergrenzen ausreichend autonom
verwalten kann, damit die Unabhdngigkeit des Koordinators fiir digitale
Dienste nicht beeintrachtigt wird.

(2) Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und Befugnisse gemél
dieser Verordnung handeln die Koordinatoren fiir digitale Dienste vollig
unabhingig. Sie arbeiten frei von dufleren Einfliissen und diirfen weder
direkt noch indirekt Weisungen von anderen Behdrden oder privaten
Stellen einholen oder entgegennehmen.

(3) Absatz 2 dieses Artikels ldsst die Aufgaben der Koordinatoren fiir
digitale Dienste innerhalb des in dieser Verordnung vorgesehenen Uber-
wachungs- und Durchsetzungssystems und die Zusammenarbeit mit an-
deren zustdndigen Behorden gemidfl Artikel 49 Absatz 2 unberiihrt.
Absatz 2 dieses Artikels steht der Ausiibung der gerichtlichen Kontrolle
nicht entgegen, und er beriihrt ferner nicht die angemessenen Rechen-
schaftspflichten in Bezug auf die allgemeinen Tatigkeiten der Koordina-
toren fiir digitale Dienste, wie Finanzausgaben oder Berichterstattung an
die nationalen Parlamente, sofern diese Pflichten die Verwirklichung der
Ziele dieser Verordnung nicht untergraben.

Artikel 51

Befugnisse der Koordinatoren fiir digitale Dienste

(1)  Soweit dies fiir die Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Rahmen
dieser Verordnung erforderlich ist, verfiigen die Koordinatoren fiir digi-
tale Dienste iliber folgende Untersuchungsbefugnisse in Bezug auf Ver-
haltensweisen von Anbietern von Vermittlungsdiensten, die in die Zu-
standigkeit ihres Mitgliedstaats fallen:

a) die Befugnis, von diesen Anbietern sowie von allen anderen Per-
sonen, die zu Zwecken ihrer gewerblichen, geschéftlichen, hand-
werklichen oder beruflichen Titigkeit handeln und Kenntnis von
Informationen iiber eine mutmafliche Zuwiderhandlung gegen diese
Verordnung haben diirften, einschlieBlich Organisationen, die die
Priifungen geméf Artikel 37 und Artikel 75 Absatz 2 durchfiihren,
zu verlangen, dass sie diese Informationen unverziiglich iibermitteln,
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b) die Befugnis, in allen Raumlichkeiten, die diese Anbieter oder diese
Personen zu Zwecken ihrer gewerblichen, geschéftlichen, handwerk-
lichen oder beruflichen Tétigkeit nutzen, Nachpriifungen durchzufiih-
ren oder eine Justizbehdrde in ihrem Mitgliedstaat zur Anordnung
solcher Nachpriifungen aufzufordern, oder andere Behorden auf-
zufordern, dies zu tun, um Informationen iiber eine mutmalliche
Zuwiderhandlung unabhingig vom Speichermedium zu untersuchen,
sicherzustellen oder Kopien davon anzufertigen oder zu erhalten,

c) die Befugnis, alle Mitarbeiter oder Vertreter dieser Anbieter oder
Personen aufzufordern, Erkldrungen zu allen Informationen im Zu-
sammenhang mit einer mutmaflichen Zuwiderhandlung abzugeben,
und die Antworten mit ihrer Einwilligung mit beliebigen technischen
Mitteln aufzuzeichnen.

(2)  Soweit dies fiir die Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Rahmen
dieser Verordnung erforderlich ist, verfiigen die Koordinatoren fiir digi-
tale Diente iiber folgende Durchsetzungsbefugnisse gegeniiber Anbietern
von Vermittlungsdiensten, die in die Zustdndigkeit ihres Mitgliedstaats
fallen:

a) die Befugnis, die Verpflichtungszusagen dieser Anbicter in Bezug
auf die Einhaltung dieser Verordnung anzunehmen und diese Ver-
pflichtungszusagen fiir bindend zu erkléren,

b) die Befugnis zur Anordnung der Einstellung von Zuwiderhandlungen
und gegebenenfalls Verhdngung von Abhilfemalnahmen, die in ei-
nem angemessenen Verhéltnis zur Zuwiderhandlung stehen und er-
forderlich sind, um die Zuwiderhandlung wirksam zu beenden, oder
zur Aufforderung einer Justizbehdrde in ihrem Mitgliedstaat, dies zu
tun,

¢) die Befugnis zur Verhdngung von Geldbuflen oder zur Aufforderung
einer Justizbehdrde in ihrem Mitgliedstaat, dies zu tun, geméal Ar-
tikel 52 wegen Nichteinhaltung dieser Verordnung, auch der nach
Absatz 1 des vorliegenden Artikels erlassenen Untersuchungsanord-
nungen,

d) die Befugnis zur Verhdngung eines Zwangsgelds oder zur Aufforde-
rung einer Justizbehdrde in ithrem Mitgliedstaat, dies zu tun, gemél
Artikel 52, um sicherzustellen, dass eine Zuwiderhandlung nach ei-
nem gemdl Buchstabe b dieses Unterabsatzes erlassenen Beschluss
oder die Nichtbefolgung einer der gemédll Absatz 1 des vorliegenden
Artikels erlassenen Untersuchungsanordnungen beendet wird;

e) die Befugnis, einstweilige MaBnahmen zur Vermeidung der Gefahr
eines schwerwiegenden Schadens zu ergreifen oder die zustindigen
nationalen Justizbehdrden in ihrem Mitgliedstaat hierzu aufzufordern.

In Bezug auf Unterabsatz 1 Buchstaben ¢ und d verfiigen die Koor-
dinatoren fiir digitale Dienste auch gegeniiber den anderen in Absatz 1
genannten Personen bei Nichtbefolgung von Anordnungen, die ihnen
gemill dem genannten Absatz erteilt wurden, liber die in diesen Buch-
staben genannten Durchsetzungsbefugnisse. Sie iiben diese Durchset-
zungsbefugnisse erst aus, nachdem sie diesen anderen Personen recht-
zeitig alle einschldgigen Informationen im Zusammenhang mit solchen
Anordnungen zur Kenntnis bringen, einschlieBlich des Geltungszeit-
raums, der GeldbuBen oder Zwangsgelder, die wegen Nichtbefolgung
verhdngt werden konnen, und der Rechtsbehelfsmdglichkeiten.
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(3)  Soweit dies zur Erflillung ihrer Aufgaben im Rahmen dieser Ver-
ordnung erforderlich ist, haben die Koordinatoren fiir digitale Dienste in
Bezug auf Anbieter von Vermittlungsdiensten, die in die Zustdndigkeit
ihres Mitgliedstaats fallen, in Fallen, in denen alle anderen Befugnisse
nach diesem Artikel zur Einstellung einer Zuwiderhandlung aus-
geschopft sind, die Zuwiderhandlung nicht behoben wurde oder anhélt
und einen schwerwiegenden Schaden verursacht, der durch die Aus-
iibung anderer Befugnisse nach Unionsrecht oder nationalem Recht
nicht vermieden werden kann, die Befugnis, folgende Maflnahmen zu
ergreifen:

a) vom Leitungsorgan desjenigen Anbieters zu verlangen, dass es die
Lage unverziiglich priift, einen Aktionsplan annimmt und vorlegt, in
dem die zur Einstellung der Zuwiderhandlung erforderlichen Mafi-
nahmen dargelegt werden, sicherstellt, dass der Anbieter diese Maf-
nahmen ergreift, und iiber die getroffenen MaBnahmen Bericht er-
stattet,

b) ist der Koordinator fiir digitale Dienste der Auffassung, dass ein
Anbieter von Vermittlungsdiensten die in Buchstabe a genannten
Anforderungen nicht ausreichend erfiillt hat, dass die Zuwiderhand-
lung nicht behoben wurde oder anhédlt und einen schwerwiegenden
Schaden verursacht und dass die Zuwiderhandlung eine Straftat dar-
stellt, die das Leben oder die Sicherheit von Personen bedroht, so
fordert er die zustdndige Justizbehdrde seines Mitgliedstaats auf,
anzuordnen, dass der Zugang der Nutzer zu dem von der Zuwider-
handlung betroffenen Dienst oder — nur wenn dies technisch nicht
moglich ist — zur Online-Schnittstelle des Anbieters von Vermitt-
lungsdiensten, auf der die Zuwiderhandlung erfolgt, voriibergehend
eingeschrinkt wird.

Sofern der Koordinator fiir digitale Dienste nicht gemal3 Artikel 82 auf
Verlangen der Kommission titig wird, gibt er vor der Ubermittlung der
in Unterabsatz 1 Buchstabe b dieses Absatzes genannten Aufforderung
Beteiligten Gelegenheit, innerhalb einer Frist von mindestens zwei Wo-
chen schriftlich dazu Stellung zu nehmen, wobei er die beabsichtigten
MaBnahmen darlegt und den bzw. die Adressaten der Aufforderung
nennt. Der Anbieter von Vermittlungsdiensten, der Adressat bzw. die
Adressaten und jeder andere Dritte, der ein berechtigtes Interesse nach-
weist, ist bzw. sind berechtigt, an dem Verfahren vor der zustindigen
Justizbehdrde teilzunehmen. Jede angeordnete MaBnahme muss der Art,
Schwere, Wiederholung und Dauer der Zuwiderhandlung angemessen
sein, ohne den Zugang der Nutzer des betreffenden Dienstes zu recht-
mifigen Informationen ungebiihrlich einzuschranken.

Die Beschrinkung des Zugangs gilt filir einen Zeitraum von vier Wo-
chen, wobei die zustindige Justizbehdrde in ihrer Anordnung die Mdg-
lichkeit hat, dem Koordinator fiir digitale Dienste zu gestatten, diesen
Zeitraum bis zu einer von dieser Justizbehorde festgelegten Hochstzahl
von weiteren Zeitrdumen derselben Dauer zu verldngern. Der Koordina-
tor fur digitale Dienste verlingert den Zeitraum nur, wenn er unter
Berticksichtigung der Rechte und Interessen aller von dieser Beschrén-
kung betroffenen Parteien und aller relevanten Umsténde, einschlieBlich
aller Informationen, die der Anbieter von Vermittlungsdiensten, der
Adressat bzw. die Adressaten und jeder andere Dritte, der bzw. die
ein berechtigtes Interesse nachgewiesen hat bzw. haben, ihm zur Ver-
fiigung stellen kann, der Auffassung ist, dass die beiden folgenden
Bedingungen erfiillt sind:

a) der Anbieter von Vermittlungsdiensten hat es versdumt, die erforder-
lichen Mafinahmen zur Beendigung der Zuwiderhandlung zu ergrei-
fen,
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b) die voriibergehende Beschriankung schriankt den Zugang der Nutzer
zu rechtméfigen Informationen nicht ungebiihrlich ein, wobei die
Zahl der betroffenen Nutzer und die Frage, ob es geeignete und
leicht zugingliche Alternativen gibt, zu beriicksichtigen sind.

Ist der Koordinator fiir digitale Dienste der Auffassung, dass die in
Unterabsatz 3 Buchstaben a und b dargelegten Bedingungen erfiillt sind,
kann aber dennoch die Frist geméd Unterabsatz 3 nicht weiter verldn-
gern, so richtet er eine neue Aufforderung geméll Unterabsatz 1 Buch-
stabe b an die zustdndige Justizbehorde.

(4) Die in den Absitzen 1, 2 und 3 aufgefiihrten Befugnisse gelten
unbeschadet des Abschnitts 3.

(5) Die von den Koordinatoren fiir digitale Dienste in Ausiibung
ihrer in den Absédtzen 1, 2 und 3 genannten Befugnisse ergriffenen
MafBnahmen miissen wirksam, abschreckend und verhdltnismafig sein,
wobei insbesondere die Art, Schwere, Wiederholung und Dauer der
Zuwiderhandlung oder der mutmaBlichen Zuwiderhandlung, auf den
sich diese Mafinahmen beziehen, sowie gegebenenfalls die wirtschaftli-
che, technische und operative Leistungsfahigkeit des betreffenden An-
bieters von Vermittlungsdiensten zu beriicksichtigen sind.

(6) Die Mitgliedstaaten legen spezifische Bedingungen und Verfah-
ren fiir die Ausiibung der Befugnisse geméll den Absétzen 1, 2 und 3
fest und stellen sicher, dass jede Auslibung dieser Befugnisse angemes-
senen Garantien unterliegt, die im anwendbaren nationalen Recht unter
Einhaltung der Charta und der allgemeinen Grundsitze des EU-Rechts
festgelegt sind. Insbesondere diirfen diese Ma3inahmen nur im Einklang
mit dem Recht auf Achtung des Privatlebens und mit den Verteidi-
gungsrechten, einschlieBlich des Rechts auf rechtliches Gehor und auf
Akteneinsicht, und vorbehaltlich des Rechts aller betroffenen Parteien
auf einen wirksamen gerichtlichen Rechtsbehelf getroffen werden.

Artikel 52

Sanktionen

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen Vorschriften liber Sanktionen, die
bei Zuwiderhandlungen der Anbieter von Vermittlungsdiensten, die in
ihre Zustandigkeit fallen, gegen diese Verordnung zu verhédngen sind,
und treffen alle fiir die Anwendung der Sanktionen im Einklang mit
Artikel 51 erforderlichen Mafinahmen.

(2)  Sanktionen miissen wirksam, verhdltnismiBig und abschreckend
sein. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission diese Vorschriften und
MaBnahmen mit und melden ihr unverziiglich alle diesbeziiglichen An-
derungen.

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Hochstbetrag der
GeldbufBlen, die bei Nichteinhaltung einer in dieser Verordnung fest-
gelegten Verpflichtung verhdngt werden konnen, 6 % des weltweiten
Jahresumsatzes des betreffenden Anbieters von Vermittlungsdiensten im
vorangegangenen Geschéftsjahr betrdgt. Die Mitgliedstaaten stellen si-
cher, dass der Hochstbetrag der GeldbuBlen, die bei Bereitstellung un-
richtiger, unvollstdndiger oder irrefithrender Informationen, beim Ver-
sdumnis einer Antwort oder der Berichtigung unrichtiger, unvollstindi-
ger oder irrefithrender Informationen sowie bei der Nichtduldung einer
Nachpriifung verhdngt werden konnen, 1 % des weltweiten Jahres-
umsatzes des betreffenden Anbieters von Vermittlungsdiensten oder
der betreffenden Person im vorangegangenen Geschéftsjahr betrigt.
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(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Hochstbetrag eines
Zwangsgelds 5 % des durchschnittlichen weltweiten Tagesumsatzes
oder der durchschnittlichen weltweiten Tageseinnahmen des betreffen-
den Anbieters von Vermittlungsdiensten im vorangegangenen Ge-
schiftsjahr, berechnet ab dem in dem betreffenden Beschluss genannten
Datum, betrigt.

Artikel 53

Beschwerderecht

Die Nutzer sowie jegliche Einrichtungen, Organisationen oder Vereini-
gungen, die mit der Wahrnehmung der mit dieser Verordnung iiber-
tragenen Rechte beauftragt sind, haben das Recht, beim Koordinator
fiir digitale Dienste des Mitgliedstaats, in dem der Nutzer des Dienstes
sich aufhdlt oder niedergelassen ist, Beschwerde gegen Anbieter von
Vermittlungsdiensten wegen einer mutmaflichen Zuwiderhandlung ge-
gen diese Verordnung einzulegen. Der Koordinator fiir digitale Dienste
priift die Beschwerde und leitet sie gegebenenfalls an den Koordinator
fiir digitale Dienste am Niederlassungsort weiter; falls er es fiir an-
gebracht hilt, fiigt er eine Stellungnahme hinzu. Fillt die Beschwerde
in die Zustidndigkeit einer anderen zustindigen Behorde in seinem Mit-
gliedstaat, leitet der Koordinator fiir digitale Dienste, der die Be-
schwerde erhilt, sie an diese Behorde weiter. Wahrend dieser Verfahren
haben beide Parteien das Recht, angehort zu werden und angemessen
iiber den Stand der Beschwerde nach Mafligabe des nationalen Rechts
unterrichtet zu werden.

Artikel 54
Entschidigung

Nutzer haben das Recht, im Einklang mit dem EU-Recht und nationalen
Recht Schadenersatz von Anbietern von Vermittlungsdiensten fiir et-
waige Schiden oder Verluste zu fordern, die aufgrund eines VerstoB3es
dieser Anbieter gegen die Verpflichtungen gemél dieser Verordnung
entstanden sind.

Artikel 55
Tiatigkeitsberichte

(1) Die Koordinatoren fiir digitale Dienste erstellen Jahresberichte
iiber ihre Tétigkeiten im Rahmen dieser Verordnung, einschlieBlich
der Zahl der eingegangenen Beschwerden gemidf3 Artikel 53 und einer
Ubersicht iiber entsprechende FolgemaBnahmen. Die Koordinatoren fiir
digitale Dienste machen die Jahresberichte vorbehaltlich der geltenden
Vorschriften iiber die Vertraulichkeit von Informationen gemdBl Arti-
kel 84 in einem maschinenlesbaren Format der Offentlichkeit zuging-
lich und iibermitteln sie der Kommission und dem Gremium.

(2)  Der Jahresbericht enthdlt ferner folgende Angaben:

a) Anzahl und Gegenstand der Anordnungen zum Vorgehen gegen
rechtswidrige Inhalte und der Auskunftsanordnungen, die gemél
den Artikeln 9 und 10 von einer nationalen Justiz- oder Verwal-
tungsbehorde des Mitgliedstaats des Koordinators fiir digitale
Dienste erlassen wurden,

b) die Befolgung dieser Anordnungen, wie dem Koordinator fiir digitale
Dienste gemdl den Artikeln 9 und 10 mitgeteilt.
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(3) Hat ein Mitgliedstaat gemél Artikel 49 mehrere zustindige Be-
horden benannt, so stellt er sicher, dass der Koordinator fiir digitale
Dienste einen einzigen Bericht liber die Tétigkeiten aller zustindigen
Behorden erstellt und dass der Koordinator fiir digitale Dienste alle
einschldgigen Informationen und Unterstiitzung von den entsprechenden
anderen zustindigen Behorden erhilt.

ABSCHNITT 2

Zustindigkelit, koordinierte Untersuchungen und
Kohdirenzmechanismen

Artikel 56
Zustindigkeit

(1)  Abgesehen von den Befugnissen gemill Absatz 2, 3 und 4 ver-
fiigt der Mitgliedstaat, in dem sich die Hauptniederlassung des Anbie-
ters von Vermittlungsdiensten befindet iiber ausschlieBliche Befugnisse
diese Verordnung zu iiberwachen und durchzusetzen.

(2) Die Kommission verfiigt iiber ausschlieSliche Befugnisse Kapi-
tel IIT Abschnitt 5 u liberwachen und durchzusetzen.

(3) Die Kommission verfiigt iiber Befugnisse diese Verordnung ge-
geniiber Anbietern sehr grofler Online-Plattformen und sehr grofier On-
line-Suchmaschinen zu iiberwachen und durchzusetzen, wobei es sich
um andere Befugnisse als die in Kapitel III Abschnitt 5 dieser Verord-
nung genannten handelt.

(4) Hat die Kommission kein Verfahren wegen desselben Verstofes
eingeleitet, verfiigt der Mitgliedstaat, in dem sich die Hauptniederlas-
sung des Anbieters einer sehr grofen Online-Plattform oder einer sehr
groBen Online-Suchmaschine befindet, iiber die Befugnisse die Ver-
pflichtungen dieser Verordnung in Bezug auf diese Anbieter, sofern
sie nicht in Kapitel III Abschnitt 5 festgelegt sind zu liberwachen und
durchzusetzen.

(5)  Die Mitgliedstaaten und die Kommission sorgen in enger Zusam-
menarbeit flir die Uberwachung und Durchsetzung der Bestimmungen
dieser Verordnung.

(6) Hat ein Anbieter von Vermittlungsdiensten, der keine Niederlas-
sung in der EU, verfiigt der Mitgliedstaat, in dem dessen gesetzlicher
Vertreter ansédssig oder niedergelassen ist, oder die Kommission gemaf
den Absdtzen 1 und 4 dieses Artikels gegebenenfalls iiber die Befug-
nisse die einschldgigen Verpflichtungen gemél dieser Verordnung zu
iiberwachen und durchzusetzen.

(7)  Benennt ein Anbieter von Vermittlungsdiensten keinen gesetzli-
chen Vertreter gemidf3 Artikel 13, so verfiigen alle Mitgliedstaaten und
im Falle eines Anbieters einer sehr groen Online-Plattform oder einer
sehr groBen Online-Suchmaschine die Kommission iiber diese Befug-
nisse gemidll diesem Artikel zu {iberwachen und durchzusetzen.
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Beabsichtigt ein Koordinator fiir digitale Dienste, seine Befugnisse ge-
méal diesem Absatz auszuiiben, so unterrichtet er alle anderen Koor-
dinatoren fiir digitale Dienste und die Kommission und stellt sicher,
dass die in der Charta verankerten geltenden Garantien eingehalten
werden, insbesondere um zu vermeiden, dass ein und dasselbe Verhal-
ten mehr als einmal wegen Zuwiderhandlung gegen die in dieser Ver-
ordnung festgelegten Pflichten sanktioniert wird. Beabsichtigt die Kom-
mission, ihre Befugnisse gemél diesem Absatz auszuiiben, unterrichtet
sie alle anderen Koordinatoren fiir digitale Dienste von dieser Absicht.
Ist eine Unterrichtung gemif diesem Absatz erfolgt, so leiten die ande-
ren Mitgliedstaaten keine Verfahren wegen desselben Verstofles wie
dem in der Unterrichtung genannten ein.

Artikel 57
Gegenseitige Amtshilfe

(1)  Im Hinblick auf eine einheitliche und effiziente Anwendung die-
ser Verordnung arbeiten die Koordinatoren fiir digitale Dienste und die
Kommission eng zusammen und leisten einander gegenseitige Amtshil-
fe. Die gegenseitige Amtshilfe umfasst insbesondere den Informations-
austausch gemdB diesem Artikel und die Pflicht des Koordinators fiir
digitale Dienste am Niederlassungsort, alle Koordinatoren fiir digitale
Dienste am Bestimmungsort, das Gremium und die Kommission {iber
die Einleitung von Untersuchungen und die Absicht, eine endgiiltige
Entscheidung in Bezug auf einen spezifischen Anbieter von Vermitt-
lungsdiensten zu treffen, einschliefSlich seiner Bewertung, zu unterrich-
ten.

(2)  Fir die Zwecke einer Untersuchung kann der Koordinator fiir
digitale Dienste am Niederlassungsort andere Koordinatoren fiir digitale
Dienste auffordern, spezifische Informationen iiber einen bestimmten
Anbieter von Vermittlungsdiensten, liber die sie verfiigen, bereitzustel-
len oder ihre in Artikel 51 Absatz 1 genannten Untersuchungsbefugnisse
in Bezug auf spezifische Informationen, die sich in ihrem Mitgliedstaat
befinden, auszuiiben. Gegebenenfalls kann der Koordinator fiir digitale
Dienste, der eine solche Aufforderung erhélt, andere zustindige Behor-
den oder andere Behdrden des betreffenden Mitgliedstaats mit einbezie-
hen.

(3) Der Koordinator fiir digitale Dienste, an den eine Aufforderung
gemill Absatz 2 ergeht, kommt dieser Aufforderung nach und unter-
richtet den Koordinator fiir digitale Dienste des Mitgliedsstaats der Nie-
derlassung unverziiglich und spitestens zwei Monate nach deren Ein-
gang iiber die ergriffenen Mallnahmen, es sei denn,

a) der Umfang des Gegenstands der Aufforderung ist mit Blick auf den
Zweck der Untersuchung nicht ausreichend spezifiziert, nicht ausrei-
chend begriindet oder nicht angemessen, oder

b) weder der Koordinator fiir digitale Dienste, an den die Aufforderung
ergeht, noch eine andere Behorde dieses Mitgliedstaats verfiigt tiber
die angeforderten Informationen oder hat den Zugang zu diesen
Informationen, oder

¢) der Aufforderung kann nicht nachgekommen werden, ohne dass da-
durch gegen Unionsrecht oder nationales Recht verstoen wird,

Der Koordinator fiir digitale Dienste, der eine solche Aufforderung
erhilt, begriindet seine Ablehnung durch eine mit Griinden versehene
Antwort innerhalb der in Unterabsatz 1 genannten Frist.
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Artikel 58

Grenziiberschreitende Zusammenarbeit zwischen Koordinatoren
fiir digitale Dienste

(1) Hat ein Koordinator fiir digitale Dienste am Bestimmungsort
Grund zu der Annahme, dass ein Anbieter von Vermittlungsdiensten
auf eine Weise gegen diese Verordnung verstofen hat, die sich negativ
auf die Nutzer des Dienstes im Mitgliedstaat des Koordinators fiir digi-
tale Dienste auswirkt, so kann er — sofern dic Kommission nicht auf-
grund derselben mutmalBlichen Zuwiderhandlung eine Untersuchung
eingeleitet hat — den Koordinator filir digitale Dienste am Niederlas-
sungsort auffordern, die Angelegenheit zu priifen und die erforderlichen
Untersuchungs- und DurchsetzungsmaBinahmen zu ergreifen, um die
Einhaltung dieser Verordnung sicherzustellen.

(2)  Auf Aufforderung von mindestens drei Koordinatoren fiir digitale
Dienste am Bestimmungsort, die Grund zu der Annahme haben, dass
ein spezifischer Anbieter von Vermittlungsdiensten gegen diese Verord-
nung auf eine Weise verstolen hat, die sich negativ auf Nutzer in ihren
Mitgliedstaaten auswirkt, kann das Gremium — sofern die Kommission
nicht aufgrund derselben Zuwiderhandlung eine Untersuchung eingelei-
tet hat — den Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort
auffordern, die Angelegenheit zu priifen und die erforderlichen Unter-
suchungs- und DurchsetzungsmaBnahmen zu ergreifen, um die Einhal-
tung dieser Verordnung sicherzustellen.

(3) Eine Aufforderung gemidll Absatz 1 oder 2 muss hinreichend
begriindet sein und zumindest folgende Informationen enthalten:

a) die Kontaktstelle des betreffenden Anbieters von Vermittlungsdiens-
ten gemél Artikel 11;

b) eine Beschreibung der einschldgigen Fakten, der betreffenden Be-
stimmungen dieser Verordnung und der Griinde, aufgrund derer
der Koordinator fiir digitale Dienste, der die Aufforderung iibermit-
telt hat, oder das Gremium vermutet, dass der Anbieter gegen diese
Verordnung verstoflen hat, einschlieBlich der Beschreibung der ne-
gativen Auswirkungen der mutmaBlichen Zuwiderhandlung;

c) alle sonstigen Informationen, die der Koordinator fiir digitale Diens-
te, der die Aufforderung iibermittelt hat, oder das Gremium fiir
relevant hilt, gegebenenfalls einschlieBlich Informationen, die auf
eigene Initiative zusammengetragen wurden, oder Vorschldge fiir
spezifische Untersuchungs- oder Durchsetzungsmafinahmen, ein-
schlieBlich einstweiliger Mafinahmen.

(4)  Der Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort tragt
der Aufforderung gemifl der Absidtze 1 oder 2 dieses Artikels weitest-
gehend Rechnung. Ist er der Auffassung, dass er nicht iber ausrei-
chende Informationen verfiigt, um der Aufforderung Folge zu leisten,
und hat er Grund zu der Annahme, dass der Koordinator fiir digitale
Dienste, der die Aufforderung tibermittelt hat, oder das Gremium zu-
sitzliche Informationen bereitstellen konnte, so kann der Koordinator
fiir digitale Dienste am Niederlassungsort entweder diese Informationen
gemil Artikel 57 anfordern oder eine gemeinsame Untersuchung gemaf
Artikel 60 Absatz 1 ecinleiten, an der mindestens der Koordinator fiir
digitale Dienste, der die Aufforderung erteilt hat, teilnimmt. Die Frist
gemil} Absatz 5 dieses Artikels ruht, bis diese zusétzlichen Informatio-
nen vorliegen oder bis die Einladung zur Teilnahme an der gemein-
samen Untersuchung abgelehnt wurde.
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(5)  Der Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort teilt
dem Koordinator fiir digitale Dienste, der die Aufforderung iibermittelt
hat, und dem Gremium unverziiglich, in jedem Fall aber spétestens zwei
Monate nach Eingang der Aufforderung gemill Absatz 1 oder 2, die
Bewertung der mutmaflichen Zuwiderhandlung sowie eine Erlauterung
etwaiger Untersuchungs- oder Durchsetzungsmafnahmen mit, die in
diesem Zusammenhang ergriffen wurden oder geplant sind, um die
Einhaltung dieser Verordnung sicherzustellen.

Artikel 59

Befassung der Kommission

(1)  Geht keine Mitteilung innerhalb der in Artikel 58 Absatz 5 fest-
gelegten Frist ein, oder stimmt der Ausschuss der Bewertung oder den
gemdB Artikel 58 Absatz 5 ergriffenen oder geplanten MafBinahmen
nicht zu, sowie in den in Artikel 60 Absatz 3 genannten Féllen kann
das Gremium die Kommission unter Vorlage aller einschlagigen Infor-
mationen mit der Angelegenheit befassen. Diese Informationen umfas-
sen mindestens die an den Koordinator fiir digitale Dienste am Nieder-
lassungsort gerichtete Aufforderung oder Empfehlung, die Bewertung
dieses Koordinators fiir digitale Dienste, die Griinde fiir die Nicht-
zustimmung und alle zusétzlichen Informationen zur Unterstiitzung der
Befassung der Kommission.

(2) Die Kommission gibt innerhalb von zwei Monaten nach ihrer
Befassung gemidd Absatz 1 eine Bewertung der Angelegenheit ab, nach-
dem sie den Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort
konsultiert hat.

(3) Ist die Kommission gemdll Absatz 2 des vorliegenden Artikels
der Ansicht, dass die Bewertung oder die gemill Artikel 58 Absatz 5
ergriffenen oder geplanten Untersuchungs- oder Durchsetzungsmafnah-
men nicht mit dieser Verordnung vereinbar oder nicht ausreichend sind,
um ihre wirksame Durchsetzung zu gewihrleisten, teilt sie dem Koor-
dinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort und dem Gremium
ihren Standpunkt mit und fordert den Koordinator fiir digitale Dienste
am Niederlassungsort auf, die Angelegenheit zu iiberpriifen.

Der Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort ergreift die
erforderlichen Untersuchungs- oder Durchsetzungsmafinahmen, um die
Einhaltung dieser Verordnung sicherzustellen, wobei er den Standpunk-
ten und dem Uberpriifungsantrag der Kommission weitestgehend Rech-
nung trigt. Der Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort
unterrichtet die Kommission sowie den antragstellenden Koordinator fiir
digitale Dienste oder das Gremium, die Mainahmen geméll Artikel 58
Absatz 1 oder 2 ergriffen haben, innerhalb von zwei Monaten nach der
Beantragung der Uberpriifung iiber die ergriffenen MaBnahmen.

Artikel 60

Gemeinsame Untersuchungen

(1)  Der Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort kann
unter Beteiligung eines oder mehrerer anderer betreffenden Koordinato-
ren fiir digitale Dienste gemeinsame Untersuchungen einleiten und lei-
ten:

a) von Amts wegen, um eine mutmaBliche Zuwiderhandlung gegen
diese Verordnung durch einen bestimmten Anbieter von Vermitt-
lungsdiensten in mehreren Mitgliedstaaten zu untersuchen oder
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b) auf Empfehlung des Gremiums, das auf Antrag von mindestens drei
Koordinatoren fiir digitale Dienste handelt, die — auf der Grundlage
eines begriindeten Verdachts — eine Zuwiderhandlung durch einen
bestimmten Anbieter von Vermittlungsdiensten vermuten, durch die
Nutzer in ihren Mitgliedstaaten beeintrdchtigt werden.

(2)  Ein Koordinator fiir digitale Dienste, der nachweist, dass er ein
berechtigtes Interesse an der Teilnahme an einer gemeinsamen Unter-
suchung gemdfl Absatz 1 hat, kann eine solche beantragen. Die gemein-
same Untersuchung wird innerhalb von drei Monaten nach ihrer Ein-
leitung abgeschlossen, sofern die Teilnehmer nichts anderes vereinbaren.

Der Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort teilt seinen
vorldufigen Standpunkt zu der mutmaBlichen Zuwiderhandlung spétes-
tens einen Monat nach Ablauf der in Unterabsatz 1 genannten Frist allen
Koordinatoren fiir digitale Dienste, der Kommission und dem Gremium
mit. In dem vorldufigen Standpunkt werden die Ansichten aller Koor-
dinatoren fiir digitale Dienste, die an der gemeinsamen Untersuchung
teilnehmen, beriicksichtigt. Gegebenenfalls werden in diesem vorldu-
figen Standpunkt auch die vorgesehenen Durchsetzungsmafinahmen dar-
gelegt.

(3) Das Gremium kann die Kommission gemaBl Artikel 59 mit der
Angelegenheit befassen, wenn

a) der Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort seinen
vorldufigen Standpunkt nicht innerhalb der in Absatz 2 genannten
Frist mitgeteilt hat;

b) das Gremium mit dem vorldufigen Standpunkt des Koordinators fiir
digitale Dienste am Niederlassungsort im Wesentlichen nicht iiber-
einstimmt; oder

c) der Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort die ge-
meinsame Untersuchung nach der Empfehlung des Gremiums geméf
Absatz 1 Buchstabe b nicht unverziiglich eingeleitet hat.

(4) Bei der Durchfiihrung der gemeinsamen Untersuchung arbeiten
die Koordinatoren fiir digitale Dienste in guter Absicht zusammen, wo-
bei sie gegebenenfalls die Angaben des Koordinators fiir digitale
Dienste am Niederlassungsort und die Empfehlung des Gremiums be-
riicksichtigen. Die an der gemeinsamen Untersuchung beteiligten Koor-
dinatoren fiir digitale Dienste am Bestimmungsort sind berechtigt, auf
Ersuchen oder nach Konsultation des Koordinators fiir digitale Dienste
am Niederlassungsort ihre Untersuchungsbefugnisse gemafl Artikel 51
Absatz 1 in Bezug auf die von der mutmaBlichen Zuwiderhandlung
betroffenen Anbieter von Vermittlungsdiensten mit Blick auf Informa-
tionen und Raumlichkeiten in ihrem Hoheitsgebiet auszuiiben.

ABSCHNITT 3

Europiisches Gremium fiir digitale Dienste

Artikel 61

Europiisches Gremium fiir digitale Dienste

(1) Es wird eine unabhdngige Beratergruppe der Koordinatoren fiir
digitale Dienste fiir die Beaufsichtigung der Anbieter von Vermittlungs-
diensten mit der Bezeichnung ,Europdisches Gremium fiir digitale
Dienste” (im Folgenden ,,Gremium®) eingerichtet.
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(2) Das Gremium berdt die Koordinatoren fiir digitale Dienste und
die Kommission im Einklang mit dieser Verordnung, um folgende Ziele
zu erreichen:

a) Beitrag zur einheitlichen Anwendung dieser Verordnung und zur
wirksamen Zusammenarbeit der Koordinatoren fiir digitale Dienste
und der Kommission in Angelegenheiten, die unter diese Verord-
nung fallen;

b) Koordinierung und Mitwirkung an Leitlinien und Analysen der
Kommission, der Koordinatoren fiir digitale Dienste und anderer
zustdndiger Behorden zu neu auftretenden Fragen in Bezug auf An-
gelegenheiten, die unter diese Verordnung fallen, im gesamten Bin-
nenmarkt;

¢) Unterstiitzung der Koordinatoren fiir digitale Dienste und der Kom-
mission bei der Beaufsichtigung sehr groBer Online-Plattformen.

Artikel 62

Struktur des Gremiums

(1) Das Gremium setzt sich aus den Koordinatoren fiir digitale
Dienste zusammen, die durch hochrangige Beamte vertreten werden.
Benennt ein Mitgliedstaat oder benennen mehrere Mitgliedstaaten kei-
nen Koordinator fiir digitale Dienste hindert dies das Gremium nicht
daran, seine Aufgaben nach dieser Verordnung wahrzunehmen. Sofern
dies im nationalen Recht vorgesehen ist, konnen sich neben dem Koor-
dinator fiir digitale Dienste auch andere zustindige Behorden, die mit
spezifischen operativen Zusténdigkeiten fiir die Anwendung und Durch-
setzung dieser Verordnung betraut sind, an der Arbeit des Gremiums
beteiligen. Weitere nationale Behorden kénnen zu den Sitzungen einge-
laden werden, wenn die erorterten Fragen fiir sie von Belang sind.

(2)  Den Vorsitz des Gremiums fiihrt die Kommission. Die Kommis-
sion beruft die Sitzungen ein und bereitet die Tagesordnung im Ein-
klang mit den Aufgaben des Gremiums gemél dieser Verordnung und
im Einklang mit seiner Geschiftsordnung vor. Wird das Gremium er-
sucht, eine Empfehlung gemédl dieser Verordnung anzunehmen, so stellt
sie dieses Ersuchen den anderen Koordinatoren fiir digitale Dienste
unverziiglich tiber das Informationsaustauschsystem geméifl Artikel 85
bereit.

(3) Jeder Mitgliedstaat verfligt {iber eine Stimme. Die Kommission
hat kein Stimmrecht.

Das Gremium nimmt seine Beschliisse mit einfacher Mehrheit an. Bei
der Annahme seiner Empfehlung an die Kommission nach Artikel 36
Absatz 1 Unterabsatz 1, stimmt das Gremium innerhalb von 48 Stunden
ab, nachdem der Vorsitzende des Gremiums das Ersuchen gestellt hat.

(4) Die Kommission leistet administrative und analytische Unterstiit-
zung fiir die Tétigkeiten des Gremiums gemél dieser Verordnung.

(5) Das Gremium kann Sachverstindige und Beobachter zu seinen
Sitzungen einladen und mit anderen Einrichtungen und sonstigen Stellen
der Union sowie Beratergruppen und gegebenenfalls mit externen Sach-
verstindigen zusammenarbeiten. Das Gremium macht der Offentlichkeit
die Ergebnisse dieser Zusammenarbeit zuginglich.
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(6)  Das Gremium kann interessierte Kreise konsultieren und stellt die
Ergebnisse dieser Konsultation 6ffentlich zur Verfiigung.

(7)  Das Gremium gibt sich nach Zustimmung der Kommission eine
Geschéftsordnung.

Artikel 63

Aufgaben des Gremiums

(1)  Soweit dies zur Erreichung der in Artikel 61 Absatz 2 genannten
Ziele erforderlich ist, nimmt das Gremium insbesondere folgende Auf-
gaben wahr:

a) Unterstiitzung der Koordinierung gemeinsamer Untersuchungen;

b) Unterstiitzung der zustindigen Behorden bei der Analyse der Be-
richte und Ergebnisse von Priifungen sehr grofer Online-Plattformen
oder sehr grofer Online-Suchmaschinen, die gemil dieser Verord-
nung zu lbermitteln sind;

¢) Abgabe von Stellungnahmen, Empfehlungen oder Ratschldgen an die
Koordinatoren fiir digitale Dienste im Einklang mit dieser Verord-
nung, wobei insbesondere die Dienstleistungsfreiheit der Anbieter
von Vermittlungsdiensten zu beriicksichtigen ist;

d) Beratung der Kommission hinsichtlich der in Artikel 66 genannten
MaBnahmen und Abgabe von Stellungnahmen in Bezug auf sehr
grole Online-Plattformen oder sehr grofe Online-Suchmaschinen
gemil dieser Verordnung;

e) Unterstiitzung und Foérderung der Entwicklung und Umsetzung eu-
ropdischer Normen, Leitlinien, Berichte, Vorlagen und Verhaltens-
kodizes in Zusammenarbeit mit den einschldgigen Interessentrigern
gemil dieser Verordnung, u. a. durch Abgabe von Stellungnahmen
oder Empfehlungen zu Angelegenheiten im Zusammenhang mit Ar-
tikel 44, sowie Bestimmung neu auftretender Fragen in Bezug auf
Angelegenheiten, die unter diese Verordnung fallen.

(2) Die Koordinatoren fiir digitale Dienste und gegebenenfalls andere
zustidndige Behorden, die den vom Gremium an sie gerichteten Stellung-
nahmen, Aufforderungen oder Empfehlungen nicht folgen, geben bei
der Berichterstattung gemil3 dieser Verordnung oder bei der Annahme
ihrer einschldgigen Beschliisse gegebenenfalls die Griinde dafiir, ein-
schlielich einer Erlduterung zu den Untersuchungen und Mafinahmen,
die sie durchgefiihrt haben, an.

ABSCHNITT 4

Beaufsichtigung, Untersuchung, Durchsetzung und Uberwachung in
Bezug auf Anbieter sehr grofier Online-Plattformen und sehr grofier
Online-Suchmaschinen

Artikel 64

Entwicklung von Sachkenntnis und Kapazititen

(1) Die Kommission entwickelt in Zusammenarbeit mit den Koor-
dinatoren fiir digitale Dienste und dem Gremium Sachkenntnis und
Kapazititen der Union, gegebenenfalls auch durch die Entsendung
von Personal der Mitgliedstaaten.
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(2)  Dariiber hinaus koordiniert die Kommission, in Zusammenarbeit
mit den Koordinatoren fiir digitale Dienste und dem Gremium die Be-
wertung systemischer und neu aufkommender Probleme in Bezug auf
sehr groe Online-Plattformen oder sehr groBle Online-Suchmaschinen
in der gesamten Union mit Blick auf Angelegenheiten, die unter diese
Verordnung fallen.

(3) Die Kommission kann die Koordinatoren fiir digitale Dienste, das
Gremium und andere Organe, Einrichtungen und sonstige Stellen der
Union, die iiber einschldgige Sachkenntnis verfligen, ersuchen, sie bei
der Bewertung systemischer und neu auftretender Probleme in der ge-
samten Union im Rahmen dieser Verordnung zu unterstiitzen.

(4) Die Mitgliedstaaten arbeiten mit der Kommission, insbesondere
iiber ihre jeweiligen Koordinatoren fiir digitale Dienste und gegebenen-
falls andere zustindige Behdrden zusammen, auch indem sie ihre Sach-
kenntnis und Kapazititen zur Verfiigung stellen.

Artikel 65

Durchsetzung von Pflichten der Anbieter sehr grofier Online-
Plattformen und sehr grofler Online-Suchmaschinen

(1)  Fir die Zwecke der Untersuchung der Einhaltung der in dieser
Verordnung festgelegten Pflichten durch die Anbieter sehr groBer On-
line-Plattformen und sehr groBer Online-Suchmaschinen kann die Kom-
mission die in diesem Abschnitt festgelegten Untersuchungsbefugnisse
bereits ausiiben, bevor sie ein Verfahren gemill Artikel 66 Absatz 2
einleitet. Sie kann diese Befugnisse von Amts wegen oder auf Antrag
gemill Absatz 2 dieses Artikels ausiiben.

(2)  Hat ein Koordinator fiir digitale Dienste Grund zu der Annahme,
dass ein Anbieter einer sehr grofien Online-Plattform oder einer sehr
grolen Online-Suchmaschine gegen die Bestimmungen des Kapitels III
Abschnitt 5 verstoBen hat oder systematisch gegen Bestimmungen die-
ser Verordnung verstoft und diese Zuwiderhandlung schwerwiegende
Auswirkungen auf die Nutzer in seinem Mitgliedstaat hat, so kann er
iiber das in Artikel 85 genannte Informationsaustauschsystem eine Auf-
forderung an die Kommission richten, die Angelegenheit zu priifen.

(3) Eine Aufforderung geméll Absatz 2 muss hinreichend begriindet
sein und zumindest folgende Informationen enthalten:

a) die Kontaktstelle des betreffenden Anbieters der sehr groBen Online-
Plattform oder sehr grolen Online-Suchmaschine gemaf3 Artikel 11;

b) eine Beschreibung der einschldgigen Fakten, der betreffenden Be-
stimmungen dieser Verordnung und der Griinde, aufgrund derer
der Koordinator fiir digitale Dienste, der die Aufforderung iibermit-
telt hat, vermutet, dass der betreffende Anbieter einer sehr groBen
Online-Plattform oder einer sehr groen Online-Suchmaschine gegen
diese Verordnung verstoBen hat, einschlieBlich einer Beschreibung
der Fakten, die belegen, dass die Zuwiderhandlung systemischer Art
ist;

¢) alle sonstigen Informationen, die der Koordinator fiir digitale Diens-
te, der die Aufforderung iibermittelt hat, fiir relevant hélt, einschlief3-
lich gegebenenfalls Informationen, die er auf eigene Initiative hin
zusammengetragen hat.
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Artikel 66

Einleitung von Verfahren durch die Kommission und
Zusammenarbeit bei Untersuchungen

(1)  Die Kommission kann Verfahren im Hinblick auf den mdglichen
Erlass von Beschliissen gemél den Artikeln 73 und 74 in Bezug auf das
einschldgige Verhalten des Anbieters einer sehr groBen Online-Plattform
oder einer sehr groflen Online-Suchmaschine einleiten, wenn dieser im
Verdacht steht, gegen Bestimmungen dieser Verordnung verstoen zu
haben.

(2)  Beschliefit die Kommission, ein Verfahren nach Absatz 1 dieses
Artikels einzuleiten, so teilt sie dies allen Koordinatoren fiir digitale
Dienste und dem Gremium iiber das in Artikel 85 genannte Informati-
onsaustauschsystem sowie dem betreffenden Anbieter der sehr grofen
Online-Plattform oder der sehr grolen Online-Suchmaschine mit.

Die Koordinatoren fiir digitale Dienste iibermitteln der Kommission
unverziiglich nach ihrer Unterrichtung iiber die Einleitung des Verfah-
rens alle Informationen iiber die fragliche Zuwiderhandlung, iiber die sie
verfligen.

Die Einleitung eines Verfahrens gemif3 Absatz 1 dieses Artikels durch
die Kommission entbindet den Koordinator fiir digitale Dienste und
gegebenenfalls alle zustédndigen Behdrden von ihren Artikel 56 Absatz 4
dieser Verordnung vorgesehenen Befugnissen fiir die Uberwachung und
Durchsetzung der Verpflichtungen gemés.

(3) Bei der Ausiibung ihrer Untersuchungsbefugnisse gemill dieser
Verordnung kann die Kommission die individuelle oder gemeinsame
Unterstiitzung von Koordinatoren fiir digitale Dienste, die von der mut-
malBlichen Zuwiderhandlung betroffen sind, einschlielich des Koor-
dinators fiir digitale Dienste am Niederlassungsort, anfordern. Die Koor-
dinatoren fiir digitale Dienste, bei denen ein solcher Antrag eingegangen
ist, und jede andere zustindige Behorde — sofern sie vom Koordinator
fiir digitale Dienste beteiligt wurde — arbeiten aufrichtig und zligig mit
der Kommission zusammen und sind berechtigt, ihre Untersuchungs-
befugnisse gemill Artikel 51 Absatz 1 in Bezug auf den Anbieter der
betreffenden sehr grofie Online-Plattform oder der betreffenden sehr
grolen Online-Suchmaschine im Hinblick auf Informationen, Personen
und Raumlichkeiten im Hoheitsgebiet ihres Mitgliedstaats und im Ein-
klang mit dem Antrag auszuiiben.

(4) Die Kommission stellt dem Koordinator fiir digitale Dienste am
Niederlassungsort und dem Gremium sdmtliche relevanten Informatio-
nen iiber die Ausiibung der in den Artikeln 67 bis 72 genannten Befug-
nisse bereit und teilt ihm ihre vorldufige Beurteilung gemall Artikel 79
Absatz 1 mit. Das Gremium legt der Kommission seine Ansichten zu
der vorldufigen Beurteilung innerhalb einer gemil Artikel 79 Absatz 2
festgelegten Frist vor. Die Kommission trdgt den Ansichten des Gremi-
ums bei ihrer Entscheidung weitestgehend Rechnung.

Artikel 67

Auskunftsverlangen

(1)  Zur Wahrnehmung der ihr in diesem Abschnitt iibertragenen Auf-
gaben kann die Kommission durch einfaches Verlangen oder im Wege
eines Beschlusses von dem betreffenden Anbieter einer sehr groBen
Online-Plattform oder einer sehr groflen Online-Suchmaschine sowie
von allen anderen natiirlichen oder juristischen Personen, die zu Zwe-
cken ihrer gewerblichen, geschiftlichen, handwerklichen oder berufli-
chen Titigkeit handeln und Kenntnis von Informationen iiber eine mut-
maBliche Zuwiderhandlung gegen diese Verordnung haben diirften, ein-
schlieBlich Organisationen, die die Priifungen gemdB Artikel 37 und
Artikel 75 Absatz 2 durchfiihren, die Ubermittlung dieser Informationen
innerhalb einer angemessenen Frist verlangen.
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(2) Bei der Ubermittlung eines einfachen Auskunftsverlangens an
den betreffenden Anbieter einer sehr grolen Online-Plattform oder einer
sehr groBen Online-Suchmaschine oder an eine andere Person geméif
Absatz 1 gibt die Kommission die Rechtsgrundlage und den Zweck des
Verlangens an, fiihrt auf, welche Informationen erforderlich sind, und
setzt die Frist fiir die Ubermittlung der Informationen und nennt die in
Artikel 74 vorgesehenen GeldbuBlen fiir den Fall, dass unrichtige, un-
vollstdndige oder irrefiihrende Angaben gemacht werden.

(3)  Verlangt die Kommission im Wege eines Beschlusses, dass der
betreffende Anbieter einer sehr groBen Online-Plattform oder einer sehr
groBBen Online-Suchmaschine oder eine andere Person gemifl Absatz 1
Informationen iibermittelt, gibt sie die Rechtsgrundlage und den Zweck
des Verlangens an, fiihrt auf, welche Informationen erforderlich sind,
und setzt die Frist fiir die Ubermittlung der Informationen. Ferner nennt
sie darin die in Artikel 74 vorgesehenen Geldbulen bzw. nennt oder
verhdngt darin die in Artikel 76 vorgesehenen Zwangsgelder. Dariiber
hinaus wird darin auf das Recht hingewiesen, den Beschluss vom Ge-
richtshof der Europdischen Union {iberpriifen zu lassen.

(4) Die Anbieter der betreffenden sehr groen Online-Plattform oder
sehr groBen Online-Suchmaschine oder eine andere Person geméill Ab-
satz 1 oder deren Vertreter und, im Falle von juristischen Personen,
Gesellschaften oder Unternehmen oder wenn sie keine Rechtsperson-
lichkeit besitzen, die nach Gesetz oder Satzung zu ihrer Vertretung
berufenen Personen stellen die angeforderten Informationen im Namen
des betreffenden Anbieters einer sehr groBen Online-Plattform oder ei-
ner sehr groBen Online-Suchmaschine oder einer anderen Person gemif
Absatz 1 bereit. Ordnungsgemil bevollméchtigte Rechtsanwiélte kdnnen
die Informationen im Namen ihrer Mandanten erteilen. Letztere bleiben
in vollem Umfang dafiir verantwortlich, dass die erteilten Informationen
vollstidndig, sachlich richtig und nicht irrefiihrend sind.

(5) Auf Verlangen der Kommission stellen die Koordinatoren fiir
digitale Dienste und andere zustindige Behorden der Kommission alle
Informationen zur Verfiigung, die sie zur Wahrnehmung der ihr in
diesem Abschnitt iibertragenen Aufgaben bendtigt.

(6) Die Kommission iibermittelt den Koordinatoren fiir digitale
Dienste nach der Ubermittlung des einfachen Verlangens oder des Be-
schlusses gemidll Absatz 1 des vorliegenden Artikels umgehend eine
Kopie des Verlangens oder Beschlusses iiber das in Artikel 85 genannte
Informationsaustauschsystem.

Artikel 68

Befugnis zur Befragung und Aufnahme von Aussagen

(1)  Zur Wahrnehmung der ihr in diesem Abschnitt iibertragenen Auf-
gaben kann die Kommission jede natiirliche oder juristische Person
befragen, die der Befragung zum Zweck der Einholung von Informatio-
nen liber den Gegenstand einer Untersuchung der mutmallichen Zu-
widerhandlung zustimmt. Die Kommission ist berechtigt, diese Befra-
gungen mit geeigneten technischen Mitteln aufzuzeichnen.

(2)  Wird die Befragung nach Absatz 1 nicht in den Raumlichkeiten
der Kommission durchgefiihrt, unterrichtet die Kommission den Koor-
dinator fiir digitale Dienste des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet
die Befragung stattfindet. Auf Verlangen dieses Koordinators fiir digi-
tale Dienste konnen dessen Bedienstete die mit der Befragung beauf-
tragten Bediensteten der Kommission und die anderen von ihr erméch-
tigten Begleitpersonen unterstiitzen.
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Artikel 69

Befugnis zur Durchfiihrung von Nachpriifungen

(1)  Zur Wahrnehmung der ihr in diesem Abschnitt {ibertragenen Auf-
gaben kann die Kommission alle erforderlichen Nachpriifungen in den
Réumlichkeiten des betreffenden Anbieters einer sehr groflen Online-
Plattform oder einer sehr groen Online-Suchmaschine oder einer ande-
ren Person gemil Artikel 67 Absatz 1 durchfiihren.

(2)  Die mit den Nachpriifungen beauftragten Bediensteten der Kom-
mission und die anderen von ihr erméchtigten Begleitpersonen sind
befugt,

a) alle Raumlichkeiten, Grundstiicke und Transportmittel des betreffen-
den Anbieters einer sehr groBen Online-Plattform oder einer schr
groflen Online-Suchmaschine oder der betreffenden anderen Person
zu betreten,

b) die Biicher und sonstigen Aufzeichnungen im Zusammenhang mit
der Erbringung der betreffenden Dienstleistung unabhingig von je-
weiligen Datentrdger zu priifen,

¢) Kopien oder Ausziige gleich in welcher Form aus diesen Biichern
und sonstigen Aufzeichnungen anzufertigen oder zu verlangen,

d) von dem betreffenden Anbieter einer sehr grolen Online-Plattform
oder einer sehr groBen Online-Suchmaschine oder der betreffenden
anderen Person Zugang zu Informationen iiber die Organisation, die
Funktionsweise, das IT-System, die Algorithmen, die Datenverwal-
tung und die Geschiftspraktiken sowie Erlduterungen dazu zu ver-
langen und diese Erlduterungen aufzuzeichnen oder zu dokumentie-
ren,

e) alle Rdumlichkeiten, die der betreffende Anbieter einer sehr grofen
Online-Plattform oder einer sehr groBen Online-Suchmaschine oder
die betreffende andere Person zu Zwecken seiner/ihrer gewerblichen,
geschiftlichen, handwerklichen oder beruflichen Tétigkeit nutzt, so-
wie alle Biicher und sonstigen Aufzeichnungen fiir die Dauer der
Nachpriifung und in dem fiir die Nachpriifung erforderlichen Aus-
mal} zu versiegeln,

f) alle Vertreter oder Bediensteten des betreffenden Anbieters einer sehr
grolen Online-Plattform oder einer sehr grofen Online-Such-
maschine oder der betreffenden anderen Person zur Abgabe von
Erklarungen zu Sachverhalten oder Unterlagen aufzufordern, die
mit dem Gegenstand und dem Zweck der Nachpriifung in Zusam-
menhang stehen, und die Antworten aufzuzeichnen,

g) Fragen im Zusammenhang mit dem Gegenstand und dem Zweck der
Nachpriifung an diese Vertreter oder Bediensteten zu richten und die
Antworten aufzuzeichnen.

(3)  Nachpriifungen kdnnen mit Unterstiitzung von Priifern oder Sach-
verstdndigen, die von der Kommission gemi Artikel 72 Absatz 2 be-
nannt werden, sowie mit Unterstiitzung des Koordinators fiir digitale
Dienste oder anderer zustdndiger nationaler Behdrden des Mitglied-
staats, in dessen Hoheitsgebiet die Nachpriifung durchgefiihrt werden
soll, durchgefiihrt werden.
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(4)  Sind die angeforderten Biicher oder sonstigen Aufzeichnungen im
Zusammenhang mit der Erbringung der betreffenden Dienstleistung
nicht vollstindig vorgelegt worden oder die Antworten auf die nach
Maligabe von Absatz 2 gestellten Fragen unrichtig, unvollstindig oder
irrefiihrend iiben die mit Nachpriifungen beauftragten Bediensteten der
Kommission und die anderen von ihr erméchtigten Begleitpersonen ihre
Befugnisse unter Vorlage eines schriftlichen Auftrags aus, in dem der
Gegenstand und der Zweck der Nachpriifung genannt sind und auf die
in den Artikeln 74 und 76 vorgesehenen Sanktionen fiir den Fall hin-
gewiesen wird. Die Kommission unterrichtet den Koordinator fiir digi-
tale Dienste des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Nachprii-
fung durchgefiihrt werden soll, rechtzeitig vor der Nachpriifung davon.

(5) Bei Nachpriifungen konnen die Bediensteten der Kommission
und die anderen von ihr erméchtigten Begleitpersonen, die von ihr
benannten Priifer oder Sachverstindigen, der Koordinator fiir digitale
Dienste oder die anderen zustdndigen Behorden des Mitgliedstaates, in
dessen Hoheitsgebiet die Nachpriifung durchgefiihrt wird, von dem
betreffenden Anbieter einer sehr grofien Online-Plattform oder einer
sehr groen Online-Suchmaschine oder der betreffenden anderen Person
Erlduterungen zu der Organisation, der Funktionsweise, dem IT-System,
den Algorithmen, der Datenverwaltung und dem Geschiftsgebaren ver-
langen und konnen ihr Schliisselpersonal befragen.

(6)  Der betreffende Anbieter einer sehr groen Online-Plattform oder
einer sehr grofen Online-Suchmaschine oder die betreffende andere
natiirliche oder juristische Person ist verpflichtet, die Nachpriifungen
zu dulden, die die Kommission durch Beschluss angeordnet hat. In
dem Beschluss werden Gegenstand und Zweck der Nachpriifung auf-
geflihrt, das Datum des Beginns der Nachpriifung festgelegt, die in den
Artikeln 74 und 76 vorgesehenen Sanktionen angegeben sowie auf das
Recht hingewiesen, den Beschluss vom Gerichtshof der Europidischen
Union iiberpriifen zu lassen. Die Kommission konsultiert den Koordina-
tor fiir digitale Dienste des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die
Nachpriifung durchgefiihrt werden soll, bevor dieser Beschluss gefasst
wird.

(7)  Die Bediensteten des Koordinators fiir digitale Dienste des Mit-
gliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Nachpriifung durchgefiihrt wer-
den soll, und die anderen von ihm erméchtigten oder benannten Per-
sonen unterstiitzen auf Ersuchen dieses Koordinators fiir digitale Dienste
oder der Kommission die Bediensteten der Kommission und die anderen
von ihr erméchtigten Begleitpersonen aktiv bei der Nachpriifung. Sie
verfligen hierzu iiber die in Absatz 2 aufgefiihrten Befugnisse.

(8)  Stellen die Bediensteten der Kommission oder die anderen von
ihr erméchtigten Begleitpersonen fest, dass sich der betreffende Anbieter
einer sehr grolen Online-Plattform oder einer sehr grolen Online-Such-
maschine oder die betreffende andere Person einer nach Maf3gabe dieses
Artikels angeordneten Nachpriifung widersetzt, gewahrt der Mitglied-
staat, in dessen Hoheitsgebiet die Nachpriifung durchgefiihrt werden
soll, diesen Bediensteten oder anderen erméchtigten Personen auf deren
Ersuchen und im Einklang mit den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaa-
tes die erforderliche Unterstiitzung — auch in Form von Zwangsmaf-
nahmen einer zustidndigen Strafverfolgungsbehorde, falls dies nach na-
tionalem Recht zuldssig ist —, damit sie die Nachpriifung durchfiihren
konnen.

(9)  Erfordert die in Absatz 8 vorgesehene Unterstiitzung im Einklang
mit dem nationalen Recht des betreffenden Mitgliedstaats eine Geneh-
migung einer nationalen Justizbehorde, beantragt der Koordinator fiir
digitale Dienste dieses Mitgliedstaats die Genehmigung auf Ersuchen
der Bediensteten der Kommission und der anderen von ihr erméchtigten
Begleitpersonen. Die Genehmigung kann auch vorsorglich beantragt
werden.
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(10)  Wird die Genehmigung nach Absatz 9 beantragt, priift die na-
tionale Justizbehodrde, die mit dem jeweiligen Fall befasst wurde, ob der
Beschluss der Kommission, mit dem die Nachpriifung angeordnet wird,
echt ist und ob die geplanten Zwangsmalinahmen im Hinblick auf den
Gegenstand der Nachpriifung weder willkiirlich noch unverhéltnismafig
sind. Bei der Durchfiihrung einer solchen Nachpriifung kann die natio-
nale Justizbehorde die Kommission direkt oder iiber die Koordinatoren
fiir digitale Dienste des betreffenden Mitgliedstaats um ausfiihrliche
Erlduterungen ersuchen insbesondere zu den Griinden, aus denen die
Kommission einen Zuwiderhandlung gegen diese Verordnung vermutet,
sowie der Schwere der mutmaBlichen Zuwiderhandlung und der Art der
Beteiligung des betreffenden Anbieters einer sehr groBlen Online-Platt-
form oder einer sehr groBen Online-Suchmaschine oder der betreffenden
anderen Person. Die nationale Justizbehorde darf jedoch weder die Not-
wendigkeit der Nachpriifung infrage stellen noch Auskiinfte aus der
Verfahrensakte der Kommission verlangen. Die RechtméBigkeit des Be-
schlusses der Kommission unterliegt ausschlieBlich der Priifung durch
den Gerichtshof der Europidischen Union.

Artikel 70
Einstweilige Malinahmen

(1) Im Rahmen eines Verfahrens, das zum Erlass eines Beschlusses
wegen Nichteinhaltung geméll Artikel 73 Absatz 1 fithren kann, kann
die Kommission bei Dringlichkeit aufgrund der Gefahr einer schwer-
wiegenden Schidigung der Nutzer auf der Grundlage einer prima facie
festgestellten Zuwiderhandlung im Wege eines Beschlusses einstweilige
MafBnahmen gegen den betreffenden Anbieter einer sehr groen Online-
Plattform oder einer sehr grolen Online-Suchmaschine anordnen.

(2) Ein Beschluss gemil Absatz 1 hat eine befristete Geltungsdauer
und kann — sofern erforderlich und angemessen — verldngert werden.

Artikel 71

Verpflichtungszusagen

(1) Bietet der betreffende Anbieter einer sehr groen Online-Platt-
form oder einer sehr groBen Online-Suchmaschine wihrend des Ver-
fahrens nach diesem Abschnitt Verpflichtungszusagen an, mit denen die
Einhaltung der einschldgigen Bestimmungen dieser Verordnung sicher-
gestellt werden soll, kann die Kommission diese Verpflichtungszusagen
fiir den betreffenden Anbieter einer sehr groen Online-Plattform oder
einer sehr grofen Online-Suchmaschine im Wege eines Beschlusses fiir
bindend erkldren und feststellen, dass fiir ein Téatigwerden der Kommis-
sion kein Anlass mehr besteht.

(2) Die Kommission kann das Verfahren auf Antrag oder von Amts
wegen wieder aufnehmen,

a) wenn eine materielle Anderung des Sachverhalts eingetreten ist, auf
den sich der Beschluss stiitzte,

b) wenn der betreffende Anbieter einer sehr groflen Online-Plattform
oder einer sehr grolen Online-Suchmaschine gegen seine Verpflich-
tungszusagen verstolt oder

¢) wenn der Beschluss auf unvollstdndigen, unrichtigen oder irrefiihren-
den Angaben des betreffenden Anbieters einer sehr grolen Online-
Plattform oder einer sehr groBen Online-Suchmaschine oder einer
anderen Person gemidfl Artikel 67 Absatz 1 beruhte.
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(3) Ist die Kommission der Auffassung, dass die von dem betreffen-
den Anbieter einer sehr groBen Online-Plattform oder einer sehr grofen
Online-Suchmaschine angebotenen Verpflichtungszusagen die wirksame
Einhaltung der einschldgigen Bestimmungen dieser Verordnung nicht
sicherstellen konnen, lehnt sie diese Verpflichtungszusagen bei Ab-
schluss des Verfahrens in einem mit Griinden versehenen Beschluss ab.

Artikel 72

UberwachungsmaBnahmen

(1)  Zur Wahrnehmung der ihr in diesem Abschnitt iibertragenen Auf-
gaben kann die Kommission die erforderlichen MaB3inahmen ergreifen,
um die wirksame Umsetzung und Einhaltung dieser Verordnung durch
Anbieter sehr gro3er Online-Plattformen oder sehr groer Online-Such-
maschinen zu iiberwachen. Die Kommission kann anordnen, dass sie
Zugang zu ihren Datenbanken und Algorithmen gewédhren und entspre-
chende Erlduterungen dazu geben. Zu diesen MaBnahmen kann gehoren,
dass dem Anbieter einer sehr grofen Online-Plattform oder einer sehr
groflen Online-Suchmaschine die Verpflichtung auferlegt wird, alle Do-
kumente aufzubewahren, die fiir die Bewertung der Umsetzung und
Einhaltung der Verpflichtungen gemif} dieser Verordnung als notwendig
erachtet werden.

(2) Die MaBnahmen gemif3 Absatz 1 konnen die Benennung un-
abhingiger externer Sachverstdndiger und Priifer sowie die Benennung
von Sachverstidndigen und Priifern der zustindigen nationalen Behdrden
mit Zustimmung der betreffenden Behérde umfassen, die die Kommis-
sion bei der Uberwachung der wirksamen Umsetzung und Einhaltung
der einschldgigen Bestimmungen dieser Verordnung unterstiitzen und
der Kommission spezifisches Fachwissen oder Kenntnisse zur Ver-
fiigung stellen.

Artikel 73
Nichteinhaltung

(1) Die Kommission erldsst einen Beschluss wegen Nichteinhaltung,
wenn sie feststellt, dass der betreffende Anbieter einer sehr groBen
Online-Plattform oder einer sehr grofen Online-Suchmaschine eine
oder mehrere der folgenden Anforderungen nicht erfiillt:

a) die einschldgigen Bestimmungen dieser Verordnung,
b) gemil Artikel 70 angeordnete einstweilige Malinahmen,
c) gemil Artikel 71 bindende Verpflichtungszusagen.

(2)  Vor Erlass des Beschlusses gemill Absatz 1 teilt die Kommission
dem betreffenden Anbieter einer sehr groBen Online-Plattform oder ei-
ner sehr groBen Online-Suchmaschine ihre vorldufige Beurteilung mit.
In dieser vorldufigen Beurteilung erldutert die Kommission, welche
MaBnahmen sie zu ergreifen beabsichtigt bzw. der betreffende Anbieter
einer sehr grolen Online-Plattform oder einer sehr groen Online-Such-
maschine ergreifen sollte, um der vorldufigen Beurteilung wirksam
Rechnung zu tragen.

(3) In dem gemidll Absatz 1 erlassenen Beschluss ordnet die Kom-
mission an, dass der betreffende Anbieter einer sehr grofen Online-
Plattform oder einer sehr groBlen Online-Suchmaschine die erforderli-
chen MaBnahmen ergreift, um die Einhaltung des Beschlusses nach
Absatz 1 innerhalb einer darin genannten angemessenen Frist sicher-
zustellen und Informationen iiber die MalBinahmen zu iibermitteln, die
dieser Anbieter zu ergreifen beabsichtigt, um dem Beschluss nach-
zukommen.
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(4)  Der betreffende Anbieter einer sehr groen Online-Plattform oder
einer sehr groen Online-Suchmaschine iibermittelt der Kommission bei
deren Umsetzung eine Beschreibung der Mafinahmen, die er ergriffen
hat, um die Einhaltung des Beschlusses nach Absatz 1 sicherzustellen.

(5)  Stellt die Kommission fest, dass die Bedingungen des Absatzes 1
nicht erfiillt sind, schlieBt sie die Untersuchung mit einem Beschluss ab.
Der Beschluss ist sofort anwendbar.

Artikel 74
Geldbuflien

(1)  In ihrem in Artikel 73 genannten Beschluss kann die Kommission
gegen den betreffenden Anbieter einer sehr groBen Online-Plattform
oder einer sehr groBen Online-Suchmaschine Geldbuflen bis zu einem
Hochstbetrag von 6 % seines im vorangegangenen Geschéftsjahr welt-
weit erzielten Gesamtjahresumsatzes verhdngen, wenn sie feststellt, dass
der Anbieter vorsitzlich oder fahrldssig

a) gegen die einschldgigen Bestimmungen dieser Verordnung verstoft,

b) einem Beschluss, mit dem einstweilige Maflnahmen gemaf Artikel 70
angeordnet werden, nicht nachkommt oder

¢) eine Verpflichtungszusage, die durch einen Beschluss gemifl Arti-
kel 71 fiir bindend erklart wurde, nicht einhilt.

(2) Die Kommission kann gegen den betreffenden Anbieter einer
sehr grofen Online-Plattform oder einer sehr groBen Online-Such-
maschine oder eine andere natiirliche oder juristische Person gemif
Artikel 67 Absatz 1 im Wege eines Beschlusses GeldbuBlen bis zu
einem Hochstbetrag von 1 % der Gesamtjahreseinnahmen oder des welt-
weiten Gesamtjahresumsatzes im vorangegangenen Geschéftsjahr ver-
héngen, wenn dieser bzw. diese vorsétzlich oder fahrldssig

a) in Beantwortung eines einfachen oder im Wege eines Beschlusses
ergangenen Verlangens gemil Artikel 67 unrichtige, unvollstindige
oder irrefithrende Angaben macht,

b) ein im Wege eines Beschlusses ergangenes Auskunftsverlangen nicht
innerhalb der gesetzten Frist beantwortet,

¢) unrichtige, unvollstdndige oder irrefithrende Angaben eines Beschif-
tigten nicht innerhalb der von der Kommission gesetzten Frist be-
richtigt oder vollstindige Informationen nicht erteilt oder verweigert,

d) sich einer Nachpriifung gemdB Artikel 69 verweigert,

e) die von der Kommission gemél Artikel 72 erlassenen MafBnahmen
nicht einhilt oder

f) die Bedingungen fiir die Einsicht in die Akten der Kommission
gemil Artikel 79 Absatz 4 nicht erfiillt.

(3)  Vor Erlass des Beschlusses gemdl3 Absatz 2 teilt die Kommission
dem betreffenden Anbieter einer sehr groflen Online-Plattform oder ei-
ner sehr groBen Online-Suchmaschine oder einer anderen Person gemif
Artikel 67 Absatz 1 ihre vorldufige Beurteilung mit.
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(4) Bei der Festsetzung der Hohe der GeldbuBle beriicksichtigt die
Kommission Art, Schwere, Dauer und Wiederholung der Zuwiderhand-
lung sowie bei gemél Absatz 2 verhidngten GeldbuBlen die im Verfahren
verursachte Verzogerung.

Artikel 75

Erweiterte Beaufsichtigung von Maflnahmen zur Behebung von
Zuwiderhandlungen gegen in Kapitel III Abschnitt 5 festgelegte
Pflichten

(1)  Wenn die Kommission einen Beschluss geméll Artikel 73 in
Bezug auf eine Zuwiderhandlung durch einen Anbieter einer sehr gro-
Ben Online-Plattform oder einer sehr groflen Online-Suchmaschine ge-
gen eine der Bestimmungen von Kapitel III Abschnitt 5 annimmt, nutzt
sie das System der erweiterten Beaufsichtigung gemifl dem vorliegen-
den Artikel. Dabei trigt sie etwaigen Stellungnahmen des Gremiums
gemil diesem Artikel weitestgehend Rechnung.

(2)  In dem Beschluss geméall Artikel 73 fordert die Kommission den
betreffenden Anbieter einer sehr groflen Online-Plattform oder einer
sehr groBen Online-Suchmaschine auf, dem Koordinator fiir digitale
Dienste, der Kommission und dem Gremium innerhalb einer angemes-
senen, in dem Beschluss festgelegten Frist einen Aktionsplan zu iiber-
mitteln, in dem die Mafnahmen dargelegt sind, die notwendig und
hinreichend sind, um die Zuwiderhandlung zu beenden oder Abhilfe
zu schaffen. Diese Mallnahmen umfassen die Verpflichtungszusage,
eine unabhéngige Priifung der Umsetzung der anderen Maflnahmen ge-
mal Artikel 37 Absdtze 3 und 4 durchzufiihren, und wobei die Identitét
der Priifer sowie das Verfahren, der Zeitplan und die Nachbereitung der
Priifung anzugeben sind. Die MaBnahmen konnen auch die Verpflich-
tungszusage umfassen, sich an einem einschldgigen Verhaltenskodex
gemdl Artikel 45 zu beteiligen.

(3) Innerhalb eines Monats nach Erhalt des Aktionsplans tibermittelt
das Gremium der Kommission seine Stellungnahme zu dem Aktions-
plan. Innerhalb eines Monats nach Erhalt dieser Stellungnahme entschei-
det die Kommission, ob die im Aktionsplan vorgesehenen Maflnahmen
ausreichen, um die Zuwiderhandlung zu beenden oder Abhilfe zu schaf-
fen, und setzt eine angemessene Frist fiir seine Umsetzung. Bei dieser
Entscheidung beriicksichtigt sie die etwaige Verpflichtungszusage zur
Einhaltung der einschldgigen Verhaltenskodizes. AnschlieBend iiber-
wacht die Kommission die Umsetzung des Aktionsplans. Zu diesem
Zweck tbermittelt der betreffende Anbieter einer sehr groBlen Online-
Plattform oder einer sehr groBen Online-Suchmaschine der Kommission
den Priifbericht, nachdem er verfligbar ist, und hilt die Kommission
iiber die unternommenen Schritte zur Umsetzung des Aktionsplans auf
dem Laufenden. Wenn dies fiir eine solche Uberwachung erforderlich
ist, kann die Kommission den betreffenden Anbieter einer sehr grofen
Online-Plattform oder einer sehr grofien Online-Suchmaschine auffor-
dern, innerhalb einer von der Kommission festgelegten angemessenen
Frist zusétzliche Angaben zu machen.

Die Kommission hilt das Gremium und die Koordinatoren fiir digitale
Dienste iiber die Umsetzung des Aktionsplans und iiber ihre Uber-
wachung der Umsetzung auf dem Laufenden.

(4) Die Kommission kann die erforderlichen Maflnahmen im Ein-
klang mit dieser Verordnung, insbesondere Artikel 76 Absatz 1 Buch-
stabe e und Artikel 82 Absatz 1, ergreifen, wenn

a) der betreffende Anbieter der sehr groen Online-Plattform oder der
sehr grofen Online-Suchmaschine es versdumt, innerhalb der vor-
gegebenen Frist einen Aktionsplan, den Priifbericht, aktuelle Infor-
mationen oder die angeforderten zusitzlichen Angaben vorzulegen,
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b) die Kommission den vorgeschlagenen Aktionsplan ablehnt, weil sie
der Ansicht ist, dass die darin vorgesehenen MalBinahmen nicht aus-
reichen, um die Zuwiderhandlung zu beenden oder Abhilfe zu schaf-
fen, oder

¢) die Kommission auf der Grundlage des Priifberichts, etwaiger aktu-
eller Informationen oder zusitzlicher Angaben oder sonstiger ihr zur
Verfiigung stehender sachdienlicher Informationen der Auffassung
ist, dass die Umsetzung des Aktionsplans nicht ausreicht, um die
Zuwiderhandlung zu beenden oder Abhilfe zu schaffen.

Artikel 76
Zwangsgelder

(1)  Die Kommission kann — im Wege eines Beschlusses — gegen den
betreffenden Anbieter einer sehr groflen Online-Plattform oder einer
sehr groflen Online-Suchmaschine oder gegebenenfalls eine andere Per-
son gemdl Artikel 67 Absatz 1 ein Zwangsgeld pro Tag bis zu einem
Hochstbetrag von 5 % der im vorangegangenen Geschéftsjahr erzielten
durchschnittlichen Tageseinnahmen oder des im vorangegangenen Ge-
schiftsjahr weltweit erzielten durchschnittlichen Jahresumsatzes, berech-
net ab dem im Beschluss genannten Tag, verhdngen, um ihn/sie dazu zu
zwingen,

a) in Beantwortung eines Beschlusses zum Auskunftsverlangen gemif
Artikel 67 richtige und vollstindige Informationen zu iibermitteln,

b) eine Nachpriifung zu dulden, die die Kommission im Wege eines
Beschlusses gemifl Artikel 69 angeordnet hat,

¢) einem Beschluss nachzukommen, mit dem einstweilige Malnahmen
gemil Artikel 70 Absatz 1 angeordnet werden,

d) Verpflichtungszusagen nachzukommen, die im Wege eines Beschlus-
ses gemdl Artikel 71 Absatz 1 fir bindend erklédrt wurden,

e) einem Beschluss gemidl3 Artikel 73 Absatz 1 und, falls zutreffend,
den darin enthaltenen Anforderungen an den Aktionsplan gemél
Artikel 75 nachzukommen.

(2)  Ist der betreffende Anbieter einer sehr groflen Online-Plattform
oder einer sehr grofien Online-Suchmaschine oder eine andere Person
gemdl Artikel 67 Absatz 1 der Verpflichtung nachgekommen, die mit
dem Zwangsgeld durchgesetzt werden sollte, kann die Kommission den
endgiiltigen Betrag des Zwangsgelds auf einen niedrigeren Betrag als
den in dem urspriinglichen Beschluss festsetzen.

Artikel 77

Verjihrungsfrist fiir die Verhiingung von Sanktionen

(1)  Fiir die der Kommission mit den Artikeln 74 und 76 iibertragenen
Befugnisse gilt eine Verjdhrungsfrist von fiinf Jahren.

(2)  Die Frist lduft ab dem Tag, an dem die Zuwiderhandlung began-
gen worden ist. Im Fall andauernder oder wiederholter Zuwiderhand-
lungen lauft die Frist jedoch ab dem Tag, an dem die Zuwiderhandlung
beendet wird.
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(3) Jede MaBnahme der Kommission oder des Koordinators fiir di-
gitale Dienste zum Zwecke der Untersuchung oder Verfolgung einer
Zuwiderhandlung unterbricht die Verjadhrungsfrist fiir die Verhidngung
von Geldbuen oder Zwangsgeldern. Zu den Maflnahmen, die die Ver-
jahrungsfrist unterbrechen, gehéren insbesondere

a) Auskunftsverlangen der Kommission oder eines Koordinators fiir
digitale Dienste,

b) Nachpriifungen,

c) die Eroffnung eines Verfahrens durch die Kommission gemd3 Ar-
tikel 66 Absatz 1.

(4) Nach jeder Unterbrechung beginnt die Frist von Neuem. Die
Verjdhrungsfrist fiir die Verhdngung von Geldbuflen oder Zwangsgel-
dern endet jedoch spitestens an dem Tag, an dem ein Zeitraum ver-
strichen ist, der der doppelten Verjdhrungsfrist entspricht, ohne dass die
Kommission eine GeldbuBle oder ein Zwangsgeld verhidngt hat. Diese
Frist wird um den Zeitraum verlidngert, in dem die Verjdhrungsfrist
gemill Absatz 5 ausgesetzt wurde.

(5) Die Verjahrungsfrist fiir die Durchsetzung von Geldbuflen oder
Zwangsgeldern ruht, solange zu dem Beschluss der Kommission ein
Verfahren vor dem Gerichtshof der Europédischen Union anhingig ist.

Artikel 78

Verjiahrungsfrist fiir die Durchsetzung von Sanktionen

(1)  Fir die Befugnisse der Kommission zur Durchsetzung von Be-
schliissen geméf den Artikeln 74 und 76 gilt eine Verjdhrungsfrist von
funf Jahren.

(2) Die Verjahrungsfrist lduft ab dem Tag, an dem der Beschluss
rechtskriftig wird.

(3) Die Verjéhrungsfrist fiir die Durchsetzung von Sanktionen wird
durch Folgendes unterbrochen:

a) die Bekanntgabe eines Beschlusses, durch den der urspriingliche
Betrag der GeldbuBe oder des Zwangsgelds geéndert oder ein Antrag
auf eine solche Anderung abgelehnt wird,

b) jede auf zwangsweise Beitreibung der Geldbufle oder des Zwangs-
gelds gerichtete MaBlnahme der Kommission oder eines Mitglied-
staats, der auf Ersuchen der Kommission handelt.

(4)  Nach jeder Unterbrechung beginnt die Frist von Neuem.

(5) Die Verjdhrungsfrist fiir die Durchsetzung von Sanktionen ruht,
solange

a) eine Zahlungsfrist bewilligt ist,

b) die Zwangsvollstreckung durch eine Entscheidung des Gerichtshofs
der Europdischen Union oder eine Entscheidung eines nationalen
Gerichts ausgesetzt ist.
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Artikel 79
Anspruch auf rechtliches Gehor und Recht auf Akteneinsicht

(1) Bevor die Kommission einen Beschluss gemél Artikel 73 Ab-
satz 1, Artikel 74 oder Artikel 76 erlédsst, gibt sie dem betreffenden
Anbieter einer sehr groBen Online-Plattform oder einer sehr groBen
Online-Suchmaschine oder einer anderen Person gemdf3 Artikel 67 Ab-
satz 1 Gelegenheit, sich zu Folgendem zu duflern:

a) der vorldufigen Beurteilung der Kommission, einschlielich der Be-
schwerdepunkte, und

b) den MaBnahmen, die die Kommission in Anbetracht der vorlaufigen
Beurteilung gemill Buchstabe a zu treffen beabsichtigt.

(2)  Der betreffende Anbieter einer sehr grolen Online-Plattform oder
einer sehr groen Online-Suchmaschine oder eine andere Person gemaf
Artikel 67 Absatz 1 kann innerhalb einer von der Kommission in ihrer
vorldufigen Beurteilung gesetzten angemessenen Frist, die mindestens
14 Tage betrdgt, zu der vorldufigen Beurteilung der Kommission Stel-
lung nehmen.

(3) Die Kommission stiitzt ihre Beschliisse ausschlieflich auf Be-
schwerdepunkte, zu denen sich die betroffenen Parteien duflern konnten.

(4)  Die Verteidigungsrechte der betroffenen Parteien werden wéhrend
des Verfahrens in vollem Umfang gewahrt. Sie haben vorbehaltlich des
berechtigten Interesses des betreffenden Anbieters einer sehr groBen
Online-Plattform oder einer sehr groBen Online-Suchmaschine oder
der betreffenden anderen Person an der Wahrung ihrer Geschifts-
geheimnisse das Recht auf Einsicht in die Akten der Kommission im
Rahmen einer einvernehmlichen Einsichtnahme. Die Kommission ist
befugt, im Falle von Meinungsverschiedenheiten zwischen den Parteien
Beschliisse tliber die Bedingungen im Zusammenhang mit der Offenle-
gung zu fassen. Vom Recht auf Einsicht in die Akten der Kommission
ausgenommen sind vertrauliche Informationen und interne Dokumente
der Kommission, des Gremiums, der Koordinatoren fiir digitale Dienste,
anderer zustdndiger Behorden oder anderer o6ffentlicher Behdrden der
Mitgliedstaaten. Insbesondere ist die Korrespondenz zwischen der Kom-
mission und den Behorden der Mitgliedstaaten von der Akteneinsicht
ausgenommen. Dieser Absatz steht der Offenlegung und Verwendung
der fiir den Nachweis einer Zuwiderhandlung notwendigen Informatio-
nen durch die Kommission in keiner Weise entgegen.

(5) Die gemdB den Artikeln 67, 68 und 69 erlangten Informationen
diirfen ausschlieBlich fiir die Zwecke dieser Verordnung verwendet wer-
den.

Artikel 80

Veroffentlichung von Beschliissen

(1) Die Kommission veroffentlicht die Beschliisse, die sie gemil
Artikel 70 Absatz 1 und Artikel 71 Absatz 1 sowie gemill den Arti-
keln 73 bis 76 erldsst. Bei dieser Verdffentlichung gibt sie die Namen
der Parteien, den wesentlichen Inhalt des Beschlusses und die gegebe-
nenfalls verhdngten Sanktionen an.

(2) Die Verdffentlichung tridgt den Rechten und berechtigten Interes-
sen des betreffenden Anbieters einer sehr grolen Online-Plattform oder
einer sehr groen Online-Suchmaschine, jeder anderen Person geméif
Artikel 67 Absatz 1 und etwaiger Dritter am Schutz ihrer vertraulichen
Informationen Rechnung.
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Artikel 81

Ermessensnachpriifung durch den Gerichtshof der Européiischen
Union

Nach Artikel 261 AEUV hat der Gerichtshof der Europdischen Union
die Befugnis zu unbeschrinkter Ermessensnachpriifung von Beschliis-
sen, mit denen die Kommission Geldbuflen oder Zwangsgelder verhéngt
hat. Er kann die verhdngten Geldbulen oder Zwangsgelder aufheben,
herabsetzen oder erhohen.

Artikel 82

Beschrinkung der Antrige auf Akteneinsicht und Zusammenarbeit
mit nationalen Gerichten

(1)  Wurden alle Befugnisse nach diesem Abschnitt zur Einstellung
einer Zuwiderhandlung gegen diese Verordnung ausgeschopft, aber die
Zuwiderhandlung hélt an und verursacht einen schwerwiegenden Scha-
den, der durch die Ausiibung anderer Befugnisse nach Unionsrecht oder
nationalem Recht nicht vermieden werden kann, kann die Kommission
den Koordinator fiir digitale Dienste am Niederlassungsort des betref-
fenden Anbieters einer sehr grofen Online-Plattform oder einer sehr
groBen Online-Suchmaschine auffordern, gemifl Artikel 51 Absatz 3
tatig zu werden.

Bevor die Kommission eine solche Aufforderung an den Koordinator
fiir digitale Dienste richtet, gibt sie Beteiligten Gelegenheit, innerhalb
einer Frist von mindestens 14 Arbeitstagen schriftlich dazu Stellung zu
nehmen, wobei sie die beabsichtigten Mallnahmen beschreibt und den
bzw. die Adressaten der Aufforderung nennt.

(2) Wenn die kohédrente Anwendung dieser Verordnung dies erfor-
dert, kann die Kommission von Amts wegen der in Artikel 51 Absatz 3
genannten zustidndigen Justizbehdrde eine schriftliche Stellungnahme
ibermitteln. Mit Zustimmung der betreffenden Justizbehdrde kann sie
auch miindlich Stellung nehmen.

AusschlieBlich zur Vorbereitung ihrer Stellungnahme kann die Kommis-
sion diese Justizbehorde auffordern, ihr alle fiir die Beurteilung des
Falles erforderlichen Unterlagen zu iibermitteln oder fiir deren Ubermitt-
lung zu sorgen.

(3) Entscheidet ein nationales Gericht in einer Angelegenheit, die
bereits Gegenstand eines Beschlusses der Kommission nach dieser Ver-
ordnung ist, erldsst dieses nationale Gericht keine Entscheidung, die
diesem Beschluss der Kommission zuwiderlduft. Die nationalen Ge-
richte vermeiden es auch, Entscheidungen zu erlassen, die einem Be-
schluss zuwiderlaufen konnten, den die Kommission in einem von ihr
nach dieser Verordnung eingeleiteten Verfahren zu erlassen beabsichtigt.
Zu diesem Zweck kann das nationale Gericht priifen, ob es notwendig
ist, das vor ihm anhdngige Verfahren auszusetzen. Dies gilt unbeschadet
von Artikels 267 AEUV.

Artikel 83

Durchfiihrungsrechtsakte im Zusammenhang mit dem Eingreifen
der Kommission

In Bezug auf das Eingreifen der Kommission geméfl diesem Abschnitt
kann die Kommission Durchfiihrungsrechtsakte zu den praktischen Mo-
dalitdten fiir Folgendes erlassen:
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a) die Verfahren gemif den Artikeln 69 bis 72,
b) die Anhdrungen gemifl Artikel 79,

¢) die einvernehmliche Offenlegung von Informationen gemifl Arti-
kel 79.

Bevor Mafinahmen gemédl Absatz 1 ergriffen werden, veroffentlicht die
Kommission einen Entwurf dieser MaBnahmen und fordert alle Betei-
ligten auf, innerhalb der darin festgelegten Frist, die mindestens einen
Monat betrdgt, dazu Stellung zu nehmen. Diese Durchfiihrungsrechts-
akte werden gemdl dem in Artikel 88 genannten Beratungsverfahren
erlassen.

ABSCHNITT 5

Gemeinsame Durchsetzungsbestimmungen

Artikel 84

Berufsgeheimnis

Unbeschadet des Austauschs und der Verwendung der Informationen
gemil diesem Kapitel geben die Kommission, das Gremium, die zu-
stindigen Behorden der Mitgliedstaaten und ihre jeweiligen Beamten,
Bediensteten und sonstigen Personen, die unter ihrer Aufsicht tétig sind,
sowie die anderen beteiligten natiirlichen oder juristischen Personen,
einschlieBlich der gemif Artikel 72 Absatz 2 benannten Priifer und
Sachverstidndigen, keine Informationen preis, die sie bei der Anwendung
dieser Verordnung erlangt oder ausgetauscht haben und die ihrem We-
sen nach unter das Berufsgeheimnis fallen.

Artikel 85

Informationsaustauschsystem

(1) Die Kommission errichtet und pflegt ein zuverldssiges und siche-
res Informationsaustauschsystem fiir die Kommunikation zwischen den
Koordinatoren fiir digitale Dienste, der Kommission und dem Gremium.
Andere zustindige Behorden kénnen Zugang zu diesem System erhal-
ten, wenn dies fiir die Durchfiihrung der ihnen im Einklang mit dieser
Verordnung iibertragenen Aufgaben erforderlich ist.

(2) Die Koordinatoren fiir digitale Dienste, die Kommission und das
Gremium nutzen das Informationsaustauschsystem flir alle Mitteilungen
gemdll dieser Verordnung.

(3) Die Kommission erldsst Durchfiihrungsrechtsakte zur Festlegung
der praktischen und operativen Modalititen fiir die Funktionsweise des
Informationsaustauschsystems und seine Interoperabilitdt mit anderen
einschldgigen Systemen. Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden geméif
dem in Artikel 88 genannten Beratungsverfahren erlassen.

Artikel 86

Vertretung

(1)  Unbeschadet der Richtlinie (EU) 2020/1828 oder jeder anderen
Art von Vertretung nach nationalem Recht haben die Nutzer von Ver-
mittlungsdiensten zumindest das Recht, eine Einrichtung, Organisation
oder Vereinigung mit der Wahrnehmung der mit dieser Verordnung
iibertragenen Rechte in ihrem Namen zu beauftragen, sofern die Ein-
richtung, Organisation oder Vereinigung alle folgenden Bedingungen
erfillt:
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a) Sie verfolgt keine Gewinnerzielungsabsicht.

b) Sie wurde nach dem Recht eines Mitgliedstaats ordnungsgemil ge-
griindet.

c) Aus ihren satzungsmifligen Zielen ergibt sich ein berechtigtes Inte-
resse daran, die Einhaltung dieser Verordnung sicherzustellen.

(2) Die Anbieter von Online-Plattformen ergreifen die erforderlichen
technischen und organisatorischen Mafinahmen, damit Beschwerden, die
von Einrichtungen, Organisationen oder Vereinigungen gemif3 Absatz 1
des vorliegenden Artikels im Namen der Nutzer {iber die in Artikel 20
Absatz 1 genannten Mechanismen iibermittelt werden, vorrangig und
umgehend bearbeitet werden und dariiber entschieden wird.

ABSCHNITT 6

Delegierte Rechtsakte und Durchfiihrungsrechtsakte

Artikel 87

Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kom-
mission unter den in diesem Artikel festgelegten Bedingungen iibertra-
gen.

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemdll den Ar-
tikeln 24, 33, 37, 40 und 43 wird der Kommission fiir fiinf Jahre ab
dem 16. November 2022 iibertragen. Die Kommission erstellt spitestens
neun Monate vor Ablauf des Zeitraums von fiinf Jahren einen Bericht
iiber die Befugnisiibertragung. Die Befugnisiibertragung verlidngert sich
stillschweigend um Zeitrdume gleicher Lénge, es sei denn, das Européi-
sche Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen Verldngerung
spétestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

(3) Die Befugnisiibertragung gemifl den Artikeln 24, 33, 37, 40
und 43 kann vom Europdischen Parlament oder vom Rat jederzeit wi-
derrufen werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Uber-
tragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am
Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union
oder zu einem im Beschluss iiber den Widerruf angegebenen spiteren
Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit von delegierten Rechtsakten, die
bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss tiber den Widerruf nicht
bertihrt.

(4)  Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kom-
mission die von den einzelnen Mitgliedstaaten benannten Sachverstéin-
digen, im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung
vom 13. April 2016 iiber bessere Rechtsetzung enthaltenen Grundsit-
zen.

(5) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlésst, {iber-
mittelt sie ihn gleichzeitig dem Europdischen Parlament und dem Rat.

(6)  Ein delegierter Rechtsakt, der gemdf3 den Artikeln 24, 33, 37, 40
und 43 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europédische
Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von drei Monaten nach
Ubermittlung dieses Rechtsakts an das Europdische Parlament und den
Rat Einwénde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das
Européische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt
haben, dass sie keine Einwinde erheben werden. Auf Initiative des
Europdischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um drei Mo-
nate verldngert.
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Artikel 88

Ausschussverfahren

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss (,,Ausschuss fiir
digitale Dienste®) unterstiitzt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im
Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, gilt Artikel 4 der
Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

KAPITEL V
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 89
Anderung der Richtlinie 2000/31/EG

(1) Die Artikel 12 bis 15 der Richtlinie 2000/31/EG werden gestri-
chen.

(2) Bezugnahmen auf die Artikel 12 bis 15 der Richtlinie
2000/31/EG gelten jeweils als Bezugnahmen auf die Artikel 4, 5, 6
und 8 dieser Verordnung.

Artikel 90
Anderung der Richtlinie (EU) 2020/1828

In Anhang I der Richtlinie (EU) 2020/1828 wird folgende Nummer
angefligt:

,»(68) Verordnung (EU) 2022/2065 des Europdischen Parlaments und
des Rates vom 19. Oktober 2022 iiber einen Binnenmarkt fiir
digitale Dienste (Gesetz iiber digitale Dienste) und zur Anderung
der Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz {iiber digitale Dienste)
(ABL L 277 vom 27.10.2022, S. 1.

Artikel 91
Uberpriifung

(1)  Bis zum 18. Februar 2027 bewertet die Kommission die poten-
ziellen Auswirkungen dieser Verordnung auf die Entwicklung und das
Wirtschaftswachstum kleiner und mittlerer Unternehmen und erstattet
dem Europdischen Parlament, dem Rat und dem Europidischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss dariiber Bericht.

Bis zum 17. November 2025 bewertet die Kommission Folgendes und
erstattet dem Europdischen Parlament, dem Rat und dem Européischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss dariiber Bericht:

a) die Anwendung von Artikel 33, einschlieflich des Umfangs der
Anbieter von Vermittlungsdiensten, die unter die Verpflichtungen
nach Kapitel IIT Abschnitt 5 dieser Verordnung fallen,

b) die Art und Weise wie diese Verordnung Beriihrungspunkte mit
anderen Rechtsakten, insbesondere den in Artikel 2 Absétze 3 und 4
genannten Rechtsakten aufweist.
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(2) Bis zum 17. November 2027 und danach alle fiinf Jahre bewertet
die Kommission diese Verordnung und erstattet dem Europdischen Par-
lament, dem Rat und dem Europdischen Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss dariiber Bericht.

In diesem Bericht wird insbesondere Folgendes behandelt:
a) die Anwendung von Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstaben a und b,

b) der Beitrag dieser Verordnung zur Vertiefung und zum effizienten
Funktionieren des Binnenmarkts fiir Vermittlungsdienste, insbeson-
dere im Hinblick auf die grenziiberschreitende Erbringung digitaler
Dienste,

¢) die Anwendung der Artikel 13, 16, 20, 21, 45 und 46,
d) der Umfang der Verpflichtungen fiir Klein- und Kleinstunternehmen,

e) die Wirksamkeit der Uberwachungs- und Durchsetzungsmechanis-
men,

f) die Auswirkungen auf die Achtung des Rechts auf freie Meinungs-
duBerung und auf Auskunft.

(3) Den in den Absidtzen 1 und 2 genannten Berichten wird bei
Bedarf ein Vorschlag zur Anderung dieser Verordnung beigefligt.

(4)  Die Kommission bewertet in dem in Absatz 2 genannten Bericht
auch die Jahresberichte iiber die Tétigkeiten der Koordinatoren fiir di-
gitale Dienste, die der Kommission und dem Gremium gemaf3 Artikel 55
Absatz 1 vorzulegen sind, und erstattet dariiber Bericht.

(5) Fir die Zwecke des Absatzes 2 iibermitteln die Mitgliedstaaten
und das Gremium auf Verlangen der Kommission Informationen.

(6) Bei den in Absatz 2 genannten Bewertungen beriicksichtigt die
Kommission die Standpunkte und Feststellungen des Europdischen Par-
laments, des Rates und anderer einschliagiger Stellen oder Quellen und
widmet den kleinen und mittleren Unternehmen und der Stellung neuer
Wettbewerber besondere Aufmerksamkeit.

(7)  Bis zum 18. Februar 2027 nimmt die Kommission nach Konsul-
tation des Gremiums und unter Beriicksichtigung der ersten Jahre der
Anwendung der Verordnung eine Bewertung der Arbeitsweise des Gre-
miums und der Anwendung von Artikel 43 vor und erstattet dem Eu-
ropdischen Parlament, dem Rat und dem Europidischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss dariiber Bericht. Auf der Grundlage der Ergebnisse und
unter weitestgehender Beriicksichtigung der Stellungnahme des Gremi-
ums wird diesem Bericht eventuell ein Vorschlag zur Anderung dieser
Verordnung in Bezug auf die Struktur des Gremiums beigefugt.

Artikel 92

Bevorstehenden Anwendung fiir Anbieter sehr grofier Online-
Plattformen und sehr grofier Online-Suchmaschinen.

Diese Verordnung gilt fiir Anbieter sehr groBer Online-Plattformen und
sehr groBer Online-Suchmaschinen, die gemdl Artikel 33 Absatz 4 be-
nannt wurden, ab dem Datum vier Monaten nach der Mitteilung an den
betreffenden Anbieter gemdl3 Artikel 33 Absatz 6, wenn dieses Datum
vor dem 17. Februar 2024 liegt.
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Artikel 93

Inkrafttreten und Anwendung

(1)  Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Verdffent-
lichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

(2) Diese Verordnung gilt ab dem 17. Februar 2024.

Artikel 24 Absidtze 2, 3 und 6, Artikel 33 Absdtze 3 bis 6, Artikel 37
Absatz 7, Artikel 40 Absatz 13 und Kapitel IV Abschnitte 4, 5, und 6
gelten jedoch ab dem 16. November 2022.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel-
bar in jedem Mitgliedstaat.



	Konsolidierter Text: Verordnung (EU) 2022/2065 des Europäischen Parlaments und des Ratesvom 19. Oktober 2022
	Berichtigt durch:

	Verordnung (EU) 2022/2065 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Oktober 2022 über einen Binnenmarkt für digitale Dienste und zur Änderung der Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz über digitale Dienste) (Text von Bedeutung für den EWR)
	KAPITEL I ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN
	Artikel 1 Gegenstand
	Artikel 2 Geltungsbereich
	Artikel 3 Begriffsbestimmungen

	KAPITEL II HAFTUNG DER ANBIETER VON VERMITTLUNGSDIENSTEN
	Artikel 4 Reine Durchleitung
	Artikel 5 Caching
	Artikel 6 Hosting
	Artikel 7 Freiwillige Untersuchungen auf Eigeninitiative und Einhaltung der Rechtsvorschriften
	Artikel 8 Keine allgemeine Verpflichtung zur Überwachung oder aktiven Nachforschung
	Artikel 9 Anordnungen zum Vorgehen gegen rechtswidrige Inhalte
	Artikel 10 Auskunftsanordnungen

	KAPITEL III SORGFALTSPFLICHTEN FÜR EIN TRANSPARENTES UND SICHERES ONLINE-UMFELD
	ABSCHNITT 1 Bestimmungen für alle Anbieter von Vermittlungsdiensten
	Artikel 11 Kontaktstellen für die Behörden der Mitgliedstaaten, die Kommission und den Vorstand
	Artikel 12 Kontaktstellen für Nutzer der Dienste
	Artikel 13 Gesetzlicher Vertreter
	Artikel 14 Allgemeine Geschäftsbedingungen
	Artikel 15 Transparenzberichtspflichten der Anbieter von Vermittlungsdiensten

	ABSCHNITT 2 Zusätzliche Bestimmungen für Hostingdiensteanbieter, einschließlich Online-Plattformen
	Artikel 16 Melde- und Abhilfeverfahren
	Artikel 17 Begründung
	Artikel 18 Meldung des Verdachts auf Straftaten

	ABSCHNITT 3 Zusätzliche Bestimmungen für Anbieter von Online-Plattformen
	Artikel 19 Ausnahme für Kleinst- und Kleinunternehmen
	Artikel 20 Internes Beschwerdemanagementsystem
	Artikel 21 Außergerichtliche Streitbeilegung
	Artikel 22 Vertrauenswürdige Hinweisgeber
	Artikel 23 Maßnahmen und Schutz vor missbräuchlicher Verwendung
	Artikel 24 Transparenzberichtspflichten der Anbieter von Online-Plattformen
	Artikel 25 Gestaltung und Organisation der Online-Schnittstelle
	Artikel 26 Werbung auf Online-Plattformen
	Artikel 27 Transparenz der Empfehlungssysteme
	Artikel 28 Online-Schutz Minderjähriger

	ABSCHNITT 4 Bestimmungen für Anbieter von Online-Plattformen, die Verbrauchern den Abschluss von Fernabsatzverträgen mit Unternehmern ermöglichen
	Artikel 29 Ausnahme für Kleinst- und Kleinunternehmen
	Artikel 30 Nachverfolgbarkeit von Unternehmern
	Artikel 31 Konformität durch Technikgestaltung
	Artikel 32 Recht auf Information

	ABSCHNITT 5 Zusätzliche Verpflichtungen in Bezug auf den Umgang mit systemischen Risiken für Anbieter von sehr großen Online-Plattformen und sehr großen Online-Suchmaschinen
	Artikel 33 Sehr große Online-Plattformen und sehr große Online-Suchmaschinen
	Artikel 34 Risikobewertung
	Artikel 35 Risikominderung
	Artikel 36 Krisenreaktionsmechanismus
	Artikel 37 Unabhängige Prüfung
	Artikel 38 Empfehlungssysteme
	Artikel 39 Zusätzliche Transparenz der Online-Werbung
	Artikel 40 Datenzugang und Kontrolle
	Artikel 41 Compliance-Abteilung
	Artikel 42 Transparenzberichtspflichten
	Artikel 43 Aufsichtsgebühren

	ABSCHNITT 6 Sonstige Bestimmungen über Sorgfaltspflichten
	Artikel 44 Normen
	Artikel 45 Verhaltenskodizes
	Artikel 46 Verhaltenskodizes für Online-Werbung
	Artikel 47 Verhaltenskodizes in Bezug auf die Barrierefreiheit
	Artikel 48 Krisenprotokolle


	KAPITEL IV UMSETZUNG, ZUSAMMENARBEIT, SANKTIONEN UND DURCHSETZUNG
	ABSCHNITT 1 Zuständige Behörden und nationale Koordinatoren für digitale Dienste
	Artikel 49 Zuständige Behörden und Koordinatoren für digitale Dienste
	Artikel 50 Anforderungen an Koordinatoren für digitale Dienste
	Artikel 51 Befugnisse der Koordinatoren für digitale Dienste
	Artikel 52 Sanktionen
	Artikel 53 Beschwerderecht
	Artikel 54 Entschädigung
	Artikel 55 Tätigkeitsberichte

	ABSCHNITT 2 Zuständigkeit, koordinierte Untersuchungen und Kohärenzmechanismen
	Artikel 56 Zuständigkeit
	Artikel 57 Gegenseitige Amtshilfe
	Artikel 58 Grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Koordinatoren für digitale Dienste
	Artikel 59 Befassung der Kommission
	Artikel 60 Gemeinsame Untersuchungen

	ABSCHNITT 3 Europäisches Gremium für digitale Dienste
	Artikel 61 Europäisches Gremium für digitale Dienste
	Artikel 62 Struktur des Gremiums
	Artikel 63 Aufgaben des Gremiums

	ABSCHNITT 4 Beaufsichtigung, Untersuchung, Durchsetzung und Überwachung in Bezug auf Anbieter sehr großer Online-Plattformen und sehr großer Online-Suchmaschinen
	Artikel 64 Entwicklung von Sachkenntnis und Kapazitäten
	Artikel 65 Durchsetzung von Pflichten der Anbieter sehr großer Online-Plattformen und sehr großer Online-Suchmaschinen
	Artikel 66 Einleitung von Verfahren durch die Kommission und Zusammenarbeit bei Untersuchungen
	Artikel 67 Auskunftsverlangen
	Artikel 68 Befugnis zur Befragung und Aufnahme von Aussagen
	Artikel 69 Befugnis zur Durchführung von Nachprüfungen
	Artikel 70 Einstweilige Maßnahmen
	Artikel 71 Verpflichtungszusagen
	Artikel 72 Überwachungsmaßnahmen
	Artikel 73 Nichteinhaltung
	Artikel 74 Geldbußen
	Artikel 75 Erweiterte Beaufsichtigung von Maßnahmen zur Behebung von Zuwiderhandlungen gegen in Kapitel III Abschnitt 5 festgelegte Pflichten
	Artikel 76 Zwangsgelder
	Artikel 77 Verjährungsfrist für die Verhängung von Sanktionen
	Artikel 78 Verjährungsfrist für die Durchsetzung von Sanktionen
	Artikel 79 Anspruch auf rechtliches Gehör und Recht auf Akteneinsicht
	Artikel 80 Veröffentlichung von Beschlüssen
	Artikel 81 Ermessensnachprüfung durch den Gerichtshof der Europäischen Union
	Artikel 82 Beschränkung der Anträge auf Akteneinsicht und Zusammenarbeit mit nationalen Gerichten
	Artikel 83 Durchführungsrechtsakte im Zusammenhang mit dem Eingreifen der Kommission

	ABSCHNITT 5 Gemeinsame Durchsetzungsbestimmungen
	Artikel 84 Berufsgeheimnis
	Artikel 85 Informationsaustauschsystem
	Artikel 86 Vertretung

	ABSCHNITT 6 Delegierte Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte
	Artikel 87 Ausübung der Befugnisübertragung
	Artikel 88 Ausschussverfahren


	KAPITEL V SCHLUSSBESTIMMUNGEN
	Artikel 89 Änderung der Richtlinie 2000/31/EG
	Artikel 90 Änderung der Richtlinie (EU) 2020/1828
	Artikel 91 Überprüfung
	Artikel 92 Bevorstehenden Anwendung für Anbieter sehr großer Online-Plattformen und sehr großer Online-Suchmaschinen.
	Artikel 93 Inkrafttreten und Anwendung


	Reg DSA-2022_2065-OJ-DE.pdf
	Verordnung (EU) 2022/2065 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Oktober 2022 über einen Binnenmarkt für digitale Dienste und zur Änderung der Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz über digitale Dienste) 


